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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG ( EWG) Nr. 2000/ 83 DES RATES

vom 2 . Juni 1983

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige , die
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, und zur Änderung der Verordnung ( EWG)

Nr. 574 / 72 über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die
Artikel 51 und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission , der nach Anhörung der
Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der
Wanderarbeitnehmer ausgearbeitet wurde (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Durchführung der Verordnung (EWG ) Nr.
1408 / 71 ( 4 ), zuletzt geändert durch die Verordnung
( EWG ) Nr. 2793 / 81 ( s ), und der Verordnung ( EWG )
Nr . 574 / 72 ( 6 ), zuletzt geändert durch die Verordnung
( EWG ) Nr. 799 / 83 ( 7 ), gesammelten Erfahrungen las­
sen die Notwendigkeit einiger Verbesserungen dieser
Verordnungen erkennen .

Wenn die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats vor­
sehen , daß Arbeitsunfälle oder später aufgetretene
Berufskrankheiten bei der Bewertung des Grades der
Erwerbsunfähigkeit , der Begründung des Leistungsan­
spruchs oder der Festsetzung des Leistungsbetrags zu
berücksichtigen sind , sollte dies auch dann gelten , wenn

sie im Geltungsbereich des Rechts eines anderen Mit­
gliedstaats eingetreten sind . Die Verordnungen ( EWG )
Nr. 1408 / 71 und (EWG ) Nr. 574 / 72 sind daher ent­
sprechend zu ändern.

Es ist erforderlich , in Anhang VI der Verordnung
(EWG ) Nr. 1408 / 71 vorzusehen , daß deutsche Träger
das Nettoarbeitsentgelt für die Feststellung bestimmter
Geldleistungen an in Deutschland versicherte und in
einem anderen Mitgliedstaat wohnende Arbeitnehmer
berechnen können.

In diesem Anhang muß ferner bestimmt werden , daß bei
den Anspruchsvoraussetzungen für eine deutsche Invali­
ditätsrente nur die deutschen versicherungspflichtigen
Beschäftigungen zu berücksichtigen sind .

Wegen Änderungen in den Rechtsvorschriften des Ver­
einigten Königreichs über den Anspruch auf Leistungen
bei Mutterschaft muß der genannte Anhang dahin­
gehend geändert werden , daß die Möglichkeit geschaf­
fen wird , die in anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten
Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzeiten anzu­
rechnen .

Anhang VII der Verordnung ( EWG ) Nr . 1408 / 71 muß
geändert werden , um die Fälle von Doppelversicherung
bei Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in der Land­
wirtschaft in Deutschland und einer unselbständigen
Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat zu begren­
zen .

Anhang 2 der Verordnung ( EWG ) Nr . 574 / 72 ist zu
. ändern , weil einerseits eine Umverteilung der Zustän­
digkeiten zwischen den verschiedenen italienischen
Behörden stattgefunden hat und andererseits der für das
Rentensondersystem für Bergarbeiter in den Nieder­
landen zuständige Träger aufgenommen werden soll .

(•) ABl . Nr. C 27 vom 2 . 2 . 1983 , S. 3 .
( 2 ) ABl . Nr . C 96 vom 11 . 4 . 1983 , S. 89 .
( 3 ) ABl . Nr . C 90 vom 5 . 4 . 1983 , S. 29 .
C ) ABl . Nr. L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 . •
( 5 ) ABl . Nr . L 275 vom 29 . 9 . 1981 , S. 1 .
(«) ABl . Nr . L 74 vom 27 . 3 . 1972 , S. 1 .
( 7 ) ABl . Nr. L 89 vom 7 . 4 . 1983 , S. 15 .
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2 . Anhang VI wird wie folgt geändert :Es ist ferner notwendig , die Anhänge 3 und 10 der
Verordnung (EWG ) Nr . 574 /72 zu ändern , um insbe­
sondere der Neuordnung der Regelungen über Familien­
leistungen im Vereinigten Königreich Rechnung zu tra­
gen —

a ) In Teil C „Deutschland" werden folgende Num­
mern angefügt :

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : „ 14 . Für die Gewährung von Geldleistungen
nach § 182 Absatz 4 , § 200 Absatz 2 und
§ 561 Absatz 1 der RVO an Versicherte ,
die in einem anderen Mitgliedstaat woh­
nen , berechnen die deutschen Versiche­
rungsträger das für die Bemessung der
Leistungen maßgebliche Nettoarbeitsent­
gelt so , als ob sie in der Bundesrepublik
Deutschland wohnten .

15 . Ist nach den deutschen Rechtsvorschrif­
ten für den Anspruch auf Rente wegen
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähig­
keit oder Bergmannsrente wegen vermin­
derter bergmännischer Berufsfähigkeit
oder Knappschaftsrente wegen Berufsun­
fähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit auf
den bisherigen Beruf abzustellen , so wer­
den bei der Prüfung dieses Anspruchs nur
nach deutschen Rechtsvorschriften ver­
sicherungspflichtige Beschäftigungen be­
rücksichtigt .".

b ) In Abschnitt J „Vereinigtes Königreich" wird
folgende Nummer eingefügt :

Artikel 1

Die Verordnung ( EWG ) Nr . 1408 / 71 wird wie folgt
geändert :

1 . In Artikel 61

a ) erhält Absatz 5 folgende Fassung:
„(5 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats ,
in dessen Rechtsvorschriften ausdrücklich oder
stillschweigend vorgesehen ist , daß bei der
Bemessung des Grades der Erwerbsminderung,
der Begründung des Leistungsanspruchs oder der
Festsetzung des Leistungsbetrags früher eingetre­
tene oder festgestellte Arbeitsunfälle oder Berufs­
krankheiten zu berücksichtigen sind , berücksich­
tigt auch die früher nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats eingetretenen oder
festgestellten Arbeitsunfälle oder Berufskrank­
heiten , als ob sie unter den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften eingetreten oder festgestellt
worden wären .";

b ) wird folgender Absatz angefügt :

„(6 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats ,
in dessen Rechtsvorschriften ausdrücklich oder
stillschweigend vorgesehen ist , daß bei der
Bemessung des Grades der Erwerbsminderung,
der Begründung des Leistungsanspruchs oder der
Festsetzung des Leistungsbetrags später eingetre­
tene oder festgestellte Arbeitsunfälle oder Berufs­
krankheiten zu berücksichtigen sind , berücksich­
tigt auch die später nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats eingetretenen oder
festgestellten Arbeitsunfälle oder Berufskrank­
heiten , als ob sie unter den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften eingetreten oder festgestellt
worden wären , sofern

1 . für die früher nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften eingetretenen oder fest­
gestellten Arbeitsunfälle oder Berufskrank­
heiten kein Leistungsanspruch bestand und

2. für die später eingetretenen oder festgestell­
ten Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten
ungeachtet der Bestimmungen von Absatz 5
kein Leistungsanspruch gemäß den Rechts­
vorschriften des anderen Mitgliedstaats ,
nach denen der Arbeitsunfall oder die Berufs­
krankheit eingetreten ist oder festgestellt
wurde , besteht .".

„4 . 1 . Für den Anspruch auf Entbindungsgeld
gelten die nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats zurückge­
legten Versicherungszeiten , Beschäfti­
gungszeiten oder Zeiten selbständiger
Tätigkeit als Zeiten der Anwesenheit in
Großbritannien bzw. Nordirland ; dabei
gilt Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung
so , als ob es sich bei den dortigen Hin­
weisen auf Wohnzeiten um Hinweise auf
Anwesenheitszeiten handelte .

Erfüllt eine Frau , für die gemäß Titel II
der Verordnung die Rechtsvorschriften
des Vereinigten Königreichs gelten , zum
Zeitpunkt der Antragstellung oder der
Niederkunft nicht die in diesen Rechts­
vorschriften geforderten Voraussetzun­
gen hinsichtlich der Anwesenheit in
Großbritannien bzw. Nordirland , so gilt
sie bezüglich der Erfüllung dieser Vor­
aussetzungen als dort anwesend , wenn
sie sich zu dem fraglichen Zeitpunkt in
einem anderen Mitgliedstaat aufhielt .
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1 . In Artikel 4 Absatz 10 Buchstabe b ) wird nach
„Artikel 102 Absatz 2" die Angabe „Artikel 109"
eingefügt .

2 . Erfüllt eine Frau , deren Ehemann Arbeit­
nehmer oder Selbständiger ist oder
zuletzt war , für den gemäß Titel II der
Verordnung die Rechtsvorschriften des
Vereinigten Königreichs gelten oder zu­
letzt galten , nicht die in den Rechtsvor­
schriften des Vereinigten Königreichs in
bezug auf Entbindungsgeld genannten
Voraussetzungen hinsichtlich

2 . Artikel 72 erhält folgende Fassung:
„Durchführung des Artikels 61 Absätze 5 und 6 der
Verordnung.

a ) der Anwesenheit in Großbritannien
bzw. Nordirland zum Zeitpunkt der
Antragstellung oder der Niederkunft ,
so gilt sie bezüglich der Erfüllung
dieser Voraussetzungen als dort an­
wesend , wenn sie zu dem fraglichen
Zeitpunkt mit ihrem Ehemann in
einem anderen Mitgliedstaat wohnte
oder wenn sie — im Falle des Todes
ihres Ehemannes innerhalb von sechs
Monaten vor dem in Frage stehenden
Zeitpunkt — bei Eintritt seines Todes
mit ihm in einem anderen Mitglied­
staat wohnte ;

Artikel 72

Bemessung des Grades der Erwerbsminderung im Fall
früherer oder späterer Arbeitsunfälle oder Berufskrank­
heiten

( 1 ) In den in Artikel 61 Absätze 5 und 6 der
Verordnung genannten Fällen hat der Antragsteller
zur Bemessung des Grades der Erwerbsminderung ,
zur Begründung des Leistungsanspruchs oder zur
Festsetzung des Leistungsbetrags dem zuständigen
Träger des Mitgliedstaats , dessen Rechtsvorschriften
bei Eintritt des Arbeitsunfalls oder bei der ersten
ärztlichen Feststellung der Berufskrankheit für ihn
galten , alle Auskünfte über Arbeitsunfälle oder
Berufskrankheiten zu erteilen , die er früher oder
später erlitten bzw . sich zugezogen hat , als die
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats für
ihn galten , und zwar ohne Rücksicht auf die durch
diese früheren oder späteren Fälle verursachte
Erwerbsminderung.

( 2 ) Der zuständige Träger berücksichtigt für die
Begründung des Anspruchs und die Festsetzung des
Leistungsbetrags nach den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften die durch diese früheren oder
späteren Fälle verursachte Erwerbsminderung .

( 3 ) Der zuständige Träger kann bei jedem Träger ,
der früher oder später zuständig gewesen ist , die
Auskünfte einholen , die er für erforderlich hält .

b ) einer Zeit der Anwesenheit in Groß­
britannien bzw . in Nordirland von
mehr als 182 Tagen in den 52
Wochen unmittelbar vor der voraus­
sichtlichen Niederkunft bzw. dem
Tag der Niederkunft , so gelten von
ihrem Ehemann nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats
zurückgelegte Versicherungs- oder
Beschäftigungszeiten oder Zeiten
selbständiger Tätigkeit als Zeiten der
Anwesenheit in Großbritannien bzw.
Nordirland , wenn sie während dieser
Zeiten durchweg bei ihm gewohnt
hat ."

3 . In Anhang VII erhält Nummer 3 folgende Fassung :

„3 . Für die Systeme der landwirtschaftlichen Un­
fallversicherung und der Alterssicherung der
Landwirte : Ausübung einer selbständigen land­
wirtschaftlichen Tätigkeit in Deutschland und
einer Beschäftigung im Lohn- und Gehaltsver­
hältnis in einem anderen Mitgliedstaat ."

Wurde eine früher oder später eingetretene Erwerbs­
minderung durch einen Unfall verursacht , der ein­
trat , als für die betreffende Person die Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats galten , die nicht nach
dem Ursprung der Erwerbsminderung unterschei­
den , so hat der für die früher oder später eingetrete­
ne Erwerbsminderung zuständige Träger oder die
von der zuständigen Behörde des betreffenden Mit­
gliedstaats bezeichnete Stelle auf Verlangen des
zuständigen Trägers eines anderen Mitgliedstaats
Angaben über die früher oder später eingetretene
Erwerbsminderung zu machen sowie nach Möglich­
keit Auskünfte zu erteilen , anhand derer festgestellt
werden kann , ob die Erwerbsminderung Folge eines
Arbeitsunfalls im Sinne der vom Träger des zweiten
Mitgliedstaats anzuwendenden Rechtsvorschriften
war . Ist dies der Fall , so gilt Absatz 2 entspre­
chend ."

Artikel 2

Die Verordnung ( EWG ) Nr . 574 / 72 wird wie folgt
geändert :
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3 . In Anhang 2

a ) erhält Abschnitt G „Italien", Nummer 1 , Buchstabe a ) Ziffer ii ) folgende Fassung:
ii ) für bestimmte Gruppen öffentlich Bediensteter ,

in der Privatwirtschaft Beschäftigter und
Gleichgestellter , für Rentner und deren Fami­
lienangehörige : Ministero della sanitä , ( Gesundheitsministerium),

Rom"

b ) erhält Abschnitt I „Niederlande", Nummer 3 , folgende Fassung :
„3 . Alter, Tod (Renten):

a ) im allgemeinen:

b) Bergbausystem:

Sociale Verzekeringsbank ( Sozialversicherungsanstalt ),
Amsterdam

Algemeen Mijnwerkersfonds (Allgemeine Knappschafts­
kasse), Heerlen ."

4 . In Anlage 3 wird Abschnitt J „Vereinigtes Königreich" wie folgt geändert :
a ) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2 . Geldleistungen (außer Familienbeihilfen)
Großbritannien : Department of Health and Social Security — Overseas

Branch (Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit — Internationaler Dienst ) Newcastle upon
Tyne , NE98 1YX
Department of Health and Social Services — Overseas
Branch (Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Dienste — Internationaler Dienst) Belfast , BT4 3HH
Department of Labour and Social Security (Ministerium
für Arbeit und soziale Sicherheit), Gibraltar ."

Nordirland :

Gibraltar:

b ) Folgende Nummer wird hinzugefügt:
„3 . Familienleistungen

Bei Anwendung der Artikel 73 und 74 der
Verordnung
Großbritannien :

Nordirland :

Department of Health and Social Security — Child
Benefit Centre (Washington) (Ministerium für Gesund­
heitswesen und soziale Sicherheit — Kindergeldstelle ,
Washington) Newcastle upon Tyne, NE88 IAA
Department of Health and Social Services — Overseas
Branch (Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Dienste — Internationaler Dienst ) Belfast , BT4 3HH
Department of Labour and Social Security — (Ministe­
rium für Arbeit und soziale Sicherheit), Gibraltar."

Gibraltar:

5 . In Anhang 10

a) wird Abschnitt A „Belgien" wie folgt geändert :
Die derzeitige Nummer 3 wird Nummer 4 und die derzeitige Nummer 4 wird Nummer 3 . In der neuen
Nummer 3 wird nach den Worten „Artikel IIa" eingefügt : „Buchstabe a)".
Die neue Nummer 4 erhält folgende Fassung:
„4 . Bei Anwendung des Artikels 17 der Verordnung und

— des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe b) der
Durchführungsverordnung: Ministere de la Prevoyance sociale , Secretariat General ,

Service des Relations internationales , Bruxelles—Mini­
sterie van Sociale Voörzorg, Secretariaat-generaal ,
Dienst Internationale Betrekkingen , Brüssel (Ministe­
rium für soziale Vorsorge , Generalsekretariat , Dienst
für internationale Beziehungen )

— des Artikels IIa Absatz 1 Buchstabe b ) der
Durchführungsverordnung: Ministere des Classes moyennes , Administration des

Affaires sociales , Bruxelles — Ministerie van Midden­
stand , Administratie Sociale Zaken , Brüssel ( Ministe­
rium für den Mittelstand , Verwaltung für Soziale Ange­
legenheiten )";
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b) wird in Nummer 1 des Abschnitts E „Griechenland" der Buchstabe „b )" nach „des Artikels 14" eingefügt ;

c ) werden in Abschnitt I „Niederlande" unter Nummer 1 nach „des Artikels 11 Absatz 1 " die Worte „des Artikels
IIa Absatz 1 " eingefügt ;

d ) erhält Abschnitt J „Vereinigtes Königreich" folgende Fassung :
VEREINIGTES KÖNIGREICH

1 . Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 ,
der Artikel IIa Absatz 1 und 12a , des
Artikels 13 Absätze 2 und 3 , des Artikels 14
Absätze 1 , 2 und 3 , des Artikels 38 Absatz
1 , des Artikels 70 Absatz 1 , des Artikels 80
Absatz 2 , des Artikels 81 , des Artikels 82
Absatz 2 , des Artikels 91 Absatz 2 , des
Artikels 102 Absatz 2 und des Artikels 110
der Durchführungsverordnung :
Großbritannien : Department of Health and Social Security — Overseas

Branch (Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit — Internationaler Dienst ) Newcastle upon
Tyne , NE98 1YX

Nordirland: Department of Health and Social Services — Overseas
Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Dienste — Internationaler Dienst ) Belfast , BT4 3HH

2 . Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2
und des Artikels 86 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung:
Großbritannien : Department of Health and Social Security — Child

Benefit Centre (Washington) ( Ministerium für Gesund­
heitswesen und soziale Sicherheit — Kindergeldstelle ,
Washington ) Newcastle upon Tyne , NE88 IAA
Department of Health and Social Services — Overseas
Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und Sozial­
dienste — Internationaler Dienst ) Belfast , BT4 3HH".

Nordirland:

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft .

Sie gilt mit Wirkung vom 1 . Juli 1982 . Jedoch gilt Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b ) mit
Wirkung vom 1 . April 1982 , außer für die Bezugnahme auf „selbständige Tätigkeiten" und
„Selbständige".

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 2 . Juni 1983 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

N. BLÜM
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VERORDNUNG ( EWG ) Nr. 2001 /83 DES RATES

vom 2 . Juni 1983

zur Änderung und Aktualisierung der Verordnung ( EWG) Nr. 1408 / 71 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienan­
gehörige , die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern , und zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 574 /72 über die Durchführung der Verordnung (EWG )

Nr. 1408 / 71

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf die
Artikel 2 , 7 , 51 und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit der Verordnung ( EWG ) Nr. 1390 / 81 ( 3 ) wurde die
Verordnung ( EWG) Nr. 1408 / 71 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und
deren Familien , die innerhalb der Gemeinschaft zu- und
abwandern ( 4 ), auf die Selbständigen und ihre Familien­
angehörigen ausgedehnt .

Mit der Verordnung ( EWG ) Nr. 3795/81 (5 ) wurde die
Verordnung (EWG) Nr. 574 /72 über die Durchführung
der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 ( 6 ) auf die Selb­
ständigen und ihre Familienangehörigen ausgedehnt .

Diese Ausdehnungen sind am 1 . Juli 1982 in Kraft
getreten . Zwischen der Verabschiedung der Verordnung
(EWG ) Nr. 1390 / 81 und dem genannten Datum wur­
den die Verordnungen (EWG ) Nr. 1408 / 71 und
(EWG) Nr. 574 / 72 durch die Verordnung ( EWG )
Nr. 2793 / 81 ( 7 ) geändert .

Diese Änderungen wurden an dem im Zeitpunkt ihrer
Verabschiedung gültigen Wortlaut der Verordnung
(EWG ) Nr. 1408 / 71 vorgenommen ; es sind also nicht
die mit der Verordnung ( EWG ) Nr. 1390 / 81 vorge­
nommenen Änderungen berücksichtigt .

Seit Inkrafttreten der Verordnung ( EWG ) Nr . 1390 / 81
umfaßt die Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 einen

neuen Anhang I , die übrigen Anhänge sind entspre­
chend umnumeriert . Diesem Umstand mußte hinsicht­
lich der mit Verordnung ( EWG) Nr. 2793 / 81 vorge­
nommenen Änderungen Rechnung getragen werden .
Ebenfalls mußte klargestellt werden , ob diese Änderun­
gen auch die Selbständigen betreffen . Das gleiche gilt für
die in Artikel 1 Absatz 2 und Absatz 6 Buchstabe b )
zweiter Gedankenstrich und Absatz 6 Buchstabe g)
zweiter Gedankenstrich der Verordnung ( EWG )
Nr . 2793 / 81 aufgeführten Bestimmungen .

In der italienischen Fassung der Verordnungen ( EWG )
Nr . 1408 / 71 und ( EWG ) Nr . 574 / 72 werden die
Begriffe „Arbeitnehmer" und „Selbständige" besser mit
den Ausdrücken „Lavoratori subordinati" und „Lavora­
tori autonomi" anstelle von „Lavoratori salariati" und
„Lavoratori non salariati" wiedergegeben .

Es sind demnach die erforderlichen Änderungen in den
Verordnungen ( EWG ) Nr. 1408 / 71 und ( EWG ) Nr.
574 /72 vorzunehmen .

In Anhang 2 Abschnitt C Nummer 1 und in Anhang 10
Abschnitt C Nummern 2 und 3 der Verordnung (EWG )
Nr. 574 / 72 sind Präzisierungen erforderlich .

Für eine größere Klarheit ist es auch zweckmäßig , die
Verordnungen ( EWG ) Nr . 1408 / 71 und ( EWG )
Nr . 574 / 72 , zuletzt geändert durch die Verordnung
( EWG ) Nr . 2000 / 83 (•), in ihrer Gesamtheit zu aktuali­
sieren . Dazu sind nicht nur die Teile , die mit Wirkung
vom 1 . Juli 1982 geändert werden , sondern auch die
bereits früher geänderten Teile und die unverändert
bleibenden Teile in einer einheitlichen Fassung zusam­
menzustellen .

Die Anhänge 1 , 4 , 5 , 6 , 7 und 8 der Verordnung
( EWG ) Nr . 574 / 72 wurden mit den Verordnungen
( EWG ) Nr. 2474 / 82 (») und ( EWG ) Nr. 799 / 83 ( ,0 )
auf den neuesten Stand gebracht . Die so aktualisierten
Anhänge sind aus praktischen Erwägungen zusammen
mit allen am 1 . Juli 1982 geltenden Bestimmungen der
Verordnungen ( EWG ) Nr . 1408 / 71 und ( EWG )
Nr. 574 / 72 in einer einheitlichen Textfassung zusam­
menzustellen .(>) ABl . Nr . C 27 vom 2 . 2 . 1983 , S. 3 .

H ABl . Nr. C 161 vom 20. 6 . 1983 , S. 17
O ABl . Nr. L 143 vom 29 . 5 . 1981 , S. 1 .
(«) ABl . Nr. L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 .
( J ) ABl . Nr . L 378 vom 31 . 12 . 1981 , S. 1 .
(*) ABl . Nr. L 74 vom 27 . 3 . 1972 , S. 1 .
( 7 ) ABl . Nr . L 275 vom 29 . 9 . 1981 , S. 1 .

(•) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts .
H ABl . Nr . L 266 vom 15 . 9 . 1982 , S. 1 .
( ,0 ) ABl . Nr. L 89 vom 7 . 4 . 1983 , S. 15 .
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Aus praktischen Erwägungen sollten die Modalitäten
geändert werden , nach denen die in Artikel 3 der
Verordnung (EWG ) Nr . 1390/ 81 bezeichneten Verein­
barungen auch für Selbständige gelten —

Artikel 2

Der Titel , das Inhaltsverzeichnis und die Bestimmungen
der Verordnung ( EWG ) Nr . 574 / 72 erhalten die in
Anhang II wiedergegebene Fassung.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft .

Sie gilt ab 1 . Juli 1982 .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Titel , das Inhaltsverzeichnis und die Bestimmungen
der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 erhalten die in
Anhang I wiedergegebene Fassung.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 2 . Juni 1983 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

N. BLÜM
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TITEL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Für die Anwendung dieser Verordnung werden die
nachstehenden Begriffe wie folgt definiert :

— wenn sie im Lohn- oder Gehaltsverhältnis
beschäftigt ist oder eine selbständige Tätig­
keit ausübt oder

— wenn sie früher im Rahmen eines für Arbeit­
nehmer oder Selbständige desselben Mit­
gliedstaats errichteten Systems gegen das
gleiche Risiko pflichtversichert war ;

b ) „Grenzgänger14 : jeder Arbeitnehmer oder Selbständi­
ge , der seine Berufstätigkeit im Gebiet eines Mit­
gliedstaats ausübt und im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats wohnt , in das er in der Regel täglich ,
mindestens aber einmal wöchentlich zurückkehrt ;
der Grenzgänger , der von dem Unternehmen , dem
er gewöhnlich angehört , innerhalb des Gebietes des
gleichen oder in das Gebiet eines anderen Mitglied­
staats entsandt wird , oder der dort eine Dienstlei­
stung erbringt , behält jedoch bis zur Höchstdauer
von vier Monaten die Eigenschaft eines Grenzgän­
gers , selbst wenn er während dieser Zeit nicht
täglich oder mindestens einmal wöchentlich an sei­
nen Wohnort zurückkehren kann ;

c) „Saisonarbeiter": jeder Arbeitnehmer , der sich in das
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates
begibt , in dem er wohnt , um dort für Rechnung
eines Unternehmens oder eines Arbeitgebers in die­
sem Staat eine Saisonarbeit auszuüben , deren Dauer
keinesfalls acht Monate überschreiten darf, und der
sich für die Dauer seiner Beschäftigung im Gebiet
dieses Staates aufhält ; unter Saisonarbeit ist eine
jahreszeitlich bedingte Arbeit zu verstehen , die jedes
Jahr erneut anfällt ;

d ) „Flüchtling": mit der Bedeutung, die in Artikel 1 des
am 28 . Juli 1951 in Genf unterzeichneten Abkom­
mens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge festge­
legt ist ;

e ) „Staatenloser": mit der Bedeutung, die in Artikel 1
des am 28 . September 1954 in New York unter­
zeichneten Abkommens über die Rechtsstellung der
Staatenlosen festgelegt ist ;

f) „Familienangehöriger": jede Person , die in den
Rechtsvorschriften , nach denen die Leistungen
gewährt werden , oder in den Fällen des Artikels 22 ,
Absatz 1 Buchstabe a ) und des Artikels 31 in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in dessen
Gebiet sie wohnt , als Familienangehöriger be­
stimmt , anerkannt oder als Haushaltsangehöriger
bezeichnet ist ; wird nach diesen Rechtsvorschriften

a) „Arbeitnehmer" oder „Selbständiger": jede Person ,
i ) die gegen ein Risiko oder gegen mehrere Risiken ,

die von den Zweigen eines Systems der sozialen
Sicherheit für Arbeitnehmer oder Selbständige
erfaßt werden, pflichtversichert oder freiwillig
weiterversichert ist ;

ii ) die im Rahmen eines für alle Einwohner oder die
gesamte erwerbstätige Bevölkerung geltenden
Systems der sozialen Sicherheit gegen ein Risiko
oder gegen mehrere Risiken pflichtversichert ist ,
die von den Zweigen erfaßt werden , auf die
diese Verordnung anzuwenden ist ,

— wenn diese Persop aufgrund der Art der
Verwaltung oder der Finanzierung dieses
Systems als Arbeitnehmer oder Selbständiger
unterschieden werden kann oder

— wenn sie bei Fehlen solcher Kriterien im
Rahmen eines für Arbeitnehmer oder Selb­
ständige errichteten Systems oder eines
Systems der Ziffer iii ) gegen ein anderes in
Anhang I bestimmtes Risiko pflichtversichert
oder freiwillig weiterversichert ist oder wenn
auf sie bei Fehlen eines solchen Systems in
dem betreffenden Mitgliedstaat die in An­
hang I enthaltene Definition zutrifft ;

iii ) die gegen mehrere Risiken , die von den unter
diese Verordnung fallenden Zweigen erfaßt wer­
den , im Rahmen eines für die gesamte Landbe­
völkerung nach den Kriterien des Anhangs I
geschaffenen einheitlichen Systems der sozialen
Sicherheit pflichtversichert ist ;

iv ) die gegen ein Risiko oder gegen mehrere Risiken ,
die von den unter diese Verordnung fallenden
Zweigen erfaßt werden , im Rahmen eines für
Arbeitnehmer, für Selbständige, für alle Einwoh­
ner eines Mitgliedstaats oder für bestimmte
Gruppen von Einwohnern geschaffenen Systems
der sozialen Sicherheit eines Mitgliedstaats frei­
willig versichert ist ,



12 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 22 . 8 . 83

eine Person jedoch nur dann als Familienangehöri­
ger oder Haushaltsangehöriger angesehen , wenn sie
mit dem Arbeitnehmer oder dem Selbständigen in
häuslicher Gemeinschaft lebt , so gilt diese Voraus­
setzung als erfüllt, wenn der Unterhalt der betreffen­
den Person überwiegend von diesem bestritten wird .
Gestatten es die Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats über Sachleistungen bei Krankheit oder Mut­
terschaft nicht, die Familienangehörigen von den
anderen Personen, auf die sie anwendbar sind , zu
unterscheiden, so hat „Familienangehöriger" die
Bedeutung, die ihm in Anhang I gegeben wird ;

g) „Hinterbliebener«: jede Person , die in den Rechts­
vorschriften , nach denen die Leistungen gewährt
werden , als Hinterbliebener bestimmt oder aner­
kannt ist ; wird nach diesen Rechtsvorschriften eine
Person jedoch nur dann als Hinterbliebener angese­
hen , wenn sie mit dem Verstorbenen in häuslicher
Gemeinschaft gelebt hat , so gilt diese Voraussetzung
als erfüllt , wenn der Unterhalt der betreffenden
Person überwiegend von dem Verstorbenen bestrit­
ten worden ist ;

h ) „Wohnort": der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts ;

i ) „Aufenthalt": der vorübergehende Aufenthalt ;

j ) „Rechtsvorschriften": in jedem Mitgliedstaat die
bestehenden und künftigen Gesetze , Verordnungen ,
Satzungen und alle anderen Durchführungsvor­
schriften in bezug auf die in Artikel 4 Absätze 1 und
2 genannten Zweige und Systeme der sozialen
Sicherheit .

Dieser Begriff umfaßt bestehende oder künftige
tarifvertragliche Vereinbarungen nicht , selbst wenn
eine behördliche Entscheidung sie für allgemein ver­
bindlich erklärt oder ihren Geltungsbereich erweitert
hat . Diese Einschränkung kann jedoch in bezug auf
solche tarifvertraglichen Vereinbarungen ,

i ) die der Erfüllung einer Versicherungspflicht die­
nen , die sich aus den in Unterabsatz 1 genann­
ten Gesetzen oder Verordnungen ergibt , oder

ii) die ein*System schaffen , dessen Verwaltung von
dem Träger gewährleistet wird , der auch die
Systeme verwaltet , die durch in Unterabsatz 1

' genannte Gesetze oder Verordnungen eingeführt
worden sind ,

jederzeit durch eine Erklärung des betreffenden Mit­
gliedstaats aufgehoben werden , in der die Systeme
dieser Art genannt sind , auf die diese Verordnung
anwendbar ist . Diiese Erklärung ist gemäß Artikel 97
zu notifizieren und zu veröffentlichen .

Unterabsatz 2 darf nicht bewirken , daß unter die
Verordnung Nr. 3 fallende Regelungen aus dem
Geltungsbereich der vorliegenden Verordnung aus­
geschlossen werden .

Der Begriff „Rechtsvorschriften" umfaßt ferner nicht
die Bestimmungen für Sondersysteme für Selbständi­
ge, deren Schaffung der Initiative der Betreffenden
überlassen ist oder deren Geltung auf einen Teil des
Gebietes des betreffenden Mitgliedstaats beschränkt
ist ; dabei ist unerheblich , ob sie durch eine Entschei­
dung von Behörden zu Pflichtversicherungen erklärt
worden sind oder ob ihr Geltungsbereich ausgewei­
tet wird oder nicht . Die betreffenden Sondersysteme
sind in Anhang II aufgeführt ;

k ) „Abkommen über die soziale Sicherheit": jede zwei
oder mehrseitige Vereinbarung , die auf dem Gebiet
der sozialen Sicherheit für alle oder einen Teil der in
Artikel 4 Absätze 1 und 2 bezeichneten Zweige und
Systeme ausschließlich zwischen zwei oder mehr
Mitgliedstaaten jetzt oder künftig in Kraft ist ; jede
mehrseitige Vereinbarung , die auf dem Gebiet der
sozialen Sicherheit für alle oder einen Teil der in
Artikel 4 Absätze 1 und 2 bezeichneten Zweige und
Systeme für mindestens zwei Mitgliedstaaten und
einen oder mehrere andere Staaten jetzt oder künftig
in Kraft ist ; ferner alle im Rahmen dieser Vereinba­
rungen getroffenen weiteren Vereinbarungen jeder
Art ;

1 ) „Zuständige Behörde": in jedem Mitgliedstaat der
Minister oder die Minister oder die entsprechende
Behörde , die im gesamten Gebiet des betreffenden
Staates oder in einem Teil davon für die Systeme der
sozialen Sicherheit zuständig sind ;

m) „Verwaltungskommission": die in Artikel 80
genannte Kommission ;

n ) „Träger": in jedem Mitgliedstaat die Einrichtung
oder Behörde, der die Anwendung aller Rechtsvor­
schriften oder eines Teiles hiervon obliegt ;

o ) „Zuständiger Träger":

i ) der Träger , bei dem die in Betracht kommende
Person im Zeitpunkt des Antrags auf Leistungen
versichert ist , oder

ii ) der Träger , gegen den eine Person einen
Anspruch auf Leistungen hat oder hätte , wenn
sie selbst oder ihr Familienangehöriger bezie­
hungsweise ihre Familienangehörigen im Gebiet
des Mitgliedstaats wohnten , in dem dieser Trä­
ger seinen Sitz hat , oder

iii ) der von der zuständigen Behörde des betreffen­
den Mitgliedstaats bezeichnete Träger , oder
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IV ) der Arbeitgeber oder der an seine Stelle tretende
Versicherer oder, falls es einen solchen nicht
gibt, die von der zuständigen Behörde des betref­
fenden Mitgliedstaats bestimmte Einrichtung
oder Behörde, wenn es sich um ein System
handelt , das die Verpflichtungen des Arbeitge­
bers hinsichtlich der in Artikel 4 Absatz 1
genannten Leistungen betrifft;

Stelle der Renten treten können , sowie Beitragser­
stattungen ;

u ) i ) „Familienleistungen": alle Sach- oder Geldlei­
stungen , die zum Ausgleich von Familienlasten
im Rahmen der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe
h ) genannten Rechtsvorschriften bestimmt sind ,
jedoch mit Ausnahme der in Anhang II aufge­
führten besonderen Geburtsbeihilfen ;

ii ) „Familienbeihilfen": regelmäßige Geldleistun­
gen , die ausschließlich nach Maßgabe der Zahl
und gegebenenfalls des Alters von Familienange­
hörigen gewährt werden ;

v ) „Sterbegeld": jede einmalige Zahlung im Todesfall ,
mit Ausnahme der unter Buchstabe t ) genannten
Kapitalabfindungen .

p ) „Träger des Wohnorts14 und „Träger des Aufent­
haltsorts": der Träger, der nach den Rechtsvor­
schriften , die für diesen Träger gelten , für die
Gewährung der Leistungen an dem Ort zuständig
ist , in dem der Betreffende wohnt oder sich aufhält ,
oder, wenn ein solcher Träger nicht vorhanden ist ,
der von der zuständigen Behörde des betreffenden
Mitgliedstaats bezeichnete Träger;

q ) „Zuständiger Staat": der Mitgliedstaat , in dessen
Gebiet der zuständige Träger seinen Sitz hat ;

Artikel 2

Persönlicher Geltungsbereich

( 1 ) Diese Verordnung gilt für Arbeitnehmer und Selb­
ständige , für welche die Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten , soweit sie
Staatsangehörige eines Mitgliedstaats sind oder als Staa­
tenlose oder Flüchtlinge im Gebiet eines Mitgliedstaats
wohnen , sowie für deren Familienangehörige und Hin­
terbliebene.

r) „Versicherungszeiten": die Beitrags-, Beschäfti­
gungszeiten oder Zeiten einer Selbständigentätigkeit ,
die nach den Rechtsvorschriften , nach denen sie
zurückgelegt worden sind oder als zurückgelegt gel­
ten , als Versicherungszeiten bestimmt oder aner­
kannt sind , sowie alle gleichgestellten Zeiten , soweit
sie nach diesen Rechtsvorschriften als den Versiche­
rungszeiten gleichwertig anerkannt sind ;

s) „Beschäftigungszeiten" oder „Zeiten einer Selbstän­
digentätigkeit": die Zeiten , die nach den Rechtsvor­
schriften , unter denen sie zurückgelegt worden sind ,
als solche bestimmt oder anerkannt sind , ferner alle
gleichgestellten Zeiten, soweit sie nach diesen
Rechtsvorschriften als den Beschäftigungszeiten oder
den Zeiten einer Selbständigentätigkeit gleichwertig
anerkannt sind;

( 2 ) Diese Verordnung gilt ferner für Hinterbliebene von
Arbeitnehmern oder Selbständigen , für welche die
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten
galten , und zwar ohne Rücksicht auf die Staatsangehö­
rigkeit dieser Arbeitnehmer oder Selbständigen , wenn
die Hinterbliebenen Staatsangehörige eines Mitglied­
staats sind oder als Staatenlose oder Flüchtlinge im
Gebiet eines Mitgliedstaats wohnen .

( 3 ) Diese Verordnung gilt für Beamte und die ihnen
nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften gleichge­
stellten Personen insoweit , als für sie die Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats gelten oder galten , auf
welche diese Verordnung anzuwenden ist .sa) „Wohnzeiten": die Zeiten , die nach den Rechts­

vorschriften , unter denen sie zurückgelegt wor­
den sind oder unter denen sie als zurückgelegt
gelten , als solche bestimmt oder anerkannt
sind;

Artikel 3

Gleichbehandlung

( 1 ) Die Personen , die im Gebiet eines Mitgliedstaats
wohnen und für die diese Verordnung gilt , haben die
gleichen Rechte und Pflichten aufgrund der Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats wie die Staatsangehörigen
dieses Staates , soweit besondere Bestimmungen dieser
Verordnung nichts anderes vorsehen .

t) „Leistungen" und „Renten": sämtliche Leistungen
und Renten einschließlich aller ihrer Teile aus
öffentlichen Mitteln , aller Zuschläge, Anpassungs­
beträge und Zulagen , soweit Titel III nichts anderes
vorsieht ; ferner die Kapitalabfindungen , die an die
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(2 ) Absatz 1 gilt auch für das aktive Wahlrecht bei der
Wahl der Mitglieder der Organe der Träger der sozialen
Sicherheit und für das Recht, sich an ihrer Benennung
zu beteiligen ; die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Wählbarkeit und die Art der Benennung der
genannten Personen für diese Organe werden jedoch
davon nicht berührt .

Artikel 5

Erklärungen der Mitgliedstaaten zum Geltungsbereich der
Verordnung

Die Mitgliedstaaten geben in Erklärungen , die gemäß
Artikel 97 notifiziert und veröffentlicht werden , die
Rechtsvorschriften und Systeme, die unter Artikel 4
Absätze 1 und 2 fallen , die Mindestleistungen im Sinne
des Artikels 50 sowie die Leistungen im Sinne der
Artikel 77 und 78 an .( 3 ) Der Geltungsbereich der Abkommen über soziale

Sicherheit, die aufgrund von Artikel 7 Absatz 2 Buchsta­
be c) weiterhin anwendbar sind , sowie der Abkommen ,
die aufgrund von Artikel 8 Absatz 1 abgeschlossen
werden , wird auf alle von dieser Verordnung erfaßten
Personen erstreckt , soweit Anhang III nichts anderes
bestimmt .

Artikel 6

Abkommen über soziale Sicherheit , an deren Stelle diese
Verordnung tritt

Soweit die Artikel 7 , 8 und 46 Absatz 4 nichts anderes
bestimmen , tritt diese Verordnung im Rahmen ihres
persönlichen und sachlichen Geltungsbereichs an die
Stelle folgender Abkommen über soziale Sicherheit :
a ) Abkommen , die ausschließlich zwischen zwei oder

mehr Mitgliedstaaten in Kraft sind ;

b ) Abkommen , die zwischen mindestens zwei Mitglied­
staaten und einem oder mehreren anderen Staaten in
Kraft sind , sofern es sich um Fälle handelt , an deren
Regelung sich kein Träger eines dieser anderen
Staaten zu beteiligen hat .

Artikel 4

Sachlicher Geltungsbereich

( 1 ) Diese Verordnung gilt für alle Rechtsvorschriften
über Zweige der sozialen Sicherheit , die folgende Lei­
stungsarten betreffen:

a ) Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft ,

b ) Leistungen bei Invalidität einschließlich der Leistun­
gen , die zur Erhaltung oder Besserung der Erwerbs­
fähigkeit bestimmt sind ,

c) Leistungen bei Alter ,

d ) Leistungen an Hinterbliebene ,

e) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankhei­
ten ,

f) Sterbegeld ,
g) Leistungen bei Arbeitslosigkeit ,

h ) Familienleistungen .

( 2 ) Diese Verordnung gilt für die allgemeinen und die
besonderen , die auf Beiträgen beruhenden und die bei­
tragsfreien Systeme der sozialen Sicherheit sowie für die
Systeme , nach denen die Arbeitgeber , einschließlich der
Reeder , zu Leistungen gemäß Absatz 1 verpflichtet
sind .

Artikel 7

Von dieser Verordnung nicht berührte internationale Bestim­
mungen

( 1 ) Diese Verordnung berührt nicht die Verpflichtun­
gen , denen folgende Übereinkünfte zugrunde liegen :
a ) die Übereinkommen , welche von der Internationa­

len Arbeitskonferenz angenommen worden sind ,
wenn sie durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten
ratifiziert und in diesem Staat oder in diesen Staaten
in Kraft getreten sind ;

b ) die zwischen den Mitgliedstaaten des Europarates
geschlossenen Vorläufigen Europäischen Abkom­
men vom 11 . Dezember 1953 über die soziale
Sicherheit .

( 2 ) Ungeachtet des Artikels 6 bleiben anwendbar :
a ) das Abkommen vom 27 . Juli 1950 über die soziale

Sicherheit der Rheinschiffer , in der Fassung vom
13 . Februar 1961 ;

b ) das Europäische Abkommen vom 9 . Juli 1956 über
die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer im Inter­
nationalen Verkehrswesen ;

c ) die im Anhang III aufgeführten Bestimmungen der
Abkommen über soziale Sicherheit .

( 3 ) Titel III berührt jedoch nicht die Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Verpflichtungen eines Ree­
ders .

(4 ) Diese Verordnung ist weder auf die Sozialhilfe noch
auf Leistungssysteme für Opfer des Krieges und seiner
Folgen noch auf Sondersysteme für Beamte und ihnen
Gleichgestellte anzuwenden .
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gatten gewährt werden , der Anspruch auf Hinterbliebe­
nenrente hatte .

Artikel 8

Abschluß von Abkommen zwischen Mitgliedstaaten

( 1 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten können , soweit ein
Bedürfnis besteht , nach den Grundsätzen und im Geist
dieser Verordnung miteinander Abkommen schließen .

(2 ) Jeder Mitgliedstaat notifiziert gemäß Artikel 97
Absatz 1 jedes zwischen ihm und einem anderen Mit­
gliedstaat aufgrund des Absatzes 1 geschlossene
Abkommen .

( 2 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
die Beitragserstattung davon abhängig, daß die Versi­
cherungspflicht für die betreffende Person entfallen ist ,
so gilt diese Voraussetzung als nicht erfüllt , solange
diese Person aufgrund der Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats als Arbeitnehmer oder Selbstän­
diger pflichtversichert ist .

Artikel 11

Anpassung von Leistungen

Die in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
enthaltenen Bestimmungen über die Anpassung von
Leistungen gelten für Leistungen , die nach diesen
Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung dieser Ver­
ordnung geschuldet werden .

Artikel 9

Zulassung zur freiwilligen Versicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung

( 1 ) Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats , durch wel­
che die freiwillige Versicherung oder freiwillige Weiter­
versicherung davon abhängig gemacht wird , daß der
Berechtigte im Gebiet dieses Staates wohnt , gelten nicht
für Personen , die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats
wohnen , wenn für diese Personen zu irgendeiner Zeit
ihrer früheren Laufbahn als Arbeitnehmer oder Selb­
ständige die Rechtsvorschriften des ersten Staates gegol­
ten haben .

Artikel 12

Verbot des Zusammentreffens von Leistungen

( 1 ) Ein Anspruch auf mehrere Leistungen gleicher Art
aus derselben Pflichtversicherungszeit kann aufgrund
dieser Verordnung weder erworben noch aufrechterhal­
ten werden . Dies gilt jedoch nicht für Leistungen bei
Invalidität , Alter , Tod ( Renten ) oder Berufskrankheit ,
die von den Trägern von zwei oder mehr Mitgliedstaa­
ten gemäß Artikel 41 , Artikel 43 Absätze 2 und 3 ,
Artikel 46 , 50 und 51 oder Artikel 60 Absatz 1 Buch­
stabe b) festgestellt werden .

( 2 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
die freiwillige Versicherung oder freiwillige Weiterver­
sicherung von der Zurücklegung von Versicherungszei­
ten abhängig, so werden die nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versi­
cherungs- oder Wohnzeiten, soweit erforderlich , wie
Versicherungszeiten berücksichtigt , die nach den
Rechtsvorschriften des ersten Staates zurückgelegt wor­
den sind .

( 2 ) Ist in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
für den Fall des Zusammentreffens einer Leistung mit
anderen Leistungen der sozialen Sicherheit oder mit
anderen Einkünften vorgesehen , daß die Leistungen
gekürzt , zum Ruhen gebracht oder entzogen werden , so
sind diese Vorschriften einem Berechtigten gegenüber
auch dann anwendbar , wenn es sich um Leistungen , die
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats erworben wurden , oder um Einkünfte handelt ,
die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats bezogen
werden . Dies gilt jedoch nicht , wenn der Berechtigte
Leistungen gleicher Art bei Invalidität , Alter , Tod ( Ren­
ten ) oder Berufskrankheit erhält , die von den Trägern
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten gemäß den Arti­
keln 46 , 50 und 51 oder gemäß Artikel 60 Absatz 1
Buchstabe b) festgestellt werden .

Artikel 10

Aufhebung der Wohnortklauseln — Auswirkung der Pflicht­
versicherung auf die Beitragsersuttung

( 1 ) Die Geldleistungen bei Invalidität , Alter oder für die
Hinterbliebenen , die Renten bei Arbeitsunfällen oder
Berufskrankheiten und die Sterbegelder, auf die nach
den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitglied­
staaten Anspruch erworben worden ist , dürfen , sofern
in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist , nicht
deshalb gekürzt , geändert , zum Ruhen gebracht , entzo­
gen oder beschlagnahmt werden , weil der Berechtigte
im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates
wohnt , in dessen Gebiet der zur Zahlung verpflichtete
Träger seinen Sitz hat .

( 3 ) Ist in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
für den Fall der Ausübung einer beruflichen Tätigkeit
durch den Empfänger von Leistungen bei Invalidität
oder von vorgezogenen Leistungen bei Alter vorgesehen ,

Unterabsatz 1 gilt auch für Kapitalabfindungen , die im
Falle der Wiederverheiratung an den überlebenden Ehe­
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daß die Leistungen gekürzt , zum Ruhen gebracht oder
entzogen werden , so sind diese Vorschriften dem Betref­
fenden gegenüber auch dann anwendbar , wenn er diese
Tätigkeit im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats aus­
übt .

besteht , in denen der niederländische Träger gemäß
Artikel 57 Absatz 3 Buchstabe c) oder Artikel 60
Absatz 2 Buchstabe b) verpflichtet ist , sich an den
Lasten für eine nach den Rechtsvorschriften eines ande­
ren Mitgliedstaats gewährte Leistung bei Berufskrank­
heit zu beteiligen , verringert sich um den Betrag , der
dem mit der Gewährung der Leistung bei Berufskrank­
heit beauftragten Träger des anderen Mitgliedstaats
geschuldet wird .

(4) Die Invaliditätsrente , auf die nach den niederländi­
schen Rechtsvorschriften in den Fällen Anspruch

TITEL II

BESTIMMUNG DER ANZUWENDENDEN RECHTSVORSCHRIFTEN

anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versiche­
rungszeiten , soweit erforderlich , wie Versicherungs­
zeiten berücksichtigt , die nach den Rechtsvorschrif­
ten des ersten Staates zurückgelegt worden sind .
Zum Wehrdienst oder Zivildienst einberufene oder
wiedereinberufene Arbeitnehmer bzw . Selbständige
behalten ihre Arbeitnehmereigenschaft bzw . ihre
Selbständigeneigenschaft .

Artikel 13

Allgemeine Regelung

( 1 ) Vorbehaltlich des Artikels 14c unterliegen Perso­
nen, für die diese Verordnung gilt , den Rechtsvorschrif­
ten nur eines Mitgliedstaats . Welche Rechtsvorschriften
dies sind , bestimmt sich nach diesem Titel .

(2 ) Soweit nicht die Artikel 14 bis 17 etwas anderes
bestimmen , gilt folgendes:
a ) Eine Person, die im Gebiet eines Mitgliedstaats im

Lohn- oder Gehaltsverhältnis beschäftigt ist , unter­
liegt den Rechtsvorschriften dieses Staates, und zwar
auch dann , wenn sie im Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats wohnt oder ihr Arbeitgeber oder das
Unternehmen , das sie beschäftigt , seinen Wohnsitz
oder Betriebssitz im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats hat ;

b) eine Person , die im Gebiet eines Mitgliedstaats eine
selbständige Tätigkeit ausübt , unterliegt den Rechts­
vorschriften dieses Staates , und zwar auch dann ,
wenn sie im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats
wohnt ;

c) eine Person , die ihre Berufstätigkeit an Bord eines
Schiffes ausübt , das unter der Flagge eines Mitglied­
staats fährt , unterliegt den Rechtsvorschriften dieses
Staates;

d) Beamte und ihnen gleichgestellte Personen unterlie­
gen den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in
dessen Behörde sie beschäftigt sind;

e) eine zum Wehrdienst oder Zivildienst eines Mit­
gliedstaats einberufene oder wiedereinberufene Per­
son unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Staates .
Ist die Inanspruchnahme dieser Rechtsvorschriften
von dem Nachweis von Versicherungszeiten vor der
Einberufung bzw. der Wiedereinberufung zum
Wehrdienst oder Zivildienst oder nach der Entlas­
sung aus dem Wehrdienst oder Zivildienst abhängig ,
so werden die nach den Rechtsvorschriften eines

Artikel 14

Sonderregelung für andere Personen als Seeleute, die eine
Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis ausüben

Vom Grundsatz des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe a)
gelten folgende Ausnahmen und Besonderheiten :

1 . a ) Eine Person , die im Gebiet eines Mitgliedstaats
von einem Unternehmen, dem sie gewöhnlich
angehört , im Lohn- oder Gehaltsverhältnis
beschäftigt wird und die von diesem Unterneh­
men zur Ausführung einer Arbeit für dessen
Rechnung in das Gebiet eines anderen Mitglied­
staats entsandt wird , unterliegt weiterhin den
Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats ,
sofern die voraussichtliche Dauer dieser Arbeit
zwölf Monate nicht überschreitet und sie nicht
eine andere Person ablöst , für welche die Entsen­
dungszeit abgelaufen ist ;

b ) geht eine solche Arbeit , deren Ausführung aus
nicht vorhersehbaren Gründen die ursprünglich
vorgesehene Dauer überschreitet , über zwölf
Monate hinaus, so gelten die Rechtsvorschriften
des ersten Mitgliedstaats bis zur Beendigung
dieser Arbeit weiter , sofern die zuständige
Behörde des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet der
Betreffende entsandt wurde , oder die von dieser
Behörde bezeichnete Stelle dazu ihre Genehmi­
gung erteilt ; diese Genehmigung ist vor Ablauf
der ersten zwölf Monate zu beantragen . Sie darf
nicht für länger als zwölf Monate erteilt wer­
den .
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Artikel 14a

Sonderregelung für andere Personen als Seeleute, die eine
selbständige Tätigkeit ausüben

Vom Grundsatz des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe b )
gelten folgende Ausnahmen und Besonderheiten :

1 . a ) Eine Person , die eine selbständige Tätigkeit
gewöhnlich im Gebiet eines Mitgliedstaats aus­
übt , und die eine Arbeit im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats ausführt , unterliegt weiterhin den
Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats ,
sofern die voraussichtliche Dauer dieser Arbeit
zwölf Monate nicht überschreitet ;

b ) geht eine solche Arbeit , deren Ausführung aus
nicht vorhersehbaren Gründen die ursprünglich
vorgesehene Dauer überschreitet , über zwölf
Monate hinaus, so gelten die Rechtsvorschriften
des ersten Mitgliedstaats bis zur Beendigung
dieser Arbeit weiter , sofern die zuständige
Behörde des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sich
der Betreffende für die Arbeit begeben hat , oder
die von dieser Behörde bezeichnete Stelle dazu
ihre Genehmigung erteilt ; diese Genehmigung ist
vor Ablauf der ersten zwölf Monate zu beantra­
gen . Sie darf nicht für länger als zwölf Monate
erteilt werden .

2 . Eine Person , die gewöhnlich im Gebiet von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten im Lohn- oder Gehalts­
verhältnis beschäftigt ist , unterliegt den wie folgt
bestimmten Rechtsvorschriften :

a ) Eine Person , die als Mitglied des fahrenden oder
fliegenden Personals eines Unternehmens be­
schäftigt wird , das für Rechnung Dritter oder für
eigene Rechnung im internationalen Verkehrs­
wesen die Beförderung von Personen oder
Gütern im Schienen-, Straßen-, Luft- oder Bin­

■ nenschiffahrtsverkehr durchfuhrt und seinen Sitz
im Gebiet eines Mitgliedstaats hat , unterliegt
den Rechtsvorschriften des letzten Mitgliedstaats
mit folgender Einschränkung:

i ) Eine Person, die von einer Zweigstelle oder
ständigen Vertretung beschäftigt wird , die
das Unternehmen außerhalb des Gebietes des
Mitgliedstaats , in dem es seinen Sitz hat , im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats unter­
hält , unterliegt den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sich die
Zweigstelle oder die ständige Vertretung
befindet;

ii ) eine Person , die überwiegend im Gebiet des
Mitgliedstaats beschäftigt wird , in dem sie
wohnt , unterliegt den Rechtsvorschriften
dieses Staates auch dann , wenn da$ Unter­
nehmen , das sie beschäftigt , dort weder sei­
nen Sitz noch eine Zweigstelle oder eine
ständige Vertretung hat ;

b) eine Person , die nicht unter Buchstabe a) fällt ,
unterliegt

i ) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in
dessen Gebiet sie wohnt , wenn sie ihre Tätig­
keit zum Teil im Gebiet dieses Staates ausübt
oder wenn sie für mehrere Unternehmen
oder mehrere Arbeitgeber tätig ist , die ihren
Sitz oder Wohnsitz im Gebiet verschiedener
Mitgliedstaaten haben ;

ii ) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in
dessen Gebiet das Unternehmen oder der
Arbeitgeber , das bzw. der sie beschäftigt ,
seinen Sitz oder Wohnsitz hat , sofern sie
nicht im Gebiet eines der Mitgliedstaaten
wohnt , in denen sie ihre Tätigkeit ausübt .

2 . Eine Person , die eine selbständige Tätigkeit gewöhn­
lich im Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten
ausübt , unterliegt den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet sie wohnt , wenn sie
ihre Tätigkeit zum Teil im Gebiet dieses Mitglied­
staats ausübt . Übt sie keine Tätigkeit im Gebiet des
Mitgliedstaats aus , in dem sie wohnt , so unterliegt
sie den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in
dessen Gebiet sie ihre Haupttätigkeit ausübt . Die
Kriterien zur Bestimmung der Haupttätigkeit sind in
der in Artikel 98 vorgesehenen Verordnung festge­
legt .

3 . Eine Person, die eine selbständige Tätigkeit in einem
Unternehmen ausübt , das seinen Sitz im Gebiet eines
Mitgliedstaats hat und durch dessen Betrieb die
gemeinsame Grenze von zwei Mitgliedstaaten
verläuft , unterliegt den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet das Unternehmen sei­
nen Sitz hat .

3 . Eine Person , die im Gebiet eines Mitgliedstaats im
Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem Unternehmen
beschäftigt ist , das seinen Sitz im Gebiet eines ande­
ren Mitgliedstaats hat und durch dessen Betrieb die
gemeinsame Grenze dieser beiden Staaten verläuft ,
unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ,
in dessen Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat .

4 . Besteht nach den Rechtsvorschriften , die nach den
Absätzen 2 oder 3 für eine Person gelten müßten ,
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für diese Person auch nicht die Möglichkeit einer
freiwilligen Mitgliedschaft in einem Altersversiche­
rungssystem , so gelten für den Betreffenden die
Rechtsvorschriften des anderen Mitgliedstaats , die
unabhängig von den vorgenannten Bestimmungen
für ihn gelten würden , oder , falls dann die Rechts­
vorschriften zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten
für ihn gelten würden , die Rechtsvorschriften , die
diese Mitgliedstaaten oder ihre zuständigen Behör­
den in gegenseitigem Einvernehmen bestimmen .

Artikel 14c

Sonderregelung für Personen , die gleichzeitig im Gebiet eines
Mitgliedstaats im Lohn- oder Gehaltsverhältnis beschäftigt sind
und im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats eine selbständige
Tätigkeit ausüben

( 1 ) Eine Person , die gleichzeitig im Gebiet eines Mit­
gliedstaats im Lohn- oder Gehaltsverhältnis beschäftigt
ist und eine selbständige Tätigkeit im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats ausübt , unterliegt :

a ) vorbehaltlich Buchstabe b) den Rechtsvorschriften
des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sie eine Tätig­
keit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis ausübt :

b ) in den in Anhang VII aufgeführten Fällen den
Rechtsvorschriften jedes dieser Mitgliedstaaten in
bezug auf die in ihrem Gebiet ausgeübte Tätigkeit .

( 2 ) Die Durchführungsvorschriften zu Absatz 1 Buch­
stabe b) werden in einer vom Rat auf Vorschlag der
Kommission zu erlassenden Verordnung festgelegt .

Artikel 14a

Verschiedene Bestimmungen

( 1 ) Eine Person , für die Artikel 14 Absätze 2 und 3 ,
Artikel 14a Absätze 2 , 3 und 4 oder Artikel 14c
Absatz 1 Buchstabe a ) gilt , wird für die Anwendung der
nach diesen Bestimmungen bestimmten Rechtsvorschrif­
ten so behandelt , als ob sie ihre gesamte Berufstätigkeit
oder ihre gesamten Berufstätigkeiten im Gebiet des
betreffenden Mitgliedstaats ausübte .

Artikel 14b

Sonderregelung für Seeleute

Vom Grundsatz des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe c)
gelten folgende Ausnahmen und Besonderheiten :

1 . Eine Person , die von einem Unternehmen , dem sie
gewöhnlich angehört , im Lohn- oder Gehaltsver­
hältnis entweder im Gebiet eines Mitgliedstaats oder
an Bord eines Schiffes , das unter der Flagge eines
Mitgliedstaats fährt , beschäftigt wird , und von die­
sem Unternehmen zur Ausführung einer Arbeit für
dessen Rechnung auf ein Schiff entsandt wird , das
unter der Flagge eines anderen Mitgliedstaats fährt ,
unterliegt unter den in Artikel 14 Absatz 1 genann­
ten Voraussetzungen weiterhin den Rechtsvorschrif­
ten des ersten Mitgliedstaats .

2 . Eine Person , die gewöhnlich eine selbständige Tätig­
keit entweder im Gebiet eines Mitgliedstaats oder an
Bord eines Schiffes , das unter der Flagge eines
Mitgliedstaats fährt , ausübt und für eigene Rech­
nung eine Arbeit an Bord eines Schiffes ausführt , das
unter der Flagge eines anderen Mitgliedstaats fährt ,
unterliegt unter den in Artikel 14a Absatz 1 genann­
ten Voraussetzungen weiterhin den Rechtsvorschrif­
ten des ersten Mitgliedstaats .

3 . Eine gewöhnlich nicht auf See tätige Person , die eine
Arbeit in den Hoheitsgewässern oder in einem
Hafen eines Mitgliedstaats an Bord eines in diesen
Hoheitsgewässern oder in diesem Hafen befind­
lichen Schiffes , das unter der Flagge eines arideren
Mitgliedstaats fährt , ausführt und die nicht der
Besatzung dieses Schiffes angehört , unterliegt den
Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats .

4 . Eine Person , die im Lohn- oder Gehaltsverhältnis an
Bord eines Schiffes , das unter der Flagge eines
Mitgliedstaats fährt , beschäftigt ist und die ihr
Arbeitsentgelt für diese Beschäftigung von einem
Unternehmen oder einer Person mit Sitz oder Wohn­
sitz im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats erhält ,
unterliegt den Rechtsvorschriften des letzteren Staa­
tes , sofern sie in dessen Gebiet wohnt ; das Unter­
nehmen oder die Person , das bzw . die das Arbeits­
entgelt zahlt , gilt für die Anwendung dieser Rechts­
vorschriften als Arbeitgeber .

( 2 ) Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats , nach denen
ein Rentenberechtigter , der eine berufliche Tätigkeit
ausübt , der Pflichtversicherung aufgrund dieser Tätig­
keit nicht unterliegt , gelten auch für den nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zum
Bezug einer Rente Berechtigten , sofern dieser nicht
ausdrücklich die Pflichtversicherung bei dem von der
zuständigen Behörde des ersten Mitgliedstaats bezeich­
neten und in Anhang 10 der in Artikel 98 genannten
Verordnung aufgeführten Träger beantragt .

Artikel IS

Freiwillige Versicherung und freiwillige Weiterversicherung

( 1 ) Artikel 13 und 14d gelten nicht für die freiwillige
Versicherung und die freiwillige Weiterversicherung,
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Vertretungen oder konsularischen Dienststellen und für
private Hausangestellte im Dienst von Angehörigen
dieser Vertretungen oder Dienststellen .

( 2 ) Die in Absatz 1 bezeichneten Arbeitnehmer , die
Staatsangehörige des entsendenden Mitgliedstaats sind ,
können sich jedoch für die Anwendung der Rechtsvor­
schriften dieses Staates entscheiden . Dieses Wahlrecht
kann am Ende jedes Kalenderjahres neu ausgeübt wer­
den und hat keine rückwirkende Kraft .

( 3 ) Die Hilfskräfte der Europäischen Gemeinschaften
haben die Wahl zwischen der Anwendung der Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sie
beschäftigt sind , des Mitgliedstaats , in dem sie zuletzt
versichert waren , oder des Mitgliedstaats , dessen Staats­
angehörigkeit sie besitzen ; ausgenommen hiervon sind
die Vorschriften über Familienbeihilfen , deren Gewäh­
rung in den Beschäftigungsbedingungen für diese Hilfs­
kräfte geregelt ist . Dieses Wahlrecht kann nur einmal
ausgeübt werden und wird mit dem Tage des Dienstan­
tritts wirksam .

sofern es in einem Mitgliedstaat für einen der in Arti­
kel 4 genannten Zweige nur ein System freiwilliger
Versicherung gibt .

( 2 ) Führt die Anwendung der Rechtsvorschriften von
zwei oder mehr Mitgliedstaaten zu

— einem Zusammentreffen einer Pflichtversicherung
und einer freiwilligen Versicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung bei einem oder mehreren Syste­
men , so . unterliegt der Versicherte ausschließlich der
Pflichtversicherung;

— einem Zusammentreffen der freiwilligen Versiche­
rung oder freiwilligen Weiterversicherung bei zwei
oder mehr Systemen , so kann der Versicherte nur
der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Wei­
terversicherung angehören , für die er sich entschie­
den hat .

( 3 ) Der Versicherte kann in den Zweigen Invalidität ,
Alter und Tod ( Renten ) jedoch auch dann der freiwilli­
gen Versicherung oder freiwilligen Weiterversicherung
eines Mitgliedstaats angehören , wenn er nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats pflicht­
versichert ist , sofern ein solches Zusammentreffen im
ersten Mitgliedstaat ausdrücklich oder stillschweigend
zugelassen ist .

Artikel 16

Sonderregdung für das Geschäftspersonal der diplomatischen
Vertretungen und der konsularischen Dienststellen sowie für
die Hilfskräfte der Europäischen Gemeinschaften

( 1 ) Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a ) gilt auch für
Mitglieder des Geschäftspersonals der diplomatischen

Artikel 1 7

Ausnahmen von den Artikeln 13 bis 16

Zwei oder mehr Mitgliedstaaten , die zuständigen
Behörden dieser Staaten oder die von diesen Behörden
bezeichneten Stellen können im Interesse bestimmter
Personengruppen , die im Lohn- oder Gehaltsverhältnis
beschäftigt sind oder eine selbständige Tätigkeit aus­
üben , öder für bestimmte Personen dieser Gruppen
Ausnahmen von den Artikeln 13 bis 16 vereinbaren .

TITEL III

BESONDERE VORSCHRIFTEN FÜR DIE EINZELNEN LEISTUNGSARTEN

KAPITEL 1

KRANKHEIT UND MUTTERSCHAFT

Abschnitt 1

Gemeinsame Vorschriften

Artikel 18

Zusammenrechnung der Versicherungs-, Beschäftigungs- oder
Wohnzeiten

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb , die Aufrechter­

haltung oder das Wiederaufleben des Leistungsan­
spruchs von der Zurücklegung von Versicherungs-,
Beschäftigungs- oder Wohnzeiten abhängig ist , berück­
sichtigt , soweit erforderlich , die Versicherungs-, Be­
schäftigungs- oder Wohnzeiten nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats , als handelte es
sich um Zeiten , die nach den für diesen Träger gelten­
den Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind .

( 2 ) Absatz 1 gilt auch für Saisonarbeiter , selbst wenn es
sich um Zeiten handelt , die vor dem Zeitpunkt einer
Unterbrechung der Versicherung liegen , die länger
gedauert hat , als es nach den Rechtsvorschriften des
zuständigen Staates zulässig ist , unter der Vorausset­
zung, daß die Versicherung des Betreffenden nicht län­
ger als vier Monate lang unterbrochen war .
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Abschnitt 2

Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familien­
angehörige

wohnte . Die Familienangehörigen eines Grenzgängers
können unter den gleichen Voraussetzungen Leistungen
erhalten ; die Gewährung dieser Leistungen ist jedoch —
außer in dringlichen Fällen — davon abhängig , daß
zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten oder zwi­
schen den zuständigen Behörden dieser Staaten eine
entsprechende Vereinbarung getroffen worden ist oder
daß, in Ermangelung einer solchen Vereinbarung, der
zuständige Träger vorher seine Genehmigung hierzu
erteilt hat .

Artikel 19

Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen
Staat — Allgemeine Regelung

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger , der im Gebiet
eines anderen Mitgliedstaats als des zuständigen Staates
wohnt und die nach den Rechtsvorschriften des zustän­
digen Staates für den Leistungsanspruch erforderlichen
Voraussetzungen , gegebenenfalls unter Berücksichti­
gung des Artikels 18 , erfüllt , erhält in dem Staat , in dem
er wohnt,

a ) Sachleistungen für Rechnung des zuständigen Trä­
gers vom Träger des Wohnorts nach den für diesen
Träger geltenden Rechtsvorschriften , als ob er bei
diesem versichert wäre;

b) Geldleistungen vom zuständigen Träger nach den
für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften . Im
Einvernehmen zwischen dem zuständigen Träger
und dem Träger des Wohnorts können diese Lei­
stungen jedoch vom Träger des Wohnorts nach den
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates für Rech­
nung des zuständigen Trägers gewährt werden .

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Familienangehörige ,
die im Gebiet eines anderen als des zuständigen Staates
wohnen , sofern sie nicht aufgrund der Rechtsvorschrif­
ten des Staates , in dessen Gebiet sie wohnen , Anspruch
auf diese Leistungen haben .

Wohnen die Familienangehörigen im Gebiet eines Mit­
gliedstaats , nach dessen Rechtsvorschriften der An­
spruch auf Sachleistungen nicht von Versicherungs­
oder Beschäftigungsbedingungen abhängig ist , so gelten
die ihnen gewährten Sachleistungen als für Rechnung
des Trägers gewährt , bei dem der Arbeitnehmer oder
Selbständige versichert ist , es sei denn , daß sein Ehegat­
te oder die Person , die für die Kinder sorgt , eine
Berufstätigkeit im Gebiet dieses Mitgliedstaats ausübt .

Artikel 21

Aufenthalt im zuständigen Staat oder Wohnortwechsel in den
zuständigen Staat

( 1 ) Der in Artikel 19 Absatz 1 bezeichnete Arbeitneh­
mer oder Selbständige , der sich im Gebiet des zuständi­
gen Staates aufhält , erhält Leistungen nach den Rechts­
vorschriften dieses Staates , als ob er dort wohnte , selbst
wenn er für den gleichen Fall der Krankheit oder
Mutterschaft schon vor seinem dortigen Aufenthalt Lei­
stungen erhalten hat .

( 2 ) Absatz 1 gilt für die in Artikel 19 Absatz 2 bezeich­
neten Familienangehörigen entsprechend .

Wohnen diese jedoch im Gebiet eines anderen als des
Mitgliedstaats , in dem der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige wohnt , so gewährt der Träger des Aufenthaltsorts
die Sachleistungen für Rechnung des Trägers des Wohn­
orts der betreffenden Personen .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Grenzgänger
und ihre Familienangehörigen .

(4 ) Der in Artikel 19 bezeichnete Arbeitnehmer oder
Selbständige und seine in Artikel 19 bezeichneten Fami­
lienangehörigen erhalten nach einem Wohnortwechsel
in das Gebiet des zuständigen Staates Leistungen nach
den Rechtsvorschriften dieses Staates , selbst wenn sie
für den gleichen Fall der Krankheit oder Mutterschaft
schon vor dem Wohnortwechsel Leistungen erhalten
haben .

Artikel 22

Aufenthalt außerhalb des zuständigen Staates — Rückkehr
oder Wohnortwechsel in einen anderen Mitgliedstaat während
eines Krankheits- oder Mutterschaftsfalles — Notwendigkeit ,
sich zwecks angemessener Behandlung in einen anderen
Mitgliedstaat zu begeben

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger , der die nach
den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates für den
Leistungsanspruch erforderlichen Voraussetzungen , ge­
gebenenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 18 ,
erfüllt und

Artikel 20

Grenzgänger und deren Familienangehörige — Sonder­
regelungen

Ein Grenzgänger kann die Leistungen auch im Gebiet
des zuständigen Staates erhalten . Diese Leistungen wer­
den vom zuständigen Träger nach den Rechtsvorschrif­
ten dieses Staates erbracht , als ob der Grenzgänger dort
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a) dessen Zustand während eines Aufenthalts im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats unverzüglich
Leistungen erfordert oder

b ) der , nachdem er zu Lasten des zuständigen Trägers
leistungsberechtigt geworden ist , von diesem Träger
die Genehmigung erhalten hat , in das Gebiet des
Mitgliedstaats , in dem er wohnt , zurückzukehren

• oder einen Wohnortwechsel in das Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats vorzunehmen , oder

Für die Anwendung von Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer i )
und Buchstabe c) Ziffer i ) auf die in Artikel 19 Absatz 2
bezeichneten Familienangehörigen , die im Gebiet eines
anderen als des Mitgliedstaats wohnen , in dem der
Arbeitnehmer oder Selbständige wohnt , gilt jedoch fol­
gendes :

a ) Die Sachleistungen werden für Rechnung des Trä­
gers des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die Fami­
lienangehörigen wohnen , vom Träger des Aufent­
haltsorts nach den für diesen geltenden Rechtsvor­
schriften gewährt , als ob der Arbeitnehmer oder
Selbständige dort versichert wäre . Die Dauer der
Leistungsgewährung richtet sich jedoch nach den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen
Gebiet die Familienangehörigen wohnen .

b ) Die nach Absatz 1 Buchstabe c) erforderliche Geneh­
migung wird von dem Träger des Mitgliedstaats , in
dessen Gebiet die Familienangehörigen wohnen ,
erteilt .

c) der vom zuständigen Träger die Genehmigung
erhalten hat , sich in das Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats zu begeben, um dort eine seinem Zustand
angemessene Behandlung zu erhalten ,

hat Anspruch auf:
i ) Sachleistungen für Rechnung des zuständigen Trä­

gers vom Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts
nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvor­
schriften , als ob er bei diesem versichert wäre ; die
Dauer der Leistungsgewährung richtet sich jedoch
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staa­
tes ;

(4 ) Der Leistungsanspruch der Familienangehörigen
eines Arbeitnehmers oder Selbständigen wird nicht
dadurch beeinträchtigt, daß der Arbeitnehmer oder
Selbständige selbst einen Leistungsanspruch nach Ab­
satz 1 hat .

ii ) Geldleistungen vom zuständigen Träger nach den
für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften . Im
Einvernehmen zwischen dem zuständigen Träger
und dem Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts
können diese Leistungen jedoch vom Träger des
Aufenthalts- oder Wohnorts nach den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates für Rechnung des
zuständigen Trägers gewährt werden .

( 2 ) Die nach Absatz 1 Buchstabe b) erforderliche
Genehmigung darf nur verweigert werden , wenn die
Rückkehr oder der Wohnortwechsel des Arbeitnehmers
oder Selbständigen , dessen Gesundheitszustand gefähr­
den oder die Durchführung der ärztlichen Behandlung
in Frage stellen würde .

Artikel 23

Berechnung der Geldleistungen

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von Geld­
leistungen ein Durchschnittsarbeitsentgelt oder -ein­
kommen zugrunde zu legen ist , ermittelt das Durch­
schnittsarbeitsentgelt oder -einkommen ausschließlich
aufgrund der Arbeitsentgelte oder -einkommen , die für
die nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats
zurückgelegten Zeiten festgestellt worden sind .

( 2 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von Geld­
leistungen ein pauschales Arbeitsentgelt oder pauschales
Arbeitseinkommen zugrunde zu legen ist , berücksichtigt
ausschließlich das pauschale Arbeitsentgelt oder pau­
schale Arbeitseinkommen oder gegebenenfalls den
Durchschnitt der pauschalen Arbeitsentgelte oder pau­
schalen Arbeitseinkommen für Zeiten , die nach den
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats zurückgelegt
worden sind .

(3 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften sich die Höhe der Geldlei­
stungen nach der Zahl der Familienangehörigen richtet ,
berücksichtigt auch die Familienangehörigen der betref­
fenden Person , die in einem anderen Mitgliedstaat
wohnen , als wohnten sie im Gebiet des zuständigen
Staates .

Die nach Absatz 1 Buchstabe c) erforderliche Genehmi­
gung darf nicht verweigert werden , wenn die betreffen­
de Behandlung zu den Leistungen gehört , die in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats vorgesehen sind ,
in dessen Gebiet der Betreffende wohnt , und wenn er in
Anbetracht seines derzeitigen Gesundheitszustands und
des voraussichtlichen Verlaufs der Krankheit diese
Behandlung nicht in einem Zeitraum erhalten kann , der
für diese Behandlungen in dem Staat , in dem er seinen
Wohnsitz hat , normalerweise erforderlich ist .

(3 ) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechend auf die
Familienangehörigen eines Arbeitnehmers oder Selb­
ständigen Anwendung.
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des Artikels 18 , nach den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet er wohnt , als ob diese
Rechtsvorschriften während seiner letzten Beschäftigung
für ihn gegolten hätten ; diese Leistungen gehen zu
Lasten des Trägers des Wohnlandes .

Artikel 24

Sachleistungen von erheblicher Bedeutung

( 1 ) Hat ein Träger eines Mitgliedstaats einem Arbeit­
nehmer oder Selbständigen für sich oder einen seiner
Familienangehörigen vor seiner neuen Mitgliedschaft
beim Träger eines anderen Mitgliedstaats den Anspruch
auf ein Körperersatzstück, ein größeres Hilfsmittel oder
eine andere Sachleistung von erheblicher Bedeutung
zuerkannt , so gehen diese Leistungen auch dann zu
Lasten des ersten Trägers , wenn der betreffende Arbeit­
nehmer oder Selbständige zur Zeit ihrer Gewährung
bereits beim zweiten Träger Mitglied ist .

(2) Die Verwaltungskommission legt die Liste der Lei­
stungen fest, auf die Absatz 1 anzuwenden ist .

( 3 ) Erfüllt ein Arbeitsloser, gegebenenfalls unter Be­
rücksichtigung des Artikels 18 , die nach den Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats , der die Leistungen bei
Arbeitslosigkeit zu tragen hat , erforderlichen Vorausset­
zungen für den Anspruch auf Leistungen bei Krankheit
und Mutterschaft , so erhalten seine Familienangehöri­
gen diese Leistungen in jenem Mitgliedstaat , in dessen
Gebiet sie wohnen oder sich aufhalten . Diese Leistungen
werden wie folgt gewährt :

i ) Sachleistungen vom Träger des Wohn- oder Aufent­
haltsorts nach den für ihn geltenden Rechtsvor­
schriften für Rechnung des zuständigen Trägers des
Mitgliedstaats , zu dessen Lasten die Leistungen bei
Arbeitslosigkeit gehen;

ii ) Geldleistungen von dem zuständigen Träger des
Mitgliedstaats , zu dessen Lasten die Leistungen bei
Arbeitslosigkeit gehen , nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften .

(4 ) Der zuständige Träger kann den in Absatz 1
genannten Zeitraum in Fällen höherer Gewalt bis zu der
Höchstdauer verlängern , die in den für den zuständigen
Träger geltenden Rechtsvorschriften vorgesehen ist ;
innerstaatliche Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats ,
die die Gewährung von Leistungen bei Krankheit wäh­
rend eines längeren Zeitraums erlauben , bleiben unbe­
rührt .

Abschnitt 3

Arbeitslose und deren Familienangehörige

Artikel 25

( 1 ) Ein arbeitsloser Arbeitnehmer oder Selbständiger ,
auf den Artikel 69 Absatz 1 oder Artikel 71 Absatz 1
Buchstabe b) Ziffer ii ) Satz 2 Anwendung findet und der
die nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates
erforderlichen Voraussetzungen für den Anspruch auf
Sach- und Geldleistungen , gegebenenfalls unter Berück­
sichtigung des Artikels 18 , erfüllt , erhält während des in
Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe c) vorgesehenen Zeit­
raums:

a ) Sachleistungen für Rechnung des zuständigen Trä­
gers vom Träger des Mitgliedstaats , in dem er eine
Beschäftigung sucht , nach den für diesen Träger
geltenden Rechtsvorschriften , als ob er bei diesem
versichert wäre ;

b) Geldleistungen vom zuständigen Träger nach den
für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften . Im
Einvernehmen zwischen dem zuständigen Träger
und dem Träger des Mitgliedstaats , in dem der
Arbeitslose eine Beschäftigung sucht , können diese
Leistungen jedoch von diesem Träger nach den.
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates für Rech­
nung des zuständigen Trägers gewährt werden .
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach Artikel 69
Absatz 1 werden während des Bezugs der Geld­
leistungen nicht gewährt .

Abschnitt 4

Rentenantragsteller und deren Familienangehörige

Artikel 26

Anspruch auf Sachleistungen bei Erlöschen des Leistungs­
anspruchs gegen den zuletzt zuständigen Träger

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger sowie seine
Familienangehörigen oder Hinterbliebenen , deren An­
spruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften
des zuletzt zuständigen Mitgliedstaats während der
Bearbeitung eines Rentenantrags erlischt , erhalten diese
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet die betreffenden Personen woh­
nen ; Voraussetzung hierfür ist jedoch , daß — gegebe­
nenfalls unter Berücksichtigung von Artikel 18 — nach
den Rechtsvorschriften des Wohnlandes oder nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats ein

(2 ) Ein vollarbeitsloser Arbeitnehmer, auf den Arti­
kel 71 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) oder Buchstabe
b) Ziffer ii ) Satz 1 Anwendung findet , erhält Sach- und
Geldleistungen, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
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Anspruch auf Sachleistungen besteht oder bestünde,
wenn sie im Gebiet dieses anderen Staates wohnten .

dennoch diese Leistungen für sich und seine Familienan­
gehörigen , sofern — gegebenenfalls unter Berücksichti­
gung von Artikel 18 und Anhang VI — nach den
Rechtsvorschriften des Staates , aufgrund deren die Ren­
te geschuldet wird , oder zumindest eines der Mitglied­
staaten , nach deren Rechtsvorschriften eine Rente
geschuldet wird , Anspruch auf Leistungen bestünde,
wenn er im Gebiet des betreffenden Staates wohnte .
Diese Leistungen werden wie folgt gewährt :

(2) Ergibt sich der Anspruch des Rentenantragstellers
auf Sachleistungen aus den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats , nach denen er während der Bearbeitung
seines Rentenantrags die Beiträge zur Krankenversiche­
rung selbst zu zahlen hat , so erlischt der Anspruch auf
Sachleistungen nach Ablauf des zweiten Monats , für
den er die fälligen Beiträge nicht mehr entrichtet hat . a ) Die Sachleistungen gewährt der Träger des Wohn­

orts für Rechnung des in Absatz 2 bezeichneten
Trägers , als ob der Rentner nach den Rechtsvor­
schriften des Staates , in dessen Gebiet er wohnt ,
zum Bezug einer Rente berechtigt wäre und
Anspruch auf Sachleistungen hätte ;

( 3 ) Die nach Absatz 1 gewährten Sachleistungen gehen
tu Lasten des Trägers , an den die Beiträge gemäß
Absatz 2 entrichtet worden sind ; sind keine Beiträge
nach Absatz 2 zu zahlen , so erstattet der Träger, der die
Sachleistungen nach der Rentenfeststellung gemäß Arti­
kel 28 zu tragen hat , dem Träger des Wohnorts die
Kosten der gewährten Leistungen .

b ) die Geldleistungen gewährt gegebenenfalls der
gemäß Absatz 2 bestimmte zuständige Träger nach
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften . Im Einver­
nehmen zwischen dem zuständigen Träger und dem
Träger des Wohnorts können diese Leistungen
jedoch auch von diesem Träger nach den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates für Rechnung des
zuständigen Trägers gewährt werden .Abschnitt 5

Rentenberechtigte und deren Familienangehörige
( 2 ) In den in Absatz 1 genannten Fällen wird der
Träger , zu dessen Lasten die Sachleistungen gehen, wie
folgt bestimmt :

a ) Hat der Rentner Anspruch auf diese Sachleistungen
aufgrund der Rechtsvorschriften nur eines Mitglied­
staats , so übernimmt der zuständige Träger dieses
Staates die Kosten ;

Artikel 27

Rentenanspruch aufgrund der Rechtsvorschriften mehrerer
Mitgliedstaaten , falls ein Anspruch auf Leistungen im Wohn­
land besteht

Ein Rentner, der nach den Rechtsvorschriften von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten, darunter den Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet er wohnt ,
zum Bezug von Renten berechtigt ist und — gegebenen­
falls unter Berücksichtigung von Artikel 18 und An­
hang VI — nach den Rechtsvorschriften dieses letztge­
nannten Mitgliedstaats Anspruch auf Leistungen hat ,
sowie seine Familienangehörigen erhalten diese Leistun­
gen vom Träger des Wohnorts und zu dessen Lasten , als
ob der Rentner nach den Rechtsvorschriften nur dieses
Mitgliedstaats zum Bezug einer Rente berechtigt wäre .

b ) hat der Rentner nach den Rechtsvorschriften von
zwei oder mehr Mitgliedstaaten Anspruch auf diese
Leistungen , so werden die Kosten von dem zuständi­
gen Träger des Mitgliedstaats übernommen , dessen
Rechtsvorschriften die längste Zeit für ihn gegolten
h^en; sofern die Anwendung dieser Vorschrift
dazu führt , daß die Kosten der Leistungen von
mehreren Trägern zu übernehmen wären , gehen die
Kosten zu Lasten des Trägers , für den die Rechts­
vorschriften gelten , die für den Rentenberechtigten
zuletzt gegolten haben .

Artikel 28

Rentenanspruch aufgrund der Rechtsvorschriften eines einzi­
gen oder mehrerer Staaten , falls ein Anspruch auf Leistungen
im Wohnland nicht besteht

( 1 ) Ein Rentner , der nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats zum Bezug einer Rente oder nach den
Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten
zum Bezug von Renten berechtigt ist und keinen
Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften
des Mitgliedstaats hat , in dessen Gebiet er wohnt , erhält

Artikel 28a

Rentenanspruch aufgrund der Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten mit Ausnahme des Wohnlandes , falls
ein Anspruch auf Sachleistungen im Wohnland besteht

Wohnt ein Rentner , der nach den Rechtsvorschriften
eines Mitgliedstaats zum Bezug einer Rente oder nach
den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitglied­
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b) Geldleistungen , die gegebenenfalls der gemäß Arti­
kel 27 oder Artikel 28 Absatz 2 bestimmte zuständi­
ge Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvor­
schriften gewährt . Im Einvernehmen zwischen dem
zuständigen Träger und dem Träger des Wohnorts
des Rentners können diese Leistungen jedoch auch
von diesem Träger nach den Rechtsvorschriften des
zuständigen Staates für Rechnung des zuständigen
Trägers gewährt werden .

Staaten zum Bezug von Renten berechtigt ist , im Gebiet
eines Mitgliedstaats , nach dessen Rechtsvorschriften der
Anspruch auf Sachleistungen nicht von Versicherungs­
oder Beschäftigungsbedingungen abhängig ist und nach
dessen Rechtsvorschriften keine Rente geschuldet wird ,
so werden die Sachleistungen , die dem Rentner sowie
seinen Familienangehörigen gewährt werden , von dem
Träger eines der für Renten zustängigen Mitgliedstaaten
übernommen , der nach Artikel 28 Absatz 2 bestimmt
wird , sofern der Rentner und seine Familienangehörigen
nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften
Anspruch auf diese Sachleistungen hätten , wenn sie im
Gebiet des Staates wohnten , in dem sich der Träger
befindet . Artikel 30

Sachleistungen von erheblicher Bedeutung

Artikel 24 gilt entsprechend für Rentenberechtigte .
Artikel 29

Familienangehörige eines Rentners, die in einem anderen Staat
als der betreffende Rentner wohnen — Wohnortwechsel in den
Staat, in dem der Rentner wohnt

( 1 ) Familienangehörige eines zum Bezug einer Rente
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats oder
von Renten nach den Rechtsvorschriften von zwei oder
mehr Mitgliedstaaten berechtigten Rentners , die im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als der Rentner
wohnen, erhalten Leistungen , als ob der Rentner im
Gebiet des gleichen Staates wohnte , sofern er Anspruch
auf die genannten Leistungen nach den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats hat . Die Leistungen werden
gemäß den nachstehenden Bedingungen gewährt :

Artikel 31

Aufenthalt des Rentners und /oder der Familienangehörigen in
einem anderen Staat als dem, in dem sie wohnen

Ein Rentner , der nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats zum Bezug einer Rente oder nach den
Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten
zum Bezug von Renten berechtigt ist und nach den
Rechtsvorschriften eines dieser Staaten Anspruch auf
Leistungen hat , sowie seine Familienangehörigen erhal­
ten während eines Aufenthalts im Gebiet eines anderen
als des Mitgliedstaats , in dem sie wohnen ,

a ) Die Sachleistungen gewährt der Träger des Wohn­
orts der Familienangehörigen nach den für ihn gel­
tenden Rechtsvorschriften zu Lasten des Trägers des
Wohnorts des Rentners ;

a ) Sachleistungen vom Träger des Aufenthaltsorts nach
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu Lasten
des Trägers des Wohnorts des Rentners ;

b ) Geldleistungen , gegebenenfalls von dem gemäß Arti­
kel 27 oder 28 Absatz 2 bestimmten zuständigen
Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvorschrif­
ten . Im Einvernehmen zwischen dem zuständigen
Träger und dem Träger des Aufenthaltsorts können
diese Leistungen jedoch auch von diesem Träger
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates
für Rechnung des zuständigen Trägers gewährt wer­
den .

b) die Geldleistungen gewährt gegebenenfalls der
gemäß Artikel 27 oder Artikel 28 Absatz 2 bestimm­
te zuständige Träger nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften . Im Einvernehmen zwischen dem
zuständigen Träger und dem Träger des Wohnorts
der Familienangehörigen können diese Leistungen
jedoch auch von diesem Träger nach den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates für Rechnung des
zuständigen Trägers gewährt werden .

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Familienangehörigen ,
die ihren Wohnort in dem Gebiet des Mitgliedstaats
nehmen, in dem der Rentner wohnt , erhalten

Artikel 32

Besondere Vorschriften für die Übernahme der Kosten von
Leistungen , die ehemaligen Grenzgängern, den Familienange­
hörigen oder Hinterbliebenen gewährt werden

Die Kosten der Sachleistungen, die einem in Artikel 27
bezeichneten Rentner , der früher Grenzgänger war,
oder den Hinterbliebenen eines Grenzgängers sowie den

a) Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften dieses
Staates , auch wenn sie bereits vor dem Wohnort­
wechsel für den gleichen Fall einer Krankheit oder
Mutterschaft Leistungen erhalten haben ;
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Familienangehörigen des Rentners aufgrund der Arti­
kel 27 oder 31 gewährt worden sind, werden jedoch je
zur Hälfte zwischen dem Träger des Wohnorts des
Rentners und dem Träger , bei dem er zuletzt versichert
war, aufgeteilt , sofern der Rentner während der drei
Monate, die dem Beginn des Rentenbezugs oder seinem
Tod unmittelbar vorangegangen sind , Grenzgänger
war .

rungssysteme für Krankheit und Mutterschaft , so wer­
den vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 2 bei
Anwendung der Artikel 19 , 21 Absatz 1 , Artikel 22 , 25 ,
26 , des Artikels 28 Absatz 1 , des Artikels 29 Absatz 1
oder des Artikels 31 die Rechtsvorschriften des Systems
angewandt , bei dem die Arbeiter der Stahlindustrie
versichert sind ; ist jedoch eines dieser Systeme ein
Sondersystem für die Arbeitnehmer der Bergwerke und
gleichgestellter Betriebe , so werden die Vorschriften
dieses Systems für diese Arbeitnehmer und deren Fami­
lienangehörige angewandt , wenn der Träger am Aufent­
halts- oder Wohnort , an den sie sich wenden , für die
Anwendung dieses Systems zuständig ist .

Artikel 33

Beiträge der Rentenberechtigten

Der Träger eines Mitgliedstaats , der eine Rente schul­
det , darf, wenn die für ihn geltenden Rechtsvorschriften
vorsehen , daß von dem Rentner zur Deckung der Lei­
stungen bei Krankheit und Mutterschaft Beiträge einbe­
halten werden, diese Beiträge von der von ihm geschul­
deten Rente in der nach den betreffenden Rechtsvor­
schriften berechneten Höhe einbehalten , soweit die
Kosten der Leistungen aufgrund der Artikel 27 , 28 ,
28a , 29 , 31 und 32 zu Lasten eines Trägers des genann­
ten Mitgliedstaats gehen .

( 2 ) Beinhalten die Rechtsvorschriften des Aufenthalts­
landes oder des Wohnlandes ein oder mehrere Sonder­
systeme für alle oder die meisten Berufsgruppen der
Selbständigen , nach denen letzteren weniger günstige
Sachleistungen gewährt werden , als sie Arbeitnehmer
erhalten , so sind auf den Betreffenden und seine Fami­
lienangehörigen in den Fällen von Artikel 19 Absatz 1
Buchstabe a ) und Absatz 2 , Artikel 22 Absatz 1 Ziffer i )
und Absatz 3 , Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe a ) und
Artikel 31 Buchstabe a ) die Vorschriften der von der in
Artikel 98 vorgesehenen Durchführungsverordnung
bestimmten Systeme anzuwenden ,

a ) sofern der Betreffende in dem zuständigen Staat in
einem Sondersystem für Selbständige versichert ist ,
nach dem ebenfalls weniger günstige Sachleistungen
gewährt werden , als sie die Arbeitnehmer erhalten ,
oder

Artikel 34

Allgemeine Vorschrift

( 1 ) Bei Anwendung der Artikel 28 , 28a , 29 und 31 gilt
der Bezieher von zwei oder mehr nach den Rechtsvor­
schriften nur eines Mitgliedstaats geschuldeten Renten
im Sinne dieser Vorschriften als Empfänger einer nach
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats geschulde­
ten Rente .

(2 ) Artikel 27 bis 33 gelten nicht für Rentner oder
deren Familienangehörige, die nach den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats wegen Ausübung einer
Erwerbstätigkeit Anspruch auf Leistungen haben . In
diesem Fall gelten diese Personen bei der Anwendung
dieses Kapitels als Arbeitnehmer oder Selbständige oder
Familienangehörige von Arbeitnehmern oder Selbstän­
digen.

b ) sofern der Empfänger einer oder mehrerer Renten
nach den Rechtsvorschriften des oder der die Rente
schuldenden Mitgliedstaaten nur Anspruch auf die
in einem Sondersystem für Selbständige vorgesehe­
nen Sachleistungen hat , die ebenfalls weniger gün­
stig sind als die Sachleistungen , die die Arbeitneh­
mer erhalten .

( 3 ) Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats , nach denen
die Gewährung einer Leistung von Voraussetzungen
hinsichtlich des Ursprungs einer Erkrankung abhängig
ist , gelten nicht für Arbeitnehmer oder Selbständige und
deren Familienangehörige , die unter diese Verordnung
fallen , und zwar ohne Rücksicht darauf, in welchem
Mitgliedstaat sie wohnen .

Abschnitt 6

Verschiedene Vorschriften

Artikel 35

Regelung bei mehreren Systemen im Aufenthalts- oder Wohn­
land — Vorher bestehende Erkrankung — Höchstdauer für die
Gewährung der Leistungen

( 1 ) Bestehen nach den Rechtsvorschriften des Aufent­
haltslandes oder des Wohnlandes mehrere Versiche­

(4 ) Der Träger eines Mitgliedstaats , nach dessen
Rechtsvorschriften eine Höchstdauer für die Gewährung
der Leistungen vorgesehen ist , kann gegebenenfalls die
Zeit berücksichtigen , für die Leistungen für denselben
Fall von Krankheit oder Mutterschaft bereits von dem
Träger eines anderen Mitgliedstaats gewährt worden
sind .
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Artikel 38

Zusammenrechnung der Versicherungszeiten

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb , die Aufrecht­
erhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs­
anspruchs von der Zurücklegung von Versicherungszei­
ten abhängig ist , berücksichtigt , soweit Erforderlich , die
Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats , als handelte es sich um Zeiten ,
die nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvor­
schriften zurückgelegt worden sind .

Abschnitt 7

Erstattung zwischen Trägern

Artikel 36

( 1 ) Aufwendungen für Sachleistungen , die aufgrund
dieses Kapitels vom Träger eines Mitgliedstaats für
Rechnung des Trägers eines anderen Mitgliedstaats
gewährt worden sind , sind in voller Höhe zu erstatten ,
soweit Artikel 32 nicht etwas anderes vorsieht .

( 2 ) Erstattungen nach Absatz 1 werden nach Maßgabe
der Durchführungsverordnung gemäß Artikel 98 entwe­
der gegen Nachweis der tatsächlichen Aufwendungen
oder unter Zugrundelegung von Pauschalbeträgen fest­
gestellt und vorgenommen.

Die Pauschalbeträge müssen den wirklichen Ausgaben
möglichst genau entsprechen .

(3 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Staaten können andere Erstattungs­
verfahren vereinbaren oder auf jegliche Erstattung zwi­
schen den unter ihre Zuständigkeit fallenden Trägern
verzichten .

( 2 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
die Gewährung bestimmter Leistungen davon abhängig ,
daß Versicherungszeiten ausschließlich in einem Beruf,
für den ein Sondersystem für Arbeitnehmer gilt , oder
gegebenenfalls in einer bestimmten Beschäftigung
zurückgelegt worden sind , so werden für die Gewäh­
rung dieser Leistungen die nach den Rechtsvorschriften
anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten nur dann
berücksichtigt , wenn sie in einem entsprechenden
System oder , falls es ein solches nicht gibt , in dem
gleichen Beruf oder gegebenenfalls in der gleichen
Beschäftigung zurückgelegt worden sind . Erfüllt der
Betreffende auch unter Berücksichtigung solcher Zeiten
nicht die erforderlichen Anspruchsvoraussetzungen für
diese Leistungen , so werden diese Zeiten für die Gewäh­
rung von Leistungen im allgemeinen System oder , falls
es ein solches nicht gibt , im System für Arbeiter bezie­
hungsweise für Angestellte berücksichtigt .

KAPITEL 2

INVALIDITÄT

Abschnitt 1

Arbeitnehmer oder Selbständige , für die ausschließlich
Rechtsvorschriften galten, nach denen die Höhe der
Leistungen bei Invalidität von der Dauer der Versiche­

rungszeiten unabhängig ist

( 3 ) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
die Gewährung bestimmter Leistungen davon abhängig,
daß Versicherungszeiten ausschließlich in einem Beruf,
für den ein Sondersystem für Selbständige gilt , zurück­
gelegt worden sind , so werden für die Gewährung dieser
Leistungen die nach den Rechtsvorschriften anderer
Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten nur dann berück­
sichtigt , wenn sie in einem entsprechenden System oder ,
falls es ein solches nicht gibt , in dem gleichen Beruf
zurückgelegt worden sind .

Artikel 37

Allgemeine Vorschriften

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger , für den nach­
einander oder abwechselnd die Rechtsvorschriften von
zwei oder mehr Mitgliedstaaten galten und welcher
Versicherungszeiten ausschließlich unter solchen
Rechtsvorschriften zurückgelegt hat , nach denen die
Höhe der Leistungen bei Invalidität von der Dauer der
Versicherungszeiten unabhängig ist , erhält die Leistun­
gen gemäß Artikel 39 . Dieser Artikel findet keine
Anwendung auf Kinderzuschüsse zu Renten , die nach
Kapitel 8 zu gewähren sind .

( 2) Im Anhang IV sind für jeden in Betracht kommen­
den Mitgliedstaat die in Kraft befindlichen Rechtsvor­
schriften der in Absatz 1 bezeichneten Art angegeben .

Erfüllt der Betreffende auch unter Berücksichtigung
solcher Zeiten nicht die erforderlichen Anspruchs­
voraussetzungen für diese Leistungen , so werden diese
Zeiten für die Gewährung von Leistungen im allgemei­
nen System oder , falls es ein solches nicht gibt , im
System für Arbeiter beziehungsweise für Angestellte
insoweit , als sie in einem anderen als dem vorgenannten
entsprechenden System zurückgelegt wurden , unter der
Voraussetzung berücksichtigt , daß der Betreffende auch
bei diesem allgemeinen oder , falls es ein solches nicht
gibt , bei diesem Arbeiter- bzw . Angestelltensystem ver­
sichert gewesen ist .
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zwei oder mehr MitgJiedstaaten galten , erhält , sofern
die Rechtsvorschriften mindestens eines dieser Staaten
nicht von der in Artikel 37 Absatz 1 bezeichneten Art
sind , Leistungen in entsprechender Anwendung von
Kapitel 3 unter Berücksichtigung von Absatz 4 .

( 2 ) Arbeitnehmer oder Selbständige , die im Anschluß
an eine Arbeitsunfähigkeit invalide werden , während
für sie eine der in Anhang IV erwähnten Rechtsvor­
schriften gilt , erhalten die Leistungen gemäß Artikel 37
Absatz 1 unter folgenden beiden Voraussetzungen :

— Der Arbeitnehmer oder Selbständige muß — gegebe­
nenfalls unter Berücksichtigung von Artikel 38 —
die in diesen oder anderen Rechtsvorschriften glei­
cher Art geforderten Voraussetzungen erfüllen ,
jedoch ohne daß es erforderlich ist , Versicherungs­
zeiten einzubeziehen , die nach anderen als den in
Anhang IV aufgeführten Rechtsvorschriften zurück­
gelegt wurden ;

— der Arbeitnehmer oder Selbständige darf nicht die
Voraussetzungen erfüllen , die für einen Leistungsan­
spruch aufgrund von Rechtsvorschriften gefordert
werden , die in Anhang IV nicht aufgeführt sind .

Artikel 39

Feststellung der Leistungen

( 1 ) Der Träger des Mitgliedstaats , dessen Rechtsvor­
schriften zum Zeitpunkt des Eintritts von Arbeits­
unfähigkeit mit anschließender Invalidität anzuwenden
waren , stellt nach diesen Rechtsvorschriften fest , ob die
betreffende Person die Voraussetzungen für den Lei­
stungsanspruch — gegebenenfalls unter Berücksichti­
gung von Artikel 38 — erfüllt .

( 2 ) Personen , welche die Voraussetzungen nach
Absatz 1 erfüllen , erhalten die Leistungen ausschließlich
von dem genannten Träger nach den von ihm anzuwen­
denden Rechtsvorschriften .

( 3 ) Personen , welche keinen Leistungsanspruch nach
Absatz 1 haben , erhalten die Leistungen , auf die sie
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats — gegebenenfalls unter Berücksichtigung von
Artikel 38 — noch Anspruch haben .

(4 ) Sehen die nach den Absätzen 2 oder 3 anzuwenden­
den Rechtsvorschriften vor , daß der Leistungsbetrag
unter Berücksichtigung von anderen Familienangehöri­
gen als Kindern festgelegt wird , so berücksichtigt der
zuständige Träger auch diese Familienangehörigen der
betreffenden Person , die im Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats wohnen , als wohnten sie im Gebiet des
zuständigen Staates .

( 5 ) Der vollarbeitslose Arbeitnehmer, für den Artikel
71 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) oder Buchstabe b)
Ziffer ii ) erster Satz gilt , erhält eine Invaliditätsrente
vom zuständigen Träger des Mitgliedstaats , in dessen
Gebiet er wohnt , entsprechend den von diesem Träger
anzuwendenden Rechtsvorschriften , als ob für ihn wäh­
rend seiner letzten Beschäftigung diese Rechtsvorschrif­
ten gegolten hätten , wobei gegebenenfalls Artikel 38
und /oder Artikel 25 Absatz 2 zu berücksichtigen sind .
Diese Leistungen gehen zu Lasten des Trägers des
Wohnlandes .

( 3 ) ( a ) Für die Feststellung des Leistungsanspruchs nach
den in Anhang IV aufgeführten Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats , die die Gewährung von
Leistungen bei Invalidität davon abhängig
machen , daß die betreffende Person während
eines bestimmten Zeitraums Geldleistungen bei
Krankheit erhalten hat oder arbeitsunfähig war ,
wird bei einem Arbeitnehmer oder Selbständi­
gen , für den diese Rechtsvorschriften galten und
der im Anschluß an eine Arbeitsunfähigkeit in
einer Zeit invalide wird , in der die Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats für ihn
gelten , unbeschadet des Artikels 37 Absatz 1
jeder Zeitraum ,

i ) für den er wegen dieser Arbeitsunfähigkeit
nach den Rechtsvorschriften des zweiten
Mitgliedstaats Geldleistungen bei Krankheit
oder statt dessen weiter Lohn erhalten hat ,Abschnitt 2

Arbeitnehmer oder Selbständige, für die ausschließlich
Rechtsvorschriften galten, nach denen die Höhe der
Leistungen bei Invalidität von der Dauer der Ver­
sicherungs- oder Wohnzeiten abhängig ist , oder für
die Rechtsvorschriften dieser und der in Abschnitt

1 genannten Art galten

ii ) für den er wegen der auf diese Arbeits­
unfähigkeit folgenden Invalidität nach den
Rechtsvorschriften des zweiten Mitglied­
staats Leistungen bei Invalidität erhalten
hat ,

berücksichtigt , als ob es sich um einen Zeitraum
handelte , in dem er nach den Rechtsvorschriften
des ersten Mitgliedstaats Geldleistungen bei
Krankheit erhalten hat oder nach diesen Rechts­
vorschriften arbeitsunfähig war .

b ) Der Anspruch auf Leistungen bei Invalidität ent­
steht nach den Rechtsvorschriften des ersten

Artikel 40

Allgemeine Vorschriften

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger, für den nach­
einander oder abwechselnd die Rechtsvorschriften von
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Mitgliedstaats entweder bei Ablauf des in diesen
Rechtsvorschriften geforderten voraufgehenden
Zeitraums des Bezugs von Geldleistungen bei
Krankheit oder der Lohnfortzahlung oder bei
Ablauf des in diesen Rechtsvorschriften gefor­
derten voraufgehenden Zeitraums der Arbeitsun­
fähigkeit , frühestens jedoch
i ) zum Zeitpunkt der Begründung des An­

spruchs auf Leistungen bei Invalidität nach
den Rechtsvorschriften des zweiten Mitglied­
staats oder

ii ) am Tag nach dem letzten Tag, an dem die
betreffende Person nach den Rechtsvorschrif­
ten des zweiten Mitgliedstaats Anspruch auf
Geldleistungen bei Krankheit hat .

(4 ) Eine vom Träger eines Mitgliedstaats getroffene
Entscheidung über die Invalidität eines Antragstellers ist
auch für die Träger jedes anderen in Betracht kommen­
den Mitgliedstaats verbindlich , sofern die in den Rechts­
vorschriften dieser Staaten festgelegten Tatbestands­
merkmale der Invalidität in Anhang V als übereinstim­
mend anerkannt sind .

d ) wenn in dem unter Buchstabe b ) genannten Fall der
für die ursprüngliche Arbeitsunfähigkeit zuständige
Träger ein niederländischer Träger ist und wenn

i ) das Leiden , das zu der Verschlimmerung geführt
hat , dasselbe ist wie dasjenige , das die Gewäh­
rung von Leistungen gemäß den niederländi­
schen Rechtsvorschriften begründet hat ;

ii ) dieses Leiden eine Berufskrankheit im Sinne der
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ist , die für
den Versicherten zuletzt galten , und einen
Anspruch auf Zahlung der in Artikel 60 Ab­
satz 1 Buchstabe b ) genannten Zulage begrün­
det ;

iii ) und es sich bei den Rechtsvorschriften , die für
den Versicherten seit Beginn des Leistungsbezugs
galten , um Rechtsvorschriften gemäß Anhang IV
handelt ,

so erbringt der niederländische Träger weiterhin die
ursprüngliche Leistung nach der Verschlimmerung
die Leistung aufgrund der Rechtsvorschriften des
letzten Mitgliedstaats , die für den Versicherten gal­
ten , wird um den Betrag der niederländischen Lei­
stung gekürzt ;

e ) hat der Arbeitnehmer in dem unter Buchstabe b )
bezeichneten Fall keinen Anspruch auf Leistungen
zu Lasten des Trägers eines anderen Mitgliedstaats ,
so ist der zuständige Träger des ersten Staates ver­
pflichtet , die Leistungen nach den Rechtsvorschrif­
ten dieses Staates unter Berücksichtigung der Ver­
schlimmerung und gegebenenfalls unter Berücksich­
tigung des Artikels 38 zu gewähren .

( 2 ) Bei Verschlimmerung des Invaliditätszustands eines
Arbeitnehmers oder Selbständigen , der Leistungen bei
Invalidität nach den Rechtsvorschriften von zwei oder
mehr Mitgliedstaaten erhält , werden die Leistungen
unter Berücksichtigung der Verschlimmerung der Invali­
dität gemäß Artikel 40 Absatz 1 gewährt .

Abschnitt 3

Verschlimmerung des Invaliditätszustands

Artikel 41

( 1 ) Bei Verschlimmerung des Invaliditätszustands eines
Arbeitnehmers oder Selbständigen , der nach den
Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaats Leistungen
bei Invalidität erhält , gilt folgendes :

a ) Der zuständige Träger dieses Staates ist verpflichtet ,
die Leistungen nach den für ihn geltenden Rechts­
vorschriften zu gewähren und dabei die Verschlim­
merung der Invalidität zu berücksichtigen , wenn auf
den Arbeitnehmer oder Selbständigen seit Beginn
der Leistungsgewährung nicht die Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats Anwendung fan­
den ;

b) der Arbeitnehmer oder Selbständige erhält unter
Berücksichtigung der Verschlimmerung Leistungen
gemäß Artikel 37 Absatz 1 beziehungsweise
Artikel 40 Absatz 1 oder Absatz 2 , wenn auf ihn seit
Beginn der Leistungsgewährung die Rechtsvorschrif­
ten eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten
Anwendung gefunden haben ;

c ) ist der nach Buchstabe b ) geschuldete Gesamtbetrag
der Leistung oder der Leistungen niedriger als der
Betrag , den der Versicherte zu Lasten des vorher zur
Zahlung verpflichteten Trägers erhalten hat , so ist
dieser zur Gewährung einer Zulage in Höhe des
Unterschiedsbetrags verpflichtet;

Abschnitt 4

Wiederaufnahme ruhender oder entzogener Leistungen
— Umwandlung von Leistungen bei Invalidität in

Leistungen bei Alter

Artikel 42

Bestimmung des leistungspflichtigen Trägers im Falle der
Wiederaufnahme der Leistungsgewährung bei Invalidität

( 1 ) Leistungen , die geruht haben und erneut gezahlt
werden sollen , werden — unbeschadet des Artikels 43
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durch den oder die Träger erbracht , die im Zeitpunkt
der Unterbrechung leistungspflichtig waren .

oder mehr Mitgliedstaaten galten , und die Leistungsan­
sprüche seiner Hinterbliebenen werden nach diesem
Kapitel festgestellt .

( 2 ) Die Leistungen werden gemäß Artikel 37 Absatz 1
beziehungsweise Artikel 40 Absatz 1 oder Absatz 2
gewährt , wenn der Zustand des Arbeitnehmers , dem die
Leistungen entzogen worden waren , erneut die Gewäh­
rung von Leistungen rechtfertigt .

( 2 ) Beantragt die betreffende Person die Feststellung der
Leistungen , so wird , sofern Artikel 49 nichts anderes
bestimmt , das Feststellungsverfahren hinsichtlich aller
Rechtsvorschriften eingeleitet , die für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen galten . Dies gilt nicht , falls die
betreffende Person ausdrücklich beantragt , die Feststel­
lung der aufgrund der Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten erworbenen Ansprüche auf
Leistungen bei Alter aufzuschieben .

Artikel 43

Umwandlung von Leistungen bei Invalidität in Leistungen bei
Alter

( 1 ) Die Leistungen bei Invalidität werden gegebenen­
falls nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des oder der
Staaten , nach denen sie gewährt worden sind , gemäß
Kapitel 3 in Leistungen bei Alter umgewandelt .

( 3 ) Dieses Kapitel betrifft weder die Kinderzuschüsse zu
Renten noch die Waisenrenten ; diese sind nach Kapi­
tel 8 zu gewähren .

Artikel 45

Berücksichtigung der Versicherungs- oder Wohnzeiten , die
nach Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind , die für den
Arbeitnehmer oder Selbständigen im Hinblick auf den Erwerb,
die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs­
anspruchs galten

( 2 ) Jeder zur Zahlung der Leistungen bei Invalidität
verpflichtete Träger eines Mitgliedstaats gewährt dem
Leistungsberechtigten , der nach den Rechtsvorschriften
anderer Mitgliedstaaten Ansprüche auf Leistungen bei
Alter gemäß Artikel 49 geltend machen kann , bis zu
dem Zeitpunkt , an dem für diesen Träger Absatz 1
Anwendung findet , die Leistungen weiter , auf die nach
den von diesem Träger anzuwendenden Rechtsvor­
schriften Anspruch besteht .

( 3 ) Sind in dem in Absatz 2 bezeichneten Fall die
. Leistungen bei Invalidität jedoch gemäß Artikel 39
gewährt worden , so kann der Träger , der leistungs­
pflichtig bleibt , Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe a )
anwenden, als ob der zum Empfang dieser Leistungen
Berechtigte die Voraussetzungen für den Anspruch auf
Leistungen bei Alter nach den Rechtsvorschriften des
betreffenden Mitgliedstaats erfüllte ; in diesem Fall tritt
an die Stelle des in Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe a )
vorgesehenen theoretischen Betrages der Betrag der Lei­
stungen bei Invalidität , der von diesem Träger geschul­
det wird .

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb , die Aufrechter­
haltung oder das Wiederaufleben des Leistungsan­
spruchs von der Zurücklegung von Versicherungs- oder
Wohnzeiten abhängig ist , berücksichtigt , soweit erfor­
derlich , die Versicherungs- oder Wohnzeiten , die nach
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats
zurückgelegt wurden , als handelte es sich um Zeiten , die
nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften
zurückgelegt worden sind .

KAPITEL 3

ALTER UND TOD (RENTEN)

( 2 ) Für die Gewährung bestimmter Leistungen , die
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats davon
abhängig ist , daß Versicherungszeiten ausschließlich in
einem Beruf, für den ein Sondersystem für Arbeitneh­
mer gilt , oder gegebenenfalls in einer bestimmten
Beschäftigung zurückgelegt worden sind , werden die
nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten
zurückgelegten Zeiten nur dann berücksichtigt , wenn
sie in einem entsprechenden System oder , falls es ein
solches nicht gibt , in dem gleichen Beruf oder gegebe­
nenfalls in der gleichen Beschäftigung zurückgelegt wor­
den sind . Erfüllt der Versicherte auch unter Berücksich­
tigung solcher Zeiten nicht die erforderlichen An­
spruchsvoraussetzungen für diese Leistungen , so werden
diese Zeiten für die Gewährung der Leistungen des
allgemeinen Systems oder , falls es ein solches nicht gibt ,
des Systems für Arbeiter beziehungsweise für Angestellte
berücksichtigt .

Artikel 44

Allgemeine Vorschriften für die Feststellung der Leistungen ,
wenn für den Arbeitnehmer oder Selbständigen die Rechtsvor­
schriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten galten

( 1 ) Die Leistungsansprüche eines Arbeitnehmers oder
Selbständigen , für den die Rechtsvorschriften von zwei
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ihnen im Zeitpunkt des Versicherungsfalls noch unter­
liegt , gilt für die Anwendung dieses Kapitels als ihnen
im Zeitpunkt des Versicherungsfalls noch unterliegend ,
sofern auf ihn in diesem Zeitpunkt die Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats Anwendung finden .

(3 ) Für die Gewährung bestimmter Leistungen , die
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats davon
abhängig ist , daß Versicherungszeiten ausschließlich in
einem Beruf zurückgelegt worden sind , für den ein
Sondersystem für Selbständige gilt , werden für die
Gewährung dieser Leistungen die nach den Rechtsvor­
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten
nur dann berücksichtigt , wenn sie in einem entsprechen­
den System oder, falls es ein solches nicht gibt , in dem
gleichen Beruf zurückgelegt worden sind . Artikel 46

Feststellung der Leistungen

( 1 ) Der zuständige Träger jedes Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer oder Selbstän­
digen galten und deren Voraussetzungen für den Lei­
stungsanspruch auch ohne Anwendung von Artikel 45
und /oder Artikel 40 Absatz 3 erfüllt sind , bestimmt
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften den Lei­
stungsbetrag unter Zugrundelegung aller nach diesen
Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten .

Erfüllt der Betreffende auch unter Berücksichtigung
solcher Zeiten nicht die erforderlichen Anspruchs­
voraussetzungen für diese Leistungen , so werden diese
Zeiten für die Gewährung der Leistungen des allgemei­
nen Systems oder , falls es ein solches nicht gibt , des
Systems für Arbeiter beziehungsweise für Angestellte
insoweit , als sie in einem anderen als dem vorgenannten
entsprechenden System zurückgelegt wurden , unter der
Voraussetzung berücksichtigt , daß der Betreffende auch
bei diesem allgemeinen oder , falls es ein solches nicht
gibt , bei diesem Arbeiter- bzw . Angestelltensystem ver­
sichert gewesen ist . Dieser Träger hat auch den Leistungsbetrag zu berech­

nen , der sich nach Absatz 2 Buchstaben a ) und b )
ergeben würde . Nur der höhere dieser beiden Beträge
wird berücksichtigt .

( 2 ) Der zuständige Träger jedes Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer oder Selbstän­
digen galten , wendet , wenn der Arbeitnehmer oder
Selbständige nur nach Artikel 45 und / oder nach Arti­
kel 40 Absatz 3 leistungsberechtigt ist , folgende Vor­
schriften an :

(4 ) Ein Arbeitnehmer , der den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats nicht mehr unterliegt , in denen weder für
den Erwerb des Anspruchs noch für die Berechnung der
Leistungen eine Versicherungsdauer vorgesehen ist , son­
dern die Gewährung der Leistungen davon abhängig
gemacht wird , daß der Arbeitnehmer ihnen im Zeit­
punkt des Versicherungsfalls noch unterliegt , gilt für die
Anwendung dieses Kapitels als ihnen im Zeitpunkt des
Versicherungsfalls noch unterliegend , sofern auf ihn in
diesem Zeitpunkt die Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats Anwendung finden oder , falls dies nicht
zutrifft , sofern er Leistungsansprüche nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats nachweisen
kann . Diese zweite Voraussetzung gilt jedoch im Falle
von Artikel 48 Absatz 1 als erfüllt .

a ) Der Träger berechnet den theoretischen Betrag der
Leistung, auf die die betreffende Person Anspruch
hätte , wenn alle nach den für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen geltenden Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- und
Wohnzeiten nur in dem betreffenden Staat und nach
den für diesen Träger zum Zeitpunkt der Feststel­
lung der Leistung geltenden Rechtsvorschriften
zurückgelegt worden wären . Ist nach diesen Rechts­
vorschriften der Betrag der Leistung von der Dauer
der zurückgelegten Zeiten unabhängig , so gilt dieser
Betrag als theoretischer Betrag;

( 5 ) Absatz 4 gilt für die Selbständigen , um festzustellen ,
ob die Voraussetzungen für die Gewährung der Hinter­
bliebenenleistungen erfüllt sind .

b ) der Träger ermittelt sodann den tatsächlich geschul­
deten Betrag auf der Grundlage des nach Buch­
stabe a ) errechneten theoretischen Betrages nach
dem Verhältnis zwischen den nach seinen Rechts­
vorschriften vor Eintritt des- Versicherungsfalls
zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten
und den gesamten nach den Rechtsvorschriften aller
beteiligten Mitgliedstaaten vor Eintritt des Versiche­

( 6 ) Ein Selbständiger , der den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats nicht mehr unterliegt , nach denen weder
für den Erwerb des Anspruchs noch für. die Berechnung
der Leistungen bei Invalidität eine Versicherungsdauer
vorgesehen ist , sondern die Gewährung dieser Leistun­
gen davon abhängig gemacht wird , daß der Betreffende
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Versicherungszeiten zwischen dem Bruttoarbeitsent­
gelt oder -arbeitseinkommen des Versicherten und
dem Durchschnittsbruttoarbeitsentgelt oder -arbeits­
einkommen aller Versicherten mit Ausnahme der
Lehrlinge bestand , ermittelt die genannten Durch­
schnitts- oder Verhältniszahlen ausschließlich auf­
grund der nach den Rechtsvorschriften dieses Staa­
tes zurückgelegten Versicherungszeiten oder des
Bruttoarbeitsentgelts bzw . -arbeitseinkommens , das
der Versicherte während dieser Zeiten bezogen
hat .

b ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen die Höhe der Arbeitsentgelte , Arbeitsein­
kommen , Beiträge oder Zuschläge zugrunde zu
legen ist , ermittelt die Entgelte , Einkommen , Bei­
träge oder Zuschläge für die nach den Rechtsvor­
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten
Versicherungszeiten auf der Grundlage der Durch­
schnittsarbeitsentgelte , -arbeitseinkommen , -bei­
träge oder -Zuschläge , die für die nach den Rechts­
vorschriften des ersten Staates zurückgelegten Versi­
cherungszeiten festgestellt worden sind .

rungsfalls zurückgelegten Versicherungs- und
Wohnzeiten ;

c) übersteigt die Gesamtdauer der vor Eintritt des
Versicherungsfalls nach den Rechtsvorschriften aller
beteiligten Mitgliedstaaten zurückgelegten Versiche­
rungs- und Wohnzeiten die in den Rechtsvorschrif­
ten eines dieser Mitgliedstaaten für die Gewährung
der vollen Leistung vorgeschriebene Höchstdauer ,
so berücksichtigt der zuständige Träger dieses Staa­
tes bei Anwendung dieses Absatzes diese Höchst­
dauer anstelle der Gesamtdauer dieser Zeiten ; diese
Berechnungsmethode kann den betreffenden Versi­
cherungsträger nicht zur Gewährung einer Leistung
verpflichten , deren Betrag die volle nach seinen
Rechtsvorschriften vorgesehene Leistung übersteigt ;

d ) die Einzelheiten des Berechnungsverfahrens nach
diesem Absatz für die Berücksichtigung der sich
überschneidenden Zeiten werden in der in Artikel 98
vorgesehenen Durchführungsverordnung festgelegt .

(3 ) Die betreffende Person hat Anspruch auf die Summe
der nach den Absätzen 1 und 2 berechneten Leistungs­
beträge, wobei der höchste der nach Absatz 2 Buch­
stabe a) berechneten theoretischen Beträge die obere
Grenze bildet .

Wird der in Unterabsatz 1 genannte Betrag überschrit­
ten , so berichtigt jeder Träger , der Absatz 1 anwendet ,
seine Leistung um einen Betrag, der dem Verhältnis
zwischen der betreffenden Leistung und der Summe der
nach Absatz 1 bestimmten Leistungen entspricht .

(4 ) Ist die Summe der Leistungsbeträge, die von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten der Gemeinschaft aufgrund
eines mehrseitigen Abkommens über soziale Sicherheit
im Sinne von Artikel 6 Buchstabe b) für Invaliditäts-,
Alters- oder Hinterbliebenenrenten zu zahlen ist , gerin­
ger als die Summe, die diese Mitgliedstaaten nach den
Absätzen 1 bis 3 zu zahlen hätten , so gelten für den
Berechtigten die Vorschriften dieses Kapitels .

c ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen ein Pauschalarbeitsentgelt , -arbeitsein­
kommen oder -betrag zugrunde zu legen ist , berück­
sichtigt für die nach den Rechtsvorschriften anderer
Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten Entgelte ,
Einkommen oder Beiträge in Höhe des Pauschalar­
beitsentgelts , -arbeitseinkommens oder -betrags oder
gegebenenfalls der durchschnittlichen Pauschal­
arbeitsentgelte , -arbeitseinkommen oder -beträge für
nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates
zurückgelegte Versicherungszeiten .

d ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen für bestimmte Zeiten die Höhe der Ent­
gelte , Einkommen und für andere Zeiten ein Pau­
schalarbeitsentgelt , -arbeitseinkommen oder -betrag
zugrunde zu legen ist , berücksichtigt für die nach
den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zu­
rückgelegten Versicherungszeiten die nach Buchsta­
be b) oder c) ermittelten Entgelte , Einkommen oder
Beträge ; wird bei der Berechnung der Leistungen für
sämtliche nach den Rechtsvorschriften des ersten
Staates zurückgelegten Versicherungszeiten ein Pau­
schalarbeitsentgelt , -arbeitseinkommen oder -betrag
zugrunde gelegt , so berücksichtigt der zuständige
Träger dieses Staates für die nach den Rechtsvor­
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten
Versicherungszeiten ein fiktives Entgelt bzw.

Artikel 47

Ergänzende Vorschriften für die Berechnung der Leistungen

( 1 ) Für die Berechnung des theoretischen Betrages im
Sinne von Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe a ) gilt folgen­
des :

a ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von
Leistungen ein Durchschnittsarbeitsentgelt , -arbeits­
einkommen , -beitrag, -steigerungsbetrag oder das
Verhältnis zugrunde zu legen ist , das während der
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Einkommen, das diesem Pauschalarbeitsentgelt , -ar­
beitseinkommen oder -betrag entspricht .

Artikel 49

Berechnung der Leistungen, wenn die betreffende Person nicht
gleichzeitig die Voraussetzungen erfüllt , die nach sämtlichen
Rechtsvorschriften , nach denen Versicherungs- oder Wohn­
zeiten zurückgelegt wurden , erforderlich sind

( 1 ) Erfüllt die betreffende Person zu einem bestimmten
Zeitpunkt , gegebenenfalls auch unter Berücksichtigung
des Artikels 45 , nicht die Voraussetzungen für die
Leistungsgewährung nach den Rechtsvorschriften aller
Mitgliedstaaten , die für sie galten , sondern nur die
Voraussetzungen nach den Rechtsvorschriften eines
oder mehrerer dieser Staaten , so gilt folgendes :

(2) Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats über die
Anpassung der bei der Berechnung der Leistungsbeträge
berücksichtigten Rententeile gelten gegebenenfalls für
die vom zuständigen Träger dieses Staates gemäß
Absatz 1 berücksichtigten Rententeile für Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften
anderer Mitgliedstaaten .

a ) Jeder zuständige Träger , nach dessen Rechtsvor­
schriften die Voraussetzungen erfüllt sind , berechnet
nach Artikel 46 den Betrag der geschuldeten Lei­
stung;

(3 ) Wird nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats der Leistungsbetrag unter Berücksichtigung von
anderen Familienangehörigen als Kindern festgelegt , so
berücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates auch
diese Familienangehörigen der betreffenden Person , die
im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnen , als
wohnten sie im Gebiet des zuständigen Staates .

b ) dabei gelten jedoch folgende Bestimmungen:
i ) Erfüllt die betreffende Person die Voraussetzun­

gen nach den Rechtsvorschriften mindestens
zweier Mitgliedstaaten , ohne daß Versicherungs­
oder Wohnzeiten berücksichtigt werden müssen ,
die nach Rechtsvorschriften zurückgelegt wur­
den , deren Voraussetzungen nicht erfüllt sind , so
bleiben diese Zeiten bei Anwendung des Arti­
kels 46 Absatz 2 unberücksichtigt ;

Artikel 48

Versicherungs- oder Wohnzeiten von weniger als einem Jahr

( 1 ) Der Träger eines Mitgliedstaats ist unabhängig von
Artikel 46 Absatz 2 nicht verpflichtet , Leistungen aus
Zeiten zu gewähren , wenn die Gesamtdauer dieser nach
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zurückge­
legten Versicherungs- oder Wohnzeiten weniger als ein
Jahr beträgt und nach diesen Rechtsvorschriften kein
Leistungsanspruch ausschließlich aufgrund dieser Zeiten
erworben worden ist .

ii ) erfüllt der Versicherte die Voraussetzungen nur
nach den Rechtsvorschriften eines einzigen Mit­
gliedstaats , ohne daß die Versicherungs- oder
Wohnzeiten berücksichtigt werden müssen , die
nach den Rechtsvorschriften zurückgelegt wur­
den , deren Voraussetzungen nicht erfüllt sind , so
wird der Betrag der geschuldeten Leistung aus­
schließlich nach den Rechtsvorschriften , deren
Voraussetzungen erfüllt sind , und unter alleini­
ger Berücksichtigung der nach diesen Rechtsvor­
schriften zurückgelegten Zeiten berechnet .

(2 ) Die in Absatz 1 genannten Zeiten werden vom
zuständigen Träger jedes anderen Mitgliedstaats bei der
Anwendung von Artikel 46 Absatz 2 — mit Ausnahme
des Buchstabens b) — berücksichtigt .

( 2 ) Gemäß Absatz 1 nach den Rechtsvorschriften eines
oder mehrerer beteiligter Mitgliedstaaten gewährte Lei­
stungen werden , sobald die Voraussetzungen der
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer beteilig­
ter Mitgliedstaaten , die für den Versicherten galten ,
erfüllt sind , nach Artikel 46 von Amts wegen gegebe­
nenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 45 neu
berechnet .

( 3 ) Führt die Anwendung von Absatz 1 zur Befreiung
aller Träger der betreffenden Staaten von der Leistungs­
pflicht , so werden die Leistungen ausschließlich nach
den Rechtsvorschriften des letzten dieser Staaten
gewährt , dessen Voraussetzungen erfüllt sind ; dabei
gelten alle zurückgelegten und gemäß Artikel 45 Ab­
sätze 1 und 2 angerechneten Versicherungs- und Wohn­
zeiten als nach den Rechtsvorschriften dieses Staates
zurückgelegt .

( 3 ) Eine Neuberechnung nach Absatz 1 erfolgt unbe­
schadet des Artikels 40 Absatz 2 von Amts wegen , wenn
die Voraussetzungen einer oder mehrerer dieser Rechts­
vorschriften nicht mehr erfüllt sind .
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wohnt und einen Arbeitsunfall erlitten oder sich eine
Berufskrankheit zugezogen hat , erhält in dem Staat , in
dem er wohnt ,

a ) Sachleistungen für Rechnung des zuständigen Trä­
gers vom Träger des Wohnorts nach den für diesen
Träger geltenden Rechtsvorschriften , als ob er bei
diesem versichert wäre ;

b ) Geldleistungen vom zuständigen Träger nach den
für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften . Im
Einvernehmen zwischen dem zuständigen Träger
und dem Träger des Wohnorts können diese Lei­
stungen jedoch vom Träger des Wohnorts nach den
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates für Rech­
nung des zuständigen Trägers gewährt werden .

Artikel SO

Gewährung einer Zulage, wenn die Summe der nach den
Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten geschuldeten
Leistungen nicht den Mindestbetrag erreicht , der in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats vorgesehen ist , in dessen
Gebiet der Empfänger wohnt

Der Empfänger von Leistungen nach diesem Kapitel
darf in dem Mitgliedstaat, in dessen Gebiet er wohnt
und nach dessen Rechtsvorschriften ihm eine Leistung
zusteht , keinen niedrigeren Leistungsbetrag als die Min­
destleistung erhalten , die nach den Rechtsvorschriften
dieses Mitgliedstaats für eine Versicherungs- oder
Wohnzeit vorgesehen ist , welche den Zeiten insgesamt
entspricht , die bei der Feststellung seiner Leistung
gemäß den vorstehenden Artikeln angerechnet wurden .
Der zuständige Träger dieses Staates zahlt dem Betref­
fenden gegebenenfalls während der gesamten Zeit , in
der er im Gebiet dieses Staates wohnt , eine Zulage in
Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen der Summe der
nach diesem Kapitel geschuldeten Leistungen und dem
Betrag der Mindestleistung.

Artikel 53

Grenzgänger — Sonderregelung

Ein Grenzgänger kann die Leistungen auch im Gebiet
des zuständigen Staates erhalten . Diese Leistungen wer­
den vom zuständigen Träger nach den Rechtsvorschrif­
ten dieses Staates erbracht , als ob der Grenzgänger dort
wohnte .

Artikel 51

Anpassung und Neuberechnung der Leistungen

( 1 ) Der Prozentsatz oder Betrag, um den bei einem
Anstieg der Lebenshaltungskosten , bei Änderung des
Lohnniveaus oder aus anderen Anpassungsgründen die
Leistungen in den betreffenden Mitgliedstaaten geändert
werden, gilt unmittelbar für die nach Artikel 46 festge­
stellten Leistungen , ohne daß eine Neuberechnung nach
Artikel 46 vorzunehmen ist .

(2 ) Bei Änderungen des Feststellungsverfahrens oder
der Berechnungsmethode für die Leistungen ist dagegen
eine Neuberechnung nach Artikel 46 vorzunehmen .

Artikel 54

Aufenthalt im zuständigen Staat oder Wohnortwechsel in den
zuständigen Staat

( 1 ) Der in Artikel 52 bezeichnete Arbeitnehmer oder
Selbständige , der sich im Gebiet des zuständigen Staates
aufhält , erhält Leistungen nach den Rechtsvorschriften
dieses Staates , selbst wenn er schon vor seinem dortigen
Aufenthalt Leistungen erhalten hat . Dies gilt jedoch
nicht für Grenzgänger .

( 2 ) Der in Artikel 52 bezeichnete Arbeitnehmer oder
Selbständige erhält nach einem Wohnortwechsel in das
Gebiet des zuständigen Staates Leistungen nach den
Rechtsvorschriften dieses Staates , selbst wenn er schon
vor dem Wohnortwechsel Leistungen erhalten hat .

KAPITEL 4

ARBEITSUNFÄLLE UND BERUFSKRANKHEITEN

Abschnitt 1

Leistungsanspruch

Artikel 52

Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen
Staat — Allgemeine Regelung

Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger , der im Gebiet
eines anderen Mitgliedstaats als des zuständigen Staates

Artikel 55

Aufenthalt außerhalb des zuständigen Staates — Rückkehr
oder Wohnorrwechsel in einen anderen Mitgliedstaat nach
einem Arbeitsunfall oder nach Auftreten einer Berufskrankheit
— Notwendigkeit , sich zwecks angemessener Behandlung in
einen anderen Mitgliedstaat zu begeben

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger , der einen
Arbeitsunfall erlitten oder sich eine Berufskrankheit
zugezogen hat und
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Artikel 57

Leistungen bei Berufskrankheiten in Fällen , in denen der
Betreffende in mehreren Mitgliedstaaten dem gleichen Risiko
ausgesetzt gewesen ist

a ) der sich im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als
des zuständigen Staates aufhält oder

b) der , nachdem er zu Lasten des zuständigen Trägers
leistungsberechtigt geworden ist , von diesem Träger
die Genehmigung erhalten hat , in das Gebiet des
Mitgliedstaats, in dem er wohnt , zurückzukehren
oder einen Wohnortwechsel in das Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats vorzunehmen , oder

c) der vofn zuständigen Träger die Genehmigung
erhalten hat, sich in das Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats zu begeben , um dort eine seinem Zustand
angemessene Behandlung zu erhalten ,

hat Anspruch auf:

( 1 ) Haben Personen , die sich eine Berufskrankheit
zugezogen haben , nach den Rechtsvorschriften von zwei
oder mehr Mitgliedstaaten eine Tätigkeit ausgeübt , die
geeignet ist , eine solche Krankheit zu verursachen , so
werden die Leistungen , auf die sie oder ihre Hinterblie­
benen Anspruch haben , ausschließlich nach den Rechts­
vorschriften des letzten dieser Mitgliedstaaten gewährt ,
deren Voraussetzungen diese Personen gegebenenfalls
unter Berücksichtigung der Absätze 2 und 3 erfüllen .

(2 ) Voraussetzungen , welche nach den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats die Gewährung der Leistungen
bei Berufskrankheit davon abhängig machen , daß die
betreffende Krankheit zum ersten Mal im Gebiet dieses
Mitgliedstaats ärztlich festgestellt worden ist , gelten
auch dann als erfüllt , wenn die betreffende Krankheit
zum ersten Mal im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats
festgestellt worden ist .

i ) Sachleistungen für Rechnung des zuständigen Trä­
gers vom Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts
nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvor­
schriften, als ob er bei diesem versichert wäre ; die
Dauer der Leistungsgewährung richtet sich jedoch
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staa­
tes ;

( 3 ) Für Fälle von skierogener Pneumokoniose gilt fol­
gendes :ii ) Geldleistungen vom zuständigen Träger nach den

für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften . Im
Einvernehmen zwischen dem zuständigen Träger
und dem Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts
können diese Leistungen jedoch vom Träger des
Aufenthalts- oder Wohnorts nach den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates für Rechnung des
zuständigen Trägers gewährt werden .

a ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften die Gewährung von Lei­
stungen bei Berufskrankheit davon abhängig ist , daß
die betreffende Krankheit innerhalb einer bestimm­
ten Frist nach Beendigung der letzten Tätigkeit , die
eine solche Krankheit verursachen kann , festgestellt
worden ist , berücksichtigt , wenn er den Zeitpunkt
dieser letzten Tätigkeit feststellt , soweit erforderlich ,
die nach den Rechtsvorschriften anderer Mitglied­
staaten ausgeübten gleichartigen Tätigkeiten , als ob
sie nach den Rechtsvorschriften des ersten Mitglied­
staats ausgeübt worden wären ;

b ) der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften die Gewährung von Lei­
stungen bei Berufskrankheit davon abhängt , daß
eine Tätigkeit , die geeignet ist , eine solche Krankheit
zu verursachen , während einer bestimmten Dauer
ausgeübt wurde , berücksichtigt , soweit erforderlich ,
die Zeiten , in denen eine solche Tätigkeit nach den
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten ausge­
übt worden ist , als ob sie nach den Rechtsvorschrif­
ten des ersten Staates ausgeübt worden wäre ;

(2 ) Die nach Absatz 1 Buchstabe b ) erforderliche
Genehmigung darf nur verweigert werden , wenn die
Rückkehr oder der Wohnortwechsel des Arbeitnehmers
oder Selbständigen dessen Gesundheitszustand gefähr­
den oder die Durchführung der ärztlichen Behandlung
in Frage stellen würde.

Die nach Absatz 1 Buchstabe c) erforderliche Genehmi­
gung darf nicht verweigert werden , wenn dieser Arbeit­
nehmer oder Selbständige im Gebiet des Mitgliedstaats ,
in dem er wohnt , die betreffende Behandlung nicht
erhalten kann .

Artikel 56

Wegeunfälle
c ) die Aufwendungen für Geldleistungen , einschließlich

Renten , werden von den zuständigen Trägern der
Mitgliedstaaten , in deren Gebiet die betreffende
Person eine Tätigkeit ausgeübt hat , die geeignet
war, diese Krankheit zu verursachen , anteilig getra­
gen . Die Teilung erfolgt nach dem Verhältnis zwi­
schen der Dauer der nach den Rechtsvorschriften

Ein Wegeunfall , der sich im Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats als des zuständigen Staates ereignet hat , gilt
als im Gebiet des zuständigen Staates eingetreten .
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für die Überführung der Leiche bis zur Begräbnisstätte
vorgesehen ist , trägt nach den für ihn geltenden Rechts­
vorschriften auch die Kosten der Überführung bis zur
Begräbnisstätte im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats ,
in dem der Verunglückte zum Zeitpunkt des Unfalls
gewohnt hat .

dieser Mitgliedstaaten zurückgelegten Altersversi­
cherungszeiten oder der in Artikel 45 Absatz 1
genannten Wohnzeiten und der Gesamtdauer der
nach den Rechtsvorschriften aller dieser Mitglied­
staaten bis zum Zeitpunkt des Beginns dieser Lei­
stungen zurückgelegten Altersversicherungs- oder
Wohnzeiten .

(4 ) Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission
einstimmig, auf welche weiteren Berufskrankheiten
Absatz 3 erstreckt wird .

Abschnitt 2

Verschlimmerung einer Berufskrankheit, für die ein
Leistungsanspruch besteht

Artikel 58

Berechnung der Geldleistungen

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von Geld­
leistungen ein Durchschnittsarbeitsentgelt oder -ein­
kommen zugrunde zu legen ist, ermittelt das Durch­
schnittsarbeitsentgelt oder -einkommen ausschließlich
aufgrund der Arbeitsentgelte oder -einkommen , die für
die nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats
zurückgelegten Zeiten festgestellt worden sind .

( 2 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung von Geld­
leistungen ein pauschales Arbeitsentgelt oder pauschales
Arbeitseinkommen zugrunde zu legen ist , berücksichtigt
ausschließlich das pauschale Arbeitsentgelt oder pau­
schale Arbeitseinkommen oder gegebenenfalls den
Durchschnitt der pauschalen Arbeitsentgelte oder pau­
schalen Arbeitseinkommen für Zeiten , die nach den
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats zurückgelegt
worden sind .

( 3 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften die Höhe der Geldleistungen
von der Zahl der Familienangehörigen abhängt , berück­
sichtigt auch die Familienangehörigen des Versicherten ,
die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnen , als
ob sie im Gebiet des zuständigen Staates wohnten .

Artikel 60

( 1 ) Bei Verschlimmerung des Zustands eines Arbeitneh­
mers oder Selbständigen , der nach den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats Leistungen für eine Berufs­
krankheit bezogen hat oder bezieht , gilt folgendes :

a ) Der zuständige Träger ist verpflichtet , die Leistun­
gen nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften
zu gewähren und dabei die Verschlimmerung der
Krankheit zu berücksichtigen , wenn der Betreffende
seit Beginn der Leistungsgewährung keine Berufs­
tätigkeit nach den Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats ausgeübt hat , die geeignet war , eine
solche Krankheit zu verursachen oder zu verschlim­
mern ;

b ) der zuständige Träger ist verpflichtet , die Leistungen
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu
gewähren , ohne daß dabei die Verschlimmerung der
Krankheit berücksichtigt wird , wenn der Betreffende
seit Beginn der Leistungsgewährung eine Tätigkeit
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats ausgeübt hat , die geeignet war , eine solche
Krankheit zu verursachen oder zu verschlimmern .
Der zuständige Träger dieses zweiten Mitgliedstaats
gewährt dem Betreffenden eine Zulage in Höhe des
Unterschiedsbetrags zwischen dem Betrag der nach
der Verschlimmerung geschuldeten Leistungen und
dem Betrag, den er vor der Verschlimmerung auf­
grund der für ihn geltenden Rechtsvorschriften
geschuldet hätte , wenn der Betreffende sich die
Krankheit im Geltungsbereich der Rechtsvorschrif­
ten dieses Mitgliedstaats zugezogen hätte ;

c) der zuständige Träger gewährt die Leistungen unter
Berücksichtigung der Verschlimmerung nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschriften , wenn ein Arbeit­
nehmer oder Selbständiger an sklerogener Pneumo­
koniose erkrankt ist oder an einer gemäß Artikel 57
Absatz 4 bestimmten Krankheit leidet und in dem
unter Buchstabe b) bezeichneten Fall keinen An­
spruch auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften
des zweiten Mitgliedstaats hat . Der zuständige Trä­
ger des zweiten Mitgliedstaats übernimmt jedoch
den Unterschiedsbetrag zwischen den vom zuständi­
gen Träger des ersten Mitgliedstaats unter Berück­

Artikel 59

Kosten für den Transport des Verunglückten

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften die Übernahme der Kosten
für den Transport des Verunglückten bis zu seinem
Wohnort oder bis zum Krankenhaus vorgesehen ist ,
trägt auch die Kosten für den Transport bis zu dem
entsprechenden Ort im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats , in dem der Verunglückte wohnt , sofern er vorher
die Genehmigung hierzu erteilt hat ; dabei sind die
Gründe gebührend zu berücksichtigen , die den Trans­
port rechtfertigen . Die Genehmigung ist bei Grenz­
gängern nicht erforderlich .

(2 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften die Übernahme der Kosten
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sichtigung der Verschlimmerung geschuldeten Geld­
leistungen , einschließlich der Renten , und den ent­
sprechenden Leistungen, die vor der Verschlimme­
rung geschuldet wurden .

eingerichtete ärztliche Dienst in Anspruch genommen
wird , so gelten die nach Artikel 52 und Artikel 55
Absatz 1 gewährten Sachleistungen als durch einen
solchen ärztlichen Dienst gewährt .

( 3 ) Die nach Artikel 52 und Artikel 55 Absatz 1
gewährten Sachleistungen gelten als auf Antrag des
zuständigen Trägers gewährt , wenn in den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates ein System bezüglich
der Verpflichtungen des Arbeitgebers vorgesehen ist .

(4 ) Die Sachleistungen werden unmittelbar vom Arbeit­
geber oder von dem für ihn eintretenden Versicherer
gewährt , wenn das System des zuständigen Staates für
die Entschädigung von Arbeitsunfällen nicht den Cha­
rakter einer Pflichtversicherung hat .

(2) Bei Verschlimmerung einer Berufskrankheit , auf die
Artikel 57 Absatz 3 Buchstabe c) angewandt worden ist ,
gilt folgendes:

a ) Der zuständige Träger, der die Leistungen aufgrund
des Artikels 57 Absatz 1 gewährt hat , ist verpflich­
tet , die Leistungen nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften zu gewähren und dabei die Ver­
schlimmerung zu berücksichtigen ;

b) die Geldleistungen , einschließlich der Renten , wer­
den anteilig von den Trägern getragen , die gemäß
Artikel 57 Absatz 3 Buchstabe c) an den bisherigen
Leistungen beteiligt waren . Hat der Verunglückte
jedoch nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats , nach denen er bereits eine gleichartige Tätig- .
keit ausgeübt hatte , oder nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats erneut eine Tätig­
keit ausgeübt , die geeignet ist , eine solche Berufs­
krankheit zu verursachen oder zu verschlimmern , so
übernimmt der zuständige Träger dieses Staates den
Unterschiedsbetrag zwischen den unter Berücksichti­
gung der Verschlimmerung geschuldeten und den
vor der Verschlimmerung geschuldeten Leistungen .

( 5 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , in des­
sen Rechtsvorschriften ausdrücklich oder stillschwei­
gend vorgesehen ist , daß bei der Bemessung des Grades
der Erwerbsminderung, der Begründung des Leistungs­
anspruchs oder der Festsetzung des Leistungsbetrags
früher eingetretene oder festgestellte Arbeitsunfälle oder
Berufskrankheiten zu berücksichtigen sind , berücksich­
tigt auch die früher nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats eingetretenen oder festgestellten
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten , als ob sie unter
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften eingetreten
oder festgestellt worden wären .

Abschnitt 3

Sonstige Vorschriften

( 6 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , in des­
sen Rechtsvorschriften ausdrücklich oder stillschwei­
gend vorgesehen ist , daß bei der Bemessung des Grades
der Erwerbsminderung, der Begründung des Leistungs­
anspruchs oder der Festsetzung des Leistungsbetrags
später eingetretene oder festgestellte Arbeitsunfälle oder
Berufskrankheiten zu berücksichtigen sind , berücksich­
tigt auch die später nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats eingetretenen oder festgestellten
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten , als ob sie unter
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften eingetreten
oder festgestellt worden wären , sofern

Artikel 61

Regeln zur Berücksichtigung von Besonderheiten bestimmter
Rechtsvorschriften

1 . für die früher nach den für ihn geltenden Rechtsvor­
schriften eingetretenen oder festgestellten Arbeitsun­
fälle oder Berufskrankheiten kein Leistungsanspruch
bestand und

( 1 ) Besteht im Gebiet des Mitgliedstaats , in dem sich
der Betreffende befindet , keine Versicherung gegen
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten oder besteht in
diesem Gebiet eine derartige Versicherung, die jedoch
keinen für die Gewährung von Sachleistungen verant­
wortlichen Träger vorsieht , so werden diese Leistungen
von dem Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts
gewährt , der für die Gewährung der Sachleistungen bei
Krankheit zuständig ist .

2 . für die später eingetretenen oder festgestellten
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten ungeachtet
der Bestimmungen von Absatz 5 kein Leistungsan­
spruch gemäß den Rechtsvorschriften des anderen
Mitgliedstaats , nach denen der Arbeitsunfall oder
die Berufskrankheit eingetreten ist oder festgestellt
wurde, besteht .

(2) Ist nach den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates die vollständig kostenlose Gewährung der Sach­
leistungen davon abhängig, daß der vom Arbeitgeber
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oder das Wiederaufleben des Anspruchs auf Sterbegeld
von der Zurücklegung von Versicherungs- oder Wohn­
zeiten abhängig ist , berücksichtigt , soweit erforderlich ,
die Versicherungs- oder Wohnzeiten nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats , als handelte
es sich um Zeiten , die nach den für diesen Träger
geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden
sind .

Artikel 62

Regelung bei mehreren Versicherungssystemen im Wohn- oder
Aufenthaltsland — Höchstdauer für die Gewährung der Lei­
stungen

( 1 ) Sind in den Rechtsvorschriften des Wohn- oder
Aufenthaltslandes mehrere Versicherungssysteme vorge­
sehen ,' so werden bei den in Artikel 52 oder Artikel 55
Absatz 1 genannten Arbeitnehmern oder Selbständigen
die Rechtsvorschriften des Systems angewandt , bei dem
die Arbeiter der Stahlindustrie versichert sind . Ist jedoch
eines dieser Systeme ein Sondersystem für die Arbeitneh­
mer von Bergwerken und gleichgestellten Betrieben , so
werden die Rechtsvorschriften dieses Systems auf diese
Arbeitnehmer angewandt , sofern der Träger des Aufent­
halts- oder Wohnorts , an den sie sich wenden , für die
Anwendung dieses Systems zuständig ist .

(2 ) Der Träger eines Mitgliedstaats , nach dessen
Rechtsvorschriften eine Höchstdauer für die Gewährung
der Leistungen vorgesehen ist , kann die Zeit berücksich­
tigen , für die bereits vom Träger eines anderen Mit­
gliedstaats Leistungen gewährt worden sind .

Artikel 65

Anspruch auf Sterbegeld , wenn der Tod in einem anderen
Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat eintritt oder wenn der
Berechtigte in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen
Staat wohnt

( 1 ) Stirbt ein Arbeitnehmer, ein Selbständiger , ein
Rentner, ein Rentenantragsteller oder einer ihrer Fami­
lienangehörigen im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats
als des zuständigen Staates , so gilt der Tod als im
Gebiet des zuständigen Staates eingetreten .

( 2 ) Der zuständige Träger ist zur Zahlung des Sterbe­
gelds nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften
auch dann verpflichtet , wenn der Berechtigte im Gebiet
eines anderen Mitgliedstaats als des zuständigen Staates
wohnt .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 finden auch dann Anwendung,
wenn der Tod infolge eines Arbeitsunfalls oder einer
Berufskrankheit eingetreten ist .

Abschnitt 4

Erstattungen zwischen Trägern

Artikel 63

( 1 ) Der zuständige Träger hat die Aufwendungen für
die Sachleistungen zu erstatten , die aufgrund des Arti­
kels 52 und des Artikels 55 Absatz 1 für seine Rechnung
gewährt worden sind .

( 2 ) Erstattungen nach Absatz 1 werden nach Maßgabe
der in Artikel 98 vorgesehenen Durchführungsverord­
nung gegen Nachweis der tatsächlichen Aufwendungen
festgestellt und vorgenommen .

( 3 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Staaten können andere Erstattungs­
verfahren vereinbaren oder auf jegliche Erstattung zwi­
schen den unter ihre Zuständigkeit fallenden Trägern
verzichten .

Artikel 66

Gewährung von Leistungen beim Tode eines Rentners, wenn
dieser nicht in dem Mitgliedstaat wohnte, in dem der Träger
seinen Sitz hat , zu dessen Lasten die gewährten Sachleistungen
gingen

Stirbt ein Rentner , der zum Bezug von Rente nach den
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten
berechtigt ist und der im Gebiet eines anderen als des
Mitgliedstaats wohnte , in dem der Träger seinen Sitz
hat , zu dessen Lasten die diesem Rentner aufgrund des
Artikels 28 gewährten Sachleistungen gingen , so wird
das Sterbegeld von diesem Träger nach den für ihn
geltenden Rechtsvorschriften und zu seinen Lasten
gewährt , als hätte der Rentner im Zeitpunkt seines
Todes im Gebiet des Mitgliedstaats gewohnt , in dem
dieser Träger seinen Sitz hat .

Absatz 1 gilt für die Familienangehörigen eines Rentners
entsprechend .

KAPITEL 5

STERBEGELD

Artikel 64

Zusammenrechnung der Versicherungs- oder Wohnzeiten

Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach dessen
Rechtsvorschriften der Erwerb , die Aufrechterhaltung
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KAPITEL 6

ARBEITSLOSIGKEIT

Abschnitt 1

Gemeinsame Vorschriften

stungen die Höhe des früheren Entgelts zugrunde zu
legen ist, berücksichtigt ausschließlich das Entgelt , das
der Arbeitslose während seiner letzten Beschäftigung im
Gebiet dieses Staates erhalten hat . Hat jedoch seine
letzte Beschäftigung dort weniger als vier Wochen
gedauert , so werden die Leistungen auf der Grundlage
des Entgelts berechnet , das am Wohnort oder Aufent­
haltsort des Arbeitslosen für eine Beschäftigung üblich
ist , die der Beschäftigung, die er zuletzt im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats ausgeübt hat , gleichwertig oder
vergleichbar ist .

(2 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften sich die Höhe der Leistungen
nach der Zahl der Familienangehörigen richtet , berück­
sichtigt auch die Familienangehörigen , die im Gebiet
eines anderen Mitgliedstaats wohnen , als ob sie im
Gebiet des zuständigen Staates wohnten . Dies gilt
jedoch nicht , wenn in dem Land , in dem die Familien­
angehörigen wohnen , eine andere Person Anspruch auf
Leistungen bei Arbeitslosigkeit hat , sofern die Familien­
angehörigen bei der Berechnung dieser Leistungen
berücksichtigt werden .

Abschnitt 2

Arbeitslose , die sich in einen anderen Mitgliedstaat als
den zuständigen Staat begeben

Artikel 67

Zusammenrechnung der Versicherungs- oder Beschäftigungs­
zeiten

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb, die Aufrechter­
haltung oder das Wiederaufleben des Leistungsan­
spruchs von der Zurücklegung von Versicherungszeiten
abhängig ist , berücksichtigt , soweit erforderlich , die
Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten, die als
Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines ande­
ren Mitgliedstaats zurückgelegt wurden , als handelte es
sich um Versicherungszeiten , die nach den eigenen
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind ; für
Beschäftigungszeiten gilt dies jedoch unter der Voraus­
setzung, daß sie als Versicherungszeiten gegolten
hätten , wenn sie nach den eigenen Rechtsvorschriften
zurückgelegt worden wären .

(2) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften der Erwerb , die Aufrechter­
haltung oder das Wiederaufleben des Leistungsan­
spruchs von der Zurücklegung von Beschäftigungszeiten
abhängig ist , berücksichtigt , soweit erforderlich , die
Versicherungs- odfcr Beschäftigungszeiten , die als
Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines ande­
ren Mitgliedstaats zurückgelegt wurden , als handelte es
sich um Beschäftigungszeiten, die nach den eigenen
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind .

(3 ) Absätze 1 und 2 gelten außer in den in Artikel 71
Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) und Buchstabe b)
Ziffer ii ) genannten Fällen nur unter der Voraussetzung,
daß die betreffende Person unmittelbar zuvor

— im Falle des Absatzes 1 Versicherungszeiten ,

— im Falle des Absatzes 2 Beschäftigungszeiten

nach den Rechtsvorschriften zurückgelegt hat , nach
denen die Leistungen beantragt werden .

(4) Ist die Dauer der Leistungsgewährung von der
Dauer von Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten ab­
hängig, so findet Absatz 1 oder Absatz 2 entsprechend
Anwendung.

Artikel 69

Bedingungen und Grenzen der Aufrechterhaltung des
Leistungsanspruchs

( 1 ) Ein vollarbeitsloser Arbeitnehmer oder Selbständi­
ger , der die Voraussetzungen für einen Leistungsan­
spruch nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
erfüllt und sich in einen oder mehrere andere Mitglied­
staaten begibt , um dort eine Beschäftigung zu suchen ,
behält den Anspruch auf diese Leistungen unter folgen­
den Voraussetzungen und innerhalb der folgenden
Grenzen :

a ) Der Arbeitslose muß vor seiner Abreise während
mindestens vier Wochen nach Beginn der Arbeits­
losigkeit bei der Arbeitsverwaltung des zuständigen
Staates als Arbeitsuchender gemeldet gewesen sein
und dieser zur Verfügung gestanden haben . Die
zuständige Arbeitsverwaltung oder der zuständige
Träger kann jedoch seine Abreise vor Ablauf dieser
Frist genehmigen ;

b ) der Arbeitslose muß sich bei der Arbeitsverwaltung
jedes Mitgliedstaats , in den er sich begibt , als Ar­
beitsuchender melden und sich der dortigen Kon­
trolle unterwerfen . Für den Zeitraum vor der
Anmeldung gilt diese Bedingung als erfüllt , wenn die

Artikel 68

Berechnung der Leistungen

( 1 ) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach
dessen Rechtsvorschriften bei der Berechnung der Lei­



22 . 8 . 83 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 39

nung entweder gegen Nachweis der tatsächlichen Auf­
wendungen oder unter Zugrundelegung von Pauschal­
beträgen festgestellt und vorgenommen .

( 3 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Staaten können andere Erstattungs­
oder Zahlverfahren vereinbaren oder auf jegliche Erstat­
tung zwischen ihren Trägern verzichten .

Anmeldung innerhalb von sieben Tagen nach dem
Zeitpunkt erfolgt , von dem ab der Arbeitslose der
Arbeitsverwaltung des Staates , den er verlassen hat ,
nicht mehr zur Verfügung stand . In außergewöhnli­
chen Fällen kann diese Frist von der zuständigen
Arbeitsverwaltung oder dem zuständigen Träger
verlängert werden ;

c) der Leistungsanspruch wird während höchstens drei
Monaten von dem Zeitpunkt an aufrechterhalten ,
von dem ab der Arbeitslose der Arbeitsverwaltung
des Staates , den er verlassen hat , nicht mehr zur
Verfügung stand ; dabei darf die Gesamtdauer der
Leistungsgewährung den Zeitraum nicht überschrei­
ten, für den nach den Rechtsvorschriften dieses
Staates Anspruch auf Leistungen besteht . Bei einem
Saisonarbeiter ist die Dauer der Leistungsgewährung
außerdem durch den Ablauf der Saison begrenzt , für
die er eingestellt worden ist .

Abschnitt 3

Arbeitslose , die während ihrer letzten Beschäftigung in
einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat

wohnten

(2 ) Der Arbeitslose hat weiterhin Anspruch auf Leistun­
gen nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staa­
tes , wenn er vor Ablauf des Zeitraums , in dem er nach
Absatz 1 Buchstabe c) Anspruch auf Leistungen hat , in
den zuständigen Staat zurückkehrt ; er verliert jedoch
jeden Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates , wenn er nicht vor
Ablauf dieses Zeitraums dorthin zurückkehrt . In Aus­
nahmefällen kann die zuständige Arbeitsverwaltung
oder der zuständige Träger diese Frist verlängern .

( 3 ) Absatz 1 kann zwischen zwei Beschäftigungszeiten
nur einmal in Anspruch genommen werden .

(4 ) Handelt es sich bei dem zuständigen Staat um
Belgien , so lebt der Anspruch des Arbeitslosen , der nach
Ablauf des in Absatz 1 Buchstabe c) genannten Zeit­
raums von drei Monaten dorthin zurückkehrt , auf Lei­
stungen dieses Landes erst dann wieder auf, wenn er
dort während mindestens drei Monaten eine Beschäfti­
gung ausgeübt hat .

Artikel 71

( 1 ) Für die Gewährung der Leistungen an einen arbeits­
losen Arbeitnehmer, der während seiner letzten Beschäf­
tigung im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des
zuständigen Staates wohnte , gilt folgendes :

a ) i ) Grenzgänger erhalten bei Kurzarbeit oder sonsti­
gem vorübergehendem Arbeitsausfall in dem
Unternehmen , das sie beschäftigt , Leistungen
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates , als ob sie im Gebiet dieses Staates wohn­
ten ; diese Leistungen gewährt der zuständige
Träger;

ii ) Grenzgänger erhalten bei Vollarbeitslosigkeit
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet sie wohnen , als ob
während der letzten Beschäftigung die Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats für sie gegol­
ten hätten ; diese Leistungen gewährt der Träger
des Wohnorts zu seinen Lasten ;

b ) i ) Arbeitnehmer , die nicht Grenzgänger sind und
weiterhin ihrem Arbeitgeber oder der Arbeitsver­
waltung des zuständigen Staates zur Verfügung
stehen , erhalten bei Kurzarbeit , sonstigem vor­
übergehendem Arbeitsausfall oder Vollarbeitslo­
sigkeit Leistungen nach den Rechtsvorschriften
dieses Staates , als ob sie in diesem Staat wohn­
ten ; diese Leistungen gewährt der zuständige
Träger ;

ii ) Arbeitnehmer , die nicht Grenzgänger sind und
die sich der Arbeitsverwaltung des Mitglied­
staats zur Verfügung stellen , in dessen Gebiet sie
wohnen , oder in das Gebiet dieses Staates
zurückkehren , erhalten bei Vollarbeitslosigkeit
Leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses
Staates , als ob sie dort zuletzt beschäftigt gewe­
sen wären ; diese Leistungen gewährt der Träger
des Wohnorts zu seinen Lasten . Der Arbeitslose

Artikel 70

Zahlung der Leistungen und Erstattungen

( 1 ) In den in Artikel 69 Absatz 1 bezeichneten Fällen
werden die Leistungen vom Träger des Staates gezahlt ,
in dem der Arbeitslose eine Beschäftigung sucht .

Der zuständige Träger des Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer oder Selbständige
während seiner letzten Beschäftigung unterlegen hat ,
hat diese Leistungen zu erstatten .

(2 ) Erstattungen nach Absatz 1 werden nach Maßgabe
der in Artikel 98 vorgesehenen Durchführungsverord­
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erhält jedoch Leistungen nach Maßgabe des
Artikels 69, wenn ihm bereits Leistungen zu
Lasten des zuständigen Trägers des Mitglied­
staats zuerkannt worden waren, dessen Rechts­
vorschriften zuletzt für ihn gegolten haben . Die
Gewährung von Leistungen nach den Rechtsvor­
schriften des Staates , in dem er wohnt , wird für
den Zeitraum ausgesetzt , für den der Arbeitslose
gemäß Artikel 69 Leistungen nach den Rechts­
vorschriften beanspruchen kann , die zuletzt für
ihn gegolten haben.

(2) Solange ein Arbeitsloser Anspruch auf Leistungen
nach Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer i ) oder Buchstabe b)
Ziffer i ) hat , kann er keine Leistungen nach den Rechts­
vorschriften des Staates beanspruchen , in dem er
wohnt.

seine Familienangehörigen , die in einem anderen Mit­
gliedstaat wohnen , Anspruch auf Familienleistungen
nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates , als ob
die Familienangehörigen in diesem Staat wohnten .

( 2 ) Ein Arbeitnehmer, für den die französischen
Rechtsvorschriften gelten , hat für seine Familienangehö­
rigen , die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als
Frankreich wohnen , Anspruch auf Familienbeihilfen
nach den Rechtsvorschriften des Staates , in dessen
Gebiet diese Familienangehörigen wohnen ; der Arbeit­
nehmer muß die Beschäftigungsbedingungen erfüllen ,
an die der Leistungsanspruch nach den französischen
Rechtsvorschriften geknüpft ist .

( 3 ) Ein Arbeitnehmer, für den nach Artikel 14 Absatz 1
die französischen Rechtsvorschriften gelten , hat jedoch
für die Familienangehörigen , die ihn in das Gebiet des
Staates begleiten , in dem er eine Arbeit ausführt ,
Anspruch auf die in den französischen Rechtsvorschrif­
ten vorgesehenen und in Anhang VI festgelegten Fami­
lienleistungen.KAPITEL 7

FAMILIENLEISTUNGEN UND -BEIHILFEN

Abschnitt 1

Gemeinsame Vorschriften für Leistungen für Arbeitneh­
mer und Selbständige sowie für Arbeitslose

Artikel 74

Arbeitslose

( 1 ) Ein arbeitsloser Arbeitnehmer , der Leistungen bei
Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats außer Frankreich bezieht , hat für seine Fami­
lienangehörigen , die im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats wohnen , Anspruch auf Familienleistungen nach
den Rechtsvorschriften des ersten Staates , als ob diese
Familienangehörigen im Gebiet dieses Staates wohn­
ten .

(2 ) Ein arbeitsloser Arbeitnehmer , der Leistungen bei
Arbeitslosigkeit nach den französischen Rechtsvor­
schriften bezieht , hat für seine Familienangehörigen , die
im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als Frankreich
wohnen , Anspruch auf Familienbeihilfen nach den
Rechtsvorschriften des Staates , in dessen Gebiet die
Familienangehörigen wohnen .

Artikel 72

Zusammenrechnung der Versicherungs- oder Beschäftigungs­
zeiten oder Zeiten einer selbständigen Tätigkeit

Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats , nach dessen
Rechtsvorschriften der Erwerb des Leistungsanspruchs
von der Zurücklegung von Versicherungs- oder Beschäf­
tigungszeiten oder Zeiten einer selbständigen Tätigkeit
abhängig ist , berücksichtigt , soweit erforderlich , auch
Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten oder Zeiten
einer selbständigen Tätigkeit in einem anderen Mitglied­
staat , als handelte es sich um Zeiten , die nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden
sind .

Abschnitt 2

Arbeitnehmer und Arbeitslose , deren Familienangehöri­
ge in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen

Staat wohnen

Artikel 7S

Gewährung der Leistungen und Erstattungen

( 1 ) a ) Die Familienleistungen werden in den Fällen des
Artikels 73 Absätze 1 und 3 vom zuständigen
Träger des Staates gewährt , dessen Rechtsvor­
schriften für den Arbeitnehmer gelten ; in dem in
Artikel 74 Absatz 1 genannten Fall gewährt sie
der zuständige Träger des Staates , nach dessen
Rechtsvorschriften der Arbeitslose Leistungen
bei Arbeitslosigkeit bezieht . Sie werden nach den
für diese Träger geltenden Bestimmungen unab­
hängig davon gezahlt , ob die natürliche oder
juristische Person , an die sie zu zahlen sind , im

Artikel 73

Arbeitnehmer

( 1 ) Ein Arbeitnehmer, der den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats als Frankreich unterliegt » hat für
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Gebiet des zuständigen Staates oder in dem eines
anderen Mitgliedstaats wohnt oder sich dort
aufhält :

staats , in dem die Familienangehörigen wohnen , zu
zahlen sind .

KAPITEL 8

LEISTUNGEN FÜR UNTERHALTSBERECHTIGTE
KINDER VON RENTNERN UND FÜR WAISEN

b) der zuständige Träger zahlt jedoch auf Antrag
und durch Vermittlung des Trägers des Wohn­
orts der Familienangehörigen , des von der
zuständigen Behörde ihres Wohnlandes hierfür
bestimmten Trägers oder der von dieser Behörde
hierfür bestimmten Stelle die Familienleistungen
mit befreiender Wirkung der natürlichen oder
juristischen Person, die tatsächlich für die Fami­
lienangehörigen sorgt , wenn die Person , der die
Familienleistungen zu gewähren sind , diese nicht
für den Unterhalt der Familienangehörigen ver­
wendet ;

c) zwei oder mehr Mitgliedstaaten können gemäß
Artikel 8 vereinbaren, daß der zuständige Träger
die nach den Rechtsvorschriften dieser Staaten
oder eines dieser Staaten geschuldeten Familien­
leistungen unmittelbar oder durch Vermittlung
des Trägers des Wohnorts der Familienangehöri­
gen an die natürliche oder juristische Person
zahlt , die tatsächlich für die Familienangehöri­
gen sorgt .

Artikel 77

Unterhaltsbcrechtigte Kinder von Rentnern

( 1 ) Leistungen im Sinne dieses Artikels sind die Fami­
lienbeihilfen für Empfänger von Alters- oder Invalidi­
tätsrenten , Renten wegen eines Arbeitsunfalls oder einer
Berufskrankheit sowie die Kinderzuschüsse zu solchen
Renten , mit Ausnahme der Kinderzulagen aus der Ver­
sicherung bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten .

(2 ) a ) Die Familienbeihilfen nach Artikel 73 Absatz 2
und Artikel 74 Absatz 2 werden vom Träger des
Wohnorts der Familienangehörigen nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschriften gezahlt;

b ) sind nach diesen Rechtsvorschriften die Fami­
lienbeihilfen dem Arbeitnehmer zu gewähren , so
zahlt der in Unterabsatz a ) genannte Träger die
Familienbeihilfen an die natürliche oder juristi­
sche Person , die für die Familienangehörigen an
ihrem Wohnort tatsächlich sorgt , oder gegebe­
nenfalls unmittelbar an die Familienangehöri­
gen ;

c) der zuständige Träger erstattet die nach den
Unterabsätzen a ) und b) gewährten Beihilfen in
vollem Umfang. Die Erstattungen werden nach
Maßgabe der in Artikel 98 vorgesehenen Durch­
führungsverordnung festgestellt und vorgenom­
men .

( 2 ) Die Leistungen werden ohne Rücksicht darauf, in
welchem Mitgliedstaat die Rentner oder die Kinder
wohnen , wie folgt gewährt :

a ) Der Rentner , der nach den Rechtsvorschriften nur
eines Mitgliedstaats Rente bezieht , erhält die Lei­
stungen nach den Rechtsvorschriften des für die
Rente zuständigen Staates ;

b ) der Rentner , der nach den Rechtsvorschriften meh­
rerer Mitgliedstaaten Rente bezieht , erhält die Lei­
stungen

i ) nach den Rechtsvorschriften des Staates , in des­
sen Gebiet er wohnt , wenn Anspruch auf eine
der in Absatz 1 genannten Leistungen — gegebe­
nenfalls unter Berücksichtigung von Artikel 79
Absatz 1 Buchstabe a) — nach den Rechtsvor­
schriften dieses Staates besteht , oder

ii ) in den anderen Fällen nach den Rechtsvorschrif­
ten des Staates , die für den Rentner die längste
Zeit gegolten haben , wenn Anspruch auf eine
der in Absatz 1 genannten Leistungen — gegebe­
nenfalls unter Berücksichtigung von Artikel 79
Absatz 1 Buchstabe a ) — nach den betreffenden
Rechtsvorschriften besteht ; wenn nach diesen
Rechtsvorschriften kein Anspruch besteht , wer­
den die Anspruchsvoraussetzungen in bezug auf
die Rechtsvorschriften der anderen in Betracht
kommenden Mitgliedstaaten in der Reihenfolge
der abnehmenden Dauer der nach den Rechts­
vorschriften dieser Staaten zurückgelegten Versi­
cherungs- oder Wohnzeiten geprüft .

Artikel 76

Prioritätsregeln für den Fall der Kumulierung von Ansprüchen
auf Familienleistungen oder -beihilfen gemäß Artikel 73 oder
74 und bei Ausübung einer beruflichen Tätigkeit in dem Land ,
in dem die Familienangehörigen wohnen

Der Anspruch auf die nach den Artikeln 73 und 74
geschuldeten Familienleistungen oder Familienbeihilfen
wird ausgesetzt , wenn wegen der Ausübung einer beruf­
lichen Tätigkeit Familienleistungen oder Familienbeihil­
fen auch nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
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Artikel 78 gelten jedoch nach dem Tod des Rentenberechtigten für
die Gewährung der Leistungen an die Waisen weiter .

Waisen

( 1 ) Leistungen im Sinne dieses Artikels sind Familien­
beihilfen und gegebenenfalls zusätzliche oder besondere
Beihilfen für Waisen sowie Waisenrenten , mit Ausnah­
me von Waisenrenten aus der Versicherung bei Arbeits­
unfällen und Berufskrankheiten .

Artikel 79

Gemeinsame Vorschriften für die Leistungen für unterhaltsbe­
rechtigte Kinder von Rentenberechtigten und für Waisen

( 1 ) Die Leistungen nach den Artikeln 77 und 78 werden
gemäß den nach diesen Artikeln bestimmten Rechtsvor­
schriften von dem Träger , der diese Rechtsvorschriften
anzuwenden hat , zu seinen Lasten gewährt , als hätten
für den Rentner oder den Verstorbenen ausschließlich
die Rechtsvorschriften des zuständigen Staates gegol­
ten .

( 2 ) Die Leistungen für Waisen werden ohne Rücksicht
darauf, in welchem Mitgliedstaat die Waisen oder die
natürliche oder juristische Person , die ihren Unterhalt
bestreitet , wohnen , wie folgt gewährt :

a ) Für Waisen eines verstorbenen Arbeitnehmers oder
Selbständigen , für den die Rechtsvorschriften nur
eines Mitgliedstaats gegolten haben , gemäß den
Rechtsvorschriften dieses Staates :

Dabei gilt jedoch folgendes :
a ) Hängt nach diesen Rechtsvorschriften der Erwerb ,

die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des
Leistungsanspruchs von der Dauer der Versiche­
rungs- oder Beschäftigungszeiten , Zeiten einer selb­
ständigen Tätigkeit oder Wohnzeiten ab , so wird
diese Dauer gegebenenfalls unter Berücksichtigung
des Artikels 45 beziehungsweise des Artikels 72
ermittelt :

b) für Waisen eines verstorbenen Arbeitnehmers oder
Selbständigen , für den die Rechtsvorschriften meh­
rerer Mitgliedstaaten gegolten haben :

i ) nach den Rechtsvorschriften des Staates , in des­
sen Gebiet die Waisen wohnen , wenn Anspruch
auf eine der in Absatz 1 genannten Leistungen —
gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Arti­
kel 79 Absatz 1 Buchstabe a ) — nach den
Rechtsvorschriften dieses Staates besteht , oder

b ) werden nach diesen Rechtsvorschriften die Leistun­
gen auf der Grundlage des Rentenbetrags berechnet
oder hängen sie von der Dauer der Versicherungszei­
ten ab, so werden sie unter Zugrundelegung des
nach Artikel 46 Absatz 2 ermittelten theoretischen
Betrages berechnet .

( 2 ) Führt die Anwendung von Artikel 77 Absatz 2
Buchstabe b ) Ziffer ii ) und Artikel 78 Absatz 2 Buchsta­
be b ) Ziffer ii ) dazu , daß infolge gleich langer Zeiten
mehrere Mitgliedstaaten zuständig sind , so werden die
Leistungen nach Artikel 77 beziehungsweise Artikel 78
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ge­
währt , denen der Rentenberechtigte oder der Verstorbe­
ne zuletzt unterstanden hat .

ii ) in den anderen Fällen nach den Rechtsvorschrif­
ten des Staates , die für den Verstorbenen die
längste Zeit gegolten haben , wenn Anspruch auf
eine der in Absatz 1 genannten Leistungen nach
den Rechtsvorschriften dieses Staates gegebenen­
falls unter Berücksichtigung von Artikel 79
Absatz 1 Buchstabe a) besteht ; wenn nach diesen
Rechtsvorschriften kein Anspruch besteht , wer­
den die Anspruchsvoraussetzungen in bezug auf
die Rechtsvorschriften der anderen in Betracht
kommenden Mitgliedstaaten in der Reihenfolge
der abnehmenden Dauer der nach den Rechts­
vorschriften dieser Staaten zurückgelegten Versi­
cherungs- oder Wohnzeiten geprüft . ( 3 ) Der Anspruch auf Leistungen nach Absatz 2 und

aufgrund der Artikel 77 und 78 wird ausgesetzt , wenn
für die Kinder Anspruch auf Leistungen oder Familien­
beihilfen nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats wegen Ausübung einer Erwerbstätigkeit besteht .
In diesem Fall gelten sie als Familienangehörige eines
Arbeitnehmers oder Selbständigen .

Die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , die für die
Gewährung der in Artikel 77 genannten Leistungen für
Kinder eines Rentenberechtigten anzuwenden waren ,
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TITEL IV

VERWALTUNGSKOMMISSION FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT DER WANDER­
ARBEITNEHMER

Artikel 80

Zusammensetzung und Arbeitsweise

Vereinbarungen ergeben ; jedoch wird das Recht der
beteiligten Behörden , Träger und Personen , die Ver­
fahren und die Gerichte in Anspruch zu nehmen , die
in den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten , in
dieser Verordnung sowie im Vertrag vorgesehen
sind , nicht berührt :( 1 ) Der bei der Kommission der Europäischen Gemein­

schaften eingesetzten Verwaltungskommission für die
soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — im fol­
genden „Verwaltungskommission" genannt — gehört je
ein Regierungsvertreter jedes Mitgliedstaats an , der
gegebenenfalls von Fachberatern unterstützt wird . Ein
Vertreter der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften nimmt mit beratender Stimme an den Sitzun­
gen der Verwaltungskommission teil .

b ) sie fertigt auf Antrag der zuständigen Behörden ,
Träger und Gerichte der Mitgliedstaaten alle Über­
setzungen von Unterlagen an , die sich auf die
Anwendung dieser Verordnung beziehen , insbeson­
dere die Übersetzungen der Anträge von Personen ,
für die diese Verordnung gelten soll ;

(2 ) Die Verwaltungskommission wird in fachlicher
Hinsicht vom Internationalen Arbeitsamt nach Maß­
gabe der zu diesem Zweck zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Internationalen Ar­
beitsorganisation geschlossenen Vereinbarungen unter­
stützt .

c) sie fördert und verstärkt die Zusammenarbeit zwi­
schen den Mitgliedstaaten im Bereich der sozialen
Sicherheit , insbesondere im Hinblick auf gesundheit­
liche und soziale Maßnahmen von gemeinsamem
Interesse ;

( 3 ) Die Satzung der Verwaltungskommission wird von
ihren Mitgliedern im gegenseitigen Einvernehmen aufge­
stellt .

d ) sie fördert und verstärkt die Zusammenarbeit zwi­
schen den Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine
beschleunigte Feststellung der Leistungen nach die­
ser Verordnung, insbesondere bei Invalidität , Alter
und Tod ( Renten), unter Berücksichtigung der
Weiterentwicklung der Verwaltungsverfahren ;Entscheidungen über die in Artikel 81 Buchstabe a )

bezeichneten Auslegungsfragen können nur einstimmig
getroffen werden . Die getroffenen Entscheidungen wer­
den im erforderlichen Umfang bekanntgemacht .

e ) sie stellt die Unterlagen zusammen , die für die
Rechnungslegung der Träger der Mitgliedstaaten
über deren Aufwendungen aufgrund dieser Verord­
nung zu berücksichtigen sind , und schließt die jähr­
liche Rechnung zwischen diesen Trägern ab ;

(4 ) Die Sekretariatsgeschäfte der Verwaltungskommis­
sion werden von den Dienststellen der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften wahrgenommen .

Artikel 81

Aufgaben der Verwaltungskommission

f) sie nimmt alle anderen Aufgaben wahr , für die sie
kraft dieser Verordnung, späterer Verordnungen
oder aller in deren Rahmen zu treffenden Vereinba­
rungen zuständig ist ;

Die Verwaltungskommission hat folgende Aufgaben :

a ) Sie behandelt alle Verwaltungs- und Auslegungsfra­
gen, die sich aus dieser Verordnung, späteren Ver­
ordnungen oder in deren Rahmen zu treffenden

g) sie unterbreitet der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften Vorschläge für die - Ausarbeitung
künftiger Verordnungen sowie für die Änderung der
vorliegenden Verordnung und der künftigen Ver­
ordnungen .
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TITEL V

BERATENDER AUSSCHUSS FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT DER WANDER­
ARBEITNEHMER

Artikel 82

Einsetzung, Zusammensetzung und Arbeitsweise

( 1 ) Es wird ein Beratender Ausschuß für die soziale
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — im folgenden
„Beratender Ausschuß*4 genannt — eingesetzt , der aus
sechzig Mitgliedern besteht und sich wie folgt zusam­
mensetzt :

a ) zwei Regierungsvertreter jedes Mitgliedstaats , von
denen mindestens einer der Verwaltungskommission
angehören muß;

b) zwei Vertreter der Arbeitnehmerverbände jedes Mit­
gliedstaats ;

oder auf schriftlichen Antrag von mindestens einem
Drittel der Mitglieder an den Vorsitzenden einberufen .
Dieser Antrag muß konkrete Vorschläge für die Tages­
ordnung enthalten .

( 6 ) Auf Vorschlag des Vorsitzenden kann der Bera­
tende Ausschuß in Ausnahmefällen beschließen , Perso­
nen oder Vertreter von Einrichtungen , die über umfas­
sende Erfahrungen auf dem Gebiet der sozialen Sicher­
heit verfügen , anzuhören . Außerdem erhält der Beraten­
de Ausschuß unter den gleichen Bedingungen wie die
Verwaltungskommission in fachlicher Hinsicht die
Unterstützung des Internationalen Arbeitsamts nach
Maßgabe der zwischen der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft und der Internationalen Arbeitsorganisation
geschlossenen Vereinbarungen .

c) zwei Vertreter der Arbeitgeberverbände jedes Mit­
gliedstaats .

Für jede der in Unterabsatz 1 bezeichneten Gruppen
wird ein Stellvertreter je Mitgliedstaat ernannt .

( 7 ) Die Stellungnahmen und Vorschläge des Beratenden
Ausschusses sind mit Gründen zu versehen . Sie werden
mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen gültigen
Stimmen beschlossen .

Der Beratende Ausschuß gibt sich mit der Mehrheit
seiner Mitglieder eine Geschäftsordnung, die vom Rat
nach Stellungnahme der Kommission genehmigt wird .

( 8 ) Die Sekretariatsgeschäfte des Beratenden Ausschus­
ses werden von den Dienststellen der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften wahrgenommen .

(2 ) Die Mitglieder des Beratenden Ausschusses und ihre
Stellvertreter werden vom Rat ernannt , der sich bei der
Auswahl der Vertreter der Arbeitnehmer- und Arbeit­
geberverbände um eine angemessene Vertretung der
betroffenen Bereiche im Beratenden Ausschuß bemüht .

Die Liste der Mitglieder und der Stellvertreter wird vom
Rat im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
veröffentlicht . Artikel 83

(3 ) Die Amtszeit der Mitglieder und der Stellvertreter
beträgt zwei Jahre. Ihre Wiederernennung ist zulässig .
Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder und
die StellVertreter im Amt , bis sie ersetzt oder wieder­
ernannt worden sind .

Aufgaben des Beratenden Ausschusses

Der Beratende Ausschuß ist ermächtigt , auf Antrag der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften , der
Verwaltungskommission oder von sich aus

a) die allgemeinen oder grundsätzlichen . Fragen und die
Probleme zu prüfen , die sich aus der Anwendung
der im Rahmen von Artikel 51 des Vertrages erlasse­
nen Verordnungen ergeben ;

b ) für die Verwaltungskommission entsprechende Stel­
lungnahmen abzugeben sowie Vorschläge für eine
etwaige Änderung der Verordnungen zu unterbrei­
ten .

(4 ) Den Vorsitz im Beratenden Ausschuß führt ein
Mitglied der Kommission oder dessen Vertreter . Der
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil .

(5 ) Der Beratende Ausschuß tritt mindestens einmal im
Jahr zusammen . Er wird vom Vorsitzenden von sich aus
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TITEL VI

VERSCHIEDENE VORSCHRIFTEN

Artikel 86

Anträge , Erklärungen oder Rechtsbehelfe, die bei einer Behör­
de, einem Träger oder einem Gericht eines anderen Mitglied­
staats als des zuständigen Staates eingereicht werden

Anträge , Erklärungen oder Rechtsbehelfe , die gemäß
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats innerhalb
einer bestimmten Frist bei einer Behörde , einem Träger
oder einem Gericht dieses Staates einzureichen sind ,
können innerhalb der gleichen Frist bei einer entspre­
chenden Behörde, einem entsprechenden Träger oder
einem entsprechenden Gericht eines anderen Mitglied­
staats eingereicht werden . In diesem Fall übermitteln die
in Anspruch genommenen Behörden , Träger oder
Gerichte diese Anträge , Erklärungen oder Rechtsbehelfe
entweder unmittelbar oder durch Einschaltung der
zuständigen Behörden der beteiligten Mitgliedstaaten
unverzüglich der zuständigen Behörde, dem zuständigen
Träger oder dem zuständigen Gericht des ersten Staates .
Der Tag, an dem diese Anträge , Erklärungen oder
Rechtsbehelfe bei einer Behörde, einem Träger oder
einem Gericht des zweiten Staates eingegangen sind , gilt
als Tag des Eingangs bei der zuständigen Behörde, dem
zuständigen Träger oder dem zuständigen Gericht .

Artikel 84

Zusammenarbeit der zuständigen Behörden

( 1 ) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
unterrichten einander

a ) über alle zur Anwendung dieser Verordnung getrof­
fenen Maßnahmen;

b) über alle die Anwendung dieser Verordnung berüh­
renden Änderungen ihrer Rechtsvorschriften .

(2 ) Bei der Anwendung dieser Verordnung unterstützen
sich die Behörden und Träger der Mitgliedstaaten , als
handelte es sich um die Anwendung ihrer eigenen
Rechtsvorschriften . Die gegenseitige Amtshilfe der
Behörden und Träger ist grundsätzlich kostenfrei . Die
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten können
jedoch die Erstattung bestimmter Kosten vereinbaren .

( 3 ) Die Behörden und Träger jedes Mitgliedstaats kön­
nen zur Durchführung dieser Verordnung miteinander
sowie mit den beteiligten Personen oder deren Beauf­
tragten unmittelbar in Verbindung treten .

(4 ) Die Behörden, Träger und Gerichte eines Mitglied­
staats dürfen die bei ihnen eingereichten Anträge und
sonstigen Schriftstücke nicht deshalb zurückweisen , weil
sie in einer Amtssprache eines anderen Mitgliedstaats
abgefaßt sind . Gegebenenfalls können sie von der Mög­
lichkeit des Artikels 81 Buchstabe b) Gebrauch
machen .

Artikel 87

Ärztliche Gutachten

( 1 ) Die in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
vorgesehenen ärztlichen Gutachten können auf Antrag
des zuständigen Trägers im Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats vom Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts
des Leistungsberechtigten nach Maßgabe der in Artikel
98 vorgesehenen Durchführungsverordnung oder , falls
darin nichts bestimmt ist , im Rahmen der Bedingungen
angefertigt werden , die von den zuständigen Behörden
der beteiligten Mitgliedstaaten vereinbart worden sind .

( 2 ) Nach Absatz 1 angefertigte ärztliche Gutachten
gelten als im Gebiet des zuständigen Staates angefer­
tigt .

Artikel 85

Steuerbefreiung und Steuerermäßigung — Befreiung von der
Legalisierung

( 1 ) Jede in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern ,
Stempel-, Gerichts- oder Eintragungsgebühren für
Schriftstücke oder Urkunden , die gemäß diesen Rechts­
vorschriften einzureichen sind , findet auch auf die ent­
sprechenden Schriftstücke und Urkunden Anwendung,
die gemäß den Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats oder gemäß dieser Verordnung einzureichen
sind .

( 2 ) Urkunden , Dokumente und Schriftstücke jeglicher
An , die im Rahmen der Anwendung dieser Verordnung
vorzulegen sind , brauchen nicht durch diplomatische
oder konsularische Steilen legalisiert zu werden .

Artikel 88

Überweisung der aufgrund dieser Verordnung geschuldeten
Beträge in einen anderen Mitgliedstaat

Vorbehaltlich des Artikels 106 des Vertrages werden
Geldüberweisungen aufgrund dieser Verordnung nach



46 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 22 . 8 . 83

sehenen Durchführungsverordnung oder durch Verein­
barungen zwischen den Mitgliedstaaten geregelt . Diese
Einzelheiten können auch das Zwangsbeitreibungsver­
fahren betreffen .

Maßgabe der Vereinbarungen vorgenommen , die in
diesem Bereich zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten
zum Zeitpunkt der Überweisung gelten . Bestehen solche
Vereinbarungen zwischen zwei Mitgliedstaaten nicht , so
vereinbaren die zuständigen Behörden dieser Staaten
oder die für den internationalen Zahlungsverkehr
zuständigen Behörden die zur Durchführung dieser
Überweisung erforderlichen Maßnahmen .

Artikel 89

Besonderheiten bei der Anwendung bestimmter Rechts­
vorschriften

Die Besonderheiten bei der Anwendung der Rechtsvor­
schriften bestimmter Mitgliedstaaten sind im Anhang VI
aufgeführt .

Artikel 90

Nach Inkrafttreten dieser Verordnung eingeführte Wohnungs­
beihilfen und Familienleistungen

Von den Wohnungsbeihilfen und den im Falle Luxem­
burgs gewähnen Familienleistungen , die nach dem
1 . Oktober 1972 aus bevölkerungspolitischen Gründen
eingeführt werden , sind Personen ausgeschlossen , die im
Gebiet eines anderen als des zuständigen Staates woh­
nen .

Artikel 93

Ansprüche des verpflichteten Trägers gegen haftende Dritte

( 1 ) Werden nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats Leistungen für einen Schaden gewährt , der sich
aus einem im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats einge­
tretenen Ereignis ergibt , so gilt für etwaige Ansprüche
des verpflichteten Trägers gegen einen zum Schaden­
ersatz verpflichteten Dritten folgende Regelung :

a ) Sind die Ansprüche, die der Leistungsempfänger
gegen den Dritten hat , nach den für den verpflichte­
ten Träger geltenden Rechtsvorschriften auf diesen
Träger übergegangen , so erkennt jeder Mitgliedstaat
diesen Übergang an ;

b ) hat der verpflichtete Träger gegen den Dritten einen
unmittelbaren Anspruch , so erkennt jeder Mitglied­
staat diesen Anspruch an .

( 2 ) Werden nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats Leistungen für einen Schaden gewährt , der sich
aus einem im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats einge­
tretenen Ereignis ergibt , so gelten gegenüber der betref­
fenden Person oder dem zuständigen Träger die Bestim­
mungen dieser Rechtsvorschriften , in denen festgelegt
ist , in welchen Fällen die Arbeitgeber oder die von
ihnen beschäftigten Arbeitnehmer vön der Haftung
befreit sind .

Absatz 1 gilt auch für etwaige Ansprüche des verpflich­
teten Trägers gegenüber einem Arbeitgeber oder den
von diesem beschäftigten Arbeitnehmern , wenn deren
Haftung nicht ausgeschlossen ist .

( 3 ) Haben zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die
zuständigen Behörden dieser Staaten gemäß Artikel 36
Absatz 3 und /oder Artikel 63 Absatz 3 eine Vereinba­
rung über den Verzicht auf Erstattung zwischen Trä­
gern , für die sie zuständig sind , geschlossen , werden
Ansprüche gegenüber einem für den Schaden haftenden
Dritten wie folgt geregelt :

a ) Gewährt der Träger des Aufenthalts- oder Wohn­
mitgliedstaats einer Person Leistungen für einen im
Hoheitsgebiet dieses Staates erlittenen Schaden , so
übt dieser Träger nach den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften das Recht auf Forderungsüber­

Artikel 91

Beiträge der Arbeitgeber oder Unternehmen, deren Wohnsitz
beziehungsweise Sitz nicht im zuständigen Staat liegt

Ein Arbeitgeber kann nicht deshalb zur Zahlung höhe­
rer Beiträge herangezogen werden , weil sein Wohnsitz
oder der Sitz seines Unternehmens im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats als des zuständigen Staates
liegt .

Artikel 92

Einziehung von Beiträgen

( 1 ) Beiträge , die einem Träger eines Mitgliedstaats
geschuldet werden , können im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats nach dem Verwaltungsverfahren und mit
den Sicherungen und Vorrechten eingezogen werden ,
die für die Einziehung der dem entsprechenden Träger
des zweiten Staates geschuldeten Beiträge gelten .

(2 ) Die Einzelheiten der Durchführung von Absatz 1
werden , soweit erforderlich , in der in Artikel 98 vorge­
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gang oder direktes Vorgehen gegen den scha­
denersatzpflichtigen Dritten aus .

b) Für die Durchführung von Buchstabe a) gilt :
i ) der Leistungsempfänger als beim Träger des

Wohn- oder Aufenthaltsorts versichert ;

ii ) dieser Träger als leistungspflichtiger Träger.

c) Für Leistungen , die nicht unter die in diesem Absatz
genannte Verzichtsvereinbarung fallen , gelten die
Absätze 1 und 2 .

TITEL VU

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN

der betreffenden Person Ausschlußfristen oder Verjäh­
rungsvorschriften eines Mitgliedstaats entgegengehalten
werden können .

(7 ) Wird der Antrag nach Absatz 4 oder Absatz 5 erst
nach Ablauf von zwei Jahren nach dem 1 . Oktober
1972 oder nach Beginn der Anwendung dieser Verord­
nung im Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats gestellt ,
so werden nicht ausgeschlossene oder verjährte An­
sprüche — vorbehaltlich etwaiger günstigerer Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats — vom Tag der
Antragstellung an erworben .

( 8 ) Im Falle der sklerogenen Pneumokoniose gilt Arti­
kel 57 Absatz 3 Buchstabe c ) für Geldleistungen bei
Berufskrankheiten , wenn die Aufwendungen hierfür vor
dem 1 . Oktober 1972 unter den betroffenen Trägern
nicht geteilt werden konnten , weil diese Träger sich
nicht geeinigt hatten .

( 9 ) Die Anwendung des Artikels 73 Absatz 2 darf zu
keiner Einschränkung der Ansprüche führen , die am
1 . Oktober 1972 oder bei Beginn der Anwendung dieser
Verordnung im Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats
bestehen . Für Personen , denen zu diesem Zeitpunkt
aufgrund von zweiseitigen Abkommen mit Frankreich
höhere Leistungen zustehen , gelten diese Abkommen
weiter , solange diese Personen den französischen
Rechtsvorschriften unterliegen . Dabei werden Unterbre­
chungen von weniger als einem Monat sowie die Zeiten
einer Leistungsgewährung wegen Krankheit und Ar­
beitslosigkeit außer acht gelassen . Die Einzelheiten der
Durchführung dieser Vorschriften werden in der in
Artikel 98 vorgesehenen Durchführungsverordnung
festgelegt .

Artikel 94

Übergangsvorschriften für die Arbeitnehmer

( 1 ) Diese Verordnung begründet keinen Anspruch für
einen Zeitraum vor dem 1 . Oktober 1972 oder vor ihrer
Anwendung im Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats .

(2 ) Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistungen
nach dieser Verordnung werden sämtliche Versiche­
rungszeiten sowie gegebenenfalls auch alle Beschäfti­
gungs- und Wohnzeiten berücksichtigt , die nach
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats vor dem
1 . Oktober 1972 oder vor Anwendung dieser Verord­
nung im Gebiet dieses Mitgliedstaats zurückgelegt wor­
den sind .

(3 ) Ein Leistungsanspruch wird auch für Ereignisse
begründet , die vor dem 1 . Oktober 1972 oder vor
Anwendung dieser Verordnung im Gebiet des betreffen­
den Mitgliedstaats liegen , soweit Absatz 1 nicht etwas
anderes bestimmt.

(4 ) Leistungen jeder Art , die wegen der Staatsangehö­
rigkeit oder des Wohnorts einer Person nicht festgestellt
worden sind oder geruht haben , werden auf Antrag der
betreffenden Person vom 1 . Oktober 1972 oder vom
Zeitpunkt des Beginns der Anwendung dieser Verord­
nung im Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats an fest­
gestellt oder wieder gewährt , es sei denn , daß früher
festgestellte Ansprüche durch Kapitalabfindung abge­
golten sind .

( 5 ) Die Ansprüche von Personen , deren Rente vor dem
1 . Oktober 1972 oder vor Anwendung dieser Verord­
nung im Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats festge­
stellt worden ist , können auf Antrag der betreffenden
Personen unter Berücksichtigung dieser Verordnung neu
festgestellt werden . Dies gilt auch für die sonstigen in
Artikel 78 genannten Leistungen .

( 6 ) Wird der Antrag nach Absatz 4 oder Absatz 5
innerhalb von 2 Jahren nach dem 1 . Oktober 1972 oder
nach Beginn der Anwendung dieser Verordnung im
Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats gestellt , so wer­
den die Ansprüche aufgrund dieser Verordnung mit
Wirkung von diesem Zeitpunkt an erworben , ohne daß

Artikel 95

Übergangsbestimmungen für die Selbständigen

( 1 ) Diese Verordnung begründet keinen Anspruch für
den Zeitraum vor dem 1 . Juli 1982 .

( 2 ) Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistungen
nach dieser Verordnung werden sämtliche Versiehe­
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Artikel 97

Notifizierungen in bezug auf bestimmte Vorschriften

( 1 ) Die Notifizierungen gemäß Artikel 1 Buchstabe j ),
Artikel 5 und Artikel 8 Absatz 2 sind an den Präsiden­
ten des Rates der Europäischen Gemeinschaften zu
richten . Dabei ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens der in
Betracht kommenden Rechtsvorschriften und Systeme ,
und bei Notifizierungen gemäß Artikel 1 Buchstabe j )
auch der Zeitpunkt anzugeben , von dem an diese Ver­
ordnung für die in den Erklärungen der Mitgliedstaaten
genannten Systeme gilt .

(2 ) Notifizierungen nach Absatz 1 werden im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

rungszeiten sowie gegebenenfalls auch alle Beschäfti­
gungszeiten , Zeiten selbständiger Tätigkeit und Wohn­
zeiten berücksichtigt , die nach den Rechtsvorschriften
eines Mitgliedstaats vor dem 1 . Juli 1982 zurückgelegt
worden sind.

(3 ) Vorbehaltlich des Absatzes 1 wird ein Leistungs­
anspruch nach dieser Verordnung auch für Ereignisse
begriindet , die vor dem 1 . Juli 1982 liegen .

(4 ) Leistungen jeder Art , die wegen der Staatsangehö­
rigkeit oder des Wohnorts einer Person nicht festgestellt
worden sind oder geruht haben , werden auf Antrag der
betreffenden Person ab dem 1 . Juli 1982 festgestellt
oder wieder gewährt, es sei denn , daß früher festge­
stellte Ansprüche durch Kapitalabfindung abgegolten
worden sind .

Artikel 98

Durchführungsverordnung

Die Durchführung dieser Verordnung wird in einer
weiteren Verordnung geregelt .

Artikel 99

Erneute Prüfung der Frage der Zahlung von Familien­
lcistungen

Der Rat prüft vor dem 1 . Januar 1973 auf Vorschlag
der Kommission erneut den gesamten Fragenkreis der
Zahlung von Familienleistungen an die nicht in den
zuständigen Staaten wohnenden Familienangehörigen,
um zu einer einheitlichen Lösung für alle Mitgliedstaa­
ten zu gelangen .

(5 ) Die Ansprüche von Personen , deren Rente vor dem
1 . Juli 1982 festgestellt worden ist , können auf ihren
Antrag unter Berücksichtigung der Bestimmungen dieser
Verordnung neu festgestellt werden . Dies gilt auch für
die sonstigen in Artikel 78 genannten Leistungen .

(6 ) Wird der in Absatz 4 oder Absatz 5 bezeichnete
Antrag innerhalb von zwei Jahren nach dem 1 . Juli
1982 gestellt , so werden die Ansprüche aufgrund dieser
Verordnung mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an
erworben , ohne daß der betreffenden Person Ausschluß­
fristen oder Verjährungsfristen eines Mitgliedstaats ent­
gegengehalten werden können .

(7) Wird der in Absatz 4 oder Absatz 5 bezeichnete
Antrag erst nach Ablauf von zwei Jahren nach dem
1 . Juli 1982 gestellt , so werden nicht ausgeschlossene
oder nicht verjährte Ansprüche — vorbehaltlich etwai­
ger günstigerer Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
— vom Tag der Antragstellung an erworben .

Artikel 96

Erstattungsvereinbarungen zwischen Trägern

Die nach Artikel 36 Absatz 3 , Artikel 63 Absatz 3 und
Artikel 70 Absatz 3 vor dem 1 . Juli 1982 getroffenen
Vereinbarungen gelten auch für Personen , auf die diese
Verordnung mit Wirkung vom gleichen Tag ausgedehnt
wurde , soweit nicht einer der an diesen Vereinbarungen
beteiligten Mitgliedstaaten dagegen Einspruch erhebt .
Dieser wird nur dann wirksam , wenn die zuständige
Behörde dieses Mitgliedstaats ihn der zuständigen
Behörde des oder der übrigen beteiligten Mitgliedstaa­
ten vor dem 1 . Oktober 1983 mitteilt . Eine Abschrift
dieser Mitteilung wird der Verwaltungskommission
zugeleitet .

Artikel 100

Aufhebung der früheren Verordnungen

Durch diese Verordnung und durch die Durchführungs­
verordnung werden die folgenden Verordnungen aufge­
hoben :

— Verordnung Nr. 3 des Rates über die soziale Sicher­
heit der Wanderarbeitnehmer ('),

— Verordnung Nr. 4 des Rates zur Durchführung und
Ergänzung der Verordnung Nr . 3 ( 1 ) und

— Verordnung Nr. 36 / 63 / EWG des Rates vom
2 . April 1963 über die soziale Sicherheit der Grenz­
gänger ( 2 ).

(') ABl . Nr . 30 vom 16 . 12 . 1958 , S. 561 / 58 und 597 / 58 .
(*) ABl . Nr . 62 vom 20 . 4 . 1963 , S. 1314 / 63 .
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ANHANG I

PERSÖNLICHER GELTUNGSBEREICH DER VERORDNUNG

I. Arbeitnehmer und /oder Selbständige
(Artikel 1 Buchstabe a) Ziffern ii ) und iii ) der Verordnung)

A. BELGIEN

Gegenstandslos

B. DANEMARK

1 . Als Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) der Verordnung
gilt

a ) für die Zeit vor dem 1 . September 1977 jede Person , die aufgrund der
Ausübung einer nicht selbständigen Tätigkeit den Rechtsvorschriften über
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten unterliegt ;

b) für die Zeit ab 1 . September 1977 jede Person , die aufgrund der Ausübung
einer nicht selbständigen Tätigkeit den Rechtsvorschriften über die Zusatz­
rente des Arbeitsmarkts ( arbejdsmarkedets tillaegspension , ATP) unterliegt .

2 . Als Selbständiger im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) der Verordnung
gilt , wer nach dem Gesetz über Kranken- bzw . Mutterschaftsgeld aufgrund eines
nicht unter Arbeitsentgelt fallenden beruflichen Einkommens Anspruch auf diese
Leistungen hat .

C. DEUTSCHLAND

Ist ein deutscher Träger der zuständige Träger für die Gewährung der Familienlei­
stungen gemäß Titel 111 Kapitel 7 der Verordnung, so gilt im Sinne des Artikels 1
Buchstabe a) Ziffer ii ) der Verordnung
a) als Arbeitnehmer, wer für den Fall der Arbeitslosigkeit pflichtversichert ist oder

im Anschluß an diese Versicherung Krankengeld oder entsprechende Leistungen
erhält;

b) als Selbständiger, wer eine Tätigkeit als Selbständiger ausübt und
— in einer Versicherung der selbständig Erwerbstätigen für den Fall des Alters

versicherungs- oder beitragspflichtig ist , oder
— in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig ist .

D. FRANKREICH

Gegenstandslos

E. GRIECHENLAND

1 . Als Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) Ziffer iii ) der Verordnung
gelten im Rahmen des OGA-Systems versicherte Personen , die ausschließlich eine
Tätigkeit im Lohn- und Gehaltsverhältnis ausüben oder die den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats unterliegen oder unterlagen und daher die
Eigenschaft eines Arbeitnehmers im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) der
Verordnung besitzen oder besaßen .
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2 . Hinsichtlich der Gewährung von Familienbeihilfen des nationalen Systems gelten
als Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) der Verordnung
die in Artikel 1 Buchstabe a ) Ziffern i ) und iii ) der Verordnung genannten
Personen .

F. IRLAND

1 . Als Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) der Verordnung
gilt, wer gemäß den Abschnitten 5 und 37 des konsolidierten Gesetzes von 1981
über die soziale Sicherheit und die Sozialhilfe [Social Weifare (Consolidation ) Act
( 1981 )] pflichtversichert oder freiwillig versichert ist .

2 . Als Selbständiger im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) der Verordnung
gilt , wer eine Berufstätigkeit ohne jeden Arbeitsvertrag ausübt oder nach Beendi­
gung einer solchen Tätigkeit in den Ruhestand getreten ist . Auf Sachleistungen im
Krankheitsfall muß der Betreffende außerdem nach Abschnitt 45 oder nach
Abschnitt 46 des Gesetzes von 1970 über die Gesundheitsfürsorge [Health Act
( 1970)] Anspruch haben .

G. ITALIEN

Gegenstandslos

H. LUXEMBURG

Gegenstandslos

I. NIEDERLANDE

Als Selbständiger im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) der Verordnung gilt ,
wer eine Tätigkeit oder einen Beruf außerhalb eines Arbeitsvertrags ausübt .

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Als Arbeitnehmer oder Selbständiger im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a ) Ziffer ii )
der Verordnung gilt jede Person, die im Sinne der Rechtsvorschriften von Großbri­
tannien oder der Rechtsvorschriften von Nordirland Arbeitnehmer (employed earner)
oder Selbständiger (self-employed earner ) ist , sowie jede Person , für die Beiträge als
Arbeitnehmer (employed person) oder Selbständiger ( self-employed person ) im Sinne
der Rechtsvorschriften von Gibraltar geschuldet werden .

II . Familienangehörige
(Artikel 1 Buchstabe f) zweiter Satz der Verordnung)

A. BELGIEN

Gegenstandslos

B. DÄNEMARK

Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen nach Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe a) und nach Artikel 31 der Verordnung bezeichnet der Ausdruck „Fami­
lienangehöriger'4 jede Person, die nach dem Gesetz über den öffentlichen Gesund­
heitsdienst als Familienangehöriger gilt .
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C. DEUTSCHLAND

Gegenstandslos

D. FRANKREICH

Gegenstandslos

E. GRIECHENLAND

Gegenstandslos

F. IRLAND

Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen nach Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe a) und nach Artikel 31 der Verordnung bezeichnet der Ausdruck „Fami­
lienangehöriger" jede Person , die im Sinne der Gesundheitsgesetze von 1947— 1970
(Health Acts 1947—1970) gegenüber dem Arbeitnehmer oder Selbständigen als
unterhaltsberechtigt gilt .

G. ITALIEN

Gegenstandslos

H. LUXEMBURG

Gegenstandslos

I. NIEDERLANDE

Gegenstandslos

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen gemäß Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe a) und Artikel 31 der Verordnung ist unter „Familienangehöriger" zu
verstehen:

a ) nach den Rechtsvorschriften von Großbritannien oder Nordirland : jede Person ,
die im Sinne des Gesetzes über die soziale Sicherheit 1975 (Social Security Act
1975 ) oder gegebenenfalls des Gesetzes über die soziale Sicherheit (Nordirland)
1975 [Social Security (Northern Ireland ) Act 1975 ] als unterhaltsberechtigt gilt ,
und

b ) nach den Rechtsvorschriften von Gibraltar : jede Person , die im Sinne der
Verordnung über das ärztliche System der Gruppenpraxis 1973 (Group Practice
Medical Scheme Ordinance 1973 ) als unterhaltsberechtigt gilt .
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ANHANG II

(Artikel 1 Buchstabe j ) und u ) der Verordnung)

I. Sondersysteme für Selbständige, die nach Artikel 1 Buchstabe j ) vierter Unterabsatz nicht
in den Geltungsbereich der Verordnung fallen

A. BELGIEN

Gegenstandslos

B. DÄNEMARK

Gegenstandslos

C. DEUTSCHLAND

Die für Ärzte , Zahnärzte , Tierärzte , Apotheker , Rechtsanwälte , Patentanwälte ,
Notare , Wirtschaftsprüfer, Steuerberater , Steuerbevollmächtigte , Seelotsen und
Architekten aufgrund von Landesrecht errichteten Versicherungs- und Versorgungs­
werke sowie andere Versicherungs- und Versorgungseinrichtungen , insbesondere
Fürsorgeeinrichtungen und die erweiterte Honorarverteilung .

D. FRANKREICH

1 . Nichtlandwirtschaftliche Selbständige :

a ) Die in den Artikeln L 658 , L 659 , L 663-11 , L 663-12 , L 682 und L 683-1
des Gesetzbuches der Sozialen Sicherheit genannten Zusatzsysteme der Alters­
versicherung und Versicherungssysteme für den Fall der Invalidität und des
Todes der Selbständigen .

b ) Die in Artikel 9 des Gesetzes Nr . 66.509 vom 12 . Juli 1966 genannten
Zusatzleistungen.

2 . Landwirtschaftliche Selbständige
Die in den Artikeln 1049 und 1234.19 des Landwirtschaftsgesetzbuches im
Bereich Krankheit /Mutterschaft / Alter und im Bereich Arbeitsunfälle und Berufs­
krankheiten für die landwirtschaftlichen Selbständigen vorgesehenen Versiche­
rungen .

E. GRIECHENLAND

Gegenstandslos

F. IRLAND

Gegenstandslos

G. ITALIEN

Gegenstandslos
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H. LUXEMBURG

Gegenstandslos

I. NIEDERLANDE

Gegenstandslos

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Gegenstandslos

II . Besondere Geburtsbeihilfen, die nach Artikel 1 Buchstabe u) nicht in den Geltungs­
bereich der Verordnung fallen

A. BELGIEN

Die Geburtsbeihilfe

B. DÄNEMARK

Keine

C. DEUTSCHLAND

Keine

D. FRANKREICH

a ) Die vorgeburtlichen Beihilfen

b) Die nachgeburtlichen Beihilfen

E. GRIECHENLAND

Keine

F. IRLAND

Keine

G. ITALIEN

Keine

H. LUXEMBURG

Die Geburtsbeihilfen

I. NIEDERLANDE

Keine

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine
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ANHANG III

(Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c) und Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung)

Bestimmungen aus Abkommen über soziale Sicherheit, die ungeachtet des Artikels 6 der
Verordnung weiterhin anzuwenden sind — Bestimmungen aus Abkommen über soziale
Sicherheit, deren Geltungsbereich nicht alle Personen umfaßt, auf welche die Verordnung

anzuwenden ist

ALLGEMEINE BEMERKUNGEN

1 . Soweit die in diesem Anhang aufgeführten Bestimmungen Hinweise auf andere Abkom­
mensbestimmungen enthalten , treten an deren Stelle Hinweise auf die entsprechenden
Bestimmungen der Verordnung, sofern die betreffenden Abkommensbestimmungen in
diesem Anhang nicht selbst aufgeführt sind .

2 . Die Kündigungsklausel in einem Abkommen über soziale Sicherheit , aus dem Bestim­
mungen in diesem Anhang aufgeführt sind, bleibt in bezug auf diese Bestimmungen
aufrechterhalten .

A

Bestimmungen aus Abkommen über soziale Sicherheit , die ungeachtet des Artikels 6 der
Verordnung weiterhin gelten

(Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c) der Verordnung)

1 . BELGIEN - DÄNEMARK

Gegenstandslos

2. BELGIEN — DEUTSCHLAND

a) Artikel 3 und 4 des Schlußprotokolls vom 7 . Dezember 1957 zum Allgemeinen
Abkommen vom gleichen Tag in der Fassung des Zusatzprotokolls vom 10 .
November 1960

b) Dritte Zusatzvereinbarung vom 7 . Dezember 1957 zum Allgemeinen Abkommen
vom gleichen Tag in der Fassung des Zusatzprotokolls vom 10 . November 1960
(Zahlung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkommens)

3 . BELGIEN — FRANKREICH

a) Artikel 13 , 16 und 23 der Zusatzvereinbarungen vom 17 . Januar 1948 zum
Allgemeinen Abkommen vom gleichen Tag (Arbeitnehmer der Bergwerke und
gleichgestellten Unternehmen)

b) Briefwechsel vom 27 . Februar 1953 (Anwendung des Artikels 4 Absatz 2 des
Allgemeinen Abkommens vom 17 . Januar 1948 )

c) Briefwechsel vom 29 . Juli 1953 betreffend die Beihilfen für alte Arbeitnehmer

4. BELGIEN — GRIECHENLAND

Artikel 15 Absatz 2 , Artikel 35 Absatz 2 und Artikel 37 des Allgemeinen Abkommens
vom 1 . April 1958
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5 . BELGIEN — IRLAND

Gegenstandslos

6 . BELGIEN - ITALIEN

Artikel 29 des Abkommens vom 30. April 1948

7 . BELGIEN — LUXEMBURG

a) Artikel 3 , 4 , 5 , 6 und 7 des Abkommens vom 16 . November 1959 in der Fassung des
Abkommens vom 12 . Februar 1964 (Grenzgänger)

b) Briefwechsel vom 10. und 12. Juli 1968 betreffend die Selbständigen

8 . BELGIEN — NIEDERLANDE

Keine

9 . BELGIEN - VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

10. DÄNEMARK - DEUTSCHLAND

a) Nummer 15 des Schlußprotokolls zu dem Abkommen über Sozialversicherung vom
14 . August 1953

b) Zusatzvereinbarung vom 14 . August 1953 zu dem vorgenannten Abkommen

11 . DÄNEMARK — FRANKREICH

Keine

12 . DÄNEMARK — GRIECHENLAND

Gegenstandslos

13 . DÄNEMARK — IRLAND

Gegenstandslos

14. DÄNEMARK — ITALIEN

Gegenstandslos

15 . DÄNEMARK — LUXEMBURG

Gegenstandslos

16 . DÄNEMARK — NIEDERLANDE

Gegenstandslos
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17 . DÄNEMARK - VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

18 . DEUTSCHLAND — FRANKREICH

a) Artikel 11 Absatz 1 , Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 19 des Allgemeinen Abkom­
mens vom 10. Juli 1950

b) Artikel 9 der Ersten Zusatzvereinbarung vom 10. Juli 1950 zum Allgemeinen
Abkommen vom gleichen Tag (Arbeitnehmer der Bergwerke und gleichgestellten
Unternehmen)

c) Vierte Zusatzvereinbarung vom 10 . Juli 1950 zum Allgemeinen Abkommen vom
gleichen Tag in der Fassung der Zweiten Ergänzungsvereinbarung vom 18 . Juni
1955

d) Abschnitte I und III der Zweiten Ergänzungsvereinbarung vom 18 . Juni 1955
e) Nummern 6, 7 und 8 des Allgemeinen Protokolls vom 10. Juli 1950 zum Allgemei­

nen Abkommen vom gleichen Tag
f) Abschnitte II , III und IV der Vereinbarung vom 20. Dezember 1963 (Soziale

Sicherheit in bezug auf das Saarland )

19 . DEUTSCHLAND - GRIECHENLAND

a) Artikel 5 Absatz 2 des Allgemeinen Abkommens vom 25 . April 1961
b) Artikel 8 Absatz 1 , Absatz 2 Buchstabe b) und Absatz 3 , die Artikel 9 bis 11 und die

Abschnitte I und IV, soweit sie diese Artikel betreffen , des Abkommens über
Arbeitslosenversicherung vom 31 . Mai 1961 sowie die Protokollnotiz vom 13 . Juni
1980

20 . DEUTSCHLAND — IRLAND

Gegenstandslos

21 . DEUTSCHLAND — ITALIEN

a) Artikel 3 Absatz 2, Artikel 23 Absatz 2 , Artikel 26 und Artikel 36 Absatz 3 des
Abkommens vom 5 . Mai 1953 ( Sozialversicherung)

b ) Zusatzvereinbarung vom 12 . Mai 1953 zum Abkommen vom 5 . Mai 1953 (Gewäh­
rung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkommens)

22. DEUTSCHLAND — LUXEMBURG

Artikel 4 , 5 , 6 und 7 des Vertrages vom 11 . Juli 1959 (Ausgleichsvertrag)

23 . DEUTSCHLAND — NIEDERLANDE

a) Artikel 3 Absatz 2 des Abkommens vom 29 . März 1951

b) Artikel 2 und 3 der Vierten Zusatzvereinbarung vom 21 . Dezember 1956 zum
Abkommen vom 29 . März 1951 ( Regelung der Ansprüche, die von niederländischen
Arbeitskräften zwischen dem 13 . Mai 1940 und dem 1 . September 1945 in der
deutschen Sozialversicherung erworben worden sind)



22 . 8 . 83 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 57

24 . DEUTSCHLAND - VEREINIGTES KÖNIGREICH

a) Artikel 3 Absätze 1 und 6 und Artikel 7 Absätze 2 bis 6 des Abkommens vom
20. April 1960 über soziale Sicherheit

b ) Artikel 2 bis 7 des Schlußprotokolls zum Abkommen über soziale Sicherheit vom
20. April 1960

c) Artikel 2 Absatz 5 und Artikel 5 Absätze 2 bis 6 des Abkommens über Arbeitslosen­
versicherung vom 20. April 1960

25 . FRANKREICH — GRIECHENLAND

Artikel 16 Absatz 4 und Artikel 30 des Allgemeinen Abkommens vom 19 . April 1958

26 . FRANKREICH - IRLAND

Gegenstandslos

27 . FRANKREICH — ITALIEN

a) Artikel 20 und 24 des Allgemeinen Abkommens vom 31 . März 1948
b) Briefwechsel vom 3 . März 1956 (Leistungen bei Krankheit für Saisonarbeiter in

landwirtschaftlichen Berufen)

28 . FRANKREICH — LUXEMBURG

Artikel 11 und 14 der ZusatzVereinbarung vom 12 . November 1949 zum Allgemeinen
Abkommen vom gleichen Tag ( Arbeitnehmer der Bergwerke und gleichgestellten Unter­
nehmen )

29 . FRANKREICH — NIEDERLANDE

Artikel 11 der Zusatzvereinbarung vom 1 . Juni 1954 zum Allgemeinen Abkommen vom
7 . Januar 1950 (Arbeitnehmer der Bergwerke und gleichgestellten Unternehmen )

30 . FRANKREICH — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Notenaustausch vom 27 . und 30 . Juli 1970 über die Lage in bezug auf die soziale
Sicherheit der Lehrkräfte des Vereinigten Königreichs , die im Rahmen des Kulturabkom­
mens vom 2. März 1948 vorübergehend in Frankreich tätig sind

31 . GRIECHENLAND — IRLAND

Gegenstandslos

32 . GRIECHENLAND — ITALIEN

Gegenstandslos

33 . GRIECHENLAND — LUXEMBURG

Gegenstandslos

34 . GRIECHENLAND — NIEDERLANDE

Artikel 4 Absatz 2 des Allgemeinen Abkommens vom 13 . September 1966
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35 . GRIECHENLAND - VEREINIGTES KÖNIGREICH

Gegenstandslos

36 . IRLAND — ITALIEN

Gegenstandslos

37 . IRLAND — LUXEMBURG

Gegenstandslos

38 . IRLAND - NIEDERLANDE

Gegenstandslos

39 . IRLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Artikel 8 der Vereinbarung vom 14 . September 1971 über die soziale Sicherheit

40. ITALIEN — LUXEMBURG

Artikel 18 Absatz 2 und Artikel 24 des Allgemeinen Abkommens vom 29 . Mai 1951

41 . ITALIEN - NIEDERLANDE

Artikel 21 Absatz 2 des Allgemeinen Abkommens vom 28 . Oktober 1952

42 . ITALIEN - VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

43 . LUXEMBURG - NIEDERLANDE

Keine

44 . LUXEMBURG — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

45 . NIEDERLANDE — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

B

Bestimmungen aus Abkommen, deren Geltungsbereich nicht alle Personen umfaßt , auf die
die Verordnung anzuwenden ist

(Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung)

1 . BELGIEN — DÄNEMARK

Gegenstandslos
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2 . BELGIEN - DEUTSCHLAND

a ) Artikel 3 und 4 des Schlußprotokolls vom 7 . Dezember 1957 zum Allgemeinen
Abkommen vom gleichen Tag in der Fassung des Zusatzprotokolls vom
10. November 1960

b) Dritte Zusatzvereinbarung vom 7 . Dezember 1957 zum Allgemeinen Abkommen
vom gleichen Tag in der Fassung des Zusatzprotokolls vom 10 . November 1960
(Zahlung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Allgemeinen Abkom­
mens)

3 . BELGIEN - FRANKREICH

a) Briefwechsel vom 29 . Juli 1953 betreffend die Beihilfe für alte Arbeitnehmer
b) Briefwechsel vom 27 . Februar 1953 ( Anwendung des Artikels 4 Absatz 2 des

Allgemeinen Abkommens vom 17. Januar 1948 )

4. BELGIEN — GRIECHENLAND

Keine

5 . BELGIEN - IRLAND

Gegenstandslos

6 . BELGIEN — ITALIEN

Keine

7 . BELGIEN - LUXEMBURG

Keine

8 . BELGIEN — NIEDERLANDE

Keine

9 . BELGIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

10. DÄNEMARK — DEUTSCHLAND

a) Nummer 15 des Schlußprotokolls zu dem Abkommen über Sozialversicherung vom
14. August 1953

b) Zusatzvereinbarung vom 14 . August 1953 zu dem vorgenannten Abkommen

11 . DÄNEMARK — FRANKREICH

Keine

12 . DÄNEMARK — GRIECHENLAND

Gegenstandslos



60 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 22 . 8 . 83

13 . DANEMARK — IRLAND

Gegenstandslos

14 . DANEMARK — ITALIEN

Gegenstandslos

15 . DÄNEMARK — LUXEMBURG

Gegenstandslos

16 . DÄNEMARK — NIEDERLANDE

Gegenstandslos

17 . DÄNEMARK - VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

18 . DEUTSCHLAND — FRANKREICH

a) Artikel 16 Absatz 2 und Artikel 19 des Allgemeinen Abkommens vom 10. Juli
1950

b) Vierte Zusatzvereinbarung vom 10 . Juli 1950 zum Allgemeinen Abkommen vom
gleichen Tag in der Fassung der Zweiten Ergänzungsvereinbarung vom 18 . Juni
1955

c) Abschnitte 1 und III der Zweiten Ergänzungsvereinbarung vom 18 . Juni 1955
d) Nummern 6 , 7 und 8 des Allgemeinen Protokolls vom 10 . Juli 1950 zum Allgemei­

nen Abkommen vom gleichen Tag
e) Abschnitte II , III und IV der Vereinbarung vom 20. Dezember 1963 ( Soziale

Sicherheit in bezug auf das Saarland )

19 . DEUTSCHLAND — GRIECHENLAND

Keine

20 . DEUTSCHLAND — IRLAND

Gegenstandslos

21 . DEUTSCHLAND — ITALIEN

a) Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 26 des Abkommens vom 5 . Mai 1953 ( Sozialversiche­
rung)

b) Zusatzvereinbarung vom 12 . Mai 1953 zum Abkommen vom 5 . Mai 1953 ( Gewäh­
rung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkommens)

22 . DEUTSCHLAND — LUXEMBURG

Artikel 4 , 5 , 6 und 7 des Vertrages vom 11 . Juli 1959 (Ausgleichsvertrag)
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23 . DEUTSCHLAND — NIEDERLANDE

a) Artikel 3 Absatz 2 des Abkommens vom 29 . März 1951
b) Artikel 2 und 3 der Vierten Zusatzvereinbarung vom 21 . Dezember 1956 zum

Abkommen vom 29 . März 1951 ( Regelung der Ansprüche , die von niederländischen
Arbeitskräften zwischen dem 13 . Mai 1940 und dem 1 . September 1945 in der
deutschen Sozialversicherung erworben worden sind)

24 . DEUTSCHLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

a) Artikel 3 Absätze 1 und 6 und Artikel 7 Absätze 2 bis 6 des Abkommens vom
20 . April 1960 über soziale Sicherheit

b) Artikel 2 Absatz 5 und Artikel 5 Absätze 2 bis 6 des Abkommens über Arbeitslosen­
versicherung vom 20. April 1960

25 . FRANKREICH — GRIECHENLAND

Keine

26 . FRANKREICH — IRLAND

Gegenstandslos

27. FRANKREICH - ITALIEN

Artikel 20 und 24 des Allgemeinen Abkommens vom 31 . März 1948

28 . FRANKREICH — LUXEMBURG

Keine

29 . FRANKREICH — NIEDERLANDE

Keine

30. FRANKREICH — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Notenwechsel vom 27 . und 30 . Juli 1970 über die soziale Sicherheit der Lehrkräfte des
Vereinigten Königreichs , die im Rahmen des Kulturabkommens vom 2 . März 1948
vorübergehend in Frankreich tätig sind

31 . GRIECHENLAND — IRLAND

Gegenstandslos

32 . GRIECHENLAND — ITALIEN

Gegenstandslos

33 . GRIECHENLAND — LUXEMBURG

Gegenstandslos
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34 . GRIECHENLAND — NIEDERLANDE

Keine

35 . GRIECHENLAND - VEREINIGTES KÖNIGREICH

Gegenstandslos

36 . IRLAND - ITALIEN

Gegenstandslos

37 . IRLAND — LUXEMBURG

Gegenstandslos

38 . IRLAND — NIEDERLANDE

Gegenstandslos

39 . IRLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

40 . ITALIEN — LUXEMBURG

Keine

41 . ITALIEN - NIEDERLANDE

Keine

42. ITALIEN - VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

43 . LUXEMBURG — NIEDERLANDE

Keine

44 . LUXEMBURG — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine

45 . NIEDERLANDE —VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine
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ANHANG IV

(Artikel 37 Absatz 2 der Verordnung)

Rechtsvorschriften im Sinne von Artikel 37 Absatz 1 der Verordnung, nach denen die Höhe
Leistungen bei Invalidität nicht von der Dauer der Versicherungszeiten abhängt

A. BELGIEN

Die Rechtsvorschriften über die allgemeine Versicherung für den Fall der Invalidität ,
über das Sondersystem für den Fall der Invalidität der Bergarbeiter , über das Sonder­
system für Seeleute der Handelsmarine und die Rechtsvorschriften über Arbeitsunfähig­
keitsversicherung für Selbständige

B. DÄNEMARK

Keine

C. DEUTSCHLAND

Keine

D. FRANKREICH

1 . Arbeitnehmer

Sämtliche Rechtsvorschriften über die Versicherung für den Fall der Invalidität , mit
Ausnahme der Rechtsvorschriften über die Versicherung für den Fall der Invalidität
im System der sozialen Sicherheit für Bergarbeiter

2 . Selbständige
Die Rechtsvorschriften über die Versicherung der Selbständigen in der Landwirt­
schaft für den Fall der Invalidität

E. GRIECHENLAND

Die Rechtsvorschriften des Systems der landwirtschaftlichen Versicherung

F. IRLAND

Teil II Kapitel 10 des kodifizierten Gesetzes von 1981 über die soziale Sicherheit und die
Sozialhilfe (Social Weifare (Consolidation ) Act , 1981 )

G. ITALIEN

Keine

H. LUXEMBURG

Keine
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I. NIEDERLANDE

a) Gesetz vom 18 . Februar 1966 über die Arbeitsunfähigkeitsversicherung
b) Gesetz vom 11 . Dezember 1975 über die allgemeine Arbeitsunfähigkeitsversiche­

rung

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

a) Großbritannien

Abschnitt 15 des Gesetzes über die soziale Sicherheit 1975 ( Social Security Act
1975 )
Abschnitte 14 bis 16 des Gesetzes über die Renten der sozialen Sicherheit 1975
(Social Security Pensions Act 1975 )

b) Nordirland
Abschnitt 15 des Gesetzes über die soziale Sicherheit ( Nordirland ) 1975 [Social
Security (Northern Ireland) Act 1975 ]
Artikel 16 bis 18 der Verordnung über die Renten der sozialen Sicherheit (Nord­
irland ) 1975 [Social Security Pensions (Northern Ireland ) Order 1975]
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ANHANG V

(Artikel 40 Absatz 4 der Verordnung)

Wechselseitige Übereinstimmung der Erwerbsminderungsstufen zwischen den Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten

BELG EN

Systeme, die von den belgischen Trägern , für welche die Entscheidung bindend ist ,
angewandt werden

Mit­
Mit­
staat

Systeme, die von den Trägern
der Mitgliedstaaten angewandt werden ,

welche die Entscheidung
zur Anerkennung der Invalidität

getroffen haben
Knappschaftliches System

Allgemeines System System der Seeleute
Allgemeine Invalidität Berufsinvalidität

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

1 . Allgemeines System
— III . Gruppe

(Pflegefälle)
— II . Gruppe
— I. Gruppe

2 . Landwirtschaftliches System
— allgemeine Vollinvalidität
— allgemeine Invalidität

von mindestens
zwei Drittel

— Pflegefälle

3 . Knappschaftliches
System

— allgemeine
Teilinvalidität

— Pflegefälle
— Berufsunfähigkeit

4 . System der Seeleute
— allgemeine

Invalidität

— Pflegefälle
— Berufsunfähigkeit

F
R

A
N

K
R

E
IC

H

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

1 . Allgemeines System
— Invalidität Arbeiter
— Invalidität

Angestellte

2 . System der Seeleute

— seedienstuntauglich

IT
A

L
IE

N

keine Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

keine Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

Überein­
stimmung

L
U

X
E

M

­

B
U

R
G Invalidität Arbeiter

Invalidität Angestellte
Überein­
stimmung

Überein­
stimmung
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ITALIEN

Mit­
Systeme, die von den Trägern

der Mitgliedstaaten angewandt werden ,
Systeme , die von den italienischen Trägern, für welche die Entscheidung bei

Übereinstimmung bindend ist , angwandt werden
glied­
Staat zu

welche die Entscheidung
Anerkennung der Invalidität Allgemeines System

Seeleute seedienstuntauglich
getroffen haben

Arbeiter Angestellte

1 . Allgemeines System keine Obereinstimmung keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung

BELGIEN
2 . Knappschaftliches

System
— allgemeine

Teilinvalidität

— Berufsunfähigkeit
Übereinstimmung
keine Übereinstimmung

Übereinstimmung
keine Übereinstimmung

keine Übereinstimmung
keine Übereinstimmung

\ 3 . System der Seeleute keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung

1 . Allgemeines System
— III . Gruppe

( Pflegefälle)
— II . Gruppe

\

Übereinstimmung Übereinstimmung

\

keine Übereinstimmung

— I. Gruppe y y J
2 . Landwirtschaftliches

System
— allgemeine

Vollinvalidität
> > )

ICH — allgemeine
Teilinvalidität

Übereinstimmung Übereinstimmung > keine Übereinstimmung

2
*

— Pflegefälle J J
u.

3 . Knappschaftliches
System

— allgemeine
Teilinvalidität

>

Übereinstimmung l Übereinstimmung

\

keine Übereinstimmung
— Pflegefälle J \ J

— Berufsunfähigkeit keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung keine Übereinstimmung

4 . System der Seeleute
— allgemeine

Teilinvalidität

— Pflegefälle

>

keine Übereinstimmung

>

keine Übereinstimmung

\

keine Übereinstimmung

L\ — Berufsunfähigkeit . > >
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LUXEMBURG

Mit­
Mit­
staat

Systeme, die von den Trägern der Mitgliedstaaten
angewandt werden , welche die Entscheidung

zur Anerkennung der Invalidität getroffen haben

Systeme, die von den luxemburgischen Trägern , für welche die
Entscheidung bei Übereinstimmung bindend ist , angewandt werden

Invalidität Arbeiter Invalidität Angestellte

Übereinstimmung

keine Übereinstimmung
keine Übereinstimmung
Übereinstimmung ( 1 )

BELGIEN
1 . Allgemeines System

2 . Knappschaftliches System
— allgemeine Teilinvalidität
— Berufsunfähigkeit

3 . System der Seeleute

Übereinstimmung

keine Übereinstimmung
keine Übereinstimmung
Übereinstimmung (')

FRANKREICH

1 ." Allgemeines System
— III . Gruppe (Pflegefälle )
— II . Gruppe
— I. Gruppe

2 . Landwirtschaftliches System
-1- allgemeine Vollinvalidität
— allgemeine Invalidität von mindestens

zwei Drittel

— Pflegefälle

3 . Knappschaftliches System
— allgemeine Invalidität von mindestens

zwei Drittel

— Pflegefälle
— Berufsunfähigkeit

4 . System der Seeleute

— allgemeine Teilinvalidität
— Pflegefälle

— Berufsunfähigkeit

\

Übereinstimmung
/

\

Übereinstimmung
 

j Übereinstimmung
keine Übereinstimmung

j Übereinstimmung
keine Übereinstimmung

Übereinstimmung
>

>

Übereinstimmung
>

j Übereinstimmung
keine Übereinstimmung

j Übereinstimmung
keine Übereinstimmung

( l ) Soweit es sich um eine vom belgischen Träger anerkannte allgemeine Invalidität handelt .
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ANHANG VI

(Artikel 89 der Verordnung)

Besondere Bestimmungen über die Anwendung der Rechtsvorschriften bestimmter Mitglied­
staaten

A. BELGIEN

1 . Für Personen , deren Anspruch auf Sachleistungen der Krankenversicherung sich aus
dem belgischen Kranken- und Invaliditäts-Pflichtversicherungssystem für Selbstän­
dige herleitet , gelten die Bestimmungen des Titels III Kapitel 1 der Verordnung,
einschließlich des Artikels 35 Absatz 1 , unter folgenden Bedingungen :
a ) Halten sich die Betreffenden im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als Belgien

auf, so wird ihnen folgendes -gewährt:
i ) für die medizinische Behandlung im Falle eines Krankenhausaufenthalts die in

den Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaats vorgesehenen Sachleistungen ;
ii) hinsichtlich der anderen im belgischen System vorgesehenen Sachleistungen

die Rückerstattung der Kosten dieser Leistungen durch den zuständigen
belgischen Träger zu dem von den Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaats
vorgesehenen Satz .

b ) Wohnen die Betreffenden im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als Belgien , so
erhalten sie die in den Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaats vorgesehenen
Sachleistungen , sofern sie an den zuständigen belgischen Träger den dafür im
belgischen System vorgesehenen zusätzlichen Beitrag entrichten .

2 . Für die Anwendung der Bestimmungen der Kapitel 7 und 8 des Titels III der
Verordnung durch den zuständigen Träger Belgiens gilt das Kind als in dem
Mitgliedstaat aufgewachsen , in dessen Gebiet es wohnt .

3 . Für die Anwendung von Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung sind die Zeiten in der
Versicherung für den Fall des Alters , die vor dem 1 . Januar 1945 nach den belgischen
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind , auch als Versicherungszeiten anzuse­
hen , die nach dem belgischen allgemeinen Invaliditätssystem und nach dem System
der Seeleute zurückgelegt worden sind .

4 . Bei Anwendung des Artikels 40 Absatz 3 Buchstabe a ) Ziffer ii ) werden nur die
Zeiten berücksichtigt , in denen der Arbeitnehmer oder der Selbständige arbeitsunfä­
hig im Sinne der belgischen Rechtsvorschriften war .

5 . Von Selbständigen nach den belgischen Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten der
Rechtsvorschriften über Arbeitsunfähigkeit der Selbständigen zurückgelegte Alters­
versicherungszeiten werden bei der Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der
Verordnung als nach den letztgenannten Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten
betrachtet .

6 . Um zu bestimmen , ob die Voraussetzungen der belgischen Rechtsvorschriften für den
Erwerb des Anspruchs auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit erfüllt sind , werden die
gemäß diesen Rechtsvorschriften als gleichgestellte Tage geltenden Tage nur in dem
Maß berücksichtigt , in dem die vorausgegangenen Tage Beschäftigungstage im Lohn­
und Gehaltsverhältnis waren .

>

7. Bei der Anwendung des Artikels 72 und des Artikels 79 Absatz 1 Buchstabe a) der
Verordnung werden nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats
zurückgelegte Beschäftigungs- und /oder Versicherungszeiten in den Fällen angerech­
net , in denen nach den belgischen Rechtsvorschriften der Leistungsanspruch der
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Voraussetzung unterliegt , daß in einem bestimmten früheren Zeitraum die Voraus­
setzungen für den Anspruch auf Familienbeihilfen im Rahmen des Systems für
Arbeitnehmer erfüllt wurden .

B. DANEMARK

1 . Die in einem anderen Mitgliedstaat als Dänemark zurückgelegten Versicherungszei­
ten , Beschäftigungszeiten oder Zeiten selbständiger Tätigkeit werden für die Auf­
nahme als Mitglied einer zugelassenen Arbeitslosenversicherungskasse berücksich­
tigt , als handelte es sich um in Dänemark zurückgelegte Beschäftigungszeiten oder
Zeiten selbständiger Tätigkeit .

2 . Die in Artikel 19 , Artikel 22 Absätze 1 und 3 , Artikel 25 Absätze 1 und 3 , Artikel
26 Absatz 1 sowie in den Artikeln 28a , 29 und 31 der Verordnung genannten
Arbeitnehmer, Selbständige , Rentenantragsteller und Rentenberechtigten sowie
deren Familienangehörigen erhalten , sofern sie in Dänemark wohnen oder sich in
Dänemark aufhalten , Sachleistungen unter den Voraussetzungen , die in den däni­
schen Rechtsvorschriften für Personen vorgesehen sind , die nach dem Gesetz über
die öffentlichen Gesundheitsdienst ( lov om offentlig sygesikring) in Gruppe 1
versichert sind .

3 . §1 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes über Altersrenten , § 1 Absatz 1 Nummer 2
des Gesetzes über staatliche Invaliditätsrenten und § 2 Absatz 1 Nummer 2 des
Gesetzes über staatliche Witwenrenten gelten nicht für Arbeitnehmer oder deren
Hinterbliebene, die in einem anderen Mitgliedstaat als Dänemark wohnen .

4 . Für die Witwe eines Arbeitnehmers oder Selbständigen , der den dänischen Rechts­
vorschriften unterstanden hat , gelten die dänischen Rechtsvorschriften über die
Witwen- und Altersrenten auch dann , wenn die Witwe nicht in Dänemark gewohnt
hat .

5 . Die Verordnung berührt nicht die Übergangsvorschriften der dänischen Gesetze
vom 7 . Juni 1972 über den Rentenanspruch der dänischen Staatsangehörigen , die
während einer bestimmten Dauer unmittelbar vor dem Zeitpunkt der Antragstel­
lung tatsächlich in Dänemark gewohnt haben . Eine Rente wird jedoch unter den für
die dänischen Staatsangehörigen vorgesehenen Bedingungen den Staatsangehörigen
der anderen Mitgliedstaaten gewährt , die während eines Jahres unmittelbar vor dem
Zeitpunkt der Antragstellung tatsächlich in Dänemark gewohnt haben .

6 . a ) Die Zeiten , während denen ein Grenzgänger , der im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats als Dänemark wohnt , seine Berufstätigkeit im Gebiet Dänemarks
ausgeübt hat , gelten in bezug auf die dänischen Rechtsvorschriften als Wohnzei­
ten . Das gleiche gilt für die Zeiten , während denen ein Grenzgänger in einen
anderen Mitgliedstaat als Dänemark entsandt ist oder dort eine Dienstleistung
erbringt .

b ) Die Zeiten , während denen ein Saisonarbeiter , der im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats als Dänemark wohnt , im Gebiet Dänemarks beschäftigt wurde,
gelten in bezug auf die dänischen Rechtsvorschriften als Wohnzeiten . Das
gleiche gilt für die Zeiten , während denen ein Saisonarbeiter in das Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats als Dänemark entsandt wird .

7 . Für die Feststellung, ob die Voraussetzungen für den Anspruch auf Leistungen bei
Mutterschaft nach Kapitel 12 des Gesetzes über die Tagegelder bei Krankheit oder
Mutterschaft erfüllt sind , wenn die betreffende Person nicht während des gesamten
in Paragraph 34 Absätze 1 und 2 des genannten Gesetzes festgesetzten Bezugszeit­
raums den dänischen Rechtsvorschriften unterstanden hat , gilt folgendes :

a ) Die Versicherungszeiten , die gegebenenfalls nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats als Dänemark während dieses Bezugszeitraums zurück­
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gelegt wurden , in dem die betreffende Person den dänischen Rechtsvorschriften
nicht unterstanden hat , werden berücksichtigt , als handelte es sich um nach
dänischen Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten ;

b ) es wird davon ausgegangen , daß die betreffende Person während der so
berücksichtigten Zeit ein Durchschnittsentgelt in Höhe des Durchschnittsbetrags
der Entgelte erhalten hat , die in den nach dänischen Rechtsvorschriften während
dieses Bezugszeitraums zurückgelegten Zeiten festgestellt wurden .

8 . Bei Anwendung des Artikels 12 Absatz 2 der Verordnung auf die dänischen
Rechtsvorschriften gelten Invaliditäts-, Alters- und Witwenrenten als Leistungen
gleicher Art .

9 . Zur Anwendung des Artikels 67 der Verordnung werden die Leistungen bei
Arbeitslosigkeit für in Dänemark versicherte Selbständige nach den dänischen
Rechtsvorschriften berechnet .

10. Wird die dänische Rente nach den dänischen Rechtsvorschriften auf der Grundlage
von Wohnzeiten berechnet , die nicht von der Person zurückgelegt wurden , die die
Wohnzeiten zurückgelegt hat , die von einem oder mehreren anderen Mitgliedstaa­
ten bei der Anwendung der Bestimmungen des Titels III Kapitel 3 der Verordnung
berücksichtigt werden , so werden bei der Berechnung des dänischen theoretischen
Betrages und anteiligen Rentenbetrags nach Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung die
von der letztgenannten Person zurückgelegten Wohn- und Versicherungszeiten
zugrunde gelegt .

C. DEUTSCHLAND

1 . a ) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften über die gesetzliche Unfallversicherung
es nicht bereits vorschreiben , entschädigen die deutschen Träger nach diesen
Vorschriften auch Unfälle ( und Berufskrankheiten ), die vor dem 1 . Januar 1919
in Elsaß-Lothringen eingetreten und aufgrund der Entscheidung des
Völkerbundrats vom 21 . Juni 1921 ( Reichsgesetzblatt S. 1289 ) nicht von
französischen Trägern übernommen worden sind , solange der Verletzte oder
seine Hinterbliebenen im Gebiet eines Mitgliedstaats wohnen .

b ) Artikel 10 der Verordnung berührt nicht die Rechtsvorschriften , nach denen aus
Unfällen (Berufskrankheiten ) und Zeiten , die außerhalb des Gebietes der
Bundesrepublik Deutschland eingetreten beziehungsweise zurückgelegt sind ,
Leistungen an Berechtigte außerhalb der Bundesrepublik Deutschland nicht oder
nur unter bestimmten Voraussetzungen gezahlt werden .

2 . a) Für die Entscheidung, ob Zeiten , die nach den deutschen Rechtsvorschriften
Ausfallzeiten oder Zurechnungszeiten sind , als solche angerechnet werden ,
stehen die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats entrichteten
Pflichtbeiträge und der Eintritt in die Versicherung eines anderen Mitgliedstaats
den Pflichtbeiträgen nach den deutschen Rechtsvorschriften und dem Eintritt in
die deutsche Rentenversicherung gleich . Diese Vorschrift gilt nicht für die
deutsche Altershilfe der Landwirte und für die entsprechenden Sondersysteme
der anderen Mitgliedstaaten .

Bei der Ermittlung der Anzahl der Kalendermonate vom Eintritt in die Versiche­
rung bis zum Eintritt des Versicherungsfalls bleiben die in diese Zeit entfallen­
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den gleichgestellten Zeiten nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied*
staats sowie die Zeiten des Bezuges einer Rente nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats unberücksichtigt .

b ) Buchstabe a ) findet auf die pauschale Ausfallzeit keine Anwendung. Diese wird
ausschließlich nach den deutschen Versicherungszeiten ermittelt .

c) Für die Anrechnung einer Zurechnungszeit nach den deutschen Rechtsvorschrif­
ten über die knappschaftliche Rentenversicherung ist weiterhin Voraussetzung,
daß der letzte nach den deutschen Rechtsvorschriften entrichtete Beitrag zur
knappschaftlichen Rentenversicherung entrichtet worden ist .

d ) Für die Anrechnung deutscher Ersatzzeiten gelten ausschließlich die innerstaatli­
chen deutschen Rechtsvorschriften .

e) Abweichend von Buchstabe d ) gilt für Versicherte der deutschen Rentenversiche­
rung, die in der Zeit vom 1 . Januar 1948 bis zum 31 . Juli 1963 in den in dieser
Zeit unter niederländischer Verwaltung stehenden deutschen Gebieten wohnten ,
folgendes : Die Entrichtung von Beiträgen zur niederländischen Versicherung in
dieser Zeit steht für die Anrechnung deutscher Ersatzzeiten nach § 1251 Ab­
satz 2 der Reichsversicherungsordnung oder entsprechender Bestimmungen der
Ausübung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit nach
deutschen Rechtsvorschriften gleich .

3 . Soweit es sich um Zahlungen an deutsche Krankenkassen handelt , wird die Zahlung
der in Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung erwähnten Beiträge bis zum Zeitpunkt
der Entscheidung über den Rentenantrag gestundet .

4 . Für die Prüfung der Frage , ob ein waisenrentenberechtigtes Kind vorhanden ist ,
stehen dem Bezug einer Waisenrente nach den deutschen Rechtsvorschriften der
Bezug einer der in Artikel 78 der Verordnung genannten Leistungen oder einer
anderen nach den französischen Rechtsvorschriften für ein in Frankreich wohnendes
minderjähriges Kind gewährten Familienleistungen gleich .

5 . Ergeben sich aus der Durchführung der Verordnung oder weiterer Verordnungen
über soziale Sicherheit für einzelne Träger der Krankenversicherung außergewöhnli­
che Belastungen , so können diese ganz oder teilweise ausgeglichen werden . Über
den Ausgleich entscheidet der Bundesverband der Ortskrankenkassen in seiner
Eigenschaft als Verbindungsstelle ( Krankenversicherung) im Einvernehmen mit den
übrigen Spitzenverbänden der Krankenversicherung. Die zur Durchführung des
Ausgleichs erforderlichen Mittel werden durch Umlage auf sämtliche Träger der
Krankenversicherung im Verhältnis der durchschnittlichen Mitgliederzahl des Vor­
jahres , ohne Rentner , aufgebracht .

6 . Der Pauschbetrag für die Inanspruchnahme ärztlicher Betreuung, der nach den
deutschen Rechtsvorschriften den weiblichen Versicherten und den Familienangehö­
rigen der Versicherten aus Anlaß der Entbindung gewährt wird , gilt im Sinne der
Verordnung als Sachleistung .

7 . § 1233 Reichsversicherungsordnung und § 10 Angestelltenversicherungsgesetz in
der Fassung des Rentenreformgesetzes vom 16 . Oktober 1972 , welche die freiwilli­
ge Versicherung in der deutschen Rentenversicherung regeln , werden auf die Staats­
angehörigen der übrigen Mitgliedstaaten und die in deren Gebiet wohnenden
Staatenlosen und Flüchtlinge wie folgt angewandt :
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Freiwillige Beiträge zur deutschen Rentenversicherung dürfen bei Erfüllung der
allgemeinen Voraussetzungen entrichtet werden , wenn

a) die betreffende Person ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland hat ;

b ) die betreffenden Person ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats hat und zu irgendeinem Zeitpunkt vorher in
der deutschen Rentenversicherung pflichtversichert oder freiwillig versichert
war;

c) der Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats seinen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet eines Drittstaates hat , in der deutschen
Rentenversicherung für wenigstens 60 Monate Beiträge entrichtet hat oder nach
den vorher geltenden Übergangsbestimmungen zur freiwilligen Versicherung
berechtigt war und nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats
nicht pflichtversichert oder freiwillig versichert ist .

8 . § 51a Absatz 2 Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz und § 49a Absatz
2 Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz in der Fassung des Rentenreform­
gesetzes vom 16 . Oktober 1972 werden durch die Verordnung nicht berührt .
Personen , die nach Nummer 7 Buchstaben b ) und c ) zur freiwilligen Versicherung
berechtigt sind , können Beiträge nur für Zeiten entrichten , für die nicht bereits
Beiträge nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats entrichtet worden sind .

9 . Sind die Kosten für Sachleistungen , die deutsche Träger des Wohnorts den bei
zuständigen Trägern der anderen Mitgliedstaaten versicherten Rentnern oder deren
Familienangehörigen gewähren , nach Monatspauschbeträgen abzurechnen , so gel­
ten diese Kosten für den Finanzausgleich zwischen deutschen Trägern in der
Rentnerkrankenversicherung als Aufwendungen für Leistungen der deutschen Rent­
nerkrankenversicherung . Die den deutschen Trägern des Wohnorts von den zustän­
digen Trägern der anderen Mitgliedstaaten erstatteten Pauschbeträge gelten als
Einnahmen , die bei dem genannten Finanzausgleich zu berücksichtigen sind .

10 . Bei Selbständigen wird der Bezug von Arbeitslosenhilfe davon abhängig gemacht ,
daß der Betreffende vor seiner Arbeitslosmeldung mindestens ein Jahr lang eine
selbständige Tätigkeit hauptberuflich im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
ausgeübt und sie nicht nur vorübergehend aufgegeben hat .

11 . Die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats in einem Sonder-
system für die Altersversicherung der Landwirte oder , falls es ein solches nicht gibt ,
in der Eigenschaft als Landwirt in dem allgemeinen System zurückgelegten Versi­
cherungszeiten werden auf die als Voraussetzung für die Begründung der Beitrags­
pflicht nach § 27 des Gesetzes über die Altershilfe der Landwirte ( GAL ) notwendige
Versicherungsdauer angerechnet , sofern der Betreffende

a ) die Erklärung zur Begründung der Beitragspflicht innerhalb der vorgeschriebe­
nen Fristen abgibt und

b ) vor Abgabe der Erklärung zuletzt im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik
Deutschland in der Altershilfe der Landwirte beitragspflichtig war .

12 . Für den Nachweis , daß die für die Wahrnehmung des Rechts auf das freiwillige
Ausscheiden aus der Rentenversicherung der Handwerker erforderliche Pflichtversi­
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cherungszeit von 216 Monaten zurückgelegt ist , werden auch Pflichtversicherungs­
zeiten berücksichtigt , die der Betreffende in einem anderen Mitgliedstaat in einem
Sondersystem für Handwerker oder , falls es ein solches nicht gibt , in einem
Sondersystem für Selbständige oder in dem allgemeinen System zurückgelegt hat .

13 . Für die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht
in der deutschen Krankenversicherung der Rentner nach § 165 Absatz 1 Num­
mer 3 a ) Reichsversicherungsordnung ( RVO ) sind die nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten , wäh­
rend deren die betreffende Person Anspruch auf Sachleistungen im Krankheitsfall
hatte , im erforderlichen Umfang wie nach den deutschen Rechtsvorschriften
zurückgelegte Versicherungszeiten zu berücksichtigen , soweit sie sich nicht mit nach
diesen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten überschneiden .

14 . Für die Gewährung von Geldleistungen nach § 182 Absatz 4 , $ 200 Absatz 2 und
$ 561 Absatz 1 der RVO an Versicherte , die in einem anderen Mitgliedstaat
wohnen , berechnen die deutschen Versicherungsträger das für die Bemessung der
Leistungen maßgebliche Nettoarbeitsentgelt so, als ob sie in der Bundesrepublik
Deutschland wohnten .

15 . Ist nach den deutschen Rechtsvorschriften für den Anspruch auf Rente wegen
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit oder Bergmannsrente wegen verminder­
ter bergmännischer Berufsfähigkeit oder Knappschaftsrente wegen Berufsunfähig­
keit oder Erwerbsunfähigkeit auf den bisherigen Beruf abzustellen , so werden bei
der Prüfung dieses Anspruchs nur nach deutschen Rechtsvorschriften versicherungs­
pflichtige Beschäftigungen berücksichtigt .

D. FRANKREICH

1 . a ) Die Beihilfe für alte Arbeitnehmer sowie die Beihilfe für alte Selbständige und die
Altersbeihilfe in der Landwirtschaft werden entsprechend den nach den französi­
schen Rechtsvorschriften für französische Staatsangehörige geltenden Vorausset­
zungen allen Arbeitnehmern und Selbständigen gewährt , die Staatsangehörige der
übrigen Mitgliedstaaten sind und im Zeitpunkt der Antragstellung im französi­
schen Gebiet wohnen .

b ) Das gleiche gilt für Flüchtlinge und Staatenlose .

c) Die Verordnung berührt nicht die französischen Rechtsvorschriften , aufgrund
deren ausschließlich in den europäischen oder in den überseeischen Departements
der Französischen Republik (Guadeloupe, Guyana , Martinique und R£union )
zurückgelegte Zeiten einer entgeltlichen oder gleichgestellten Beschäftigung oder ,
gegebenenfalls , Zeiten selbständiger Tätigkeit für den Erwerb des Anspruchs auf
die Beihilfe für alte Arbeitnehmer sowie auf die Beihilfe für alte Selbständige
angerechnet werden .

2 . Die in den besonderen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit im Bergbau
vorgesehene Sonderzulage und kumulierbare Entschädigung werden nur den im
französischen Bergbau beschäftigten Arbeitnehmern gewährt .

3 . Das Gesetz Nr . 65-555 vom 10 . Juli 1965 , nach dem die französischen Staatsange­
hörigen , die im Ausland eine berufliche Tätigkeit ausüben oder ausgeübt haben , dem
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System der freiwilligen Altersversicherung beitreten können , wird auf die Angehöri­
gen der übrigen Mitgliedstaaten wie folgt angewendet :

Die gegenüber dem französischen System zur freiwilligen Versicherung berechti­
gende Berufstätigkeit darf weder in französischem Gebiet noch in dem Mitglied­
staat ausgeübt werden oder ausgeübt worden sein , dessen Staatsangehöriger der
Arbeitnehmer oder der Selbständige ist ;
der Arbeitnehmer oder der Selbständige muß in seinem Zulassungsantrag auf
Anwendung dieses Gesetzes nachweisen , daß er mindestens zehn Jahre ununter­
brochen oder mit Unterbrechungen entweder in Frankreich gewohnt hat oder
während der genannten Dauer nach den französischen Rechtsvorschriften pflicht­
oder freiwillig weiterversichert war .

4 . Zu den Familienleistungen im Sinne des Artikels 73 Absatz 3 der Verordnung
gehören :

a ) die vorgeburtlichen Beihilfen nach Artikel L 516 des Gesetzbuches der sozialen
Sicherheit ( Code de la s£curit£ sociale);

b ) die Familienbeihilfen nach den Artikeln L 524 und L 531 des Gesetzbuches der
sozialen Sicherheit ( Code de la s£curite sociale);

c) die Entschädigung zum Ausgleich der Cedularsteuer ( impöt cedulaire ) nach
Artikel L 532 des Gesetzbuches der sozialen Sicherheit ( Code de la söcuritö
sociale).

Die Leistung darf aber nur gezahlt werden , wenn der während der Abordnung
bezogene Lohn in Frankreich der Einkommensteuer unterliegt ;

d ) die Zulage für die im Haushalt tätige Ehefrau nach Artikel L 533 des Gesetz­
buches der sozialen Sicherheit ( Code de la securite sociale ).

5 . Zur Berechnung des theoretischen Betrages gemäß Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe a )
der Verordnung in den Systemen , in denen die Altersrenten nach Punkten berechnet
werden , berücksichtigt der zuständige Träger für jedes Versicherungsjahr , das nach
den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegt wurde , eine Anzahl von
Punkten , die dem Quotienten aus der Anzahl von Punkten , die nach den angewende­
ten Rechtsvorschriften erworben wurden , und der diesen Punkten entsprechenden
Anzahl an Jahren entspricht .

6 . a ) Grenzgänger , die in den französischen Departements Haut-Rhin , Bas-Rhin und
Moselle wohnen und ihre Erwerbstätigkeit im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats als Frankreich ausüben , erhalten in Anwendung von Artikel 19 der
Verordnung im Gebiet dieser Departements die Sachleistungen gemäß der durch
Dekret Nr . 46-1428 vom 12 . Juni 1946 und Nr . 67-814 vom 25 . September
1967 eingeführten Regelung für Elsaß-Lothringen .

b ) Diese Bestimmungen gelten sinngemäß für Leistungsempfänger gemäß Artikel 25
Absätze 2 und 3 und den Artikeln 28 und 29 der Verordnung.

E. GRIECHENLAND

1 . Ungeachtet der Bestimmungen des Anhangs I Ziffer I Buchstabe E Nummer 1 ist
Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a ) der Verordnung auf einen OGA-Versicherten
anwendbar , dessen Gesundheitszustand vor Antritt der Tätigkeit , zu deren Aufnah­
me er in einen anderen Mitgliedstaat als Griechenland gekommen ist , eine sofortige
Behandlung erfordert .

2 . Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung berührt nicht Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes­
dekrets Nr. 4577 / 66 , wonach die Auszahlung von IKA-Renten an aus Ägypten oder
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der Türkei stammenden Personen griechischer Staatsangehörigigkeit oder griechi­
schen Ursprungs ruht , wenn der Berechtigte sich ohne stichhaltige Gründe länger als
sechs Monate im Ausland aufhält .

F. IRLAND

1 . Wohnen die in Artikel 19 Absatz 1 , Artikel 22 Absätze 1 und 3 , Artikel 25 Absätze 1
und 3 , Artikel 26 Absatz 1 , Artikel 28a , Artikel 29 und Artikel 31 der Verordnung
genannten Arbeitnehmer oder Selbständigen , Arbeitslosen , Rentenantragsteller oder
-berechtigten sowie ihre Familienangehörigen in Irland oder halten sie sich dort auf,
so wird ihnen die gesamte ärztliche Behandlung, die in den irischen Rechtsvorschrif­
ten vorgesehen ist , kostenlos gewährt , wenn die Kosten für diese Leistungen zu
Lasten des Trägers eines anderen Mitgliedstaats als Irland gehen .

2 . Den in Irland wohnenden Familienangehörigen eines Arbeitnehmers oder Selbständi­
gen , für den die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats als Irland gelten und
der die Voraussetzungen nach diesen Rechtsvorschriften erfüllt , um gegebenenfalls
unter Berücksichtigung des Artikels 18 leistungsberechtigt zu sein , wird die gesamte
ärztliche Behandlung, die in den irischen Rechtsvorschriften vorgesehen ist , kostenlos
gewährt .

Die Kosten für die gewährten Leistungen gehen zu Lasten des Trägers , bei dem der
Arbeitnehmer oder Selbständige versichert ist .

Übt jedoch der Ehegatte des Arbeitnehmers oder Selbständigen oder die Person , die
für die Kinder sorgt , in Irland eine Berufstätigkeit aus , so gehen die den Familienan­
gehörigen gewährten Leistungen zu Lasten des irischen Trägers , soweit der Anspruch
auf die genannten Leistungen allein aufgrund der irischen Rechtsvorschriften begrün­
det ist .

3 . Wird ein den irischen Rechtsvorschriften unterliegender Arbeitnehmer Opfer eines
Unfalls , nachdem er das Gebiet eines Mitgliedstaats verlassen hat , um sich im Laufe
seiner Beschäftigung in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats zu begeben , aber dort
noch nicht angekommen ist , so besteht sein Anspruch auf Leistungen für diesen
Unfall ,

a ) als habe sich dieser Unfall im Gebiet Irlands ereignet und

b) ohne daß bei der Ermittlung, ob er aufgrund seiner Beschäftigung nach diesen
Rechtsvorschriften versichert war , seine Abwesenheit vom Gebiet Irlands berück­
sichtigt wird .

4 . Bei Anwendung des Artikels 12 Absatz 2 der Verordnung auf die irischen Rechtsvor­
schriften gelten Invaliditäts-, Alters- und Witwenrenten als Leistungen gleicher Art .

5 . Bei der Berechnung des Arbeitsentgelts für die Gewährung der lohnabhängigen
Leistung , die in den irischen Rechtsvorschriften im Falle der Gewährung von
Leistungen bei Krankheit , Mutterschaft und Arbeitslosigkeit vorgesehen ist , wird
abweichend von Artikel 23 Absatz 1 und Artikel 68 Absatz 1 der Verordnung dem
Arbeitnehmer für jede als Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats zurückgelegte Beschäftigungswoche während des in Betracht kommen­
den Steuerjahres ( Einkommensteuer ) ein Betrag in Höhe eines durchschnittlichen
Wochenarbeitsentgelts männlicher bzw . weiblicher Arbeitnehmer während dieses
Steuerjahres angerechnet .
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6 . Bei Anwendung des Artikels 40 Absatz 3 Buchstabe a) Ziffer ii ) werden nur die
Zeiten berücksichtigt , in denen der Arbeitnehmer oder Selbständige arbeitsunfähig
im Sinne der irischen Rechtsvorschriften war .

7 . Bei Anwendung des Artikels 44 Absatz 2 ist ein Arbeitnehmer , der nicht tatsächlich
aus dem Erwerbsleben ausgeschieden ist , in den Fällen , in denen dies Voraussetzung
für den Bezug von Altersrente ist , so zu behandeln , als habe er den Aufschub der
Feststellung der Altersrente , auf die er nach den irischen Rechtsvorschriften
Anspruch hätte , ausdrücklich beantragt .

8 . Bis zum 31 . Dezember 1983 werden bei der Anwendung der irischen Rechtsvor­
schriften auf andere Leistungen als Familienleistungen sowie Sachleistungen bei
Krankheit und Mutterschaft andere Zeiten als solche , die in der Eigenschaft als
Arbeitnehmer zurückgelegt worden sind , nicht in Anrechnung gebracht .

G. ITALIEN

Keine

H. LUXEMBURG

1 . In Abweichung von Artikel 94 Absatz 2 der Verordnung werden Versicherungszeiten
oder gleichgestellte Zeiten , die vor dem 1 . Januar 1946 nach den luxemburgischen
Rechtsvorschriften über die Rentenversicherung für den Fall der Berufs- oder
Erwerbsunfähigkeit , des Alters oder des Todes zurückgelegt wurden , nur insoweit
berücksichtigt , als die Anwartschaften am 1 . Januar 1959 aufrechterhalten waren
oder späterhin nach diesen Rechtsvorschriften oder nach den in Kraft befindlichen
oder zu schließenden zweiseitigen Abkommen wieder aufgelebt sind . Soweit mehrere
zweiseitige Abkommen in Betracht zu ziehen sind , werden die Versicherungszeiten
oder gleichgestellten Zeiten von dem am weitesten zurückliegenden Zeitpunkt an
berücksichtigt .

2 . Bei der Gewährung des unveränderlichen Teils der luxemburgischen Renten werden
die von nicht in Luxemburg wohnenden Arbeitnehmern oder Selbständigen nach den
luxemburgischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten vom
1 . Oktober 1972 an Wohnzeiten gleichgestellt .

3 . Artikel 22 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung berührt nicht die luxemburgi­
schen Rechtsvorschriften , nach denen die Krankenkasse ihre Genehmigung für eine
Behandlung im Ausland nicht verweigern kann , wenn die notwendige Behandlung im
Großherzogtum nicht möglich ist .

I. NIEDERLANDE

1 . Krankheitskostenversicherung

a ) Bezüglich des Anspruchs auf Sachleistungen gilt Titel III Kapitel 1 der Verord­
nung nur für Personen , die aufgrund der im Gesetz zur Regelung der Krankenver­
sicherung (Ziekenfondswet ) vorgesehenen Pflichtversicherung, freiwilligen Versi­
cherung oder Versicherung für ältere Personen Anspruch auf Sachleistungen
haben .

b ) Wer eine Altersrente nach den niederländischen Rechtsvorschriften und eine
Rente nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats bezieht , gilt für
die Anwendung des Artikels 27 und / oder 28 als Anspruchsberechtigter in bezug
aus Sachleistungen , sofern er — gegebenenfalls unter Berücksichtigung von
Artikel 9 — die Voraussetzungen für die Zulassung zu der im Gesetz zur
Regelung der Krankenversicherung (Ziekenfondswet ) vorgesehenen Alterskran­
kenversicherung oder freiwilligen Versicherung erfüllt .
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Dies gilt auch für eine verheiratete Frau , deren Ehemann eine Altersrente für
Verheiratete nach den niederländischen Rechtsvorschriften bezieht und die Vor­
aussetzungen für die Zulassung zu der im Gesetz zur Regelung der Krankenversi­
cherung vorgesehenen Alterskrankenversicherung oder freiwilligen Versicherung
erfüllt .

c) Wer eine Altersrente nach den niederländischen Rechtsvorschriften bezieht und in
einem anderen Mitgliedstaat wohnt , hat , wenn er in der im Gesetz zur Regelung
^cr Krankenversicherung vorgesehenen Alterskrankenversicherung oder freiwilli­
gen Versicherung versichert ist , für sich selbst und gegebenenfalls für seine
Familienangehörigen einen Beitrag zu entrichten . Die Höhe dieses Beitrags sowie
erforderlichenfalls genauere Regeln für diese Versicherung werden von dem
zuständigen Minister festgelegt .

d ) Eine Person , die keine Altersrente nach den niederländischen Rechtsvorschriften
bezieht und , falls sie verheiratet ist , deren Ehegatte keine Altersrente für
Verheiratete nach den niederländischen Rechtsvorschriften bezieht , hat , wenn sie
in einem anderen Mitgliedstaat wohnt und der im Gesetz zur Regelung der
Krankenversicherung vorgesehenen freiwilligen Versicherung versichert ist , für
sich und gegebenenfalls für jeden Familienangehörigen , der das 16 . Lebensjahr
vollendet hat , einen Beitrag zu entrichten . Die Höhe dieses Beitrags sowie
erforderlichenfalls genauere Regeln für diese Versicherung werden von dem
zuständigen Minister festgelegt .

2 . Anwendung der niederländischen Rechtsvorschriften über die allgemeine Altersversi­
cherung

a) Als nach den niederländischen Rechtsvorschriften über die allgemeine Altersversi­
cherung zurückgelegte Versicherungszeiten gelten auch die Zeiten vor dem
1 . Januar 1957 , in denen der Berechtigte , der die Bedingungen , unter denen diese
Zeiten den Versicherungszeiten gleichgestellt werden können , nicht erfüllt , nach
dem 15 . Lebensjahr im Gebiet der Niederlande gewohnt hat oder in denen er in
den Niederlanden eine entlohnte Tätigkeit im Dienst eines in diesem Mitglied­
staat ansässigen Arbeitgebers ausgeübt hat , während er im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats wohnte .

b ) Die nach Buchstabe a ) zu berücksichtigenden Zeiten , die mit Zeiten zusammen­
fallen , die bei der Berechnung der nach den Rechtsvorschriften für Altersversiche­
rung eines anderen Mitgliedstaats zu gewährenden Rente berücksichtigt werden ,
bleiben außer Betracht .

c) Für die verheiratete Frau , deren Mann Anspruch auf eine Rente nach den
niederländischen Rechtsvorschriften über die allgemeine Altersversicherung hat ,
werden als Versicherungszeiten auch die Zeiten dieser Ehe berücksichtigt , die vor
dem Tag liegen , an dem die Betreffende das 65 . Lebensjahr vollendet hat , und in
denen sie im Gebiet eines Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten gewohnt
hat , soweit diese Zeiten mit den von ihrem Ehemann nach diesen Rechtsvor­
schriften zurückgelegten und mit den nach Buchstabe a ) zu berücksichtigenden
Versicherungszeiten zusammenfallen .

d) Fallen die nach Buchstabe c) zu berücksichtigenden Zeiten mit Zeiten zusammen ,
die zur Berechnung der Rente berücksichtigt werden , die der Betreffende nach
den Rechtsvorschriften über die Altersversicherung eines anderen Mitgliedstaats
zu zahlen ist , oder mit Zeiten , in denen sie eine Altersrente aufgrund derartiger
Rechtsvorschriften erhalten hat , so bleiben sie außer Betracht .

e ) Bei der Frau , die verheiratet gewesen ist und deren Mann den niederländischen
Rechtsvorschriften über die allgemeine Altersversicherung unterstanden hat oder
von dem Versicherungszeiten nach Buchstabe a ) als zurückgelegt gelten , finden
die Buchstaben c ) und d) entsprechende Anwendung .
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f) Zeiten nach den Buchstaben a ) und c) werden bei der Berechnung der Altersrente
nur berücksichtigt , wenn der Versicherte nach Vollendung des 59 . Lebensjahres
sechs Jahre im Gebiet eines Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten
gewohnt hat und solange er im Gebiet eines dieser Mitgliedstaaten wohnt.

3 . Anwendung der niederländischen Rechtsvorschriften über die allgemeine Witwen­
und Waisenversicherung

a) Für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung gelten als
Versicherungszeiten , die nach den niederländischen Rechtsvorschriften über die
allgemeine Witwen- und Waisenversicherung zurückgelegt worden sind , auch
Zeiten vor dem 1 . Oktober 1959 , in denen der Arbeitnehmer oder Selbständige
nach Vollendung des 15 . Lebensjahres im Gebiet der Niederlande gewohnt oder
in denen er in den Niederlanden eine entlohnte Tätigkeit im Dienst eines in
diesem Mitgliedstaat ansässigen Arbeitgebers ausgeübt hat , während er im Gebiet
eines anderen Mitgliedstaats wohnte .

b ) Diejenigen nach Buchstabe a ) zu berücksichtigenden Zeiten , welche mit Versiche­
rungszeiten zusammenfallen , die aufgrund der Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats über Hinterbliebenenrenten zurückgelegt worden sind , bleiben
unberücksichtigt .

4 . Anwendung der niederländischen Rechtsvorschriften über die Versicherung für den
Fall der Arbeitsunfähigkeit
Für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung verfahren die
niederländischen Träger wie folgt :

a ) War der Betreffende im Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit , die zur
Invalidität geführt hat , Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a ) der
Verordnung, so setzt der zuständige Träger den Betrag der Geldleistungen gemäß
dem Gesetz vom 18 . Februar 1966 über die Versicherung für den Fall der
Arbeitsunfähigkeit ( WAO ) fest , wobei er folgendes berücksichtigt :
— die unter dem genannten Gesetz vom 18 . Februar 1966 ( WAO ) zurückgeleg­

ten Versicherungszeiten ,
— die nach Erreichen des 15 . Lebensjahres unter dem Gesetz vom 11 . Dezember

1975 über die Arbeitsunfähigkeit ( AAW ) zurückgelegten Versicherungszeiten ,
sofern sie sich nicht mit den von dem Betreffenden unter dem genannten
Gesetz vom 18 . Februar 1966 ( WAO ) zurückgelegten Versicherungszeiten
decken , und

— die vor dem 1 . Juli 1 967 in den Niederlanden zurückgelegten Beschäftigungs­
zeiten und gleichgestellten Zeiten ;

b ) war der Betreffende im Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit , die zur
Invalidität geführt hat , kein Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a )
der Verordnung, so setzt der zuständige Träger den Betrag der Geldleistungen
gemäß dem Gesetz vom 11 . Dezember 1975 über die Arbeitsunfähigkeit (AAW )
fest , wobei er folgende Zeiten berücksichtigt :
— die von dem Betreffenden nach Erreichen des 15 . Lebensjahres nach dem

genannten Gesetz vom 11 . Dezember 1975 ( AAW ) zurückgelegten Versiche­
rungszeiten ,

— die nach dem Gesetz vom 18 . Februar 1966 über die Versicherung für den
Fall der Arbeitsunfähigkeit ( WAO ) zurückgelegten Versicherungszeiten ,
sofern sie sich nicht mit den unter dem genannten Gesetz vom 1 1 . Dezember
1975 (AAW ) zurückgelegten Versicherungszeiten decken , und

— die vor dem 1 . Juli 1967 in den Niederlanden zurückgelegten Beschäftigungs­
zeiten und gleichgestellten Zeiten .
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5 . Anwendung der niederländischen Rechtsvorschriften über Familienbeihilfen
a ) Arbeitnehmer und Selbständige , auf die im Laufe eines Quartals das niederländi­

sche Gesetz über Familienbeihilfen (Algemene Kinderbijslagwet ) anwendbar wird
und die am ersten Tag dieses Quartals den einschlägigen Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats unterlagen , gelten ab diesem ersten Tag als nach den
niederländischen Rechtsvorschriften versichert .

b ) Der Betrag der Familienbeihilfe , auf die Arbeitnehmer und Selbständige Anspruch
haben , die gemäß Buchstabe a ) als nach dem niederländischen Gesetz über
Familienbeihilfen versichert gelten , wird gemäß den Einzelheiten der in Artikel 98
der Verordnung genannten Durchführungsverordnung festgesetzt .

6 . Anwendung einiger Übergangsbestimmungen
Artikel 45 Absatz 1 findet keine Anwendung bei der Beurteilung des Leistungs­
anspruchs aufgrund der Übergangsbestimmungen der Rechtsvorschriften über die
allgemeine Altersversicherung ( Artikel 46 ), die allgemeine Witwen- und Waisenversi­
cherung und die allgemeine Arbeitsunfähigkeitsversicherung .

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

1 . Hat eine Person ihren persönlichen Wohnsitz im Gebiet von Gibraltar oder war sie
seit ihrer letzten Ankunft in diesem Gebiet zur Beitragszahlung nach den Rechtsvor­
schriften von Gibraltar als Arbeitnehmer verpflichtet und beantragt sie wegen
Arbeitsunfähigkeit , Mutterschaft oder Arbeitslosigkeit Befreiung von der Beitrags­
zahlung für einen bestimmten Zeitraum und werden für diesen Zeitraum ihrem
Konto Beiträge gutgeschrieben , so gilt jede im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats
als dem Vereinigten Königreich zurückgelegte Beschäftigungszeit im Hinblick auf
diesen Antrag als im Gebiet von Gibraltar zurückgelegte Beschäftigungszeit , für
welche die betreffende Person Beiträge als Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschrif­
ten von Gibraltar geleistet hat .

2 . Beantragt eine Frau in Anwendung von Titel III Kapitel 3 der Verordnung nach den
Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs eine Altersrente

a) aufgrund der Versicherung ihres Ehemannes oder
b) aufgrund ihrer eigenen Versicherung und werden — nachdem ihre Ehe durch

den Tod ihres Ehemannes oder auf andere Weise aufgelöst worden ist — die
Beiträge des Ehemannes für die Feststellung ihrer Rentenansprüche berücksich­
tigt ,

so schließt für die Ermittlung der von ihrem Ehemann gezahlten oder seinem Konto
gutgeschriebenen durchschnittlichen Jahresbeiträge jede Bezugnahme auf eine von
ihr zurückgelegte Versicherungszeit die Bezugnahme auf eine von ihrem Ehemann
zurückgelegte Versicherungszeit ein .

3 . a ) Werden einer Person nach Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) oder
Buchstabe b) Ziffer ii ) der Verordnung Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den
Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs gezahlt , so gelten die von dieser
Person nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten
Versicherungszeiten , Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer selbständigen
Tätigkeit für das Recht auf Leistungen für Kinder ( child benefit ), das die
Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs von einer Anwesenheit in Groß­
britannien oder gegebenenfalls Nordirland abhängig machen , als Anwesenheits­
zeiten in Großbritannien oder gegebenenfalls Nordirland .
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b) Gelten nach Titel II der Verordnung die Rechtsvorschriften des Vereinigten
Königreichs für einen Arbeitnehmer oder Selbständigen , der die von den
Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs für das Recht auf Leistungen für
Kinder (child benefit) vorgeschriebene Voraussetzung

i ) der Anwesenheit in Großbritannien oder gegebenenfalls Nordirland nicht
erfüllt , so gilt im Hinblick auf die Erfüllung dieser Voraussetzung dieser
Arbeitnehmer oder Selbständige als dort anwesend ;

ii ) einer Anwesenheitszeit in Großbritannien oder gegebenenfalls Nordirland
nicht erfüllt , so gelten im Hinblick auf die Erfüllung dieser Voraussetzung die
von diesem Arbeitnehmer oder Selbständigen nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungs- oder Beschäfti­
gungszeiten als Anwesenheitszeiten in Großbritannien oder gegebenenfalls
Nordirland .

c ) Für Ansprüche auf Familienbeihilfen ( family allowances) nach den Rechtsvor­
schriften von Gibraltar gelten die Vorschriften der Buchstaben a ) und b)
entsprechend .

4 . 1 . Für den Anspruch auf Entbindungsgeld gelten die nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungszeiten , Beschäfti­
gungszeiten oder Zeiten selbständiger Tätigkeit als Zeiten der Anwesenheit in
Großbritannien bzw . Nordirland ; dabei gilt Artikel 18 Absatz 1 der Verord­
nung so, als ob es sich bei den dortigen Hinweisen auf Wohnzeiten um Hinweise
auf Anwesenheitszeiten handelte .

Erfüllt eine Frau , für die gemäß Titel II der Verordnung die Rechtsvorschriften
des Vereinigten Königreichs gelten , zum Zeitpunkt der Antragstellung oder der
Niederkunft nicht die in diesen Rechtsvorschriften geforderten Voraussetzungen
hinsichtlich der Anwesenheit in Großbritannien bzw . in Nordirland , so gilt sie
bezüglich der Erfüllung dieser Voraussetzung als dort anwesend , wenn sie sich
zu dem fraglichen Zeitpunkt in einem anderen Mitgliedstaat aufhielt .

2 . Erfüllt eine Frau , deren Ehemann Arbeitnehmer oder Selbständiger ist oder
zuletzt war, für den gemäß Titel II der Verordnung die Rechtsvorschriften des
Vereinigten Königreichs gelten oder zuletzt galten , nicht die in den Rechtsvor­
schriften des Vereinigten Königreichs in bezug auf Entbindungsgeld genannten
Voraussetzungen hinsichtlich

a ) der Anwesenheit in Großbritannien bzw . Nordirland zum Zeitpunkt der
Antragstellung oder der Niederkunft , so gilt sie bezüglich der Erfüllung
dieser Voraussetzungen als dort anwesend , wenn sie zu dem fraglichen
Zeitpunkt mit ihrem Ehemann in einem andere Mitgliedstaat wohnte oder
wenn sie — im Falle des Todes ihres Ehemannes innerhalb von sechs
Monaten vor dem in Frage stehenden Zeitpunkt — bei Eintritt seines Todes
mit ihm in einem anderen Mitgliedstaat wohnte ;

b ) einer Zeit der Anwesenheit in Großbritannien bzw . in Nordirland von mehr
als 182 Tagen in den 52 Wochen unmittelbar vor der voraussichtlichen
Niederkunft bzw . dem Tag der Niederkunft , so gelten von ihrem Ehemann
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegte
Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten oder Zeiten selbständiger Tätig­
keit als Zeiten der Anwesenheit in Großbritannien bzw . Nordirland , wenn
sie während dieser Zeiten durchweg bei ihm gewohnt hat .
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5 . Sind nach Titel II der Verordnung die Rechtsvorschriften des Vereinigten König­
reichs auf einen Arbeitnehmer oder Selbständigen anwendbar , so wird er im
Hinblick auf den Anspruch auf Pflegegeld ( attendance allowance) so behandelt , als
ob er gewöhnlich im Vereinigten Königreich wohnhaft gewesen wäre und sich
während der gesamten Versicherungs- oder Beschäftigungszeit , die er gegebenenfalls
im Gebiet oder nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zurückge­
legt hat , dort befunden hätte .

6 . Wird ein den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs unterliegender Arbeit­
nehmer Opfer eines Unfalls , nachdem er das Gebiet eines Mitgliedstaats verlassen
hat , um sich im Laufe seiner Beschäftigung in das Gebiet eines anderen Mitglied­
staats zu begeben , aber dort noch nicht angekommen ist , so besteht sein Anspruch
auf Leistungen für diesen Unfall ,

a ) als habe sich dieser Unfall im Gebiet des Vereinigten Königreichs ereignet und
b) ohne daß bei der Ermittlung , ob er als Arbeitnehmer (employed earner ) nach

den Rechtsvorschriften von Großbritannien oder nach den Rechtsvorschriften
von Nordirland oder als Arbeitnehmer (employed person ) nach den Rechtsvor­
schriften von Gibraltar versichert war , seine Abwesenheit von diesen Gebieten
berücksichtigt wird .

7 . Die Verordnung gilt nicht für die Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs
zur Inkraftsetzung eines Abkommens über die soziale Sicherheit , das zwischen dem
Vereinigten Königreich und einem Drittland geschlossen wurde .

8 . Bei Anwendung des Titels III Kapitel 3 der Verordnung bleiben sowohl die vom
Versicherten nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs entrichteten
gestaffelten Beiträge als auch die nach diesen Rechtsvorschriften zu zahlenden
gestaffelten Leistungen bei Alter außer Betracht . Um den Betrag dieser gestaffelten
Leistungen erhöht sich der aufgrund der Rechtsvorschriften des Vereinigten König­
reichs geschuldete Leistungsbetrag, der entsprechend dem genannten Kapitel ermit­
telt wird; diese beiden Beträge bilden die dem Versicherten tatsächlich geschuldete
Leistung .

9 . Bei Anwendung des Artikels 12 Absatz 2 der Verordnung auf die Rechtsvorschriften
des Vereinigten Königreichs gelten Invaliditäts-, Alters- und Witwenrenten als
Leistungen gleicher Art .

10 . Bei Anwendung der Verordnung über die beitragsfreien Sozialversicherungsleistun­
gen und die Arbeitslosenversicherung (Gibraltar) gilt jede Person , auf die die
vorliegende Verordnung anwendbar ist , als mit gewöhnlichem Wohnsitz in Gibral­
tar , wenn sie in einem Mitgliedstaat wohnt .

11 . Für die Anwendung der Artikel 10 , 27 , 28 , 28a , 30 und 31 der Verordnung gilt das
einem Arbeitnehmer oder Selbständigen nach den Rechtsvorschriften des Vereinig­
ten Königreichs gewährte Pflegegeld ( attendance allowance ) als Leistung bei Invali­
dität .

12 . Für die Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 der Verordnung wird der Empfänger
einer nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs geschuldeten Lei­
stung, der sich im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhält , während der Dauer
dieses Aufenthalts behandelt , als wohnte er im Gebiet dieses anderen Mitglied­
staats .
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13 . 1 . Bei der Berechnung eines Entgeltfaktors (earnings factor ) zur Feststellung des
Leistungsanspruchs nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs
wird vorbehaltlich der Nummer 15 jede Woche, während der für den Arbeitneh­
mer oder Selbständigen die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats
galten und die im betreffenden Einkommensteuerjahr im Sinne der Rechtsvor­
schriften des Vereinigten Königreichs begonnen hat , wie folgt gezählt :

a ) i ) für jede Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnwoche als Arbeit­
nehmer wird die betreffende Person so angesehen , als habe sie als
Arbeitnehmer (employed earner ) den Beitrag für ein Entgelt in Höhe von
zwei Dritteln der für dieses Steuerjahr festgesetzten Entgeltobergrenze
gezahlt ;

ii ) für jede Versicherungs-, Tätigkeits- oder Wohnwoche als Selbständiger
wird die betreffende Person so angesehen , als habe sie als Selbständiger
einen Beitrag in Klasse 2 gezahlt ;

b ) für jede volle Woche , für die die betreffende Person eine einer Versiche­
rungszeit , Beschäftigungszeit bzw . Zeit einer selbständigen Tätigkeit oder
Wohnzeit gleichgestellte Zeit geltend machen kann , wird sie so angesehen ,
als sei ihr ein Beitrag gutgeschrieben worden, der nicht höher sein darf, als
erforderlich ist , um ihren Gesamtentgeltfaktor für dieses Steuerjahr bis zu
dem Niveau anzuheben , das dieses Steuerjahr zu einem anrechnungsfähigen
Jahr ( reckonable year) im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten
Königreichs über die Beitragsgutschrift macht.

2 . Für die Umrechnung eines Entgeltfaktors in Versicherungszeiten wird der
Entgeltfaktor , der während des betreffenden Einkommensteuerjahres im Sinne
der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs erreicht worden ist , durch
die für dieses Steuerjahr festgesetzte Entgeltuntergrenze geteilt . Das Ergebnis
wird als ganze Zahl ausgedrückt ; Stellen hinter dem Komma bleiben unberück­
sichtigt . Die so errechnete Zahl gilt als Anzahl der nach den Rechtsvorschriften
des Vereinigten Königreichs während dieses Steuerjahres zurückgelegten Versi­
cherungswochen; diese Zahl darf jedoch nicht höher als die Anzahl der Wochen
sein , während welcher die genannten Rechtsvorschriften in diesem Steuerjahr
für die betreffende Person gegolten haben .

14 . Bei Anwendung des Artikels 40 Absatz 3 Buchstabe a ) Ziffer ii ) werden nur die
Zeiten berücksichtigt , in denen der Arbeitnehmer oder Selbständige arbeitsunfähig
im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs war.

15 . 1 . Für die Berechnung nach Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe a ) der Verordnung des
theoretischen Betrages desjenigen Rentenanteils , der aus einem zusätz­
lichen Bestandteil im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs
besteht , gilt folgendes :

a ) Die Worte „Arbeitsentgelte", „Arbeitseinkommen", „Beiträge" und „Zuschlä­
ge" in Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung bezeichnen die
Überschüsse an Entgeltfaktoren im Sinne des Gesetzes über die Renten der
sozialen Sicherheit 1975 ( Social Security Pensions Act 1975 ) oder gegebenen­
falls der Verordnung über die Renten der sozialen Sicherheit ( Nordirland )
1975 [Social Security Pensions ( Northern Ireland ) Order 1975];

b ) der Durchschnitt der Überschüsse an Entgeltfaktoren wird gemäß Artikel 47
Absatz 1 Buchstabe b ) der Verordnung — in der im vorstehenden Buchsta­
ben a ) genannten Auslegung — in der Weise berechnet , daß die Summe
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derjenigen nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs ver­
zeichneten Überschüsse durch die Zahl der Einkommensteuerjahre (ein­
schließlich Teilen von Steuerjahren) im Sinne der Rechtsvorschriften des
Vereinigten Königreichs geteilt wird , die ab 6 . April 1978 während der
betreffenden Versicherungszeit zurückgelegt wurden .

2 . Für die Berechnung des Betrages desjenigen Rentenanteils , der aus einem
zusätzlichen Bestandteil im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten König­
reichs besteht , bezeichnen die Worte „Versicherungs- und Wohnzeiten" in
Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung die ab 6 . April 1978 zurückgelegten
Versicherungs- und Wohnzeiten .
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ANHANG VII
;

(Durchführung des Artikels 14c Absatz 1 Buchstabe b ))

Fälle, in denen eine Person gleichzeitig den Rechtsvorschriften zweier Mitgliedstaaten
unterliegt

1 . Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Belgien und einer Beschäftigung im Lohn­
oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat außer Luxemburg . Auf Luxem­
burg findet der Briefwechsel zwischen Belgien und Luxemburg vom 10 . und 12 . Juli
1968 Anwendung.

2 . Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Dänemark und einer Beschäftigung im Lohn­
oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat durch eine Person mit Wohnsitz
in Dänemark .

3 . Für die Systeme der landwirtschaftlichen Unfallversicherung und der Altersversicherung
der Landwirte : Ausübung einer selbständigen landwirtschaftlichen Tätigkeit in Deutsch­
land und einer Beschäftigung im Lohn- und Gehaltsverhältnis in einem anderen
Mitgliedstaat .

4 . Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Frankreich und einer Beschäftigung im Lohn­
oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat außer Luxemburg.

5 . Ausübung einer selbständigen landwirtschaftlichen Tätigkeit in Frankreich und einer
Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis in Luxemburg.

6 . Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Griechenland und einer Beschäftigung im
Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat .

7 . Ausübung einer selbständigen Tätigkeit in Italien und einer Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem anderen Mitgliedstaat .
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TITEL I

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

( 2 ) Jeder Träger eines Mitgliedstaats sowie jede Per­
son , die im Gebiet eines Mitgliedstaats wohnt oder sich
dort aufhält , kann sich unmittelbar oder durch Vermitt­
lung der Verbindungsstellen an den Träger eines ande­
ren Mitgliedstaats wenden .

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Für die Anwendung dieser Verordnung
a) bezeichnet der Begriff „Verordnung" die Verord­

nung (EWG ) Nr. 1408 / 71 ;

b ) bezeichnet der Begriff „Durchführungsverordnung14
diese Verordnung;

c) gelten die in Artikel 1 der Verordnung festgelegten
Begriffsbestimmungen .

Artikel 2

Formblätter — Unterrichtung über
Rechtsvorschriften — Merkblätter

( 1 ) Die Muster für Bescheinigungen , Erklärungen ,
Anträge und sonstige Unterlagen , die zur Anwendung
der Verordnung und der Durchführungsverordnung
erforderlich sind , werden von der Verwaltungskommis­
sion festgelegt .

Zwei Mitgliedstaaten oder deren zuständige Behörden
können nach Stellungnahme der Verwaltungskommis­
sion vereinfachte Formblätter für ihre gegenseitigen
Beziehungen vereinbaren .

(2 ) Die Verwaltungskommission kann für die zuständi­
gen Behörden jedes Mitgliedstaats Angaben über die
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zusammenstellen ,
für die die Verordnung gilt .

( 3 ) Die Verwaltungskommission arbeitet Merkblätter
aus , die den betroffenen Personenkreis über seine
Rechte und über die bei deren Geltendmachung zu
beachtenden Formvorschriften unterrichten .

Der Beratende Ausschuß wird vor der Festlegung dieser
Merkblätter angehört .

Artikel 4

Anhänge

( 1 ) In Anhang 1 ist die zuständige Behörde bzw. sind
die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaats aufge­
führt .

( 2 ) In Anhang 2 sind die zuständigen Träger jedes
Mitgliedstaats aufgeführt .

( 3 ) In Anhang 3 sind die Träger des Wohnorts und die
Träger des Aufenthaltsorts jedes Mitgliedstaats aufge­
führt .

(4 ) In Anhang 4 sind die Verbindungsstellen aufge­
führt , die gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Durchführungs­
verordnung bezeichnet worden sind .

( 5 ) In Anhang 5 sind die in Artikel 5 , Artikel 53
Absatz 3 , Artikel 104 , Artikel 105 Absatz 2 , Artikel
116 und Artikel 121 der Durchführungsverordnung
genannten Vorschriften aufgeführt .

( 6 ) In Anhang 6 ist gemäß Artikel 53 Absatz 1 der
Durchführungsverordnung das Verfahren für die Zah­
lung der Leistungen aufgeführt , das die zur Zahlung
verpflichteten Träger der einzelnen Mitgliedstaaten
anwenden .

( 7 ) In Anhang 7 sind Name und Sitz der in Artikel 55
Absatz 1 der Durchführungsverordnung bezeichneten
Banken aufgeführt .

( 8 ) In Anhang 8 sind die Mitgliedstaaten aufgeführt , in
deren gegenseitigen Beziehungen Artikel 10a Absatz 1
Buchstabe d ) der Durchführungsverordnung anzuwen­
den ist .

( 9 ) In Anhang 9 sind die Systeme aufgeführt , die für
die Berechnung der Jahresdurchschnittskosten der Sach­
leistungen gemäß Artikel 94 Absatz 3 Buchstabe a ) und
Artikel 95 Absatz 3 Buchstabe a ) der Durchführungs­
verordnung zugrunde zu legen sind .

Artikel 3

Verbindungsstellen — Verkehr zwischen Trägern sowie
zwischen Personen und Trägern

( 1 ) Die zuständigen Behörden können Verbindungs­
stellen bezeichnen , die unmittelbar miteinander verkeh­
ren können .
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( 10) In Anhang 10 sind die Träger oder Stellen aufge­
führt , die von den zuständigen Behörden insbesondere
aufgrund der folgenden Vorschriften bezeichnet worden
sind :

und 3 , Artikel 38 Absatz 1 , Artikel 70 Absatz 1 ,
Artikel 80 Absatz 2 , Artikel 81 , Artikel 82 Absatz
2 , Artikel 85 Absatz 2 , Artikel 86 Absatz 2 , Artikel
89 Absatz 1 , Artikel 91 Absatz 2 , Artikel 102
Absatz 2 , Artikel 109 , Artikel 110 , Artikel 113
Absatz 2 .a ) Verordnung: Artikel 14d Absatz 2 , Artikel 17;

b ) Durchführungsverordnung: Artikel 6 Absatz 1 , Arti­
kel 11 Absatz 1 , Artikel IIa Absatz 1 , Artikel 12a ,
Artikel 13 Absätze 2 und 3 , Artikel 14 , Absätze 1 , 2

( 11 ) In Anhang 11 sind das System oder die Systeme
aufgeführt , die in Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung
genannt sind .

TITEL II

DURCHFÜHRUNG DER ALLGEMEINEN VORSCHRIFTEN DER VERORDNUNG

Träger des in Betracht kommenden Mitgliedstaats eine
Bescheinigung über die Versicherungs- oder Wohnzeiten
vorzulegen , die nach den Rechtsvorschriften aller ande­
ren Mitgliedstaaten zurückgelegt worden sind . Diese
Bescheinigung wird auf Antrag der betreffenden Person
von dem oder den Trägern ausgestellt , die die Rechts­
vorschriften anwenden , nach denen die Person diese
Zeiten zurückgelegt hat .

Durchführung der Artikel 6 und 7 der Verordnung

Artikel 5

Anwendung der Durchführungsverordnung anstelle der Ver­
einbarungen zur Durchführung der Abkommen

Die Durchführungsverordnung tritt an die Stelle der
Vereinbarungen zur Durchführung der in Artikel 6 der
Verordnung genannten Abkommen ; sie tritt ebenfalls
an die Stelle der Bestimmungen zur Durchführung der in
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c ) der Verordnung
genannten Abkommensbestimmungen , soweit diese
Durchführungsbestimmungen nicht in Anhang 5 aufge­
führt sind .

Durchführung des Artikels 12 der Verordnung

Artikel 7

Allgemeine Bestimmungen über die Durchführung der Vor­
schriften für das Zusammentreffen von Leistungen — Anwen­
dung dieser Vorschriften auf die Leistungen bei Invalidität ,
Alter und Tod ( Renten )

(1 ) Hat der Empfänger einer nach den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats geschuldeten Leistung auch
nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mit­
gliedstaaten Anspruch auf Leistungen , so gilt folgen­
des :

a ) Hat die Anwendung des Artikels 12 Absatz 2 oder 3
der Verordnung gleichzeitig eine Kürzung oder ein
Ruhen dieser Leistungen zur Folge , so darf jede
dieser Leistungen nur bis zu dem Betrag gekürzt
oder zum Ruhen gebracht werden , der sich ergibt ,
wenn diese Leistung, die aufgrund der Rechtsvor­
schriften , nach denen sie geschuldet wird , der Kür­
zung oder dem Ruhen unterliegt , durch die Anzahl
der einer Kürzung oder einem Ruhen unterliegenden
Leistungen geteilt wird , auf die der Empfänger
Anspruch hat .

b ) Handelt es sich um Leistungen bei Invalidität , Alter
oder Tod ( Renten ), die vom Träger eines Mitglied­
staats gemäß Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung
festgestellt worden sind , so berücksichtigt dieser
Träger Leistungen anderer Art , Einkünfte oder
Arbeitsentgelte , die zu einer Kürzung oder einem

Durchführung des Artikels 9 der Verordnung

Artikel 6

Zulassung zur freiwilligen Versicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung

( 1 ) Erfüllt eine Person unter Berücksichtigung des
Artikels 9 und des Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung
die Voraussetzungen für die Zulassung zur freiwilligen
Versicherung oder zur freiwilligen Weiterversicherung
für den Fall der Invalidität , des Alters oder des Todes
( Renten ) aufgrund der Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats in mehreren Versicherungssystemen und ist
sie nicht aufgrund ihrer letzten Beschäftigung oder selb­
ständigen Tätigkeit in einem dieser Systeme pflichtver­
sichert gewesen , so kann sie aufgrund der genannten
Artikel in dem in den Rechtsvorschriften dieses Mit­
gliedstaats bestimmten System oder , sofern ein System
nicht bestimmt worden ist , in dem von ihr gewählten
System zur freiwilligen Versicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung zugelassen werden .

(2 ) Eine Person hat für die Inanspruchnahme der Rege­
lungen nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung dem
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Leistungen ausschließlich nach den Rechtsvorschriften
des Mitgliedstaats zuerkannt , die für den Betreffenden
zuletzt galten .

Ruhen der von ihm geschuldeten Leistungen führen ,
nicht bei der Berechnung des theoretischen Betrages
nach Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe a ) der Verord­
nung, sondern ausschließlich bei der Kürzung oder
dem Ruhen des Betrages nach Artikel 46 Absatz 2
Buchstabe b) der Verordnung. Diese Leistungen ,
Einkünfte oder Arbeitsentgelte werden jedoch nur
zu dem Teil ihres Betrages berücksichtigt , der gemäß
Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe b ) der Verordnung
im Verhältnis der Dauer der zurückgelegten Versi­
cherungszeiten festgelegt wird .

c) Handelt es sich um Leistungen bei Invalidität , Alter
oder Tod ( Renten ), die vom Träger eines Mitglied­
staats gemäß Artikel 46 Absatz 1 Unterabsatz 1 der
Verordnung festgestellt worden sind , so berücksich­
tigt dieser Träger in den Fällen , in denen Artikel 46
Absatz 3 der Verordnung anzuwenden ist , die Lei­
stungen anderer Art , Einkünfte oder Arbeitsentgel­
te , die zu einer Kürzung oder einem Ruhen der von
ihm geschuldeten Leistung führen , nicht bei der
Berechnung des nach Artikel 46 Absatz 1 der Ver­
ordnung ermittelten Betrages , sondern ausschließ­
lich bei der Kürzung oder dem Ruhen des Betrages ,
der sich ergibt , wenn auf diesen Betrag ein Koeffi­
zient angewendet wird , der dem Verhältnis zwi­
schen dem Leistungsbetrag nach Artikel 46 Absatz 3
der Verordnung und dem Leistungsbetrag nach Arti­
kel 46 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung
entspricht .

Artikel 8a

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen auf
Leistungen bei Krankheit , Arbeitsunfall oder Berufskrankheit
nach den griechischen Rechtsvorschriften und den Rechtsvor­
schriften eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten

Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger oder einer
seiner Familienangehörigen nach den griechischen
Rechtsvorschriften und nach den Rechtsvorschriften
eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten für ein und
denselben Zeitraum Anspruch auf Leistungen bei
Krankheit , Arbeitsunfall oder Berufskrankheit , so wer­
den diese Leistungen ausschließlich nach den Rechtsvor­
schriften gewährt , denen der Betreffende zuletzt unter­
lag .

( 2 ) Die jeweils zuständigen Träger erteilen einander für
die Durchführung des Artikels 12 Absätze 2 , 3 und 4
der Verordnung auf Anfrage alle erforderlichen Aus­
künfte .

Artikel 9

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen auf
Sterbegeld nach den Rechtsvorschriften mehrerer Mitglied­
staaten

( 1 ) Tritt der Tod im Gebiet eines Mitgliedstaats ein , so
bleibt nur der nach den Rechtsvorschriften dieses Mit­
gliedstaats erworbene Anspruch auf Sterbegeld beste­
hen , während der nach den Rechtsvorschriften jedes
anderen Mitgliedstaats erworbene Anspruch erlischt .

( 2 ) Tritt der Tod im Gebiet eines Mitgliedstaats ein
und besteht Anspruch auf Sterbegeld nach den Rechts­
vorschriften von zwei oder mehreren anderen Mitglied­
staaten oder tritt der Tod außerhalb des Gebiets der
Mitgliedstaaten ein und besteht Anspruch auf Sterbe­
geld nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr
Mitgliedstaaten , so bleibt nur der Anspruch nach den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats bestehen , die für
den Verstorbenen zuletzt galten , während der nach den
Rechtsvorschriften jedes anderen Mitgliedstaats erwor­
bene Anspruch erlischt .

Artikel 8

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen auf
Leistungen bei Krankheit oder Mutterschaft nach den Rechts­
vorschriften mehrerer Mitgliedstaaten

( 1 ) Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger oder einer
seiner Familienangehörigen nach den Rechtsvorschriften
von zwei oder mehr Mitgliedstaaten Anspruch auf Lei­
stungen bei Mutterschaft , so werden diese Leistungen
ausschließlich nach den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats zuerkannt , in dessen Gebiet die Entbindung
stattgefunden hat , oder , falls sie nicht im Gebiet eines
dieser Mitgliedstaaten stattgefunden hat , ausschließlich
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , die für
diesen Arbeitnehmer oder Selbständigen zuletzt galten .

Artikel 9a

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen auf
Leistungen bei Arbeitslosigkeit

Begibt sich ein Arbeitnehmer oder Selbständiger , der
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats , denen
er während seiner letzten Beschäftigung oder selbständi­
gen Tätigkeit gemäß Artikel 69 der Verordnung unter­

( 2 ) Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger nach den
Rechtsvorschriften Irlands und des Vereinigten König­
reichs für dieselbe Dauer der Arbeitsunfähigkeit
Anspruch auf Leistungen bei Krankheit , so werden diese
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lag, Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit hat ,
nach Griechenland , wo er aufgrund einer früher nach
griechischem Recht zurückgelegten Zeit der Versiche­
rung, Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit eben­
falls Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit hat ,
so ruht der Anspruch auf Leistungen nach griechischem
Recht während des in Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe c )
der Verordnung vorgesehenen Zeitraums.

hilfen aufgrund früher nach griechischem Recht zurück­
gelegter Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten , so
ruht dieser Anspruch , wenn während ein und desselben
Zeitraums für ein und denselben Familienangehörigen
Familienleistungen oder -beihilfen aufgrund der Rechts­
vorschriften des ersten Mitgliedstaats gemäß den Arti­
keln 73 und 74 der Verordnung geschuldet werden .

Artikel 10

Vorschriften für das Zusammentreffen von Ansprüchen auf
Familienleistungen oder -beihilfen für Arbeitnehmer oder Selb­
ständige

( 1 ) Der Anspruch auf Familienleistungen oder -beihil­
fen , die nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats geschuldet werden , nach denen der Erwerb des
Anspruchs auf diese Leistungen oder Beihilfen nicht von
einer Versicherung, Beschäftigung oder selbständigen
Tätigkeit abhängig ist , wird ausgesetzt , wenn während
desselben Zeitraums für dasselbe Familienmitglied

a) Leistungen nach Artikel 73 oder 74 der Verordnung
geschuldet werden . Übt jedoch der Ehegatte des
unter diese Artikel fallenden Arbeitnehmers oder
Arbeitslosen im Gebiet des betreffenden Mitglied­
staats eine Berufstätigkeit aus , so wird der Anspruch
auf die nach den genannten Artikeln geschuldeten
Familienleistungen oder -beihilfen ausgesetzt ; es
werden lediglich die Familienleistungen oder -beihil­
fen des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet das Fami­
lienmitglied wohnt , zu Lasten dieses Mitgliedstaats
gezahlt ;

b ) Leistungen nach Artikel 77 oder 78 der Verordnung
geschuldet werden . Übt jedoch der Rentner , der
Anspruch auf Leistungen nach Artikel 77 der Ver­
ordnung hat , sein Ehegatte oder die Person , die für
die Waisen sorgt , für die Leistungen nach Artikel 78
der Verordnung geschuldet werden , im Gebiet des
betreffenden Mitgliedstaats eine Berufstätigkeit aus ,
so wird der Anspruch auf die gemäß Artikel 77 oder
78 der Verordnung nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats geschuldeten Familien­
beihilfen ausgesetzt ; in diesem Fall erhält der Betref­
fende die Familienleistungen oder -beihilfen des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet die Kinder wohnen , zu
Lasten dieses Mitgliedstaats sowie gegebenenfalls
die nicht unter die Familienbeihilfen fallenden Lei­
stungen im Sinne der Artikel 77 oder 78 der Verord­
nung zu Lasten des nach diesen Artikeln zuständigen
Staates .

Artikel 10a

Vorschriften für den Fall , daß für den Arbeitnehmer oder
Selbständigen während ein und desselben Zeitraums oder eines
Teils eines Zeitraums nacheinander die Rechtsvorschriften
mehrer Mitgliedstaaten galten

( 1 ) Galten für einen Arbeitnehmer oder Selbständigen
während eines Zahlungszeitraums , wie er in den Rechts­
vorschriften eines oder zweier beteiligter Mitgliedstaa­
ten für die Gewährung von Familienleistungen oder
-beihilfen vorgesehen ist , nacheinander die Rechtsvor­
schriften zweier Mitgliedstaaten , so sind folgende Vor­
schriften anzuwenden :

a ) Die Familienleistungen oder -beihilfen , die der
Betreffende nach den Rechtsvorschriften jedes dieser
Mitgliedstaaten beanspruchen kann , entsprechen
der Anzahl der nach den jeweiligen Rechtsvorschrif­
ten geschuldeten täglichen Leistungen oder Beihil­
fen . Sehen die Rechtsvorschriften dieser Mitglied­
staaten keine täglichen Familienleistungen oder -bei­
hilfen vor , so werden diese im Verhältnis der Dauer
gewährt , während der für die betreffende Person die
Rechtsvorschriften eines jeden Mitgliedstaats unter
Berücksichtigung des in den jeweiligen Rechtsvor­
schriften festgelegten Zeitraums galten .

b ) Hat ein Träger während eines Zeitraums Familien­
leistungen oder -beihilfen gewährt , in dem diese von
einem anderen Träger hätten gewährt werden müs­
sen , so rechnen diese Träger sie untereinander ab .

c ) Werden die nach Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats zurückgelegten Zeiten der Beschäftigung oder
selbständigen Tätigkeit in anderen Einheiten ausge­
drückt als denjenigen , die zur Berechnung der Fami­
lienleistungen oder -beihilfen nach den für den
Arbeitnehmer oder Selbständigen während desselben
Zeitraums ebenfalls geltenden Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats dienen , so erfolgt die
Umrechnung für die Anwendung der Buchstaben a )
und b ) nach Artikel 15 Absatz 3 der Durchführungs­
verordnung.

d ) Abweichend von Buchstabe a ) übernimmt im Rah­
men der in Anhang 8 der Durchführungsverordnung
genannten Beziehungen zwischen den Mitgliedstaa­

(2 ) Hat ein den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
unterliegender Arbeitnehmer Anspruch auf Familienbei­



22 . 8 . 83 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 91

ten der Träger , der die Kosten der Familienleistun­
gen oder -beihilfen aufgrund der ersten Beschäfti­
gung oder selbständigen Tätigkeit im Verlauf des
Bezugszeitraums zu tragen hat , diese Kosten für den
gesamten Zeitraum .

( 2 ) Wechseln die Familienangehörigen eines Arbeitneh­
mers , für den die französischen Rechtsvorschriften gel­

ten , oder eines Arbeitslosen , der Leistungen bei Arbeits­
losigkeit nach den französischen Rechtsvorschriften
bezieht , im Laufe desselben Kalendermonats ihren
Wohnort in einen anderen Mitgliedstaat , so gewährt der
zu Beginn des Monats zur Zahlung der Familienbeihil­
fen verpflichtete Träger diese weiterhin für den gesam­
ten Monat .

TITEL III

DURCHFÜHRUNG DER VORSCHRIFTEN DER VERORDNUNG
ZUR BESTIMMUNG DER ANZUWENDENDEN RECHTSVORSCHRIFTEN

Durchführung der Artikel 13 bis 17 der Verordnung a) auf Antrag des Selbständigen in den Fällen des
Artikels 14a Absatz 1 und des Artikels 14b Absatz 2
der Verordnung,

b ) in den Fällen des Artikels 17 der Verordnung

eine Bescheinigung darüber aus , daß und bis zu wel­
chem Zeitpunkt diese Rechtsvorschriften weiterhin für
den Selbständigen gelten .

Artikel 11

Formvorschriften bei Entsendung eines Arbeitnehmers gemäß
Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 14b Absatz 1 der Verordnung
und bei Vereinbarungen gemäß Artikel 17 der Verordnung

( 1 ) Der Träger , den die zuständige Behörde desjenigen
Mitgliedstaats bezeichnet , dessen Rechtsvorschriften
weiterhin anzuwenden sind , stellt

a ) auf Antrag des Arbeitnehmers oder seines Arbeitge­
bers in den Fällen des Artikels 14 Absatz 1 und des
Artikels 14b Absatz 1 der Verordnung,

b ) in den Fällen des Artikels 17 der Verordnung

eine Bescheinigung darüber aus , daß und bis zu wel­
chem Zeitpunkt diese Rechtsvorschriften weiterhin für
den Arbeitnehmer gelten .

( 2 ) Die in Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b ) und
Artikel 14b Absatz 2 der Verordnung vorgesehene
Genehmigung ist vom Selbständigen zu beantragen .

( 2 ) Die in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b ) und
Artikel 14b Absatz ' 1 der Verordnung vorgesehene
Genehmigung ist vom Arbeitgeber zu beantragen .

Artikel 12

Sondervorschriften für die Zugehörigkeit von Arbeitnehmern
zum deutschen System der sozialen Sicherheit

Gelten für einen Arbeitnehmer , dessen Unternehmen
oder Arbeitgeber seinen Sitz oder Wohnsitz nicht im
Gebiet Deutschlands hat , aufgrund des Artikels 13
Absatz 2 Buchstabe a ), des Artikels 14 Absätze 1 und 2
oder des Artikels 14b Absatz 1 der Verordnung oder
aufgrund einer nach Artikel 17 der Verordnung
geschlossenen Vereinbarung die deutschen Rechtsvor­
schriften und hat der Arbeitnehmer keine feste Betriebs­
stätte im Gebiet Deutschlands , so sind die deutschen
Rechtsvorschriften so anzuwenden , als wäre der Arbeit­
nehmer an seinem Wohnort im Gebiet Deutschlands
beschäftigt .

Hat der Arbeitnehmer keinen Wohnort im Gebiet
Deutschlands , so sind die deutschen Rechtsvorschriften
so anzuwenden , als ob er im Zuständigkeitsbereich der
Allgemeinen Ortskrankenkasse Bonn , Bonn , beschäftigt
wäre .

Artikel IIa

Formvorschriften gemäß Artikel 14a Absatz 1 und Artikel 14b
Absatz 2 der Verordnung und im Falle von Vereinbarungen
gemäß Artikel 17 der Verordnung bei Ausübung einer Tätig­
keit im Gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats , in dem die
betreffende Person gewöhnlich eine selbständige Tätigkeit aus­
übt

( 1 ) Der Träger , den die zuständige Behörde desjenigen
Mitgliedstaats bezeichnet , dessen Rechtsvorschriften
weiterhin anzuwenden sind , stellt
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b ) Der letztgenannte Träger erteilt erforderlichen­
falls dem Träger , der von der zuständigen
Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet wurde ,
dessen Rechtsvorschriften gelten , die Auskünfte ,
die für die Festsetzung der Beiträge notwendig
sind , welche der oder die Arbeitgeber und / oder
die betreffende Person nach diesen Rechtsvor­
schriften schulden .

Artikel 12a

Vorschriften für die in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b),
Artikel 14 Absatz 3 , Artikel 14a Absätze 2 bis 4 und Artikel
14c Absatz 1 Buchstabe a ) der Verordnung genannten Perso­
nen, die eine Beschäftigung und / oder selbständige Tätigkeit
gewöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten
ausüben

Für die Anwendung des Artikels 14 Absatz 2 Buchsta­
be b ), des Artikels 14 Absatz 3 , des Artikels 14a Ab­
sätze 2 bis 4 und des Artikels 14c Absatz 1 Buchstabe a )
der Verordnung gilt folgendes : ( 3 ) a ) Gelten nach Artikel 14 Absatz 3 oder Artikel

14a Absatz 3 der Verordnung für eine Person ,
die im Gebiet eines Mitgliedstaats bei einem
Unternehmen beschäftigt ist , das seinen Sitz im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats hat und
durch dessen Betrieb die gemeinsame Grenze
dieser Staaten verläuft , oder die in einem solchen
Unternehmen eine selbständige Tätigkeit ausübt ,
die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in des­
sen Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat , so
stellt der von der zuständigen Behörde des letzte­
ren Mitgliedstaats bezeichnete Träger der betref­
fenden Person eine Bescheinigung darüber aus ,
daß die Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats
für sie gelten , und übermittelt eine Abschrift
dieser Bescheinigung dem Träger , der von der
zuständigen Behörde jedes anderen Mitglied­
staats bezeichnet wurde ,

i ) in dessen Gebiet die Person beschäftigt oder
selbständig tätig ist ,

ii ) in dessen Gebiet die Person wohnt ,

b ) Absatz 2 Buchstabe b ) gilt entsprechend .

( 1 ) a ) Eine Person , die ihre Tätigkeit gewöhnlich im
Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder
in einem Unternehmen ausübt , das seinen Sitz
im Gebiet eines Mitgliedstaats hat und durch
dessen Betrieb die gemeinsame Grenze zweier
Mitgliedstaaten verläuft , oder die gleichzeitig im
Gebiet eines Mitgliedstaats beschäftigt und im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats selbständig
ist , unterrichtet davon den von der zuständigen
Behörde desjenigen Mitgliedstaats bezeichneten
Träger , in dessen Gebiet sie wohnt .

b ) Sind die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ,
in dessen Gebiet die Person wohnt , auf sie nicht
anwendbar , so unterrichtet der von der zuständi­
gen Behörde dieses Mitgliedstaats bezeichnete
Träger seinerseits den von der zuständigen
Behörde desjenigen Mitgliedstaats bezeichneten
Träger , dessen Rechtsvorschriften gelten .

( 2 ) a ) Gelten nach Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b )
Ziffer i ) oder nach Artikel 14a Absatz 2 Satz 1
der Verordnung für eine Person , die gewöhnlich
im Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten
beschäftigt oder selbständig tätig ist und die
einen Teil ihrer Tätigkeit in dem Mitgliedstaat
ausübt , in dessen Gebiet sie wohnt , die Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats , so stellt der
von der zuständigen Behörde dieses Mitglied­
staats bezeichnete Träger der betroffenen Person
eine Bescheinigung darüber aus , daß die Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats für sie gelten ,
und übermittelt eine Abschrift dieser Bescheini­
gung dem Träger , der von der zuständigen
Behörde jedes anderen Mitgliedstaats bezeichnet
wurde ,

i ) in dessen Gebiet die Person einen Teil ihrer
Tätigkeit ausübt und /oder ,

ii ) falls sie Arbeitnehmer ist , in dessen Gebiet
ihr Unternehmen oder Arbeitgeber seinen
Wohnsitz hat .

( 4 ) a ) Gelten nach Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b )
Ziffer ii ) der Verordnung für einen Arbeitneh­
mer , der nicht im Gebiet eines der Mitgliedstaa­
ten wohnt , in denen er seine Tätigkeit ausübt ,
die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in des­
sen Gebiet sein Unternehmen oder Arbeitgeber
seinen Sitz oder Wohnsitz hat , so stellt der von
der zuständigen Behörde des letzteren Mitglied­
staats bezeichnete Träger dem Arbeitnehmer
eine Bescheinigung darüber aus , daß die Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats für den Arbeit­
nehmer gelten , und übermittelt eine Abschrift
dieser Bescheinigung dem Träger , der von der
zuständigen Behörde jedes anderen Mitglied­
staats bezeichnet wurde ,

i ) in dessen Gebiet der Arbeitnehmer einen Teil
seiner Tätigkeit ausübt ,

ii ) in dessen Gebiet der Arbeitnehmer wohnt .
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b) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend . Absatz 4 des genannten Artikels gilt , so unter­
richtet er hiervon die zuständigen Behörden der
übrigen beteiligten Mitgliedstaaten oder die von
diesen Behörden bezeichneten Träger ; Absatz 5 ,
insbesondere dessen Buchstabe b ), bleibt hiervon
unberührt ; erforderlichenfalls wird im gemeinsa­
men Einvernehmen bestimmt , welche Rechtsvor­
schriften für die betreffende Person maßgebend
sind .

b ) Die Auskünfte nach Absatz 2 Buchstabe b) wer­
den dem Träger , der von der zuständigen Behör­
de des Mitgliedstaats bezeichnet wurde , dessen
Rechtsvorschriften als maßgebend festgestellt
werden , von den Trägern der beteiligten Mit­
gliedstaaten erteilt .

(7 ) a ) Gelten nach Artikel 14c Absatz 1 Buchstabe a )
der Verordnung für eine Person , die gleichzeitig
im Gebiet eines Mitgliedstaats beschäftigt und
im Gebiet eines andern Mitgliedstaats selbstän­
dig tätig ist , die Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet sie beschäftigt ist , so
stellt der von der zuständigen Behörde des letzte­
ren Mitgliedstaats bezeichnete Träger der betref­
fenden Person eine Bescheinigung darüber aus ,
daß die Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats
für sie gelten , und übermittelt eine Abschrift
dieser Bescheinigung dem Träger , der von der
zuständigen Behörde jedes anderen Mitglied­
staats bezeichnet wurde ,

i ) x in dessen Gebiet die Person selbständig tätig
ist ,

ii ) in dessen Gebiet die Person wohnt ,

b ) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend .

( 5 ) a ) Gelten nach Artikel 14a Absatz 2 Satz 2 der
Verordnung für eine Person , die gewöhnlich im
Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten selb­
ständig tätig ist , aber keinen Teil ihrer Tätigkeit
im Gebiet des Mitgliedstaats ausübt , in dem sie
wohnt , die Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet sie ihre Haupttätigkeit
ausübt , so unterrichtet der Träger , der von der
zuständigen Behörde des Mitgliedstaats bezeich­
net wurde, in dessen Gebiet sie wohnt , unver­
züglich die von den zuständigen Behörden der
übrigen beteiligten Mitgliedstaaten bezeichneten
Träger .

b ) Die zuständigen Behörden der beteiligten Mit­
gliedstaaten oder die von diesen zuständigen
Behörden bezeichneten Träger stellen im ge­
meinsamen Einvernehmen die auf die betreffen­
de Person anzuwendenden Rechtsvorschriften
unter Berücksichtigung des Buchstaben d ) und
gegebenenfalls des Artikels 14a Absatz 4 der
Verordnung innerhalb von höchstens sechs
Monaten ab dem Tage fest , an dem einer der
beteiligten Träger von den die Person betreffen­
den Tatsachen unterrichtet wurde .

c) Der Träger des Mitgliedstaats , dessen Rechts­
vorschriften als für die betreffende Person maß­
gebend festgestellt wurden , stellt dieser Person
eine Bescheinigung darüber aus , daß diese
Rechtsvorschriften für sie gelten , und sendet eine
Abschrift dieser Bescheinigung an die übrigen
beteiligten Träger .

d ) Bei der Bestimmung der Haupttätigkeit der
betreffenden Person nach Artikel 14a Absatz 2
Satz 3 der Verordnung ist zu allererst zu berück­
sichtigen , wo die feste und ständige Wohnung
liegt , von der aus die betreffende Person ihren
Tätigkeiten nachgeht . Andernfalls sind Merkma­
le wie die gewöhnliche Art oder die Dauer der
ausgeübten Tätigkeiten , die Zahl der erbrachten
Dienstleistungen und das Einkommen aus diesen
Tätigkeiten heranzuziehen.

e ) Die beteiligten Träger tauschen alle Angaben
aus , die zur Bestimmung der Haupttätigkeit der
betreffenden Person und der Beiträge erforder­
lich sind , die nach den Rechtsvorschriften zu
entrichten sind , welche als für die betreffende
Person maßgebend festgestellt wurden .

Artikel 13

Ausübung des Wahlrechts durch das Geschäftspersonal der
diplomatischen Vertretungen und der konsularischen Dienst­
stellen

( 1 ) Das Wahlrecht nach Artikel 16 Absatz 2 der Ver­
ordnung ist erstmalig innerhalb von drei Monaten nach
dem Tag auszuüben , an dem der Arbeitnehmer bei der
diplomatischen Vertretung oder der konsularischen
Dienststelle eingestellt worden oder in den persönlichen
Dienst von Angehörigen dieser Vertretung oder Dienst­
stelle getreten ist . Die Wahl wird am Tag des Dienstan­
tritts wirksam .

Übt der Arbeitnehmer am Ende eines Kalenderjahres
sein Wahlrecht erneut aus , so wird die Wahl am ersten
Tag des folgenden Kalenderjahres wirksam .

( 6 ) a ) Stellt der Träger , der von der zuständigen Behör­
de des Mitgliedstaats bezeichnet wurde , dessen
Rechtsvorschriften gemäß Artikel 14a Absatz 2
oder 3 der Verordnung gelten würden , fest , daß
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lungsvertrags auszuüben . Die zum Abschluß dieses Ver­
trages befugte Behörde unterrichtet den Träger , den die
zuständige Behörde desjenigen Mitgliedstaats bezeich­
net , für dessen Rechtsvorschriften die Hilfskraft sich
entschieden hat . Dieser Träger unterrichtet erforderli­
chenfalls alle anderen Träger desselben Mitgliedstaats .

(2) Der Arbeitnehmer, der von seinem Wahlrecht
Gebrauch macht , zeigt dies dem Träger an , den die
zuständige Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet , für
dessen Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer sich ent­
schieden hat; gleichzeitig unterrichtet dieser seinen
Arbeitgeber. Der Träger unterrichtet erforderlichenfalls
alle anderen Träger desselben Mitgliedstaats gemäß den
Weisungen , die die zuständige Behörde dieses Mitglied­
staats erteilt .

( 3 ) Der Träger , den die zuständige Behörde des Mit­
gliedstaats bezeichnet , für dessen Rechtsvorschriften der
Arbeitnehmer sich entschieden hat , stellt diesem eine
Bescheinigung darüber aus , daß für ihn für die Dauer
seiner Beschäftigung in der betreffenden diplomatischen
Vertretung oder konsularischen Dienststelle oder bei
einem Angehörigen dieser Vertretung oder Dienststelle
die Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats gelten .

(4) Hat der Arbeitnehmer sich für die Anwendung der
deutschen Rechtsvorschriften entschieden , so sind diese
so anzuwenden , als wäre er an dem Ort beschäftigt , an
dem die deutsche Regierung ihren Sitz hat . Die zuständi­
ge Behörde bestimmt den zuständigen Träger der Kran­
kenversicherung.

( 2 ) Der Träger , den die zuständige Behörde desjenigen
Mitgliedstaats bezeichnet , für dessen Rechtsvorschriften
die Hilfskraft sich entschieden hat , stellt dieser eine
Bescheinigung darüber aus , daß für sie für die Dauer
ihrer Beschäftigung als Hilfskraft im Dienst der Euro­
päischen Gemeinschaften die Rechtsvorschriften dieses
Mitgliedstaats gelten .

( 3 ) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
bezeichnen erforderlichenfalls die für die Hilfskräfte der
Europäischen Gemeinschaften zuständigen Träger .

Artikel 14

Ausübung des Wahlrechts durch die Hilfskräfte der Europäi­
schen Gemeinschaften

( 1 ) Das Wahlrecht nach Artikel 16 Absatz 3 der Ver­
ordnung ist zum Zeitpunkt des Abschlusses des Anstel­

(4 ) Hat eine in einem anderen Mitgliedstaat als
Deutschland beschäftigte Hilfskraft sich für die Anwen­
dung der deutschen Rechtsvorschriften entschieden , so
sind diese so anzuwenden , als wäre die Hilfskraft an
dem Ort beschäftigt , an dem die deutsche Regierung
ihren Sitz hat . Die zuständige Behörde bestimmt den
zuständigen Träger der Krankenversicherung.

TITEL IV

DURCHFÜHRUNG DER BESONDEREN VORSCHRIFTEN DER VERORDNUNG
FÜR DIE EINZELNEN LEISTUNGSARTEN

KAPITEL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN FÜR DIE ZUSAMMEN­
RECHNUNG DER ZEITEN

Vorschriften des erstgenannten Mitgliedstaats zu­
rückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten für
den Erwerb , die Aufrechterhaltung oder das Wie­
deraufleben des Leistungsanspruchs zu ergänzen ; die
Versicherungs- oder Wohnzeiten dürfen sich jedoch
nicht überschneiden . Handelt es sich um Leistungen
bei Invalidität , Alter oder Tod ( Renten), die von den
Trägern von zwei oder mehr Mitgliedstaaten gemäß
Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung festzustellen
sind , so nimmt jeder der in Betracht kommenden
Träger diese Zusammenrechnung getrennt vor und
berücksichtigt dabei , soweit Artikel 45 Absätze 2
und 3 und Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe c ) der
Verordnung nichts anderes bestimmen , sämtliche
Versicherungs- oder Wohnzeiten , die der Arbeitneh­
mer oder Selbständige nach den Rechtsvorschriften
aller Mitgliedstaaten zurückgelegt hat , die für ihn
galten ;

b ) fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats im Rahmen einer Pflichtversicherung

Artikel IS

( 1 ) Für die Zusammenrechnung der Zeiten nach Arti­
kel 18 Absatz 1 , Artikel 38 , Artikel 45 Absätze 1 bis 3 ,
Artikel 64 sowie Artikel 67 Absätze 1 und 2 der
Verordnung gilt folgendes :

a ) Den Versicherungs- oder Wohnzeiten , die nach den
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zurückgelegt
worden sind , werden die nach den Rechtsvorschrif­
ten aller anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten
Versicherungs- oder Wohnzeiten hinzugerechnet ,
soweit dies erforderlich ist , um die nach den Rechts­
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worden , für die diese Verordnung nicht gilt , sind sie
jedoch aufgrund von Rechtsvorschriften dieses Mitglied­
staats , für die diese Verordnung gilt , zu berücksichti­
gen , so gelten diese Zeiten als Versicherungs- oder
Wohnzeiten , die für die Zusammenrechnung zu berück­
sichtigen sind .

zurückgelegte Versicherungs- oder Wohnzeit mit
einer nach den Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats zurückgelegten Zeit einer freiwilligen
Weiterversicherung zusammen , so wird nur die im
Rahmen einer Pflichtversicherung zurückgelegte Zeit
berücksichtigt ;

c) fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats zurückgelegte Versicherungs- oder
Wohnzeit , die keine gleichgestellte Zeit ist , mit einer
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied­
staats gleichgestellten Zeit zusammen , so wird nur
die Zeit berücksichtigt , die keine gleichgestellte Zeit
ist ;

d ) jede nach den Rechtsvorschriften von zwei oder
mehr Mitgliedstaaten gleichgestellte Zeit wird nur
von dem Träger des Mitgliedstaats berücksichtigt ,
nach dessen Rechtsvorschriften der Versicherte
zuletzt vor dieser Zeit pflichtversichert war ; ist der
Versicherte vor dieser Zeit nicht nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats pflichtversichert
gewesen , so wird sie von dem Träger des Mitglied­
staats berücksichtigt , nach dessen Rechtsvorschrif­
ten er nach der betreffenden Zeit zum erstenmal
pflichtversichert war ;

e ) kann der Zeitraum , in dem bestimmte Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten nach den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats zurückgelegt worden sind ,
nicht genau ermittelt werden , so wird unterstellt ,
daß diese Zeiten sich nicht mit Versicherungs- oder
Wohnzeiten überschneiden , die nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegt
worden sind ; sie werden bei der Zusammenrech­
nung berücksichtigt , soweit sie für diesen Zweck in
Betracht gezogen werden können;

f) ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
die Berücksichtigung gewisser Versicherungs- oder
Wohnzeiten davon abhängig, daß sie während einer
bestimmten Frist zurückgelegt worden sind , so ver­
fährt der Träger , der diese Rechtsvorschriften
anwendet , wie folgt :
i ) Er berücksichtigt die nach den Rechtsvorschrif­

ten eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten
Versicherungs- oder Wohnzeiten nur , wenn sie
innerhalb dieser Frist zurückgelegt worden sind ,
oder

ii ) er verlängert diese Frist um die gesamte Dauer
oder einen Teil der Dauer der nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats wäh­
rend dieser Frist zurückgelegten Versicherungs­
oder Wohnzeiten , sofern es sich um Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten handelt , die nach den
Rechtsvorschriften des zweiten Mitgliedstaats
lediglich die Aussetzung der Frist zur Folge
haben , innerhalb deren Versicherungs- oder
Wohnzeiten zurückgelegt sein müssen .

( 3 ) Sind Versicherungszeiten , die nach den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats zurückgelegt worden sind ,
in Einheiten ausgedrückt , die von den in den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats vorgesehenen
Einheiten abweichen , so werden sie für die Zusammen­
rechnung wie folgt umgerechnet :
a ) Handelt es sich bei der betreffenden Person um

einen Arbeitnehmer , für den die Sechstagewoche
galt , oder um einen Selbständigen ,
i ) so entsprechen einander ein Tag und acht Stun­

den ;

ii ) so entsprechen einander sechs Tage und eine
Woche ;

iii ) so entsprechen einander sechsundzwanzig Tage
und ein Monat ;

iv ) so entsprechen einander drei Monate , dreizehn
Wochen , achtundsiebzig Tage und ein Viertel­
jahr ;

v ) so werden für die Umrechnung der Wochen in
Monate und umgekehrt die Wochen und Mona­
te in Tage umgerechnet ;

vi ) so darf die Anwendung der genannten Regeln
nicht dazu führen , daß als während eines Kalen­
derjahres insgesamt zurückgelegte Versiche­
rungszeiten mehr als dreihundertzwölf Tage
oder zweiundfünfzig Wochen oder zwölf Mona­
te oder vier Vierteljahre berücksichtigt werden .

b ) Handelt es sich bei der betreffenden Person um
einen Arbeitnehmer , für den die Fünftagewoche
galt ,
i ) so entsprechen einander ein Tag und neun Stun­

den ;

ii ) so entsprechen einander fünf Tage und eine
Woche;

iii ) so entsprechen einander zweiundzwanzig Tage
und ein Monat ;

iv ) so entsprechen einander drei Monate , dreizehn
Wochen , Sechsundsechzig Tage und ein Viertel­
jahr ;

v ) so werden für die Umrechnung der Wochen in
Monate und umgekehrt die Wochen und Mona­
te in Tage umgerechnet ;

vi ) so darf die Anwendung der genannten Regeln
nicht dazu führen , daß als während eines Kalen­
derjahres insgesamt zurückgelegte Versiche­
rungszeiten mehr als zweihundertvierundsechzig
Tage oder zweiundfünfzig Wochen oder zwölf
Monate oder vier Vierteljahre berücksichtigt
werden .

( 2 ) Sind Versicherungs- oder Wohnzeiten nach den
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zurückgelegt
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KAPITEL 2

KRANKHEIT UND MUTTERSCHAFT

erhalten hat . Die Bescheinigung eines französischen
Trägers gilt vom Ausstellungstag an jedoch nur ein Jahr
und ist jährlich zu erneuern .

Durchführung des Artikels 18 der Verordnung ( 3 ) Bei Saisonarbeitern gilt die Bescheinigung nach
Absatz 1 für die gesamte voraussichtliche Dauer der
Saisonarbeit , sofern nicht der zuständige Träger den
Träger des Wohnorts vor Ablauf dieses Zeitraums von
ihrem Widerruf unterrichtet .

( 4 ) Der Träger des Wohnorts benachrichtigt den
zuständigen Träger von jeder von ihm gemäß Absatz 1
vorgenommenen Eintragung.

( 5 ) Die betreffende Person legt bei jedem Antrag auf
Sachleistungen die Nachweise vor , die nach den Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sie
wohnt , für die Gewährung der Sachleistungen erforder­
lich sind .

Artikel 16

Bescheinigung über Versicherungszeiten

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 18 der Verordnung
hat der Arbeitnehmer oder Selbständige dem zuständi­
gen Träger eine Bescheinigung über die Versicherungs­
zeiten vorzulegen , die er nach den Rechtsvorschriften ,
die vorher zuletzt für ihn galten , zurückgelegt hat .

(2 ) Diese Bescheinigung wird auf Antrag des Arbeit­
nehmers oder Selbständigen von dem Träger oder den
Trägern des Mitgliedstaats ausgestellt , dessen Rechts­
vorschriften vorher zuletzt für ihn galten . Legt der
Arbeitnehmer oder Selbständige die Bescheinigung nicht
vor , so fordert der zuständige Träger sie bei diesem
Träger oder diesen Trägern an .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend , wenn
Versicherungszeiten , die vorher nach den Rechtsvor­
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegt worden
sind , für die Erfüllung der in den Rechtsvorschriften des
zuständigen Staates geforderten Voraussetzungen be­
rücksichtigt werden müssen .

Durchführung des Artikels 19 der Verordnung

( 6 ) Bei Krankenhausaufenthalt unterrichtet der Träger
des Wohnorts innerhalb von drei Tagen , nachdem er
davon Kenntnis erhalten hat , den zuständigen Träger
von dem Tag der Aufnahme in das Krankenhaus und
der voraussichtlichen Dauer des Krankenhausaufent­
halts sowie von dem Tag der Entlassung . Die Mitteilung
unterbleibt jedoch , wenn dem Träger des Wohnorts die
Kosten der Sachleistungen pauschal erstattet werden .

( 7 ) Der Träger des Wohnorts unterrichtet den zustän­
digen Träger im voraus von jeder Entscheidung, die sich
auf die Gewährung von Sachleistungen bezieht , deren
wahrscheinliche oder tatsächliche Kosten einen von der
Verwaltungskommission festgelegten und periodisch
überprüften Pauschbetrag übersteigen . Der zuständige
Träger kann innerhalb von fünfzehn Tagen nach Absen­
dung dieser Benachrichtigung seine begründete Ableh­
nung zugehen lassen ; der Träger des Wohnorts gewährt
die Sachleistungen , sofern er bis zum Ablauf dieser Frist
keinen ablehnenden Bescheid erhalten hat . Sind solche
Sachleistungen in Fällen äußerster Dringlichkeit zu
gewähren , so benachrichtigt der Träger des Wohnorts
den zuständigen Träger unverzüglich . Die Übermittlung
der begründeten Ablehnung unterbleibt jedoch , wenn
dem Träger des Wohnorts die Kosten der Sachleistun­
gen pauschal erstattet werden .

( 8 ) Der Arbeitnehmer oder Selbständige oder seine
Familienangehörigen haben den Träger des Wohnorts
von jeder Änderung in ihren Verhältnissen zu unterrich­
ten , die den Anspruch auf Sachleistungen ändern kann ,
insbesondere von jeder Beendigung oder jedem Wechsel
der Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit der
betreffenden Person und von jedem Wechsel des Wohn­
oder Aufenthaltsorts des Arbeitnehmers oder Selbstän­
digen oder eines Familienangehörigen . Auch der zustän­
dige Träger unterrichtet den Träger des Wohnorts von

Artikel 17

Sachleistungen bei Wohnort in einem anderen Mitglicdstaat als
dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Sachleistungen nach Artikel 19 der Verord­
nung sich und seine Familienangehörigen bei dem Trä­
ger des Wohnorts eintragen zu lassen und dabei eine
Bescheinigung darüber vorzulegen , daß er für sich und
seine Familienangehörigen Anspruch auf diese Sachlei­
stungen hat . Der zuständige Träger stellt diese Beschei­
nigung gegebenenfalls aufgrund von Auskünften des
Arbeitgebers aus . Legt der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige oder legen seine Familienangehörigen diese Beschei­
nigung nicht vor , so fordert der Träger des Wohnorts
sie beim zuständigen Träger an .

(2 ) Diese Bescheinigung gilt so lange , bis der Träger
des Wohnorts eine Mitteilung über ihren Widerruf
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der Beendigung der Versicherungszugehörigkeit oder
dem Erlöschen der Anspräche des Arbeitnehmers oder
Selbständigen auf Sachleistungen . Der Träger des
Wohnorts kann vom zuständigen Träger jederzeit Aus­
künfte über die Versicherungszugehörigkeit oder die
Ansprüche des Arbeitnehmers oder Selbständigen auf
Sachleistungen verlangen .

( 9 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel­
lungnahme der Verwaltungskommission andere Durch­
führungsvorschriften vereinbaren .

sie sowie den zuständigen Träger hiervon unverzüglich
und gibt dabei den Tag an , an dem ihre Arbeitsunfähig­
keit endet . Die Mitteilung an die betreffende Person ist
als Entscheidung anzusehen , die für den zuständigen
Träger getroffen worden ist ; Absatz 6 bleibt unbe­
rührt .

( 5 ) Der zuständige Träger behält in allen Fällen die
Möglichkeit , die betreffende Person durch einen Arzt
seiner Wahl untersuchen zu lassen .

( 6 ) Entscheidet der zuständige Träger , die Geldleistun­
gen zu versagen , weil die betreffende Person die nach
den Rechtsvorschriften des Wohnlandes vorgesehenen
Formvorschriften nicht eingehalten hat , oder stellt er
fest , daß die betreffende Person wieder arbeitsfähig ist ,
so teilt er der betreffenden Person seine Entscheidung
mit und übermittelt gleichzeitig dem Träger des Wohn­
orts ein Doppel dieser Entscheidung.

( 7 ) Die betreffende Person teilt dem zuständigen Trä­
ger die Wiederaufnahme der Arbeit mit , sofern die von
diesem Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften dies
vorsehen .

( 8 ) Der zuständige Träger zahlt die Geldleistungen in
jeder geeigneten Weise , insbesondere durch internatio­
nale Postanweisung, und benachrichtigt den Träger des
Wohnorts sowie die betreffende Person hiervon . Wer­
den die Geldleistungen zu Lasten des zuständigen Trä­
gers vom Träger des Wohnorts gezahlt , so unterrichtet
der zuständige Träger die betreffende Person über ihre
Ansprüche und teilt dem Träger des Wohnorts die Höhe
der Geldleistungen , die Tage , an denen sie zu zahlen
sind , sowie die Höchstdauer mit , für die die Geldlei­
stungen nach den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates gewährt werden .

( 9 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel­
lungnahme der Verwaltungskommission andere Durch­
führungsvorschriften vereinbaren .

Artikel 18

Geldleistungen bei Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat als
dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Geldleistungen nach Artikel 19 Absatz 1
Buchstabe b) der Verordnung sich innerhalb von drei
Tagen nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit an den Trä­
ger des Wohnorts zu wenden und dabei eine Anzeige
über die Arbeitseinstellung oder , wenn die von dem
zuständigen Träger oder von dem Träger des Wohnorts
anzuwendenden Rechtsvorschriften dies vorsehen , eine
vom behandelnden Arzt ausgestellte Arbeitsunfähig­
keitsbescheinigung vorzulegen .

(2 ) Stellen die behandelnden Ärzte des Wohnlandes
keine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen aus , so wen­
det sich die betreffende Person innerhalb der Frist , die in
den vom Träger des Wohnorts anzuwendenden Rechts­
vorschriften festgesetzt ist , unmittelbar an diesen Trä­
ger .

Dieser veranlaßt sofort die ärztliche Feststellung der
Arbeitsunfähigkeit und die Ausstellung der in Absatz 1
genannten Bescheinigung. Die Bescheinigung , in der die
voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzuge­
ben ist , muß dem zuständigen Träger unverzüglich
übermittelt werden .

( 3 ) Der Träger des Wohnorts führt in den Fällen , in
denen Absatz 2 nicht anwendbar ist , so bald wie
möglich , auf jeden Fall innerhalb von drei Tagen ,
nachdem sich die betreffende Person an ihn gewandt
hat , die ärztliche Kontrolluntersuchung dieser Person in
gleicher Weise wie bei seinen eigenen Versicherten
durch . Der Träger des Wohnorts übermittelt dem
zuständigen Träger innerhalb von drei Tagen nach der
Kontrolluntersuchung den Bericht des Arztes , der die
KontrollUntersuchung durchgeführt hat ; in dem Bericht
ist insbesondere die voraussichtliche Dauer der Arbeits­
unfähigkeit anzugeben .

(4 ) Der Träger des Wohnorts führt später erforderli­
chenfalls die verwaltungsmäßige oder die ärztliche Kon­
trolle der betreffenden Person wie bei seinen eigenen
Versicherten durch . Sobald er feststellt , daß die betref­
fende Person wieder arbeitsfähig ist , benachrichtigt er

Durchführung des Artikels 20 der Verordnung

Artikel 19

Sondervorschriften für Grenzgänger und deren Familienange­
hörige

Für Grenzgänger oder deren Familienangehörige dürfen
Arzneimittel , Bandagen , Augengläser , kleinere Hilfsmit­
tel , Laboranalysen und -Untersuchungen nur im Gebiet
und nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats
geliefert oder durchgeführt werden , in dem sie verord­
net worden sind , sofern sich aus den vom zuständigen
Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften oder einem
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Abkommen zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten
oder den zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten
nichts Günstigeres ergibt .

( 4 ) Anstelle der Bescheinigung nach Absatz 1 kann der
dort genannte Arbeitnehmer dem Träger des Aufent­
haltsorts eine Bescheinigung darüber vorlegen , daß die
Voraussetzungen für den Anspruch auf Sachleistungen
erfüllt sind . Der zuständige Träger stellt diese Bescheini­
gung aus und gibt gegebenenfalls insbesondere die
Höchstdauer an , für die Sachleistungen nach den
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates gewährt
werden . In diesem Fall sind die Absätze 1 , 2 und 3 nicht
anzuwenden .

Durchführung des Artikels 22 der Verordnung

( 5 ) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend .

( 6 ) Die Sachleistungen , die aufgrund der in Absatz 1
enthaltenen Vermutung gewährt werden , sind gemäß
Artikel 36 Absatz 1 der Verordnung zu erstatten .

Artikel 21

Sachleistungen bei Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat
als dem zuständigen Staat — Andere als die in Artikel 20 der
Durchführungsverordnung genannten Arbeitnehmer oder Selb­
ständige

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Sachleistungen nach Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe a ) Ziffer i ) der Verordnung, ausgenommen
im Falle des Artikels 20 der Durchführungsverordnung,
dem Träger des Aufenthaltsorts eine Bescheinigung dar­
über vorzulegen , daß er Anspruch auf Sachleistungen
hat . Der zuständige Träger stellt diese Bescheinigung
auf Antrag der betreffenden Person möglichst vor deren
Ausreise aus dem Gebiet des Mitgliedstaats , in dem sie
wohnt , aus und gibt gegebenenfalls insbesondere die
Höchstdauer an , für die Sachleistungen nach den
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates gewährt
werden . Legt die betreffende Person die Bescheinigung
nicht vor , so fordert der Träger des Aufenthaltsorts sie
beim zuständigen Träger an .

( 2 ) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend .

Artikel 20

Sachleistungen bei Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat
als dem zuständigen Staat — Sonderfall der Arbeitnehmer im
internationalen Verkehrswesen sowie ihrer Familienangehö­
rigen

( 1 ) Ein in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a ) der Ver­
ordnung genannter Arbeitnehmer im internationalen
Verkehrswesen , der sich in Ausübung seiner Beschäfti­
gung im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des
zuständigen Staates befindet , hat für den Bezug von
Sachleistungen für sich oder seine ihn begleitenden
Familienangehörigen dem Träger des Aufenthaltsorts so
bald wie möglich eine besondere Bescheinigung vorzule­
gen , die der Arbeitgeber oder sein Vertreter im Kalen­
dermonat der Vorlage oder in den diesem vorangehen­
den zwei Kalendermonaten ausgestellt haben muß. In
dieser Bescheinigung sind insbesondere der Beginn des
Arbeitsverhältnisses bei dem genannten Arbeitgeber
sowie Name und Sitz des zuständigen Trägers anzuge­
ben ; setzen die Rechtsvorschriften des zuständigen Staa­
tes nicht voraus , daß der Arbeitgeber den zuständigen
Träger kennt , so hat der Arbeitnehmer dem Träger des
Aufenthaltsorts Namen und Sitz dieses Trägers bei der
Einreichung seines Antrags schriftlich mitzuteilen . Hat
der Arbeitnehmer diese Bescheinigung vorgelegt , so
gelten die Voraussetzungen für den Anspruch auf Sach­
leistungen als erfüllt . Ist der Arbeitnehmer nicht in der
Lage , sich vor der ärztlichen Behandlung an den Träger
des Aufenthaltsorts zu wenden , so wird ihm die Behand­
lung auf Vorlage der genannten Bescheinigung gleich­
wohl so zuteil , als wäre er bei diesem Träger versi­
chert .

(2 ) Der Träger des Aufenthaltsorts wendet sich inner­
halb von drei Tagen an den zuständigen Träger , um
festzustellen , ob die betreffende Person die Vorausset­
zungen für den Anspruch auf Sachleistungen erfüllt . Der
Träger des Aufenthaltsorts ist verpflichtet , diese Lei­
stungen bis zum Eingang der Antwort des zuständigen
Trägers , längstens aber dreißig Tage , zu gewähren .

( 3 ) Der zuständige Träger antwortet dem Träger des
Aufenthaltsorts innerhalb von zehn Tagen nach Ein­
gang der Anfrage dieses Trägers . Ist die Antwort
zustimmend , so gibt der zuständige Träger gegebenen­
falls die Höchstdauer an , für die Sachleistungen nach
den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften ge­
währt werden ; der Träger des Aufenthaltsorts gewährt
die Leistungen weiter.

Artikel 22

Sachleistungen an Arbeitnehmer oder Selbständige bei Wohn­
ortwechsel oder Rückkehr in das Wohnland sowie an Arbeit­
nehmer oder Selbständige , die die Genehmigung haben , sich
zur Behandlung in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Sachleistungen nach Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe b ) Ziffer i ) der Verordnung dem Träger des
Wohnorts eine Bescheinigung darüber vorzulegen , daß
er zum Weiterbezug dieser Leistungen berechtigt ist .
Der zuständige Träger stellt diese Bescheinigung aus
und gibt darin gegebenenfalls insbesondere die Höchst­
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Verordnung dem zuständigen Träger eine Bescheini­
gung über seine Familienangehörigen vorzulegen , die
ihren Wohnort im Gebiet eines anderen als des Mit­
gliedstaats «haben , in dem dieser Träger seinen Sitz
hat .

dauer an , für die die Sachleistungen nach den Rechts­
vorschriften des zuständigen Staates noch gewährt wer­
den dürfen . Die Bescheinigung kann auch nach der
Abreise der betreffenden Person auf deren Antrag ausge­
stellt werden , wenn ihre vorherige Ausstellung aus
Gründen höherer Gewalt nicht möglich war .

(2 ) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten in dem in Artikel 22
Absatz 1 Buchstabe c) Ziffer i ) der Verordnung genann­
ten Fall für die Gewährung der Sachleistungen entspre­
chend .

( 2 ) Diese Bescheinigung wird vom Träger d^s Wohn­
orts der Familienangehörigen ausgestellt .

Die Bescheinigung gilt vom Ausstellungstag an zwölf
Monate . Sie kann erneuert werden ; in diesem Fall
beginnt ihre Geltungsdauer mit dem Tag der Erneue­
rung.

Die betreffende Person hat dem zuständigen Träger
sofort jedes Ereignis anzuzeigen , das eine Änderung der
Bescheinigung erfordert . Eine solche Änderung wird mit
dem Tag wirksam , an dem das Ereignis eingetreten
ist .

( 3 ) Der zuständige Träger kann anstelle der Bescheini­
gung gemäß Absatz 1 von der betreffenden Person die
Vorlage neuerer Personenstandsnachweise über ihre
Familienangehörigen verlangen, die ihren Wohnort im
Gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats haben , in
dem dieser Träger seinen Sitz hat .

Artikel 23

Sachleistungen an Familienangehörige

Die Artikel 21 oder 22 der Durchführungsverordnung
gelten für die Gewährung von Sachleistungen für die in
Artikel 22 Absatz 3 der Verordnung genannten Fami­
lienangehörigen jeweils entsprechend .
Jedoch gelten in den in Artikel 22 Absatz 3 Unterabsatz
2 der Verordnung genannten Fällen für die Anwendung
von Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 und der Artikel 21
und 22 der Durchführungsverordnung der Träger des
Wohnorts als zuständiger Träger und die Rechtsvor­
schriften des Wohnlandes der Familienangehörigen als
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates . Durchführung des Artikels 25 Absatz 1

der Verordnung
Artikel 24

Geldleistungen an Arbeitnehmer oder Selbständige bei Aufent­
halt in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen
Staat

Für die Gewährung der Geldleistungen nach Artikel 22
Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) der Verordnung gilt
Artikel 18 der Durchführungsverordnung entsprechend .
Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger , der sich im
Gebiet eines Mitgliedstaats aufhält , ohne dort eine
berufliche Tätigkeit auszuüben , braucht jedoch die in
Artikel 18 Absatz 1 der Durchführungsverordnung
genannte Anzeige über die Arbeitseinstellung nicht vor­
zulegen ; die Verpflichtung zur Vorlage einer Bescheini­
gung über die Arbeitsunfähigkeit wird hierdurch nicht
berührt .

Artikel 26

Leistungen an Arbeitslose , die sich in einen anderen Mitglied­
staat als den zuständigen Staat begeben , um dort eine Beschäf­
tigung zu suchen

( 1 ) Ein Arbeitsloser hat für den Bezug von Sach- und
Geldleistungen nach Artikel 25 Absatz 1 der Verord­
nung für sich und seine Familienangehörigen dem Trä­
ger der Krankenversicherung des Ortes , an den er sich
begeben hat , eine Bescheinigung vorzulegen , die vor
seiner Abreise beim zuständigen Träger der Krankenver­
sicherung zu beantragen ist . Legt der Arbeitslose die
genannte Bescheinigung nicht vor , so fordert der Träger
des Ortes , an den der Arbeitslose sich begeben hat , sie
beim zuständigen Träger an .

Aus dieser Bescheinigung muß hervorgehen , daß die
Voraussetzungen des Artikels 69 Absatz 1 Buchstabe a )
der Verordnung für den Anspruch auf die gennanten
Leistungen erfüllt sind , für welche Zeit dieser Anspruch
unter Berücksichtigung des Artikels 69 Absatz 1 Buch­
stabe c) der Verordnung besteht und in welcher Höhe
Geldleistungen während des genannten Zeitraums gege­
benenfalls im Rahmen der Krankenversicherung im Fall
von Arbeitsunfähigkeit oder Krankenhausaufenthalt zu
gewähren sind .

Durchführung des Artikels 23 Absatz 3
der Verordnung

Artikel 25

Bescheinigung über Familienangehörige , die für die Berechnung
der Geldleistungen zu berücksichtigen sind

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Leistungen nach Artikel 23 Absatz 3 der
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Träger der Krankenversicherung entscheidet über die
Weitergewährung der Leistungen an den erkrankten
Arbeitslosen .

( 2) Der Träger der Arbeitslosenversicherung des Ortes ,
an den sich der Arbeitslose begeben hat , bescheinigt auf
einem dem Träger der Krankenversicherung dieses
Ortes zuzuleitenden Doppel der Bescheinigung nach
Artikel 83 der Durchführungsverordnung, daß die Vor­
aussetzungen des Artikels 69 Absatz 1 Buchstabe b) der
Verordnung erfüllt sind , und gibt an , von welchem
Zeitpunkt an diese Voraussetzungen erfüllt sind und
von welchem Zeitraum an der Arbeitslose Leistungen
bei Arbeitslosigkeit zu Lasten des zuständigen Trägers
bezieht .

( 7 ) Artikel 18 Absätze 2 , 3 , 4 , 5 , 6 , 8 und 9 der
Durchführungsverordnung gilt entsprechend .

Durchführung des Artikels 25 Absatz 3
der VerordnungDiese Bescheinigung gilt für die in Artikel 69 Absatz 1

Buchstabe c) der Verordnung festgelegte Zeit , solange
die Voraussetzungen erfüllt sind . Der Träger der
Arbeitslosenversicherung des Ortes , an den sich der
Arbeitslose begeben hat , unterrichtet den Träger der
Krankenversicherung innerhalb von drei Tagen , wenn
die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind .

Artikel 21

Sachleistungen an Familienangehörige von Arbeitslosen bei
Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen
Staat

( 3 ) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entprechend .

Artikel 17 der Durchführungsverordnung gilt für die
Gewährung von Sachleistungen für Familienangehörige
von Arbeitslosen , wenn die Familienangehörigen ihren
Wohnort im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des
zuständigen Staates haben , entsprechend . Bei der Ein­
tragung der Familienangehörigen von Arbeitslosen , die
Leistungen nach Artikel 69 Absatz 1 der Verordnung
beziehen , ist die in Artikel 26 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung genannte Bescheinigung vorzulegen .
Diese gilt für die Dauer der Gewährung von Leistungen
nach Artikel 69 Absatz 1 der Verordnung.

(4 ) Ein Arbeitsloser hat für den Bezug von Geldleistun­
gen nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates
dem Träger der Krankenversicherung des Ortes , an den
er sich begeben hat , innerhalb von drei Tagen eine vom
behandelnden Arzt ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbe­
scheinigung vorzulegen . Außerdem hat er anzugeben ,
bis zu welchem Zeitpunkt er Leistungen aus der Arbeits­
losenversicherung erhalten hat , und seine Anschrift im
Aufenthaltsland mitzuteilen .

Durchführung des Artikels 26 der Verordnung
( 5 ) Der Träger der Krankenversicherung des Ortes , an
den sich der Arbeitslose begeben hat , teilt dem zuständi­
gen Träger der Krankenversicherung und dem zuständi­
gen Träger der Arbeitslosenversicherung sowie dem
Träger , bei dem der Arbeitslose als Arbeitsuchender
gemeldet ist , innerhalb von drei Tagen den Beginn und
das Ende der Arbeitsunfähigkeit mit .

Artikel 28

Sachleistungen an Rentenantragsteller und ihre Familienange­
hörigen

( 1 ) Ein Rentenantragsteller hat für den Bezug von
Sachleistungen nach Artikel 26 Absatz 1 der Verord­
nung im Gebiet des Mitgliedstaats , in dem er wohnt ,
sich und seine Familienangehörigen beim Träger des
Wohnorts eintragen zu lassen und dabei eine Bescheini­
gung darüber vorzulegen , daß er aufgrund der Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats für sich und
seine Familienangehörigen Anspruch auf Sachleistungen
hat . Diese Bescheinigung wird von dem Träger ausge­
stellt , der in dem anderen Mitgliedstaat für die Sach­
leistungen zuständig ist .

(6 ) In den Fällen des Artikels 25 Absatz 4 der Verord­
nung unterrichtet der Träger der Krankenversicherung
des Ortes , an den sich der Arbeitslose begeben hat , den
zuständigen Träger der Krankenversicherung und den
zuständigen Träger der Arbeitslosenversicherung unter
Angabe von Gründen davon , daß er die Voraussetzun­
gen für die Weitergewährung der Geld- und Sachleistun­
gen für gegeben hält ; er fügt der Mitteilung an den
zuständigen Träger der Krankenversicherung einen aus­
führlichen Bericht des Arztes , der die Kontrollunter­
suchung durchgeführt hat, über den Zustand des
Erkrankten und die voraussichtliche Dauer des Vorlie­
gens der Voraussetzungen für die Anwendung von Arti­
kel 25 Absatz 4 der Verordnung bei . Der zuständige

( 2 ) Der Träger des Wohnorts benachrichtigt den Trä­
ger , der die Bescheinigung ausgestellt hat , von jeder von
ihm gemäß Absatz 1 vorgenommenen Eintragung .
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Durchführung der Artikel 28 und 28a der Verordnung Ruhen oder Wegfall der Rente und von jedem Wohnort­
wechsel . Die zur Zahlung der Rente verpflichteten Trä­
ger unterrichten den Träger des Wohnorts des Rentners
von solchen Änderungen .

Artikel 29

Sachleistungen für Rentner und ihre Familienangehörigen , die
ihren Wohnort nicht in einem Mitgliedstaat haben , nach
dessen Rechtsvorschriften sie eine Rente beziehen und
Anspruch auf Leistungen haben

(6 ) Erforderlichenfalls legt die Verwaltungskommis­
sion fest , wie der Träger zu bestimmen ist , zu dessen
Lasten die Sachleistungen im Falle des Artikels 28
Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung gehen .

Durchführung des Artikels 29 der Verordnung

( 1 ) Ein Rentner hat für den Bezug von Sachleistungen
nach Artikel 28 Absatz 1 und Artikel 28a der Verord­
nung im Gebiet des Mitgliedstaats , in dem er wohnt ,
sich und seine Familienangehörigen beim Träger des
Wohnorts eintragen zu lassen und dabei eine Bescheini­
gung darüber vorzulegen , daß er aufgrund der Rechts­
vorschriften, nach denen eine Rente geschuldet wird ,
für sich und seine Familienangehörigen Anspruch auf
Sachleistungen hat .

Artikel 30

Sachleistungen an Familienangehörige, die ihren Wohnort in
einem anderen Mitgliedstaat als der Rentner haben

(2 ) Diese Bescheinigung wird auf Antrag des Rentners
von dem oder von einem der zur Zahlung einer Rente
verpflichteten Träger oder gegebenenfalls von dem Trä­
ger, der über den Anspruch auf Sachleistungen zu
entscheiden hat , ausgestellt , sobald der Rentner die
Voraussetzung für den Anspruch auf Sachleistungen
erfüllt . Legt der Rentner diese Bescheinigung nicht vor ,
so fordert der Träger des Wohnorts sie bei dem oder
den zur Zahlung einer Rente verpflichteten Trägern
oder gegebenenfalls bei dem für die Ausstellung der
Bescheinigung befugten Träger an . Bis zum Eingang der
Bescheinigung kann der Träger des Wohnorts anhand
der von ihm anerkannten Nachweise den Rentner und
seine Familienangehörigen vorläufig eintragen . Diese
Eintragung ist für den Träger , zu dessen Lasten die
Sachleistungen gehen, nur dann verbindlich , wenn er
die Bescheinigung nach Absatz 1 ausgestellt hat .

( 1 ) Die Familienangehörigen haben für den Bezug von
Sachleistungen nach Artikel 29 Absatz 1 der Verord­
nung in dem Gebiet des Mitgliedstaats , in dem sie
wohnen , sich beim Träger ihres Wohnorts eintragen zu
lassen ; sie müssen hierbei Nachweise , die nach den von
diesem Träger für die Zuerkennung solcher Leistungen
für Familienangehörige von Rentnern anzuwendenden
Rechtsvorschriften erforderlich sind , sowie eine Beschei­
nigung darüber vorlegen , daß der Rentner für sich und
seine Familienangehörigen Anspruch auf Sachleistungen
hat . Der Träger des Wohnorts des Rentners stellt diese
Bescheinigung aus ; sie gilt so lange , bis der Träger des
Wohnorts der Familienangehörigen eine Mitteilung über
ihren Widerruf erhalten hat . Die Bescheinigung eines
französischen Trägers gilt vom Ausstellungstag an
jedoch nur zwölf Monate und ist jedes Jahr zu erneu­
ern .

( 3 ) Der Träger des Wohnorts benachrichtigt den Trä­
ger , der die Bescheinigung nach Absatz 1 ausgestellt hat ,
von jeder von ihm gemäß Absatz 1 vorgenommenen
Eintragung.

( 2 ) Die Familienangehörigen haben dem Träger ihres
Wohnorts bei jedem Antrag auf Sachleistungen die
Bescheinigung nach Absatz 1 vorzulegen , wenn nach
den von diesem Träger anzuwendenden Rechtsvor­
schriften bei einem solchen Antrag die Vorlage der
Rentenbescheinigung erforderlich ist .

(4 ) Bei jedem Antrag auf Sachleistungen ist der
Rentenanspruch gegenüber dem Träger des Wohnorts
durch Vorlage des Empfangsscheins oder des Empfän­
gerabschnitts der Anweisung der letzten Rentenzahlung
nachzuweisen . ( 3 ) Der Träger des Wohnorts des Rentners unterrichtet

den Träger des Wohnorts der Familienangehörigen von
dem Ruhen oder dem Wegfall der Rente und von jedem
Wohnortwechsel des Rentners . Der Träger des Wohn­
orts der Familienangehörigen kann jederzeit den Träger
des Wohnorts des Rentners um Auskünfte über dessen
Ansprüche auf Sachleistungen ersuchen .

( 5 ) Der Rentner oder seine Familienangehörigen haben
den Träger des Wohnorts von jeder Änderung in ihren
Verhältnissen zu unterrichten , die den Anspruch auf
Sachleistungen ändern kann , insbesondere von jedem
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(4) Die Familienangehörigen haben den Träger ihres
Wohnorts von jeder Änderung in ihren Verhältnissen zu
unterrichten , die ihren Anspruch auf Sachleistungen
berühren kann , insbesondere von jedem Wohnort­
wechsel .

— wenden , wenn die Leistungen der für die Arbeiter der
Stahlindustrie zuständigen Krankenversicherung
( Krankheit und Mutterschaft ) den Leistungen des Son­
dersystems für die Arbeitnehmer der Bergwerke und
gleichgestellter Betriebe gleichwertig sind ; der betreffen­
de Träger ist in diesem Fall zur Gewährung der Leistun­
gen verpflichtet .

Durchführung des Artikels 31 der Verordnung ( 2 ) Diese Arbeitnehmer oder ihre Familienangehörigen
können sich , falls die Leistungen des Sondersystems für
die Arbeitnehmer der Bergwerke und gleichgestellter
Betriebe günstiger sind , entweder an den Träger dieses
Systems oder an den nächstgelegenen Träger des
Systems für die Arbeiter der Stahlindustrie in dem
Gebiet des Mitgliedstaats , in dem sie ihren Aufenthalts­
oder Wohnort haben , wenden . Der betreffende Träger
hat im letztgenannten Fall die betreffende Person darauf
hinzuweisen , daß die Leistungen des Trägers des
genannten Sondersystems günstiger sind , und ihr Name
und Anschrift dieses Trägers anzugeben .

Artikel 31

Sachleistungen an Rentner und deren Familienangehörige bei
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem sie
ihren Wohnort haben

( 1 ) Ein Rentner hat für den Bezug von Sachleistungen
nach Artikel 31 der Verordnung dem Träger des Auf­
enthaltsorts eine Bescheinigung darüber vorzulegen , daß
er auf diese Leistungen Anspruch hat . Der Träger des
Wohnorts des Rentners stellt diese Bescheinigung mög­
lichst vor dessen Ausreise aus dem Gebiet des Mitglied­
staats , in dem er wohnt , aus und gibt gegebenenfalls
insbesondere die Höchstdauer für die Gewährung der
Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Mit­
gliedstaats an . Legt der Rentner diese Bescheinigung
nicht vor , so fordert der Träger des Aufenthaltsorts sie
beim Träger des Wohnorts an .

(2 ) Artikel 17 Absätze 6 , 7 und 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend . Der Träger des Wohnorts
des Rentners gilt in diesem Fall als der zuständige
Träger .

(3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die
Gewährung der Sachleistungen für die in Artikel 31 der
Verordnung genannten Familienangehörigen .

Durchführung des Artikels 35 Absatz 2
der Verordnung

Artikel 32a

Sondersysteme für bestimmte Selbständige

In Anhang 11 werden das System oder die Systeme
aufgeführt , die von Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung
erfaßt werden .

Durchführung des Artikels 35 Absatz 4
der Verordnung

Artikel 33

Durchführung des Artikels 35 Absatz 1
der Verordnung

Berücksichtigung der Zeit , während der vom Träger eines
anderen Mitgliedstaats bereits Leistungen gewährt worden
sind

Bei Anwendung des Artikels 35 Absatz 4 der Verord­
nung kann der Träger eines Mitgliedstaats , der Leistun­
gen zu gewähren hat , vom Träger eines anderen Mit­
gliedstaats Auskunft darüber verlangen , für welche Zeit
dieser bereits Leistungen für denselben Fall der Krank­
heit oder der Mutterschaft gewährt hat .

Artikel 32

Träger, an die sich die Arbeitnehmer der Bergwerke und
gleichgestellter Betriebe sowie ihre Familienangehörigen bei
Aufenthalt oder Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat als
dem zuständigen Staat wenden können

( 1 ) In den Fällen des Artikels 35 Absatz 1 der Verord­
nung können die Arbeitnehmer der Bergwerke und
gleichgestellter Betriebe sowie deren Familienangehörige
sich an den in Anhang 3 der Durchführungsverordnung
genannten nächstgelegenen Träger in dem Gebiet des
Mitgliedstaats , in dem sie ihren Aufenthalts- oder
Wohnort haben — selbst wenn es sich um einen Träger
des Systems für die Arbeiter der Stahlindustrie handelt

Erstattung der bei Aufenthalt in einem anderen Mit­
gliedstaat entstandenen Kosten durch den zuständigen

Träger eines Mitgliedstaats

Artikel 34

( 1 ) Konnten die Formvorschriften nach Artikel 20
Absätze 1 und 4 sowie nach den Artikeln 21 , 23 und 31
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der Durchführungsverordnung während des Aufenthalts
im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des zuständi­
gen Staates nicht eingehalten werden , so sind die ent­
standenen Kosten auf Antrag des Arbeitnehmers oder
Selbständigen vom zuständigen Träger nach den für den
Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden Sätzen zu
erstatten .

( 2 ) Der Träger des Aufenthaltsorts erteilt dem zustän­
digen Träger auf dessen Verlangen die erforderlichen
Auskünfte über diese Sätze.

ger . wurden jedoch Geldleistungen im Rahmen der
Krankenversicherung gewährt , so gilt der Tag, an dem
der Zeitraum endet , für den diese Geldleistungen
gewährt wurden , gegebenenfalls als Tag der Antragstel­
lung .

( 2 ) Im Fall des Artikels 41 Absatz 1 Buchstabe b) der
Verordnung teilt der Träger , bei dem der Arbeitnehmer
oder Selbständige zuletzt versichert war , dem ursprüng­
lich leistungspflichtigen Träger mit , in welcher Höhe
und ab wann die Leistungen nach den von ihm anzu­
wendenden Rechtsvorschriften geschuldet werden . Von
diesem Zeitpunkt an entfallen die vor der Verschlimme­
rung des Invaliditätszustandes geschuldeten Leistungen
oder werden bis auf die Zulage nach Artikel 41 Ab­
satz 1 Buchstabe c) der Verordnung gekürzt .

( 3 ) Im Fall des Artikels 41 Absatz 1 Buchstabe d ) der
Verordnung findet Absatz 2 keine Anwendung. In die­
sem Fall verlangt der Träger , bei dem der Arbeitnehmer
oder Selbständige zuletzt versichert war , vom niederlän­
dischen Träger Auskunft über den von diesem geschul­
deten Betrag .

Sind der Träger des Aufenthaltsorts und der zuständige
Träger durch ein Abkommen gebunden , das entweder
den Verzicht auf jegliche Erstattung oder eine pauschale
Erstattung der nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a )
Ziffer i ) und Artikel 31 der Verordnung gewährten
Leistungen vorsieht , so ist der Träger des Aufenthalts­
orts außerdem verpflichtet , dem zuständigen Träger den
Betrag zu überweisen , welcher der betreffenden Person
nach Absatz 1 zu erstatten ist .

( 3 ) Im Falle größerer Ausgaben kann der zuständige
Träger der betreffenden Person einen angemessenen
Vorschuß zahlen , nachdem diese ihren Erstattungs­
antrag bei ihm eingereicht hat .

KAPITEL 3

INVALIDITÄT, ALTER UND TOD ( RENTEN )

Einreichung und Bearbeitung der Leistungsanträge

Artikel 36

Anträge auf Leistungen bei Alter und für Hinterbliebene ( mit
Ausnahme der Leistungen für Waisen ) sowie bei Invalidität in
den von Artikel 35 der Durchführungsverordnung nicht erfaß­
ten Fällen

( 1 ) Eine Person hat für den Bezug von Leistungen nach
den Artikeln 40 bis 51 der Verordnung, ausgenommen
in den Fällen des Artikels 35 der Durchführungsverord­
nung , bei dem Träger des Wohnorts nach Maßgabe der
Rechtsvorschriften , die dieser Träger anwendet , einen
Antrag zu stellen . Galten diese Rechtsvorschriften für
den Arbeitnehmer oder Selbständigen nicht , so übermit­
telt der Träger des Wohnorts den Antrag dem Träger
des Mitgliedstaats , dessen Rechtsvorschriften zuletzt für
den Arbeitnehmer oder Selbständigen galten ; er gibt
hierbei den Tag an , an dem der Antrag gestellt wurde .
Dieser Tag gilt als Tag der Antragstellung bei dem
letztgenannten Träger .

( 2 ) Wohnt der Antragsteller im Gebiet eines Mitglied­
staats , dessen Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen nicht galten , so kann er seinen
Antrag bei dem Träger des Mitgliedstaats stellen , dessen
Rechtsvorschriften zuletzt für den Arbeitnehmer oder
Selbständigen galten .

( 3 ) Wohnt der Antragsteller im Gebiet eines Nichtmit­
gliedstaats , so hat er seinen Antrag beim zuständigen
Träger des Mitgliedstaats einzureichen , dessen Rechts­
vorschriften für den Arbeitnehmer oder Selbständigen
zuletzt galten .

Artikel 35

Anträge auf Leistungen bei Invalidität in dem Fall , in dem für
den Arbeitnehmer oder Selbständigen ausschließlich die in
Anhang IV der Verordnung aufgeführten Rechtsvorschriften
galten, sowie im Fall des Artikels 40 Absatz 2 der Verord­
nung

( 1 ) Ein Arbeitnehmet' oder Selbständiger hat für den
Bezug von Leistungen nach den Artikeln 37 , 38 und 39
der Verordnung, einschließlich der in den in Artikel 40
Absatz 2 , Artikel 41 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 2
der Verordnung genannten Fälle , einen entsprechenden
Antrag entweder bei dem Träger des Mitgliedstaats ,
dessen Rechtsvorschriften bei Eintritt der Arbeitsunfä­
higkeit mit nachfolgender Invalidität oder bei der Ver­
schlimmerung des Invaliditätszustands für ihn galten ,
oder bei dem Träger des Wohnorts zu stellen , der den
Antrag der Antragstellung übermittelt ; dieser Tag gilt
als Tag der Antragstellung bei dem erstgenannten Trä­
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Reicht der Antragsteller seinen Antrag beim Träger des
Mitgliedstaats ein , dessen Staatsangehöriger er ist , so
übermittelt dieser Träger den Antrag dem zuständigen
Träger .

(4 ) Ein bei dem Träger eines Mitgliedstaats gestellter
Leistungsantrag hat zur Folge , daß die Leistungen
gleichzeitig nach den Rechtsvorschriften aller beteiligten
Mitgliedstaaten , deren Voraussetzungen der Antragstel­
ler erfüllt , festgestellt werden ; dies gilt jedoch nicht ,
wenn der Antragsteller gemäß Artikel 44 Absatz 2 der
Verordnung wünscht , daß die Feststellung der nach den
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten
erworbenen Leistungen bei Alter aufgeschoben wird .

Artikel 38

Bescheinigung über die bei der Feststellung des Leistungs­
betrags zu berücksichtigenden Familienangehörigen

( 1 ) Eine Person hat für den Bezug von Leistungen nach
Artikel 39 Absatz 4 oder Artikel 47 Absatz 3 der
Verordnung eine Bescheinigung über ihre Familienange­
hörigen , ausgenommen Kinder , vorzulegen , die ihren
Wohnort im Gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats
haben , in dem der mit der Feststellung der Leistungen
beauftragte Träger seinen Sitz hat .

Diese Bescheinigung wird vom Träger der Krankenver­
sicherung des Wohnorts der Familienangehörigen oder
von einem anderen Träger ausgestellt , den die zuständi­
ge Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet , in dessen
Gebiet die Familienangehörigen ihren Wohnort haben .
Artikel 25 Absatz 2 Unterabsätze 2 und 3 der Durch­
führungsverordnung gilt entsprechend .

Der mit der Feststellung der Leistungen beauftragte
Träger kann anstelle der Bescheinigung nach Unterab­
satz 1 vom Antragsteller die Vorlage neuerer Personen­
standsnachweise über seine Familienangehörigen , aus­
genommen Kinder , verlangen , die ihren Wohnort im
Gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats haben , in
dem dieser Träger seinen Sitz hat .

( 2 ) Ist im Fall des Absatzes 1 nach den Rechtsvor­
schriften , die der in Betracht kommende Träger anwen­
det , Voraussetzung, daß die Familienangehörigen mit
dem Rentner in häuslicher Gemeinschaft leben , so ist
bei Nichterfüllung dieser Voraussetzung der Nachweis ,
daß die Familienangehörigen überwiegend vom Antrag­
steller unterhalten werden , durch Unterlagen zu erbrin­
gen , aus denen die regelmäßige Übermittlung eines Teils
des Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens hervor­
geht .

Artikel 37

Angaben und Unterlagen zu Leistungsanträgen nach Artikel 36
der Durchführungsverordnung

Für die Einreichung der Anträge nach Artikel 36 der
Durchführungsverordnung gilt folgendes :

a ) Dem Antrag sind die erforderlichen Nachweise bei­
zufügen ; er ist unter Verwendung des Formblatts zu
stellen , das
i ) im Fall des Artikels 36 Absatz 1 in den Rechts­

vorschriften des Mitgliedstaats , in dem der
Antragsteller wohnt , vorgeschrieben ist ;

ii ) im Fall des Artikels 36 Absätze 2 und 3 in den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , die für
den Arbeitnehmer oder Selbständigen zuletzt
galten , vorgeschrieben ist .

b ) Die Richtigkeit der Angaben des Antragstellers ist
durch amtliche Unterlagen , die dem Antrag beizufü­
gen sind , nachzuweisen oder durch die zuständigen
Stellen des Mitgliedstaats , in dem der Antragsteller
wohnt , zu bestätigen .

c) Der Antragsteller hat , soweit möglich , entweder den
bzw . die Versicherungsträger , bei dem bzw . denen
der Arbeitnehmer oder Selbständige in den Mitglied­
staaten für den Fall der Invalidität , des Alters und
des Todes ( Renten ) versichert war , oder falls es sich
um einen Arbeitnehmer handelt , den bzw . die
Arbeitgeber anzugeben , bei denen er in den Mit­
gliedstaaten beschäftigt war , und in seinem Besitz
befindliche Arbeitsbescheinigungen vorzulegen .

d ) Wünscht der Antragsteller gemäß Artikel 44 Ab­
satz 2 der Verordnung, daß die Feststellung der
nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer
Mitgliedstaaten erworbenen Altersrenten aufgescho­
ben wird , so hat er anzugeben , nach welchen
Rechtsvorschriften er Leistungen beantragt .

Artikel 39

Bearbeitung der Anträge auf Leistungen bei Invalidität in den
Fällen , in denen für den Arbeitnehmer oder Selbständigen
ausschließlich die in Anhang IV der Verordnung aufgeführten
Rechtsvorschriften galten

( 1 ) Reicht ein Arbeitnehmer oder Selbständiger einen
Antrag auf Leistungen wegen Invalidität ein und stellt
der Träger fest , daß Artikel 37 Absatz 1 der Verord­
nung anzuwenden ist , so fordert er erforderlichenfalls
bei dem Träger , bei dem die betreffende Person zuletzt
versichert war , eine Bescheinigung über die Versiche­
rungszeiten an , die sie nach den von diesem Träger
anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt hat .

( 2 ) Absatz 1 gilt entsprechend , wenn frühere , nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zurück­
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Arbeitnehmer oder Selbständige nach den Rechtsvor­
schriften aller beteiligten Mitgliedstaaten zurückgelegt
hat .

( 2 ) Die Übermittlung dieser Formblätter an die Träger
aller anderen Mitgliedstaaten ersetzt die Übermittlung
von Nachweisen .

gelegte Versicherungszeiten zur Erfüllung der nach den
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates bestehenden
Voraussetzungen berücksichtigt werden müssen .

( 3 ) Im Falle des Artikels 39 Absatz 3 der Verordnung
übermittelt der Träger , der den Antrag bearbeitet hat ,
diesen mit Unterlagen dem Träger , bei dem die betref­
fende Person zuletzt versichert war .

(4 ) Die Artikel 41 bis 50 der Durchführungsverord­
nung sind bei der Bearbeitung der in den Absätzen 1 , 2 ,
und 3 genannten Anträge nicht anzuwenden .

Artikel 40

Bemessung des Grades der Erwerbsminderung

Der Träger eines Mitgliedstaats berücksichtigt bei der
Bemessung des Grades der Erwerbsminderung die von
den Trägern aller anderen Mitgliedstaaten erhaltenen
ärztlichen Unterlagen und Berichte sowie die verwal­
tungsmäßigen Auskünfte . Jeder Träger behält jedoch
die Möglichkeit , außer in den Fällen , in denen Arti­
kel 40 Absatz 4 der Verordnung anzuwenden ist , durch
einen Arzt seiner Wahl den Antragsteller untersuchen zu
lassen .

Bearbeitung der Anträge auf Leistungen bei Invalidität ,
bei Alter und an Hinterbliebene in den Fällen des

Artikels 36 der Durchführungsverordnung

Artikel 43

Verfahren bei der Bearbeitung des Antrags durch die beteilig­
ten Träger

( 1 ) Der bearbeitende Träger trägt in das in Artikel 42
Absatz 1 der Durchführungsverordnung vorgesehene
Formblatt die Versicherungs- oder Wohnzeiten ein , die
nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften
zurückgelegt worden sind , und übermittelt eine Ausfer­
tigung des Formblatts dem Träger der Versicherung im
Falle der Invalidität , des Alters und des Todes ( Renten )
jedes Mitgliedstaats , bei dem der Arbeitnehmer oder
Selbständige versichert war , und fügt gegebenenfalls die
vom Antragsteller eingereichten Arbeitsbescheinigungen
bei .

( 2 ) Ist nur ein weiterer Träger beteiligt , so ergänzt
dieser das genannte Formblatt durch folgende Anga­
ben :

a ) die Versicherungs- oder Wohnzeiten , die nach den
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften zurück­
gelegt worden sind ,

b ) den Betrag der Leistung , die der Antragsteller allein
aufgrund dieser Versicherungs- oder Wohnzeiten
beanspruchen könnte , und

c) den nach Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung
berechneten theoretischen und tatsächlichen Lei­
stungsbetrag .

Das ergänzte Formblatt ist dem bearbeitenden Träger
zurückzusenden .

Besteht ein Leistungsanspruch allein schon aufgrund der
Versicherungs- oder Wohnzeiten , die nach den von dem
Träger des zweiten Mitgliedstaats anzuwendenden
Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden , und kann der
diesen Zeiten entsprechende Leistungsbetrag unverzüg­
lich ermittelt werden , während die Berechnungen nach
Buchstabe c ) erheblich längere Zeit beanspruchen , so ist
dem bearbeitenden Träger das Formblatt mit den Anga­
ben nach den Buchstaben a ) und b ) zurückzusenden ; die
Angaben nach Buchstabe c ) sind dem bearbeitenden
Träger so bald wie möglich zu übermitteln .

( 3 ) Sind zwei oder mehr weitere Träger beteiligt , so
ergänzt jeder dieser Träger das Formblatt durch Angabe
der Versicherungs- oder Wohnzeiten , die nach den von
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegt

Artikel 41

Bestimmung des für die Bearbeitung zuständigen Trägers

( 1 ) Die Leistungsanträge sind von dem Träger zu bear­
beiten , bei dem sie gemäß Artikel 36 der Durchfüh­
rungsverordnung gestellt oder an den sie gemäß diesem
Artikel übermittelt worden sind . Dieser Träger wird als
„bearbeitender Träger" bezeichnet .

( 2 ) Der bearbeitende Träger hat alle beteiligten Träger
von Leistungsanträgen unter Verwendung eines hierzu
festgelegten Formblatts sofort zu unterrichten , damit die
Anträge von sämtlichen Trägern unverzüglich und
gleichzeitig bearbeitet werden können .

Artikel 42

Formblätter für die Bearbeitung der Leistungsanträge

( 1 ) Für die Bearbeitung der Leistungsanträge verwen­
det der bearbeitende Träger ein Formblatt , das insbe­
sondere eine Aufstellung und eine Zusammenfassung
der Versicherungs- oder Wohnzeiten enthält , die der
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worden sind , und sendet es dem bearbeitenden Träger
zurück.

( 2 ) Sind unter Berücksichtigung des Artikels 45 der
Verordnung die Voraussetzungen , die nach den vom
bearbeitenden Träger anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten für den Anspruch bestehen , abgesehen von den
Voraussetzungen , die die Invalidität betreffen , nicht
erfüllt , so teilt der bearbeitende Träger dies dem für
Invalidität zuständigen Träger des beteiligten Mitglied­
staats , dessen Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer
oder Selbständigen zuletzt galten , sofort mit . Dieser
Träger ist befugt , die Entscheidung über die Invalidität
des Antragstellers zu treffen , wenn die Voraussetzungen
für den Anspruch nach den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften erfüllt sind ; er teilt diese Entschei­
dung den anderen beteiligten Trägern . unverzüglich
mit .

Besteht ein Leistungsanspruch allein schon aufgrund der
Versicherungs- oder Wohnzeiten , die nach den von
einem oder mehreren dieser Träger anzuwendenden
Rechtsvorschriften zurückgelegt wurden , und kann der
diesen Zeiten entsprechende Leistungsbetrag unverzüg­
lich ermittelt werden , so ist dieser Betrag dem bearbei­
tenden Träger zusammen mit den Versicherungs- oder
Wohnzeiten mitzuteilen ; erfordert die Ermittlung dieses
Betrages längere Zeit , so ist er dem bearbeitenden
Träger mitzuteilen , sobald er ermittelt worden ist .

Nach Erhalt sämtlicher Formblätter mit Angabe der
Versicherungs- oder Wohnzeiten und gegebenenfalls des
Betrages oder der Beträge , der bzw . die nach den
Rechtsvorschriften eines beteiligten Mitgliedstaats oder
mehrerer beteiligter Mitgliedstaaten geschuldet werden ,
übermittelt der bearbeitende Träger je eine Ausfertigung
des vollständig ausgefüllten Formblatts jedem beteilig­
ten Träger , der den nach Artikel 46 Absatz 2 der
Verordnung berechneten theoretischen und tatsächli­
chen Leistungsbetrag darin einträgt und das Formblatt
dem bearbeitenden Träger zurücksendet .

( 3 ) Gegebenenfalls ist unter den gleichen Bedingungen
bis zu dem für Invalidität zuständigen Träger des Mit­
gliedstaats zurückzugehen , dessen Rechtsvorschriften
für den Arbeitnehmer oder Selbständigen zuerst galten .

(4 ) Stellt der bearbeitende Träger bei Erhalt der Anga­
ben nach Absatz 2 oder 3 fest , daß Artikel 40 Absatz 2
oder Artikel 48 Absatz 2 oder 3 der Verordnung
anzuwenden ist , so unterrichtet er hiervon die anderen
beteiligten Träger .

Artikel 45

Zahlung von vorläufigen Leistungen und Vorschüssen auf
Leistungen

( 1 ) Stellt der bearbeitende Träger fest , daß nach den
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften der An­
tragsteller Anspruch auf Leistungen hat , ohne daß die
nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten
zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten be­
rücksichtigt werden müssen , so zahlt er sie sofort als
vorläufige Leistungen .

( 5 ) Im Falle der Artikels 37 Buchstabe d ) der Durch­
führungsverordnung tragen die Träger der Mitgliedstaa­
ten , deren Rechtsvorschriften für den Antragsteller gal­
ten , bei denen er aber den Aufschub der Feststellung der
Leistungen beantragt hat , in das in Artikel 42 Absatz 1
der Durchführungsverordnung vorgesehene Formblatt
nur die Versicherungs- oder Wohnzeiten ein , die der
Antragsteller nach den von ihnen anzuwendenden
Rechtsvorschriften zurückgelegt hat .

( 2 ) Besteht kein Anspruch auf Leistungen nach Ab­
satz 1 , geht aber aus den Angaben , die dem bearbeiten­
den Träger nach Artikel 43 Absatz 2 oder 3 der
Durchführungsverordnung gemacht wurden , hervor ,
daß der Antragsteller nach den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats allein schon aufgrund der nach
diesen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versiche­
rungs* oder Wohnzeiten Anspruch auf Leistungen hat ,
so zahlt der diese Rechtsvorschriften anwendende Trä­
ger diese Leistungen als vorläufige Leistungen , sobald
ihn der bearbeitende Träger davon unterrichtet hat , daß
ihm diese Verpflichtung obliegt .

Artikel 44

Zur Entscheidung über die Invalidität befugter Träger

( 1 ) Soweit die Absätze 2 und 3 nichts anderes bestim­
men , ist allein der bearbeitende Träger befugt , die in
Artikel 40 Absatz 4 der Verordnung genannte Entschei­
dung über die Invalidität eines Antragstellers zu treffen .
Er trifft diese Entscheidung, sobald erkennbar ist , daß
die Voraussetzungen für den Anspruch nach den von
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften , gegebenenfalls
unter Berücksichtigung des Artikels 45 der Verordnung,
erfüllt sind . Er teilt diese Entscheidung unverzüglich
den anderen beteiligten Trägern mit .

( 3 ) Besteht in dem in Absatz 2 vorgesehenen Fall ein
Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften mehre­
rer Mitgliedstaaten schon allein aufgrund der nach den
Rechtsvorschriften eines jeden dieser Mitgliedstaaten
zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten , so
obliegf die Zahlung der vorläufigen Leistungen dem
Träger , der den bearbeitenden Träger vom Bestehen
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endgültigen Leistungsbetrag, den die beteiligten Träger
jeweils zu gewähren haben , und teilt ihn jedem von
ihnen mit .

eines solchen Anspruchs zuerst unterrichtet hat ; der
bearbeitende Träger hat die übrigen beteiligten Träger
zu unterrichten .

(4 ) Der nach Absatz 1 , 2 oder 3 zur Zahlung der
Leistungen verpflichtete Träger unterrichtet hiervon
sofort den Antragsteller , wobei er diesen ausdrücklich
darauf aufmerksam macht , daß die betreffende Maß­
nahme vorläufiger Art ist und nicht angefochten werden
kann .

( 5 ) Kann dem Antragsteller keine vorläufige Leistung
nach Absatz 1 , 2 oder 3 gezahlt werden , geht aber aus
den Angaben hervor , daß ein Anspruch nach Artikel 46
Absatz 2 der Verordnung besteht , so zahlt der bearbei­
tende Träger ihm einen angemessenen rückforderbaren
Vorschuß, dessen Höhe weitestgehend dem Betrag ent­
spricht , der aufgrund des Artikels 46 Absatz 2 der
Verordnung wahrscheinlich festgestellt wird .

( 6 ) Zwei Mitgliedstaaten oder die zuständigen Behör­
den dieser Mitgliedstaaten können in den Fällen , in
denen nur die Träger dieser Staaten beteiligt sind ,
andere Vorschriften über die Art und Weise der Zah­
lung vorläufiger Leistungen vereinbaren . Solche Verein­
barungen sind der Verwahungskommission mitzutei­
len .

Artikel 48

Mitteilung der Entscheidungen der Träger an den Antrag­
steller , -

( 1 ) Die von den beteiligten Trägern gegebenenfalls
unter Berücksichtigung der Mitteilung nach Artikel 47
der Durchführungsverordnung getroffenen endgültigen
Entscheidungen sind dem bearbeitenden Träger zu
übermitteln . In diesen Entscheidungen müssen die
Rechtsbehelfe und Rechtsbehelfsfristen nach den in
Betracht kommenden Rechtsvorschriften angegeben
sein . Nach Erhalt der Entscheidungen stellt der bearbei­
tende Träger sie dem Antragsteller in Form einer in
dessen Sprache abgefaßten zusammenfassenden Mittei­
lung zu , der die genannten Entscheidungen beizufügen
sind . Die Rechtsbehelfsfristen beginnen erst mit der
Zustellung der zusammenfassenden Mitteilung an den
Antragsteller .

( 2 ) Zur gleichen Zeit , zu der der bearbeitende Träger
dem Antragsteller die zusammenfassende Mitteilung
nach Absatz 1 übersendet , übermittelt er jedem beteilig­
ten Träger ein Doppel mit einer Zweitschrift der Ent­
scheidungen der übrigen Träger .

Artikel 46

Berechnung der Leistungen bei Überschneidung von Zeiten

( 1 ) Für die Berechnung des theoretischen und des tat­
sächlichen Leistungsbetrags nach Artikel 46 Absatz 2
Buchstabe a ) bzw . b ) der Verordnung gilt Artikel 15
Absatz 1 Buchstaben b), c ) und d) der Durchführungs­
verordnung.

Der so ermittelte tatsächliche Betrag wird um den
Betrag erhöht , der den Zeiten der freiwilligen Versiche­
rung oder freiwilligen Weiterversicherung entspricht
und nach den Rechtsvorschriften festgesetzt worden ist ,
nach denen diese Versicherungszeiten zurückgelegt wor­
den sind .

( 2 ) Bei der Durchführung des Artikels 46 Absatz 3 der
Verordnung werden die Leistungsbeträge , die den Zei­
ten der freiwilligen Versicherung oder freiwilligen Wei­
terversicherung entsprechen , nicht berücksichtigt .

Artikel 49

Neuberechnung der Leistungen

( 1 ) Für die Anwendung des Artikels 49 Absätze 2
und 3 und des Artikels 51 Absatz 2 der Verordnung
gelten die Artikel 45 und 47 der Durchführungsverord­
nung entsprechend .

( 2 ) Bei Neuberechnung , Entzug oder Ruhen der Lei­
stung unterrichtet der Träger , der die entsprechende
Entscheidung getroffen hat , hiervon unverzüglich , gege­
benenfalls über den bearbeitenden Träger , die betreffen­
de Person und jeden der Träger , denen gegenüber sie
einen Anspruch hat . In der Entscheidung sind die
Rechtsbehelfsfristen nach den in Betracht kommenden
Rechtsvorschriften anzugeben . Die Rechtsbehelfsfristen
beginnen erst mit der Zustellung der Entscheidung an
die betreffende Person .

Artikel 47

Endgültige Berechnung der Leistungsbeträge , die von den
Trägern geschuldet werden , die Artikel 46 Absatz 3 der
Verordnung anwenden

Im Fall des Artikels 46 Absatz 3 Unterabsatz 2 der
Verordnung berechnet der bearbeitende Träger den

Artikel SO

Maßnahmen zur beschleunigten Leistungsfeststellung

( 1 ) a ) i ) Gelten für einen Arbeitnehmer oder Selbstän­
digen , der Staatsangehöriger eines Mitglied­
staats ist , die Rechtsvorschriften eines ande­
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ren Mitgliedstaats , so übermittelt der zustän­
dige Träger der Rentenversicherung des
zweiten Mitgliedstaats zu dem Zeitpunkt , zu
dem die betreffende Person bei diesem Trä­
ger eingetragen wird , der von der zuständi­
gen Behörde dieses Mitgliedstaats bezeichne­
ten Stelle alle Angaben zur Person des
Arbeitnehmers oder Selbständigen sowie den
Namen des genannten zuständigen Trägers
und die von ihm zugeteilte Versicherungs­
nummer unter Verwendung aller ihm zur
Verfügung stehenden Mittel .

ii ) Der in Ziffer i ) bezeichnete Träger übermit­
telt der gemäß Ziffer i ) bestimmten Stelle
nach Möglichkeit ferner alle Angaben , die
die spätere Feststellung der Renten erleich­
tern und beschleunigen können .

iii ) Diese Angaben werden der von der zuständi­
gen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats
bezeichneten Stelle entsprechend den von der
Verwaltungskommission festgelegten Bedin­
gungen übermittelt .

iv ) Für die Anwendung der Ziffern i ), ii ) und iii )
gelten Staatenlose und Flüchtlinge als Staats­
angehörige des Mitgliedstaats , dessen
Rechtsvorschriften zuerst für sie galten .

b ) Die beteiligten Träger stellen auf Antrag der
betreffenden Person oder des Trägers , bei dem
sie zu diesem Zeitpunkt versichert ist , spätestens
ein Jahr vor dem Zeitpunkt , zu dem sie das
Rentenalter erreicht , den Versicherungsverlauf
zusammen .

f) Leistungen , die unter der Voraussetzung gewährt
werden , daß die Mittel des Empfängers einen vorge­
schriebenen Höchsbetrag nicht überschreiten ,

sich im Gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats , in
dem der leistungspflichtige Träger seinen Sitz hat , auf­
hält oder dort wohnt , so erfolgt die verwaltungsmäßige
und ärztliche Kontrolle auf Verlangen dieses Trägers
durch den Träger des Aufenthalts- oder Wohnorts des
Leistungsempfängers entsprechend den vom letztge­
nannten Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften .
Der leistungspflichtige Träger behält jedoch die Mög­
lichkeit , durch einen Arzt seiner Wahl den Leistungs­
empfänger untersuchen zu lassen .

( 2 ) Wird festgestellt , daß der Empfänger der in Ab­
satz 1 genannten Leistungen während der Zeit , in der er
diese Leistungen bezieht , beschäftigt ist oder eine selb­
ständige Tätigkeit ausübt oder seine Arbeitsentgelte
oder Arbeitseinkommen den vorgeschriebenen Höchst­
betrag überschreiten , so hat der Träger des Aufenthalts­
oder Wohnorts dem leistungspflichtigen Träger , der die
Kontrolle verlangt hat , hiervon Bericht zu erstatten . In
diesem Bericht müssen insbesondere Angaben über die
Art der von der betreffenden Person ausgeübten
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit , die Höhe
der Arbeitsentgelte oder Arbeitseinkommen , über die sie
während des letzten abgelaufenen Vierteljahres verfüg­
te , das übliche Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen ,
das ein Arbeitnehmer oder Selbständiger der Berufs­
gruppe , der die betreffende Person vor ihrer Invalidität
angehörte , in demselben Gebiet während eines von dem
leistungspflichtigen Träger festzulegenden Bezugszeit­
raums bezogen hat , sowie gegebenenfalls das Gutachten
eines ärztlichen Sachverständigen über den Gesundheits­
zustand der betreffenden Person enthalten sein .

( 2 ) Die Verwaltungskommission legt die Durchfüh­
rungsvorschriften zu Absatz 1 fest .

Artikel 52

Wird die betreffende Person nach dem Ruhen der Lei­
stungen , die sie bezog, wieder bezugsberechtigt , wäh­
rend sie im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des
zuständigen Staates wohnt , so erteilen die beteiligten
Träger einander alle für die Wiederaufnahme der
Gewährung der Leistungen zweckdienlichen Aus­
künfte .

Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle

Artikel 51

( 1 ) Wenn ein Empfänger , insbesondere von

a ) Leistungen bei Invalidität ,

b ) Leistungen bei Alter , die wegen Arbeitsunfähigkeit
gewährt werden,

c) Leistungen bei Alter , die älteren Arbeitslosen
gewährt werden ,

d ) Leistungen bei Alter , die bei Aufgabe der Berufstä­
tigkeit gewährt werden ,

e ) Leistungen an Hinterbliebene, die wegen Invalidität
oder Arbeitsunfähigkeit gewährt werden ,

Zahlung der Leistungen

Artikel 53

Zahlungsweise

( 1 ) Zahlt der leistungspflichtige Träger eines Mitglied­
staats den Berechtigten , die im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats wohnen , die ihnen geschuldeten Leistun­
gen nicht unmittelbar , so erfolgt die Zahlung dieser
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Zahlung hat befreiende Wirkung . Der leistungspflich­
tige Träger übermittelt der Zahlstelle gleichzeitig eine
Zahlungsanzeige .

Leistungen auf Verlangen des *leistungspflichtigen Trä­
gers durch die Verbindungsstelle des letztgenannten
Staates oder durch den Träger des Wohnorts dieser
Berechtigten nach Maßgabe der Artikel 54 bis 58 der
Durchführungsverordnung; zahlt der leistungspflichtige
Träger die Leistungen an die Berechtigten unmittelbar ,
so teilt er dem Träger des Wohnorts dies mit . Die
Zahlungsweise der Träger der Mitgliedstaaten ist in
Anhang 6 aufgeführt .

( 2 ) Die Bank , auf deren Konto die Zahlung vorgenom­
men wurde , schreibt der Zahlstelle den Gegenwert in
der Währung des Mitgliedstaats gut , in dessen Gebiet
diese Stelle ihren Sitz hat .

( 3 ) Name und Sitz der in Absatz 1 genannten Banken
sind in Anhang 7 aufgeführt .( 2 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­

gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können in den
Fällen , in denen nur die zuständigen Träger dieser
Mitgliedstaaten beteiligt sind , andere Verfahren für die
Zahlung dieser Leistungen vereinbaren . Solche Verein­
barungen sind der Verwaltungskommission mitzutei­
len .

Artikel 56

Zahlung der fälligen Beträge durch die Zahlstelle an den
Berechtigten

( 1 ) Die fälligen Beträge , die in der Aufstellung nach
Artikel 54 der Durchführungsverordnung aufgeführt
sind , werden dem Berechtigten durch die Zahlstelle für
Rechnung des leistungspflichtigen Trägers gezahlt . Die­
se Zahlungen erfolgen in der Art und Weise , die in den
von der Zahlstelle anzuwendenden Rechtsvorschriften
vorgesehen ist .

( 3 ) Die am Tage vor dem Inkrafttreten der Verord­
nung geltenden Abkommensbestimmungen über die
Zahlung der Leistungen gelten weiter , soweit sie in
Anhang 5 aufgeführt sind .

( 2 ) Erhält die Zahlstelle oder eine von ihr bezeichnete
andere Stelle von einem Umstand Kenntnis , der das
Ruhen oder den Entzug der Leistungen rechfertigt , so
stellt sie jede Zahlung ein . Das gleiche gilt , wenn der
Berechtigte einen Wohnortwechsel in das Gebiet eines
anderen Staates vornimmt .

Artikel 54

Übermitdung der Aufstellung über die fälligen Beträge an die
Zahlstelle

Der leistungspflichtige Träger übermittelt der Verbin­
dungsstelle des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet der
Berechtigte wohnt , oder dem Träger des Wohnorts , die
als , »Zahlstelle" bezeichnet werden , eine Aufstellung
über die fälligen Beträge , die dieser Stelle spätestens
zwanzig Tage vor Fälligkeit der Leistungen zugehen
muß.

( 3 ) Die Zahlstelle teilt dem leistungspflichtigen Träger
die Gründe für die Einstellung der Zahlung mit . Bei
Tod des Berechtigten oder dessen Ehegatten oder bei
Wiederheirat einer Witwe oder eines Witwers teilt die
Zahlstelle dem leistungspflichtigen Träger den Tag des
Todes oder der Wiederheirat mit .

Artikel 57

Abschluß der Konten über die Zahlungen nach Artikel 56 der
Durchführungsverordnung

( 1 ) Die Konten über die Zahlungen nach Artikel 56 der
Durchführungsverordnung werden am Ende jedes Zah­
lungszeitraums abgerechnet , um die tatsächlich an die
Berechtigten , deren gesetzliche Vertreter oder deren
Bevollmächtigte gezahlten Beträge sowie die nicht
gezahlten Beträge festzustellen .

Artikel 55

Zahlung der fälligen Beträge auf das Konto der Zahlstelle

( 1 ) Der leistungspflichtige Träger zahlt zehn Tage vor
Fälligkeit der Leistungen in der Währung des Mitglied­
staats, in dessen Gebiet er seinen Sitz hat , den erforder­
lichen Betrag zur Zahlung der fälligen Beträge , die in
der Aufstellung nach Artikel 54 der Durchführungsver­
ordnung aufgeführt sind . Die Zahlung erfolgt bei der
Staatsbank oder bei einer anderen Bank des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet der leistungspflichtige Träger
seinen Sitz hat , auf das Konto der Staatsbank oder einer
anderen Bank des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die
Zahlstelle ihren Sitz hat , zugunsten dieser Stelle . Diese

( 2 ) Die Zahlstelle bestätigt , daß der Gesamtbetrag, der
in Ziffern und Worten in der Währung des Mitglied­
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staats anzugeben ist , in dem der leistungspflichtige
Träger seinen Sitz hat , mit den Zahlungen überein­
stimmt , die diese Stelle geleistet hat ; die Bestätigung ist
vom Vertreter der Zahlstelle zu unterzeichnen .

( 3 ) Die Zahlstelle übernimmt die Gewähr für die ord­
nungsgemäße Durchführung der festgestellten Zahlun­
gen .

( 4 ) Die Differenz zwischen den Beträgen , die der lei­
stungspflichtige Träger gezahlt hat , ausgedrückt in der
Währung des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet er seinen
Sitz hat , und dem in derselben Währung ausgedrückten
Wert der Zahlungen , die die Zahlstelle nachgewiesen
hat, wird mit den Beträgen verrechnet , die der leistungs­
pflichtige Träger für gleichartige Leistungen später zu
zahlen hat .

der Verordnung dem Träger des Wohnorts eine Beschei­
nigung darüber vorzulegen , dal? er Anspruch auf diese
Sachleistungen hat . Der zuständige Träger stellt diese
Bescheinigung gegebenenfalls aufgrund von Auskünften
des Arbeitgebers aus . Der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige hat außerdem dem Träger des Wohnorts eine
Bestätigung des zuständigen Trägers über den Erhalt
der Anzeige des Arbeitsunfalls bzw . der Berufskrankheit
vorzulegen , wenn die Rechtsvorschriften des zuständi­
gen Staates dies vorsehen . Legt die betreffende Person
diese Unterlagen nicht vor , so fordert der Träger des
Wohnorts sie beim zuständigen Träger an und gewährt
der betreffenden Person zunächst die Sachleistungen der
Krankenversicherung, sofern sie die Voraussetzungen
hierfür erfüllt .

( 2 ) Die Bescheinigung gilt so lange , bis der Träger des
Wohnorts eine Mitteilung über ihren Widerruf erhalten
hat . Die Bescheinigung eines französischen Trägers gilt
vom Ausstellungstag an jedoch nur ein Jahr und ist
jährlich zu erneuern .

Artikel S8

Einbehaltung der mit der Lcistungszahlung verbundenen
Kosten

Die Zahlstelle kann die mit der Zahlung der Leistungen
verbundenen Kosten , insbesondere Postgebühren und
Bankspesen , unter den Bedingungen , die in den von ihr
anzuwendenden Rechtsvorschriften vorgesehen sind ,
von den dem Berechtigten zu zahlenden Beträgen ein­
behalten .

( 3 ) Bei Saisonarbeitern gilt die Bescheinigung nach
Absatz 1 für die gesamte voraussichtliche Dauer der
Saisonarbeit , sofern nicht der zuständige Träger den
Träger des Wohnorts vor Ablauf dieses Zeitraums von
ihrem Widerruf unterrichtet .

( 4 ) Die betreffende Person legt bei jedem Antrag auf
Sachleistungen die Nachweise vor , die nach den Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sie
wohnt , für die Gewährung der Sachleistungen erforder­
lich sind .

Artikel 59

Mitteilung des Wohnortwechsels des Berechtigten

Eine Person , der Leistungen nach den Rechtsvorschrif­
ten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten geschuldet wer­
den , hat dem leistungspflichtigen Träger oder den lei­
stungspflichtigen Trägern sowie der Zahlstelle einen
Wechsel des Wohnorts von dem Gebiet eines Staates in
das Gebiet eines anderen Staates mitzuteilen .

( 5 ) Bei Krankenhausaufenthalt unterrichtet der Träger
des Wohnorts innerhalb von drei Tagen nachdem er
davon Kenntnis erhalten hat , den zuständigen Träger
von dem Tag der Aufnahme in das Krankenhaus und
der voraussichtlichen Dauer des Krankenhausaufent­
halts sowie von dem Tag der Entlassung .

KAPITEL 4

ARBEITSUNFÄLLE UND BERUFSKRANKHEITEN

( 6 ) Der Träger des Wohnorts unterrichtet den zustän­
digen Träger im voraus von jeder Entscheidung, die sich
auf die Gewährung von Sachleistungen bezieht , deren
wahrscheinliche oder tatsächliche Kosten einen von der
Verwaltungskommission festgelegten und periodisch
überprüften Pauschalbetrag übersteigt .
Der zuständige Träger kann innerhalb von fünfzehn
Tagen nach Absendung dieser Benachrichtigung seine
begründete Ablehnung zugehen lassen ; der Träger des
Wohnorts gewährt die Sachleistungen , sofern er bis zum
Ablauf dieser Frist keinen ablehnenden Bescheid erhal­
ten hat . Sind solche Sachleistungen in Fällen äußerster
Dringlichkeit zu gewähren , so benachrichtigt der Träger
des Wohnorts den zuständigen Träger unverzüglich .

Durchführung der Artikel 52 und 53 der Verordnung

Artikel 60

Sachleistungen beim Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat
als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Sachleistungen nach Artikel 52 Buchstabe a )
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(7) Die betreffende Person hat den Träger des Wohn­
orts von jeder Änderung in ihren Verhältnissen zu
unterrichten , die den Anspruch auf Sachleistungen
ändern kann , insbesondere von jeder Beendigung oder
jedem Wechsel ihrer Beschäftigung oder Tätigkeit und
von jedem Wechsel ihres Wohn- oder Aufenthaltsorts .
Auch der zuständige Träger unterrichtet den Träger des
Wohnorts von der Beendigung der Versicherungszuge­
hörigkeit oder dem Erlöschen der Ansprüche der betref­
fenden Person auf Sachleistungen . Der Träger des
Wohnorts kann vom zuständigen Träger jederzeit Aus­
künfte über die Versicherungszugehörigkeit oder die
Ansprüche der betreffenden Person auf Sachleistungen
verlangen .

( 8 ) Für Grenzgänger dürfen Arzneimittel , Bandagen ,
Augengläser , kleinere Hilfsmittel , Laboranalysen und
-Untersuchungen nur im Gebiet und nach den Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats abgegeben oder durchge­
führt werden , in dem sie verordnet worden sind .

( 9 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel­
lungnahme der Verwaltungskommission andere Durch­
führungsvorschriften vereinbaren .

möglich , auf jeden Fall innerhalb von drei Tagen ,
nachdem sich die betreffende Person an ihn gewandt
hat , die ärztliche Kontrolluntersuchung dieser Person in
gleicher Weise wie bei seinen eigenen Versicherten
durch . Der Träger des Wohnorts übermittelt dem
zuständigen Träger innerhalb von drei Tagen nach der
Kontrolluntersuchung den Bericht des Arztes , der die
Kontrolluntersuchung durchgeführt hat ; in dem Bericht
ist insbesondere die voraussichtliche Dauer der Arbeits­
unfähigkeit anzugeben .

( 4 ) Der Träger des Wohnorts führt später erforder­
lichenfalls die verwaltungsmäßige oder die ärztliche
Kontrolle der betreffenden Person wie bei seinen eige­
nen Versicherten durch . Sobald er feststellt , dal? die
betreffende Person wieder arbeitsfähig ist , benachrich­
tigt er sie sowie den zuständigen Träger hiervon unver­
züglich und gibt dabei den Tag an , an dem ihre Arbeits­
unfähigkeit endet . Die Mitteilung an die betreffende
Person ist als Entscheidung anzusehen , die für den
zuständigen Träger getroffen worden ist ; Absatz 6
bleibt unberührt .

( 5 ) Der zuständige Träger behält in allen Fällen die
Möglichkeit , die betreffende Person durch einen Arzt
seiner Wahl untersuchen zu lassen .

( 6 ) Entscheidet der zuständige Träger , die Geldleistun­
gen zu versagen , weil die betreffende Person die nach
den Rechtsvorschriften des Wohnlandes vorgesehenen
Formvorschriften nicht eingehalten hat , oder stellt er
fest , daß die betreffende Person wieder arbeitsfähig ist ,
so teilt er dieser seine Entscheidung mit und übermittelt
gleichzeitig dem Träger des Wohnorts ein Doppel
davon .

Artikel 61

Geldleistungen, ausgenommen Renten , bei Wohnort in einem
anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Geldleistungen , ausgenommen Renten , nach
Artikel 52 Buchstabe b) der Verordnung sich innerhalb
von drei Tagen nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit an
den Träger des Wohnorts zu wenden und dabei eine
Anzeige über die Arbeitseinstellung oder , wenn die von
dem zuständigen Träger oder von dem Träger des
Wohnorts anzuwendenden Rechtsvorschriften dies vor­
sehen , eine vom behandelnden Arzt ausgestellte Arbeits­
unfähigkeitsbescheinigung vorzulegen .

( 2 ) Stellen die behandelnden Ärzte des Wohnlandes
keine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen aus , so wen­
det sich die betreffende Person innerhalb der Frist , die in
den vom Träger des Wohnorts anzuwendenden Rechts­
vorschriften festgesetzt ist , unmittelbar an diesen Trä­
ger .

Dieser veranlaßt sofort die ärztliche Feststellung der
Arbeitsunfähigkeit und die Ausstellung der in Absatz 1
genannten Bescheinigung. Die Bescheinigung , in der die
voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit anzuge­
ben ist , muß dem zuständigen Träger unverzüglich
übermittelt werden .

( 7 ) Die betreffende Person teilt dem zuständigen Trä­
ger die Wiederaufnahme der Arbeit mit , sofern die von
diesem Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften dies
vorsehen .

( 8 ) Der zuständige Träger zahlt die Geldleistungen in
jeder geeigneten Weise , insbesondere durch internatio­
nale Postanweisung, und benachrichtigt den Träger des
Wohnorts sowie die betreffende Person 'hiervon . Wer­
den die Geldleistungen zu Lasten des zuständigen Trä­
gers vom Träger des Wohnorts gezahlt , so unterrichtet
der zuständige Träger die betreffende Person über ihre
Ansprüche und teilt dem Träger des Wohnorts die Höhe
der Geldleistungen , die Tage , an denen sie zu zahlen
sind , sowie die Höchstdauer mit , für die die Geld­
leistungen nach den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates gewährt werden .

( 9 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel­
lungnahme der Verwaltungskommission andere Durch­
führungsvorschriften vereinbaren .

( 3 ) Der Träger des Wohnorts führt in den Fällen , in
denen Absatz 2 nicht anwendbar ist , so bald wie
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Fällen , in denen Sachleistungen aufgrund der in Absatz
1 enthaltenen Vermutung gewährt werden , dem Träger
des Aufenthaltsorts eine Bescheinigung darüber vorzule­
gen , daß er Anspruch auf Sachleistungen hat . Der
zuständige Träger stellt diese Bescheinigung nach Mög­
lichkeit vor der Ausreise der betreffenden Person aus
dem Gebiet des Mitgliedstaats , in dem sie wohnt , aus
und gibt darin gegebenenfalls insbesondere die Höchst­
dauer an , für die Sachleistungen nach den Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates gewährt werden . Legt
die betreffende Person diese Bescheinigung nicht vor , so
fordert der Träger des Aufenthaltsorts sie beim zustän­
digen Träger an .

( 7 ) Artikel 60 Absätze 5 , 6 und 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend .

Durchführung des Artikels 55 der Verordnung

Artikel 62

Sachleistungen bei Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat
als dem zuständigen Staat

( 1 ) Ein in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a ) der Ver­
ordnung genannter Arbeitnehmer im internationalen
Verkehrswesen , der sich in Ausübung seiner Beschäfti­
gung im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als des
zuständigen Staates befindet , hat für den Bezug von
Sachleistungen dem Träger des Aufenthaltsorts so bald
wie möglich eine besondere Bescheinigung vorzulegen ,
die der Arbeitgeber oder sein Vertreter im Kalendermo­
nat der Vorlage oder in den diesem vorangehenden zwei
Kalendermonaten ausgestellt haben muß. In dieser
Bescheinigung sind insbesondere der Beginn des Arbeits­
verhältnisses bei dem genannten Arbeitgeber sowie
Name und Sitz des zuständigen Trägers anzugeben . Hat
der Arbeitnehmer diese Bescheinigung vorgelegt , so
gelten die Voraussetzungen für den Anspruch auf Sach­
leistungen als erfüllt . Ist der Arbeitnehmer nicht in der
Lage , sich vor der ärztlichen Behandlung an den Träger
des Aufenthaltsorts zu wenden , so wird ihm die Behand­
lung auf Vorlage der genannten Bescheinigung gleich­
wohl so zuteil , als wäre er bei diesem Träger versi­
chert .

( 2 ) Der Träger des Aufenthaltsorts wendet sich inner­
halb von drei Tagen an den zuständigen Träger , um
festzustellen , ob der Arbeitnehmer die Voraussetzungen
für den Anspruch auf Sachleistungen erfüllt . Der Träger
des Aufenthaltsorts ist verpflichtet , diese Leistungen bis
zum Eingang der Antwort des zuständigen Trägers ,
längstens aber dreißig Tage , zu gewähren .

Artikel 63

Sachleistungen an Arbeitnehmer oder Selbständige bei Wohn­
ortwechsel oder Rückkehr in das Wohnland sowie an Arbeit­
nehmer oder Selbständige , die die Genehmigung haben , sich
zur Behandlung in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Sachleistungen nach Artikel 55 Absatz 1
Buchstabe b ) Ziffer i ) der Verordnung dem Träger des
Wohnorts eine Bescheinigung darüber vorzulegen , daß
er zum Weiterbezug dieser Leistungen berechtigt ist .
Der zuständige Träger stellt diese Bescheinigung aus
und gibt darin gegebenenfalls insbesondere die Höchst­
dauer an , für die die Sachleistungen nach den Rechts­
vorschriften des zuständigen Staates noch gewährt wer­
den dürfen . Die Bescheinigung kann auch nach der
Abreise der betreffenden Person auf deren Antrag ausge­
stellt werden , wenn ihre vorherige Ausstellung aus
Gründen höherer Gewalt nicht möglich war .

( 2 ) Artikel 60 Absätze 5 , 6 und 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten in dem in Artikel 55
Absatz 1 Buchstabe c ) Ziffer i ) der Verordnung genann­
ten Fall für die Gewährung der Sachleistungen entspre­
chend .

( 3 ) Der zuständige Träger antwortet dem Träger des
Aufenthaltsorts innerhalb von zehn Tagen nach Ein­
gang der Anfrage dieses Trägers . Ist die Antwort
zustimmend , so gibt der zuständige Träger gegebenen­
falls die Höchstdauer an , für die Sachleistungen nach
den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften ge­
währt werden ; der Träger des Aufenthaltsorts gewährt
die Leistungen weiter .

(4 ) Sachleistungen , die aufgrund der in Absatz 1 ent­
haltenen Vermutung gewährt werden , sind gemäß Arti­
kel 36 Absatz 1 der Verordnung zu erstatten .

( 5 ) Anstelle der Bescheinigung nach Absatz 1 kann der
dort genannte Arbeitnehmer dem Träger des Aufent­
haltsorts die Bescheinigung nach Absatz 6 vorlegen .

Artikel 64

Geldleistungen , ausgenommen Renten , bei Aufenthalt in einem
anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat

Für die Gewährung anderer Geldleistungen als Renten
nach Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) der
Verordnung gilt Artikel 61 der Durchführungsverord­
nung entsprechend . Der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige , der sich im Gebiet eines Mitgliedstaats aufhält ,

(6 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger hat für den
Bezug von Sachleistungen nach Artikel 55 Absatz 1
Buchstabe a ) Ziffer i ) der Verordnung , ausgenommen in
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orts nach dem Tarif dieses Trägers zu Lasten des
zuständigen Trägers gezahlt .

ohne dort eine berufliche Tätigkeit auszuüben , braucht
jedoch die in Artikel 61 Absatz 1 der Durchführungs­
verordnung genannte Anzeige über die Arbeitseinstel­
lung nicht vorzulegen ; die Verpflichtung zur Vorlage
einer Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit wird
hierdurch nicht berührt . ( 5 ) Der zuständige Träger unterrichtet auf Verlangen ,

je nach Fall , den Träger des Wohnorts oder den Träger
des Aufenthaltsorts von der Entscheidung, in der der
Tag der Heilung oder der Konsolidierung der Schäden
festgelegt wird , sowie gegebenenfalls von der Entschei­
dung über die Gewährung einer Rente .

Durchführung der Artikel 52 bis 56 der Verordnung

Artikel 65

Anzeigen, Nachforschungen und Informationsaustausch zwi­
schen Trägern bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten , die
in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat
eingetreten sind

( 1 ) Ein Arbeitsunfall , der in einem anderen Mitglied­
staat als dem zuständigen Staat eintritt , oder eine
Berufskrankheit , die dort erstmals ärztlich festgestellt
wird , ist gemäß den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates anzuzeigen ; gesetzliche Bestimmungen , die im
Gebiet des Mitgieliedstaats gelten , in dem der Arbeits­
unfall tintrat oder die Berufskrankheit erstmals ärztlich
festgestellt wurde , und die in einem solchen Fall weiter­
hin anzuwenden sind , werden hierdurch nicht berührt .
Diese Anzeige ist an den zuständigen Träger zu richten ;
dem Träger des Wohn- und Aufenthaltsorts ist ein
Doppel zu übermitteln .

Artikel 66

Zweifel hinsichtlich eines Arbeitsunfalls bzw . einer Berufs­
krankheit

( 1 ) Bezweifelt der zuständige Träger , daß im Fall des
Artikels 52 oder des Artikels 55 Absatz 1 der Verord­
nung die Rechtsvorschriften über Arbeitsunfälle oder
Berufskrankheiten anzuwenden sind , so teilt er dies
sofort dem Träger des Wohnorts oder dem Träger des
Aufenthaltsorts mit , der die Sachleistungen gewährt hat ;
diese Sachleistungen gelten sodann als zur Krankenver­
sicherung gehörig und werden als solche aufgrund der in
den Artikeln 20 und 21 der Durchführungsverordnung
genannten Bescheinigung weiterhin gewährt .

( 2 ) Der Träger des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet der
Arbeitsunfall eintrat oder die Berufskrankheit erstmals
ärztlich festgestellt wurde, leitet dem zuständigen Trä­
ger die im Gebiet dieses Staates ausgestellten ärztlichen
Bescheinigungen in zwei Ausfertigungen zu und erteilt
auf dessen Verlangen alle erforderlichen Auskünfte .

( 2 ) Ist zu dieser Frage eine endgültige Entscheidung
ergangen , so teilt der zuständige Träger dies sofort dem
Träger des Wohnorts oder dem Träger des Aufenthalts­
orts mit , der die Sachleistungen gewährt hat . Handelt es
sich nicht um einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrank­
heit , so gewährt der letztgenannte Träger diese Sachlei­
stungen weiterhin im Rahmen der Krankenver­
sicherung, wenn der Arbeitnehmer oder Selbständige
darauf Anspruch hat . Andernfalls gelten die Sachlei­
stungen , die die betreffende Person im Rahmen der
Krankenversicherung bezogen hat , als Leistungen bei
Arbeitsunfall oder Berufskrankheit .

( 3 ) Sind bei einem Wegeunfall im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats als des zuständigen Staates Nachfor­
schungen im Gebiet des ersten Mitgliedstaats erforder­
lich , so kann der zuständige Träger zu diesem Zweck
einen Beauftragten benennen ; der zuständige Träger hat
die Behörden dieses Mitgliedstaats davon zu unterrich­
ten . Diese Behörden unterstützen den Beauftragten ins­
besondere durch Bestimmung einer Person , die ihm bei
der Einsichtnahme in die Protokolle und alle sonstigen
Unterlagen über den Unfall behilflich ist .

Durchführung des Artikels 57 der Verordnung

Artikel 67

Verfahren bei einer in mehreren Mitgliedstaaten ausgeübten
Tätigkeit , die eine Berufskrankheit verursachen kann

( 1 ) Im Fall des Artikels 57 Absatz 1 der Verordnung
wird die Anzeige der Berufskrankheit entweder dem für
Berufskrankheiten zuständigen Träger des Mitglied­
staats , unter dessen Rechtsvorschriften der Betroffene

(4 ) Nach Beendigung der Behandlung wird dem
zuständigen Träger ein ausführlicher Bericht mit den
ärztlichen Bescheinigungen über die Dauerfolgen des
Unfalls oder der Krankheit , insbesondere über den
derzeitigen Zustand des Betroffenen sowie über die
Heilung oder die Konsolidierung der Schäden , über­
sandt . Die Honorare hierfür werden je nach Fall vom
Träger des Wohnorts oder vom Träger des Aufenthalts­
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wurde , hiervon zu unterrichten und ihm später die
endgültige Entscheidung mitzuteilen .

zuletzt eine Tätigkeit ausgeübt hat , die die betreffende
Krankheit verursachen kann , oder dem Träger des
Wohnorts übermittelt , der die Anzeige sodann dem
genannten zuständigen Träger zuleitet .

( 2 ) Stellt der im Absatz 1 genannte zuständige Träger
fest , daß zuletzt unter den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats eine Tätigkeit ausgeübt worden
ist , die die betreffende Berufskrankheit verursachen
kann , so übermittelt er die Anzeige und die beigefügten
Unterlagen dem Träger dieses Mitgliedstaats .

( 2 ) Besteht unter Berücksichtigung des Artikels 57
Absatz 2 und Absatz 3 Buchstaben a ) und b ) der
Verordnung ein Leistungsanspruch aufgrund der
Rechtsvorschriften , die der letztgenannte Träger anwen­
det , so zahlt dieser Träger Vorschüsse , deren Höhe
gegebenenfalls nach Anhörung des Trägers festgelegt
wird , gegen dessen Entscheidung der Rechtsbehelf ein­
gelegt wurde . Dieser Träger erstattet die gezahlten Vor­
schüsse , wenn er auf den Rechtsbehelf hin die Leistun­
gen zu gewähren hat . Die Vorschüsse werden von den
Leistungen einbehalten , die der betreffenden Person
geschuldet werden .

Artikel 69

Aufteilung der Lasten , die durch Geldleistungen bei sklero­
gener Pneumokoniose entstehen

Für die Anwendung des Artikels 57 Absatz 3 Buchstabe
c ) der Verordnung gilt folgendes :

( 3 ) Stellt der Träger des Mitgliedstaats , unter dessen
Rechtsvorschriften der Betroffene zuletzt eine Tätigkeit
ausgeübt hat , die die betreffende Berufskrankheit verur­
sachen kann , fest , daß der Betroffene oder seine Hinter­
bliebenen die Voraussetzungen dieser Rechtsvorschrif­
ten unter Berücksichtigung des Artikels 57 Ab­
sätze 2 und 3 Buchstaben a ) und b ) der Verordnung
nicht erfüllen , so wird wie folgt verfahren ;

a ) Der genannte Träger übermittelt die Anzeige und
alle beigefügten Unterlagen , einschließlich der ärztli­
chen Feststellungen und Gutachten , die der erste
Träger veranlaßt hat , sowie ein Doppel der in
Buchstabe b ) genannten Entscheidung unverzüglich
dem Träger des Mitgliedstaats , unter dessen Rechts­
vorschriften der Betroffene vorher eine Tätigkeit
ausgeübt hat , die die betreffende Berufskrankheit
verursachen kann .

b) Er unterrichtet die betreffende Person von seiner
Entscheidung, wobei er insbesondere die Gründe für
die Verweigerung der Leistungen , die Rechtsbehelfe
und die Rechtsbehelfsfristen sowie den Zeitpunkt
angibt , zu dem das Aktenstück dem in Buchstabe a )
genannten Träger übermittelt worden ist .

(4 ) Gegebenenfalls ist nach dem gleichen Verfahren bis
zu dem entsprechenden Träger des Mitgliedstaats
zurückzugehen , unter dessen Rechtsvorschriften der
Betroffene zuerst eine Tätigkeit ausgeübt hat , die die
betreffende Berufskrankheit verursachen kann .

0 Der zuständige Träger des Mitgliedstaats , nach des­
sen Rechtsvorschriften die Geldleistungen gemäß
Artikel 57 Absatz 1 der Verordnung gewährt wer­
den — im folgenden als „Zahlungsbeauftragter Trä­
ger" bezeichnet — , verwendet ein Formblatt , das
insbesondere eine Aufstellung und eine Zusammen­
fassung aller Versicherungszeiten ( Altersversiche­
rung) oder Wohnzeiten enthält , die der Betroffene
nach den Rechtsvorschriften jedes der beteiligten
Mitgliedstaaten zurückgelegt hat .

t>) Der zahlungsbeauftragte Träger leitet dieses Form­
blatt sämtlichen Trägern der Altersversicherung zu ,
bei denen der Betroffene in diesen Mitgliedstaaten
versichert war ; jeder Träger trägt die Versicherungs­
zeiten ( Altersversicherung) oder Wohnzeiten , die
nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten zurückgelegt worden sind , in das Formblatt ein
und sendet es an den zahlungsbeauftragten Träger
zurück.

c ) Der zahlungsbeauftragte Träger teilt sodann die
Lasten zwischen sich und den anderen beteiligten
zuständigen Trägern auf; er teilt diese Aufteilung
mit den entsprechenden Begründungen , insbesonde­
re zur Höhe der gewährten Geldleistungen und zur
Berechnung der Aufschlüsselung , den beteiligten
Trägern mit der Bitte um Zustimmung mit .

d ) Der zahlungsbeauftragte Träger übermittelt den
anderen beteiligten Trägern am Ende eines jeden
Kalenderjahres eine Aufstellung über die im betref­
fenden Rechnungsjahr gezahlten Geldleistungen und

Artikel 68

Informationsaustausch zwischen Trägern bei Einlegung eines
Rechtsbehelfs gegen eine ablehnende Entscheidung — Zahlung
von Vorschüssen bei Einlegung eines solchen Rechtsbehelfs

( 1 ) Wird gegen eine ablehnende Entscheidung des Trä­
gers eines Mitgliedstaats , unter dessen Rechtsvorschrif­
ten der Betroffene eine Tätigkeit ausgeübt hat , die die
betreffende Berufskrankheit verursachen kann , ein
Rechtsbehelf eingelegt , so hat dieser Träger den Träger ,
dem die Anzeige nach dem Verfahren des Artikels 67
Absatz 3 der Durchführungsverordnung übermittelt
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gibt den Betrag an , den sie nach der unter Buchstabe
c ) genannten Aufteilung schulden ; jeder dieser Trä­
ger erstattet dem Zahlungsbeauftragten Träger den
geschuldeten Betrag so bald wie möglich , spätestens
aber innerhalb von drei Monaten .

Mitgliedstaats , bei dem er Leistungsansprüche geltend
macht , jede Auskunft über die vorher wegen der betref­
fenden Berufskrankheit gewährten Leistungen zu ertei­
len . Dieser Träger kann bei jedem Träger , der früher
zuständig gewesen ist , die Auskünfte einholen , die er für
erforderlich hält .

( 2 ) In dem in Artikel 60 Absatz 1 Buchstabe c ) der
Verordnung genannten Fall hat der für die Zahlung der
Geldleistungen zuständige Träger dem anderen beteilig­
ten Träger unter Angabe der entsprechden Begründun­
gen den Betrag, den dieser Träger infolge der Ver­
schlimmerung übernehmen muß, mit der Bitte um
Zustimmung mitzuteilen . Am Ende eines jeden Kalen­
derjahres übersendet der erste Träger dem zweiten Trä­
ger eine Aufstellung über die im betreffenden Rech­
nungsjahr gezahlten Geldleistungen und gibt den Betrag
an , den er schuldet ; dieser Träger erstattet den betref­
fenden Betrag so bald wie möglich , und zwar innerhalb
von höchstens drei Monaten .

( 3 ) In dem in Artikel 60 Absatz 2 Buchstabe b ) Satz 1
der Verordnung genannten Fall teilt der zahlungsbeauf­
tragte Träger den beteiligten Jrägern unter Angabe der
entsprechenden Begründung Änderungen an der frühe­
ren Aufteilung mit der Bitte um Zustimmung mit .

( 4 ) Absatz 2 gilt in dem in Artikel 60 Absatz 2
Buchstabe b ) Satz 2 der Verordnung genannten Fall
entsprechend .

Durchführung des Artikels 58 Absatz 3
der Verordnung

Artikel 70

Bescheinigung über die bei der Berechnung der Geldleistungen ,
einschließlich Renten , zu berücksichtigenden Familienangehö­
rigen

( 1 ) Eine Person hat für den Bezug von Leistungen nach
Artikel 58 Absatz 3 der Verordnung eine Bescheinigung
über ihre Familienangehörigen vorzulegen , die ihren
Wohnort im Gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats
haben , in dem der mit der Feststellung der Geldleistun­
gen beauftragte Träger seinen Sitz hat .

Diese Bescheinigung wird vom Träger der Krankenver­
sicherung des Wohnorts der Familienangehörigen oder
von einem anderen Träger ausgestellt , den die zustän­
dige Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet , in dessen
Gebiet die Familienangehörigen ihren Wohnort haben .
Artikel 25 Absatz 2 Unterabsätze 2 und 3 der Durch­
führungsverordnung gilt entsprechend .

Der mit der Feststellung der Geldleistungen beauftragte
Träger kann anstelle der Bescheinigung nach Unterab­
satz 1 von der betreffenden Person die Vorlage neuerer
Personenstandsnachweise über seine Familienangehöri­
gen verlangen , die ihren Wohnort im Gebiet eines
anderen als des Mitgliedstaats haben , in dem dieser
Träger seinen Sitz hat .

(2 ) Ist im Fall des Absatzes 1 nach den Rechsvorschrif­
ten , die der in Betracht kommende Träger anwendet ,
Voraussetzung, daß die Familienangehörigen mit dem
Antragsteller in häuslicher Gemeinschaft leben , so ist
bei Nichterfüllung dieser Voraussetzung der Nachweis ,
daß die Familienangehörigen überwiegend vom Antrag­
steller unterhalten werden , durch Unterlagen zu erbrin­
gen , aus denen die regelmäßige Übermittlung eines Teils
des Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens hervor­
geht .

Durchführung des Artikels 61 Absätze 5 und 6
der Verordnung

Artikel 72

Bemessung des Grades der Erwerbsminderung im Fall früherer
oder späterer Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten

( 1 ) In den in Artikel 61 Absätze 5 und 6 der Verord­
nung genannten Fällen hat der Antragsteller zur Bemes­
sung des Grades der Erwerbsminderung, zur Begrün­
dung des Leistungsanspruchs oder zur Festsetzung des
Leistungsbetrags dem zuständigen Träger des Mitglied­
staats , dessen Rechtsvorschriften bei Eintritt des
Arbeitsunfalls oder bei der ersten ärztlichen Feststellung
oder Berufskrankheit für ihn galten , alle Auskünfte über
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten zu erteilen , die er
früher oder später erlitten bzw . sich zugezogen hat , als
die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats für
ihn galten , und zwar ohne Rücksicht auf die durch diese
früheren oder späteren Fälle verursachte Erwerbsminde­
rung.

( 2 ) Der zuständige Träger berücksichtigt für die
Begründung des Anspruchs und die Festsetzung des
Leistungsbetrags nach den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften die durch diese früheren oder späte­
ren Fälle verursachte Erwerbsminderung.

Durchführung des Artikels 60 der Verordnung

Artikel 71

Verschlimmerung einer Berufskrankheit

( 1 ) In den in Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung
genannten Fällen hat der Antragsteller dem Träger des
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betreffende Person darauf hinzuweisen , daß die Leistun­
gen des Trägers des genannten Sondersystems günstiger
sind , und ihm Namen und Anschrift anzugeben .

(3 ) Der zuständige Träger kann bei jedem Träger , der
früher oder später zuständig gewesen ist , die Auskünfte
einholen , die er für erforderlich hält

Wurde eine früher oder später eingetretene Erwerbsmin­
derung durch einen Unfall verursacht , der eintrat , als
für die betreffende Person die Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats galten , die nicht nach dem Ursprung der
Erwerbsminderung unterscheiden , so hat der für die
früher oder später eingetretene Erwerbsminderung
zuständige Träger oder die von der zuständigen Behörde
des betreffenden Mitgliedstaats bezeichnete Stelle auf
Verlangen des zuständigen Trägers eines anderen Mit­
gliedstaats Angaben über die früher oder später einge­
tretene Erwerbsminderung zu machen sowie nach Mög­
lichkeit Auskünfte zu erteilen , anhand derer festgestellt
werden kann , ob die Erwerbsminderung Folge eines
Arbeitsunfalls im Sinne der vom Träger des zweiten
Mitgliedstaats anzuwendenden Rechtsvorschriften war .
Ist dies der Fall , so gilt Absatz 2 entsprechend .

Durchführung des Artikels 62 Absatz 2
der Verordnung

Artikel 74

Berücksichtigung der Zeit , während der vom Träger eines
anderen Mitgliedstaats bereits Leistungen gewährt worden
sind

Bei Anwendung des Artikels 62 Absatz 2 der Verord­
nung kann der Träger eines Mitgliedstaats , der Leistun­
gen zu gewähren hat , vom Träger eines anderen Mit­
gliedstaats Auskunft darüber verlangen , für welche Zeit
dieser bereits Leistungen für denselben Fall des Arbeits­
unfalls oder der Berufskrankheit gewährt hat .

Durchführung des Artikels 62 Absatz 1
der Verordnung

Artikel 73

Träger, an die sich die Arbeitnehmer der Bergwerke und
gleichgestellter Betriebe bei Aufenthalt oder Wohnort in einem
anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat wenden kön­
nen

( 1 ) In den Fällen des Artikels 62 Absatz 1 der Verord­
nung können die Arbeitnehmer der Bergwerke und
gleichgestellter Betriebe sich an den in Anhang 3 der
Durchführungsverordnung genannten nächstgelegenen
Träger in dem Gebiet des Mitgliedstaats , in dem sie
ihren Aufenthalts- oder Wohnort haben — selbst wenn
es sich um einen Träger des Systems für die Arbeiter der
Stahlindustrie handelt — wenden , wenn die Leistungen
der für die Arbeiter der Stahlindustrie zuständigen Ver­
sicherung bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten
den Leistungen des Sondersystems für die Arbeitnehmer
der Bergwerke und gleichgestellter Betriebe gleichwertig
sind; der betreffende Träger ist in diesem Fall zur
Gewährung der Leistungen verpflichtet .

Einreichung und Bearbeitung der Anträge auf Renten ,
mit Ausnahme der Renten bei den unter Artikel 57 der

Verordnung fallenden Berufskrankheiten

Artikel 7S

( 1 ) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger oder seine
Hinterbliebenen hat bzw . haben für den Bezug einer
Rente oder einer Zulage zu einer Rente nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats als
dem , in dem sie wohnen , bei dem zuständigen Träger
oder bei dem Träger des Wohnorts einen Antrag zu
stellen , der ihn sodann dem zuständigen Träger über­
mittelt . Für die Einreichung des Antrags gilt folgendes :
a ) Dem Antrag sind die erforderlichen Nachweise bei­

zufügen ; er ist unter Verwendung der Formblätter
zu stellen , die nach den vom zuständigen Träger
anzuwendenden Rechtsvorschriften vorgeschrieben
sind .

b ) Die Richtigkeit der Angaben des Antragstellers ist
durch amtliche Unterlagen , die dem Antrag beizufü­
gen sind , nachzuweisen oder durch die zuständigen
Stellen des Mitgliedstaats zu bestätigen , in dessen
Gebiet der Antragsteller wohnt .(2 ) Diese Arbeitnehmer können sich , falls die Leistun­

gen des Sondersystems für die Arbeitnehmer der Berg­
werke und gleichgestellter Betriebe günstiger sind , ent­
weder an den Träger dieses Systems oder an den nächst­
gelegenen Träger des Systems für die Arbeiter der
Stahlindustrie in dem Gebiet des Mitgliedstaats , in dem
sie ihren Aufenthalts- oder Wohnort haben , wenden .
Der betreffende Träger hat im letztgenannten Fall die

( 2 ) Der zuständige Träger teilt dem Antragsteller seine
Entscheidung unmittelbar oder über die Verbindungs­
stelle des zuständigen Staates mit ; ein Doppel seines
Bescheides übermittelt er der Verbindungsstelle des Mit­
gliedstaats , in dessen Gebiet der Antragsteller wohnt .
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nachzuweisen oder durch die zuständigen Stellen des
Mitgliedstaats zu bestätigen , in dessen Gebiet der
Antragsteller wohnt .

Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle

Artikel 76

( 1 ) Die verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle
sowie die im Fall der Neufeststellung der Renten vorge­
sehenen ärztlichen Untersuchungen erfolgen auf Verlan­
gen des zuständigen Trägers durch den Träger des
Mitgliedstaats , in dessen Gebiet sich der Berechtigte
befindet, entsprechend den vom letztgenannten Träger
anzuwendenden Rechtsvorschriften . Der zuständige
Träger behält jedoch die Möglichkeit , durch einen Arzt
seiner Wahl den Berechtigten untersuchen zu lassen .

( 2 ) Jede Person , die für sich selbst oder für eine Waise
eine Rente bezieht , hat den leistungspflichtigen Träger
von jeder Änderung in ihren Verhältnissen bzw. in den
Verhältnissen der Waise zu unterrichten , die den
Anspruch auf die Rente ändern kann .

Artikel 79

Bescheinigung über Zeiten

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 64 der Verordnung
hat der Antragsteller dem zuständigen Träger eine
Bescheinigung über die Versicherungs- oder Wohnzeiten
vorzulegen , die der Arbeitnehmer oder Selbständige
nach den Rechtsvorschriften zurückgelegt hat , die
zuletzt für ihn galten .

( 2 ) Diese Bescheinigung wird auf Antrag je nach Fall
von dem Träger der Krankenversicherung oder der
Altersversicherung ausgestellt , bei dem der Arbeitneh­
mer oder Selbständige zuletzt versichert war . Legt der
Antragsteller die Bescheinigung nicht vor , so fordert der
zuständige Träger sie bei dem betreffenden vorgenann­
ten Träger an .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend , wenn
Versicherungs- oder Wohnzeiten , die vorher nach den
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zurückge­
legt worden sind , für die Erfüllung der in den Rechts­
vorschriften des zuständigen Staates geforderten Vor­
aussetzungen berücksichtigt werden müssen .

Zahlung der Renten

Artikel 77

Renten, die der Träger eines Mitgliedstaats Rentnern
schuldet , die ihren Wohnort im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats haben, werden nach Maßgabe der Arti­
kel 53 bis 58 der Durchführungsverordnung gezahlt .

KAPITEL 5

STERBEGELD

Durchführung der Artikel 64 , 65 und 66
der Verordnung

KAPITEL 6

LEISTUNGEN BEI ARBEITSLOSIGKEIT

Durchführung des Artikels 67 der Verordnung

Artikel 80

Bescheinigung über Versicherungszeiten oder Beschäftigungs­
zeiten

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 67 Absatz 1 , 2 oder 4
der Verordnung hat die betreffende Person dem zustän­
digen Träger eine Bescheinigung über die Versiche­
rungs- oder Beschäftigungszeiten vorzulegen , die sie
nach den Rechtsvorschriften , die vorher zuletzt für sie
galten , als Arbeitnehmer zurückgelegt hat , und dabei
die ergänzenden Angaben zu machen , die nach den von
diesem Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften er­
forderlich sind .

( 2 ) Diese Bescheinigung wird auf Antrag der betreffen­
den Person von dem bei Arbeitslosigkeit zuständigen
Träger des Mitgliedstaats , dessen Rechtsvorschriften
vorher zuletzt für sie galten , oder von einem anderen ,
von der zuständigen Behörde dieses Mitgliedstaats

Artikel 78

Einreichung des Antrags auf Sterbegeld

Eine Person hat für den Bezug von Sterbegeld nach den
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats als
dem , in dessen Gebiet sie ihren Wohnort hat , bei dem
zuständigen Träger oder bei dem Träger des Wohnorts
einen entsprechenden Antrag zu stellen .

Dem Antrag sind die Nachweise beizufügen , die nach
den vom zuständigen Träger anzuwendenden Rechts­
vorschriften vorgeschrieben sind .

Die Richtigkeit der Angaben des Antragstellers ist durch
amtliche Unterlagen , die dem Antrag beizufügen sind ,
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bezeichneten Träger ausgestellt . Legt die betreffende
Person die Bescheinigung nicht vor , so fordert der
zuständige Träger sie bei dem betreffenden vorgenann­
ten Träger an .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend , wenn
Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten , die die
betreffende Person vorher nach den Rechtsvorschriften
anderer Mitgliedstaaten als Arbeitnehmer zurückgelegt
hat , für die Erfüllung der in den Rechtsvorschriften des
zuständigen Staates geforderten Voraussetzungen be­
rücksichtigt werden lassen .

einer anderen Person nach den Rechtsvorschriften des
genannten Mitgliedstaats geschuldet werden .

Diese Bescheinigung gilt vom Ausstellungstag an zwölf
Monate . Sie kann erneuert werden ; in diesem Fall
beginnt ihre Geltungsdauer mit dem Tag der Erneue­
rung . Die betreffende Person hat dem zuständigen Trä­
ger sofort jedes Ereignis anzuzeigen , das eine Änderung
der Bescheinigung erfordert . Eine solche Änderung wird
mit dem Tag wirksam , an dem das Ereignis eingetreten
ist .

( 3 ) Kann der Träger , der die in Absatz 1 genannte
Bescheinigung ausstellt , nicht bescheinigen , daß die
Familienangehörigen nicht für die Berechnung der Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit berücksichtigt werden , die
einer anderen Person nach den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats geschuldet werden , in dessen Gebiet die
Familienangehörigen wohnen , so vervollständigt die
betreffende Person diese Bescheinigung bei ihrer Vorla­
ge beim zuständigen Träger durch eine Erklärung in
diesem Sinne .

Absatz 2 Unterabsatz 2 gilt für diese Erklärung entspre­
chend .

Durchführung des Artikels 68 der Verordnung

Artikel 81

Bescheinigung für die Berechnung der Leistungen

Zur Berechnung der Leistungen , die von einem in
Artikel 68 Absatz 1 der Verordnung genannten Träger
zu erbringen sind , hat eine Person , die ihre letzte
Beschäftigung nicht wenigstens vier Wochen lang im
Gebiet des Mitgliedstaäts ausgeübt hat , in dem dieser
Träger seinen Sitz hat , diesem eine Bescheinigung vor­
zulegen , in der die Art der letzten in einem anderen
Mitgliedstaat wenigstens vier Wochen ausgeübten
Beschäftigung sowie der Wirtschaftszweig , in dem diese
ausgeübt wurde, angegeben sind . Legt die betreffende
Person diese Bescheinigung nicht vor , so fordert der
genannte Träger sie bei dem bei Arbeitslosigkeit zustän­
digen Träger des letztgenannten Mitgliedstaats , bei dem
die betreffende Person zuletzt versichert war , oder bei
einem anderen von der zuständigen Behörde dieses
Mitgliedstaats bezeichneten Träger an .

Durchführung des Artikels 69 der Verordnung

Artikel 83

Bedingungen und Grenzen für die Aufrechterhaltung des Lei­
stungsanspruchs, wenn der Arbeitslose sich in einen anderen
Mitgliedstaat begibt

( 1 ) Um den Anspruch auf die Leistungen zu behalten ,
hat der in Artikel 69 Absatz 1 der Verordnung genannte
Arbeitslose dem Träger des Ortes , an den er sich
begeben hat , eine Bescheinigung des zuständigen Trä­
gers darüber vorzulegen , daß er unter den Bedingungen
des Absatzes 1 Buchstabe b ) des genannten Artikels
weiterhin Anspruch auf Leistungen hat . Der zuständige
Träger gibt in dieser Bescheinigung insbesondere folgen­
des an :

a ) den Leistungbetrag, der dem Arbeitslosen nach den
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates zu zahlen
ist ;

b ) den Tag , von dem an der Arbeitslose der Arbeitsver­
waltung des zuständigen Staates nicht mehr zur
Verfügung stand ;

c ) die Frist , die nach Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe b )
der Verordnung für die Eintragung als Arbeitssu­
chender in dem Mitgliedstaat , in den der Arbeitslose
sich begeben hat , zugestanden wird ;

d ) die Höchstdauer für die Aufrechterhaltung des Lei­
stungsanspruchs nach Artikel 69 Absatz 1 Buch­
stabe c ) der Verordnung;

e ) die Umstände , die den Leistungsanspruch ändern
können .

Artikel 82

Bescheinigung über die Familienangehörigen , die bei der
Berechnung der Leistungen zu berücksichtigen sind

( 1 ) Zur Anwendung von Artikel 68 Absatz 2 der
Verordnung hat die betreffende Person dem zuständigen
Träger eine Bescheinigung über ihre Familienangehöri­
gen vorzulegen, die ihren Wohnort im Gebiet eines
anderen als des Mitgliedstaats haben , in dem dieser
Träger seinen Sitz hat .

(2 ) Diese Bescheinigung wird von dem Träger ausge­
stellt , den die zuständige Behörde des Mitgliedstaats
bezeichnet , in dessen Gebiet die Familienangehörigen
ihren Wohnort haben . In ihr ist zu bescheinigen , daß die
Familienangehörigen nicht für die Berechnung von Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit berücksichtigt werden , die
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des Artikels 80 der Durchführungsverordnung als
zuständiger Träger .

( 2 ) Hat der Arbeitslose die Absicht , sich in einen
anderen Mitgliedstaat zu begeben , um dort eine
Beschäftigung zu suchen , so hat er die Bescheinigung
nach Absatz 1 vor seiner Abreise zu beantragen . Legt
der Arbeitslose diese Bescheinigung nicht vor, so fordert
der Träger des Ortes , an den der Arbeitslose sich
begeben hat , sie bei dem zuständigen Träger an . Die
Arbeitsverwaltung des zuständigen Staates hat sich zu
vergewissern , daß der Arbeitslose über alle ihm auf­
grund des Artikels 69 der Verordnung und aufgrund
dieses Artikels der Durchführungsverordnung obliegen­
den Pflichten unterrichtet worden ist .

( 2 ) Zur Anwendung von Artikel 71 Absatz 1 Buch­
stabe b) Ziffer ii ) der Verordnung hat der arbeitslose
Arbeitnehmer dem Träger seines Wohnorts außer der
Bescheinigung nach Artikel 80 der Durchführungs­
verordnung eine Bescheinigung des Trägers des Mit­
gliedstaats , dessen Rechtsvorschriften zuletzt für ihn
galten , darüber vorzulegen , daß er keinen Leistungsan­
spruch nach Artikel 69 der Verordnung hat .

( 3 ) Für die Anwendung des Artikels 71 Absatz 2 der
Verordnung verlangt der Träger des Wohnorts vom
zuständigen Träger Angaben über die Ansprüche des
Arbeitslosen gegenüber diesem letztgenannten Träger .

( 3 ) Der Träger des Ortes , an den der Arbeitslose sich
begeben hat , unterrichtet den zuständigen Träger von
dem Zeitpunkt der Anmeldung des Arbeitslosen sowie
vom Beginn der Leistungszahlung und zahlt die Leistun­
gen des zuständigen Staates nach dem Verfahren , das
die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats vorsehen , in
den der Arbeitslose sich begeben hat .
Der Träger des Ortes , an den der Arbeitslose sich
begeben hat , führt die Kontrolle durch oder läßt sie
durchführen wie bei einem Arbeitslosen , der Leistungen
nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften
bezieht . Er unterrichtet den zuständigen Träger über
jeden in Absatz 1 Buchstabe e) genannten Umstand ,
sobald er hiervon Kenntnis erhält , und unterbricht
sofort die Zahlung der Leistungen , wenn diese zum
Ruhen gebracht oder eingezogen werden müssen . Der
zuständige Träger teilt ihm unverzüglich mit , in wel­
chem Umfang und von welchem Zeitpunkt an die
Ansprüche des Arbeitslosen sich durch diesen Umstand
ändern . Erst nach Erhalt dieser Angaben kann die
Zahlung der Leistungen gegebenenfalls wiederaufge­
nommen werden . Muß die Leistung gekürzt werden , so
zahlt der Träger des Ortes , an den der Arbeitslose sich
begeben hat , diesem einen gekürzten Leistungsbetrag
weiter mit dem Vorbehalt einer Abrechnung nach
Erhalt der Antwort des zuständigen Trägers .

(4 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel­
lungnahme der Verwaltungskommission andere Durch­
führungsvorschriften vereinbaren .

KAPITEL 7

FAMILIENLEISTUNGEN UND -BEIHILFEN

Durchführung des Artikels 72 der Verordnung

Artikel 85

Bescheinigung über die Zeiten der Beschäftigung oder der
selbständigen Tätigkeit

( 1 ) Eine Person hat für die Inanspruchnahme der Rege­
lung nach Artikel 72 der Verordnung dem zuständigen
Träger eine Bescheinigung über die Zeiten der Beschäfti­
gung oder der selbständigen Tätigkeit vorzulegen , die
sie nach den Rechtsvorschriften , die vorher zuletzt für
sie ,galten , zurückgelegt hat .

( 2 ) Diese Bescheinigung wird auf Antrag der betreffen­
den Person entweder von dem für Familienleistungen
zuständigen Träger des Mitgliedstaats , bei dem sie
vorher zuletzt versichert war , oder von einem anderen
von der zuständigen Behörde dieses Mitgliedstaats
bezeichneten Träger ausgestellt . Legt die betreffende
Person die Bescheinigung nicht vor , so fordert der
zuständige Träger sie bei dem betreffenden vorgenann­
ten Träger an , es sei denn , daß der Träger der Kranken­
versicherung in der Lage ist , ihm ein Doppel der in
Artikel 16 Absatz 1 der Durchführungsverordnung
genannten Bescheinigung zu übersenden .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend , wenn
Zeiten der Beschäftigung oder der selbständigen Tätig­
keit , die vorher nach den Rechtsvorschriften anderer
Mitgliedstaaten zurückgelegt worden sind , für die Erfül­
lung der in den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates geforderten Voraussetzungen berücksichtigt
werden müssen .

Durchführung des Artikels 71 der Verordnung

Artikel 84

Arbeitslose , die während ihrer letzten Beschäftigung ihren
Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat als dem zuständigen
Staat hatten

( 1 ) In den Fällen des Artikels 71 Absatz 1 Buchstabe a )
Ziffer ii ) und Buchstabe b ) Ziffer ii ) Satz 1 der Verord­
nung gilt der Träger des Wohnorts für die Anwendung
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Durchführung des Artikels 73 Absatz 1 und des
Artikels 75 Absatz 1 Buchstaben a) und b)

der Verordnung

staats , in dessen Gebiet die Familienangehörigen
ihren Wohnort haben , geschuldet werden .

Artikel 86

Arbeitnehmer, für die die Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats als Frankreich gehen

( 1 ) Ein Arbeitnehmer hat für den Bezug von Familien­
leistungen nach Artikel 73 Absatz 1 der Verordnung
gegebenenfalls über seinen Arbeitgeber bei dem zustän­
digen Träger einen entsprechenden Antrag zu stellen .

( 2 ) Der Arbeitnehmer hat mit seinem Antrag eine
Bescheinigung über seine Familienangehörigen vorzule­
gen , die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als
desjenigen wohnen , in dem sich der zuständige Träger
befindet . Diese Bescheinigung wird entweder von den
für Personenstandsangelegenheiten zuständigen Behör­
den des Wohnlandes dieser Familienangehörigen oder
von dem für die Krankenversicherung zuständigen Trä­
ger des Wohnorts dieser Familienangehörigen oder von
einem anderen Träger ausgestellt , der von der zuständi­
gen Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet wird , in
dessen Gebiet diese Familienangehörigen wohnen . Diese
Bescheinigung ist jährlich zu erneuern .

Durchführung des Artikels 73 Absatz 2
der Verordnung

Artikel 87

Arbeitnehmer, für die die französischen Rechtsvorschriften
gelten

( 1 ) Ein Arbeitnehmer hat für den Bezug von Familien­
beihilfen nach Artikel 73 Absatz 2 der Verordnung
einen Antrag bei dem zuständigen Träger zu stellen , der
ihm eine Bescheinigung darüber ausstellt , daß die fran­
zösischen Rechtsvorschriften für ihn gelten und er
Anspruch auf Familienbeihilfen hat . Der Arbeitnehmer
hat bei dieser Gelegenheit eine Erklärung darüber zu
unterzeichnen , daß kein Anspruch auf Familienbeihilfen
den Rechtsvorschriften des Wohnlandes der Familien­
angehörigen aufgrund einer Erwerbstätigkeit besteht .

Die Familienangehörigen werden bei dem Träger ihres
Wohnorts aufgrund der genannten Bescheinigung und
der Nachweise eingetragen , die nach den Rechtsvor­
schriften erforderlich sind , die dieser Träger für die
Gewährung der Familienbeihilfen anwendet .

Legen die Familienangehörigen die genannte Bescheini­
gung nicht vor , so fordert der Träger des Wohnorts sie
bei dem zuständigen Träger an .

( 2 ) Die Bescheinigung nach Absatz 1 gilt vom Ausstel­
lungstag an drei Monate und ist vom zuständigen
Träger von Amts wegen alle drei Monate zu erneuern .

( 3 ) Bei Saisonarbeiten gilt die Bescheinigung nach
Absatz 1 für die gesamte voraussichtliche Dauer der
Saisonarbeit , sofern nicht der zuständige Träger des
Wohnorts vor Ablauf dieses Zeitraums von ihrem
Widerruf unterrichtet .

(3 ) Sehen die Rechtsvorschriften des zuständigen Staa­
tes vor , daß die Leistungen an eine andere Person als
den Arbeitnehmer gezahlt werden können oder müssen ,
so hat der Arbeitnehmer mit seinem Antrag auch die
Angaben über die Person zu machen (Name , Vorname ,
vollständige Anschrift ), der die Familienleistungen im
Wohnland zu zahlen sind .

(4 ) Die zuständigen Behörden von zwei oder mehr
Mitgliedstaaten können , insbesondere zur Erleichterung
der Anwendung des Artikels 75 Absatz 1 Buchstaben a )
und b ) der Verordnung, besondere Vorschriften für die
Zahlung der Familienleistungen vereinbaren . Diese Ver­
einbarungen sind der Verwaltungskommission mitzutei­
len .

( 4 ) Werden nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats , in dessen Gebiet die Familienangehörigen woh­
nen , die Familienbeihilfen für die den zurückgelegten
Beschäftigungstagen entsprechende Anzahl von Tagen
gewährt , während der Anspruch auf die Familienbeihil­
fen nach den französischen Rechtsvorschriften für einen
ganzen Monat erworben wird , so sind die Familienbei­
hilfen für einen Monat zu gewähren .

( 5 ) Der Arbeitnehmer hat dem zuständigen Träger ,
gegebenenfalls über seinen Arbeitgeber , folgendes mit­
zuteilen :

— jede Änderung in den Verhältnissen seiner Familien­
angehörigen , die den Anspruch auf Familienleistun­
gen ändern kann ;

— jede Änderung der Zahl seiner Familienangehörigen ,
für die Familienleistungen geschuldet werden ;

— jeden Wechsel des Wohn- oder Aufenthaltsorts die­
ser Familienangehörigen ;

— jede Berufstätigkeit , aufgrund deren Familienleistun­
gen auch nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­

( 5 ) Werden im Fall des Absatzes 4 bei der Berechnung
der Familienbeihilfen die nach den französischen
Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten in Einheiten
ausgedrückt , die von den in den Rechtsvorschriften des
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zuständigen französischen Behörde bezeichneten Träger
auf Antrag des Arbeitslosen ausgestellt , der eine Erklä­
rung darüber zu unterzeichnen hat , daß aufgrund einer
Erwerbstätigkeit kein Anspruch auf Familienbeihilfen
nach den Rechtsvorschriften des Wohnlandes der Fami­
lienangehörigen besteht .

Legen die Familienangehörigen die genannte Bescheini­
gung nicht vor , so fordert der Träger des Wohnorts sie
bei dem zuständigen Träger an .

( 2 ) Artikel 87 Absätze 2 bis 7 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend .

Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die Familienangehöri­
gen wohnen , vorgesehenen Einheiten abweichen , so
erfolgt die Umrechnung gemäß Artikel 15 Absatz 3 der
Durchführungsverordnung.

(6 ) Der zuständige Träger teilt dem Träger des Wohn­
orts der Familienangehörigen sofort mit , an welchem
Tag der Anspruch der betreffenden Person auf Familien­
beihilfen erlischt oder an welchem Tag sie einen Wohn­
ortwechsel aus dem Gebiet eines Mitgliedstaats in einen
anderen Mitgliedstaat vornimmt .

Der Träger des Wohnorts der Familienangehörigen
kann vom zuständigen Träger jederzeit Auskunft über
den Anspruch der betreffenden Person auf Familienbei­
hilfen verlangen .
Falls der zuständige Träger es für notwendig hält , prüft
der Träger des Wohnorts auf dessen Verlangen die in
Absatz 1 Unterabsatz 1 genannte Erklärung nach .

( 7 ) Die Familienangehörigen haben dem Träger ihres
Wohnorts jede Änderung in ihren Verhältnissen , insbe­
sondere jeden Wohnortwechsel , mitzuteilen , die den
Anspruch auf Familienbeihilfen ändern kann .

Durchführung des Artikels 74 Absatz 1
der Verordnung

Artikel 88

Arbeitslose, für die die Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaats als Frankreich gelten

Artikel 86 der Durchführungsverordnung gilt für die in
Artikel 74 Absatz 1 der Verordnung genannten Arbeits­
losen entsprechend .

KAPITEL 8

LEISTUNGEN FÜR UNTERHALTSBERECHTIGTE
KINDER VON RENTNERN UND FÜR WAISEN

Durchführung der Artikel 77 , 78 und 79
der Verordnung

Artikel 90

( 1 ) Eine Person hat für den Bezug von Leistungen nach
Artikel 77 oder 78 der Verordnung bei dem Träger
ihres Wohnorts nach dem Verfahren , das die von die­
sem Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften vorse­
hen , einen entsprechenden Antrag zu stellen .

( 2 ) Wohnt der Antragsteller jedoch nicht im Gebiet des
Mitgliedstaats , in dem der zuständige Träger seinen Sitz
hat , so kann er seinen Antrag entweder bei dem zustän­
digen Träger oder bei dem Träger seines Wohnorts
stellen , der den Antrag sodann dem zuständigen Träger
unter Angabe des Tages der Antragstellung übermittelt .
Dieser Tag gilt als Tag der Antragstellung bei dem
zuständigen Träger .

( 3 ) Stellt der in Absatz 2 genannte zuständige Träger
fest , daß der Anspruch nach den von ihm anzuwenden­
den Rechtsvorschriften nicht besteht , so übermittelt er
den Antrag mit allen erforderlichen Unterlagen und
Angaben unverzüglich dem Träger des Mitgliedstaats ,

- dessen Rechtsvorschriften die längste Zeit für den
Arbeitnehmer oder Selbständigen gegolten haben .
Gegebenenfalls ist nach dem gleichen Verfahren bis zu
dem Träger des Mitgliedstaats zurückzugehen , nach
dessen Rechtsvorschriften die betreffende Person die
kürzeste ihrer Versicherungs- oder Wohnzeiten zurück­
gelegt hat .

(4 ) Die Verwaltungskommission legt erforderlichen­
falls nähere Einzelheiten für die Erreichung der
Leistungsanträge fest .

Durchführung des Artikels 74 Absatz 2
der Verordnung

Artikel 89­

Arbeitslose , für die die französischen Rechtsvorschriften
gelten

( 1 ) Die in Artikel 74 Absatz 2 der Verordnung genann­
ten Familienangehörigen haben für den Bezug von
Familienbeihilfen in dem Mitgliedstaat , in dem sie ihren
Wohnort haben , dem Träger ihres Wohnorts eine
Bescheinigung darüber vorzulegen , daß der Arbeitslose
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den französischen
Rechtsvorschriften bezieht .

Diese Bescheinigung wird von dem bei Arbeitslosigkeit
zuständigen französischen Träger oder von dem von der
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Artikel 91

( 1 ) Die nach dem Artikel 77 oder 78 der Verordnung
geschuldeten Leistungen werden nach Maßgabe der
Artikel 53 bis 58 der Durchführungsverordnung
gezahlt .

( 2 ) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
bezeichnen erforderlichenfalls den Träger , der für die
Zahlung der nach Artikel 77 oder 78 der Verordnung
geschuldeten Leistungen zuständig ist .

Waisen gezahlt werden , hat dem zur Zahlung dieser
Leistungen verpflichteten Träger folgendes mitzuteilen :

— jede Änderung in den Verhältnissen der Kinder oder
Waisen , die den Anspruch auf Leistungen ändern
kann ;

— jede Änderung der Zahl der Kinder oder Waisen , für
die Leistungen geschuldet werden ;

— jeden Wohnortwechsel der Kinder oder Waisen ;

— jede Erwerbstätigkeit , aufgrund deren ein Anspruch
auf Familienleistungen oder -Zulagen für diese Kin­
der oder Waisen besteht .

Artikel 92

Jede Person , der nach Artikel 77 oder 78 der Verord­
nung Leistungen für Kinder eines Rentners oder für

T TEL V

FINANZVORSCHRIFTEN

Berechnung der Pauschalbeträge und stellt deren Höhe
fest .

(4 ) Für die Erstattung können keine höheren Sätze
berücksichtigt werden als die Sätze , die für Sachleistun­
gen an Arbeitnehmer oder Selbständige gelten , die den
von dem Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften
unterliegen , der Leistungen nach Absatz 1 gewährt
hat .

( 5 ) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Erstattung der
nach Artikel 18 Absatz 8 Satz 2 der Durchführungs­
verordnung gezahlten Geldleistungen entsprechend .

( 6 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel
lungnahme der Verwaltungskommission vereinbaren
daß die zu erstattenden Beträge auf andere Weise
insbesondere auf pauschaler Grundlage , ermittelt wer
den .

Artikel 93

Erstattung der Leistungen aus der Krankenversicherung
(Krankheit und Mutterschaft) mit Ausnahme der in den Arti­
keln 94 und 95 der Durchführungsverordnung genannten
Leistungen

( 1 ) Sachleistungen , die nach Artikel 19 Absätze 1
und 2 der Verordnung im Gebiet desselben Mitglied­
staats wohnenden Arbeitnehmern oder Selbständigen
und ihren Familienangehörigen gewährt wurden , sowie
Sachleistungen , die nach Artikel 21 Absatz 2 , Artikel
22 , Artikel 25 Absätze 1 , 3 und 4 , Artikel 26 , Artikel
29 Absatz 1 oder Artikel 31 der Verordnung gewährt
wurden , erstattet der zuständige Träger dem Träger ,
der sie gewährt hat , in Höhe des tatsächlichen Betrages ,
der sich aus der Rechnungsführung dieses Trägers
ergibt .

(2 ) In den in Artikel 21 Absatz 2 Unterabsatz 2 ,
Artikel 22 Absatz 3 Unterabsatz 2 , Artikel 29 Absatz 1
und Artikel 31 der Verordnung genannten Fällen und
bei Anwendung des Absatzes 1 gilt jeweils der Träger
des Wohnorts des Familienangehörigen oder des Rent­
ners als zuständiger Träger .

( 3 ) Geht der tatsächliche Betrag der in Absatz 1
genannten Sachleistungen aus der Rechnungsführung
des Trägers , der sie gewährt hat , nicht hervor , so wird
der zu erstattende Betrag, falls keine Vereinbarung nach
Absatz 6 besteht , auf der Grundlage aller geeigneten
Bezugsgrößen , die den verfügbaren Angaben entnom­
men worden sind , pauschal berechnet . Die Verwal­
tungskommission beurteilt die Grundlagen für die

Artikel 94

Erstattung der Sachleistungen aus der Krankenversicherung
(Krankheit und Mutterschaft ) an Familienangehörige eines
Arbeitnehmers oder Selbständigen , die nicht in demselben
Mitgliedstaat wohnen wie der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige

( 1 ) Die zuständigen Träger erstatten den Trägern , die
die Sachleistungen gemäß Artikel 19 Absatz 2 der
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daß die zu erstattenden Beträge auf andere Weise ermit­
telt werden .

Verordnung Familienangehörigen gewährt haben , die
nicht im Gebiet desselben Mitgliedstaats wie der Arbeit­
nehmer oder Selbständige wohnen , den Betrag dieser
Sachleistungen auf der Grundlage eines Pauschbetrags ,
der für jedes Kalenderjahr ermittelt wird und der den
tatsächlichen Ausgaben möglichst nahekommt .

( 2 ) Der Pauschbetrag wird ermittelt , indem die jähr­
lichen Durchschnittskosten je Familie mit der jährlichen
Durchschnittszahl der in Betracht kommenden Familien
vervielfältigt und das Ergebnis um 20 v . H. gekürzt
wird .

( 3 ) Die zur Ermittlung dieses Pauschbetrags erforderli­
chen Berechnungsfaktoren werden wie folgt bestimmt :
a ) Für die Ermittlung der Jahresdurchschnittskosten je

Familie werden für jeden Mitgliedstaat die jähr­
lichen Aufwendungen für alle Sachleistungen , die
sämtlichen Familienangehörigen der Arbeitnehmer
oder Selbständigen , für die die Rechtsvorschriften
des jeweiligen Mitgliedstaats gelten, von den Trä­
gern dieses Mitgliedstaats in den zu berücksichtigen­
den Systemen der sozialen Sicherheit gewährt wur­
den , durch die Jahresdurchschnittszahl dieser Ar­
beitnehmer oder Selbständigen mit Familienangehö­
rigen geteilt ; die hierbei zu berücksichtigenden
Systeme der sozialen Sicherheit sind in Anhang 9 der
Durchführungsverordnung aufgeführt .

b ) In den Beziehungen zwischen den Trägern zweier
Mitgliedstaaten ist die Jahresdurchschnittszahl der
zu berücksichtigenden Familien gleich der Jahres­
durchschnittszahl der den Rechtsvorschriften eines
dieser Mitgliedstaaten unterliegenden Arbeitnehmer
oder Selbständigen, deren Familienangehörige für
den Bezug der vom Träger des jeweiligen anderen
Mitgliedsstaats zu gewährenden Sachleistungen in
Betracht kommen .

Artikel 95

Erstattung der Sachleistungen aus der Krankenversicherung
( Krankheit und Mutterschaft ) an Rentner und ihre Familien­
angehörigen , die ihren Wohnort nicht in einem Mitgliedstaat
haben , nach dessen Rechtsvorschriften sie eine Rente beziehen
und Anspruch auf Leistungen haben

( 1 ) Die zuständigen Träger erstatten den Trägern , die
die Sachleistungen gemäß Artikel 28 Absatz 1 und
Artikel 28a der Verordnung gewährt haben , den Betrag
dieser Sachleistungen auf der Grundlage eines Pausch­
betrags , der den tatsächlichen Ausgaben möglichst
nahekommt .

( 2 ) Der Pauschbetrag wird ermittelt , indem die jähr­
lichen Durchschnittskosten je Rentner mit der jährlichen
Durchschnittszahl der in Betracht kommenden Rentner
vervielfältigt werden und das Ergebnis um 20 v.H.
gekürzt wird .

( 3 ) Die zur Ermittlung dieses Pauschbetrags erforderli­
chen Berechnungsfaktoren werden wie folgt bestimmt :
a ) Für die Ermittlung der Jahresdurchschnittskosten je

Rentner werden für jeden Mitgliedstaat die jähr­
lichen Aufwendungen für alle Sachleistungen , die
sämtlichen Rentnern und ihren Familienangehörigen
nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen Mitglied­
staats in den zu berücksichtigenden Systemen der
sozialen Sicherheit geschuldet werden , durch die
Jahresdurchschnittszahl der Rentner geteilt ; die hier­
bei zu berücksichtigenden Systeme der sozialen
Sicherheit sind in Anhang 9 aufgeführt .

b ) In den Beziehungen zwischen den Trägern zweier
Mitgliedstaaten ist die Jahresdurchschnittszahl der
zu berücksichtigenden Rentner gleich der Jahres­
durchschnittszahl der in Artikel 28 Absatz 2 der
Verordnung genannten Rentner , die im Gebiet eines
der beiden Mitgliedstaaten wohnen und Anspruch
auf Sachleistungen haben , die zu Lasten eines Trä­
gers des jeweiligen anderen Mitgliedstaats gehen .

(4 ) Die Zahl der nach Absatz 3 Buchstabe b ) zu
berücksichtigenden Rentner wird mit Hilfe eines Ver­
zeichnisses ermittelt , das der Träger des Wohnorts zu
diesem Zweck anhand von Nachweisen über die
Ansprüche der Berechtigten , die der zuständige Träger
zur Verfügung stellt , führt . Bei Streitigkeiten werden die
Bemerkungen der beteiligten Träger dem in Artikel 101
Absatz 3 der Durchführungsverordnung genannten
Rechnungsausschuß vorgelegt .

( 5 ) Die Verwaltungskommission bestimmt die Verfah­
ren und die Einzelheiten , nach denen die in den Absät­

(4 ) Die Zahl der nach Absatz 3 Buchstabe b ) zu
berücksichtigenden Familien wird mit Hilfe eines Ver­
zeichnisses ermittelt , das der Träger des Wohnorts zu
diesem Zweck anhand von Nachweisen über die
Ansprüche der Berechtigten , die der zuständige Träger
zur Verfügung stellt , führt . Bei Streitigkeiten werden die
Bemerkungen der beteiligten Träger dem in Artikel 101
Absatz 3 der Durchführungsverordnung genannten
Rechnungsausschuß vorgelegt .

( 5 ) Die Verwaltungskommission bestimmt die Verfah­
ren und die Einzelheiten , nach denen die in den Absät­
zen 3 und 4 genannten Berechnungsfaktoren festzulegen
sind .

( 6 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel­
lungnahme der Verwaltungskommission vereinbaren ,
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zen 3 und 4 genannten Berechnungsfaktoren festzulegen
sind .

(6 ) Zwei öder mehr Mitgliedst^aten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Stel­
lungnahme der Verwaltungskommission vereinbaren ,
daß die zu erstattenden Beträge auf andere Weise ermit­
telt werden .

Durchführung des Artikels 63 Absatz 2
der Verordnung

Artikel 96

Erstattung der von dem Träger eines Mitgliedstaats für Rech­
nung des Trägers eines anderen Mitgliedstaats gewährleisten
Sachleistungen aus der Versicherung bei Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten

Für die Anwendung des Artikels 63 Absatz 2 der
Verordnung gilt Artikel 93 der Durchführungsverord­
nung entsprechend .

und Artikel 74 Absatz 2 der Verordnung gezahlt hat ,
den tatsächlichen Betrag dieser Familienbeihilfen , wie er
sich aus der Rechnungsführung dieses Trägers ergibt .

( 2 ) Frankreich und jeder der anderen Mitgliedstaaten
oder die zuständigen Behörden Frankreichs und jede der
anderen Mitgliedstaaten können die Pauschalerstattung
dieser Familienbeihilfen vereinbaren . Bei Pauschal­
erstattung wird der Pauschbetrag ermittelt , indem die
Jahresdurchschnittskosten je Familie mit der zu berück­
sichtigenden Jahresdurchschnittszahl der zu berücksich­
tigenden Familien vervielfältigt werden .

( 3 ) Die zur Ermittlung dieses Pauschbetrags erforderli­
chen Berechnungsfaktoren werden wie folgt bestimmt :

a ) Für die Ermittlung der Jahresdurchschnittskosten je
Familie werden die gesamten jährlichen Aufwendun­
gen für die Familienbeihilfen , die von den Trägern
des Mitgliedstaats , in dessen Gebiet die Familienan­
gehörigen wohnen , sämtlichen im Gebiet dieses Mit­
gliedstaats wohnenden Familienangehörigen von
Arbeitnehmern und arbeitslosen Arbeitnehmern ge­
zahlt wurden , durch die Jahresdurchschnittszahl der
Familien geteilt , die Anspruch auf Familienbeihilfen
haben .

b ) Die Jahresdurchschnittszahl der zu berücksichtigen­
den Familien ist gleich der Jahresdurchschnittszahl
der Arbeitnehmer , für die die Rechtsvorschriften des
zuständigen Staates gelten , und gegebenenfalls der
arbeitslosen Arbeitnehmer , die Leistungen bei
Arbeitslosigkeit zu Lasten eines Trägers dieses Mit­
gliedstaats beziehen , deren Familienangehörige für
den Bezug von Familienbeihilfen in Betracht kom­
men , die von einem Träger eines anderen Mitglied­
staats gezahlt werden , in dessen Gebiet sie woh­
nen .

( 4 ) Die Verwaltungkommission setzt anhand des
Berichtes des in Artikel 101 Absatz 3 der Durchfüh­
rungsverordnung genannten Rechnungsausschusses die
Verfahren und die Einzelheiten fest , nach denen die in
Absatz 3 genannten Berechnungsfaktoren bestimmt
werden .

( 5 ) Frankreich und jeder der anderen Mitgliedstaaten
oder die zuständigen Behörden Frankreichs und jede der
anderen Mitgliedstaaten können nach Stellungnahme
der Verwaltungskommission andere Verfahren für die
Festsetzung dieses Pauschbetrags vereinbaren .

Durchführung des Artikels 70 Absatz 2
der Verordnung

Artikel 97

Erstattung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit für Arbeitslose ,
die sich in einen anderen Mitgliedstaat begeben , um dort eine
Beschäftigung zu suchen

( 1 ) Der zuständige Träger erstattet dem Träger , der
Leistungen nach Artikel 69 der Verordnung gezahlt hat ,
den Betrag, der sich aus der Rechnungsführung dieses
Trägers ergibt .

(2 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können
— nach Stellungnahme der Verwaltungskommission

vereinbaren , daß die zu erstattenden Beträge auf
andere Weise , insbesondere auf pauschaler Grund­
lage , ermittelt oder nach anderen Verfahren gezahlt
werden , oder

— auf jede Erstattung zwischen Trägern verzichten .

Erstattung der nach Artikel 73 Absatz 2 und Artikel 74
Absatz 2 der Verordnung gezahlten Familienbeihilfen

Artikel 98

Familienangehörige von Arbeitnehmern oder von arbeitslosen
Arbeitnehmern , für die die französischen Rechtsvorschriften
gelten

( 1 ) Der zuständige französische Träger erstattet dem
Träger , der Familienbeihilfen nach Artikel 73 Absatz 2

Gemeinsame Vorschriften für Erstattungen

Artikel 99

Verwaltungskosten

Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständigen
Behörden dieser Mitgliedstaaten können nach Arti­
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kel 84 Absatz 2 Satz 3 der Verordnung vereinbaren , daß
die in den Artikeln 93 bis 98 der Durchführungsverord­
nung genannten Leistungsbeträge zur Berücksichtigung
der Verwaltungskosten um einen bestimmten Vomhun­
dertsatz erhöht werden . Dieser Prozentsatz kann bei den
einzelnen Leistungen unterschiedlich sein .

a ) das erforderliche Zahlenmaterial zusammenzustellen
und die Berechnungen zur Anwendung dieses Titels
vorzunehmen ;

b ) der Verwaltungskommission regelmäßig über die
Ergebnisse der Durchführung der Verordnungen ,
insbesondere der Finanzvorschriften , Bericht zu
erstatten ;

c ) der Verwaltungskommission zu den Buchstaben a )
und b ) alle zweckdienlichen Anregungen zu unter­
breiten ;

d ) der Verwaltungskommission Vorschläge aufgrund
der Bemerkungen vorzulegen , die ihm gemäß Arti­
kel 94 Absatz 4 und Artikel 95 Absatz 4 der
Durchführungsverordnung übermittelt worden
sind ;

d ) die Verwaltungskommission mit Vorschlägen zur
Durchführung des Artikels 101 der Durchführungs­
verordnung zu befassen ;

f) alle Arbeiten , Studien und sonstigen Aufgaben im
Zusammenhang mit Fragen durchzuführen , die die
Verwaltungskommission ihm unterbreitet .

Artikel 100

Rückständige Forderungen

( 1 ) Bei der Abrechnung zwischen den Trägern der
Mitgliedstaaten kann der leistungspflichtige Träger
Erstattungsanträge für Leistungen außer Ansatz lassen ,
die während eines Kalenderjahrs gewährt worden sind ,
das mehr als drei Jahre vor der Übermittlung dieser
Anträge an eine Verbindungsstelle oder an einen lei­
stungspflichtigen Träger des zuständigen Staates liegt .

( 2) Bei Anträgen auf pauschal berechnete Erstattungen
beginnt die Dreijahresfrist an dem Tag, an dem die nach
den Artikeln 94 und 95 der Durchführungsverordnung
festgelegten Jahresdurchschnittskosten für Sachleistun­
gen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
veröffentlicht worden sind .

( 2 ) Die Erstattungen nach den Artikeln 36 , 63 , 70
und 75 Absatz 2 der Verordnung erfolgen für sämtliche
zuständigen Träger eines Mitgliedstaats zugunsten der
forderungsberechtigten Träger eines anderen Mitglied­
staats über die von den zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen . Die Stellen , über
die die Erstattungen erfolgt sind , teilen der Verwal­
tungskommission die Höhe der erstatteten Beträge
innerhalb der von der Verwaltungskommission festge­
setzten Fristen und nach den von ihr festgelegten Einzel­
heiten mit .

Artikel 101

Sund der Forderungen

( 1 ) Die Verwaltungskommission erstellt gemäß den
Artikeln 36 , 63 , 70 und 75 Absatz 2 der Verordnung
für jedes Kalenderjahr eine Übersicht über die Forde­
rungen .

( 2 ) Die Verwaltungskommission kann alle zweckdien­
lichen Prüfungen zur Kontrolle der statistischen Anga­
ben und der Rechnungsunterlagen , die bei der Erstel­
lung der in Absatz 1 genannten Übersicht über die
Forderungen verwendet werden, vornehmen lassen , ins­
besondere um sich zu vergewissern , daß sie mit den in
diesem Titel festgesetzten Regeln übereinstimmen .

( 3 ) Die Verwaltungskommission trifft die in diesem
Artikel vorgesehenen Entscheidungen anhand des
Berichtes eines Rechnungsausschusses , der ihr eine mit
Gründen versehene Stellungnahme vorlegt . Die Verwal­
tungskommission regelt die Arbeitsweise und die
Zusammensetzung dieses Rechnungsausschusses .

( 3 ) Werden die Erstattungen auf der Grundlage des
tatsächlichen Betrages der gewährten Leistungen ermit­
telt , der sich aus der Rechnungsführung der Träger
ergibt , so sind sie für jedes Kalenderhalbjahr im folgen­
den Kalenderhalbjahr vorzunehmen .

( 4 ) Werden die Erstattungen auf der Grundlage von
Pauschbeträgen ermittelt , so sind sie für jedes Kalender­
jahr vorzunehmen; in diesem Fall zahlen die zuständi­
gen Träger den forderungsberechtigten Trägern nach
den von der Verwaltungskommission festgelegten Ein­
zelheiten am ersten Tag eines jeden Kalenderhalbjahres
Vorschüsse .

Artikel 102

Aufgaben des Rechnungsausschusses — Erstattungsverfahren

( 1 ) Der Rechnungsausschuß hat

( 5 ) Die zuständigen Behörden von zwei oder mehr
Mitgliedstaaten können andere Fristen für die Erstat­
tung oder andere Einzelheiten für die Zahlung von
Vorschüssen vereinbaren .
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dem Inkrafttreten der Verordnung geltenden Vereinba­
rungen gelten weiter , sofern sie in dem genannten
Anhang aufgeführt sind .

Artikel 103

Zusammenstellung der statistischen Angaben und der Rech­
nungsunterlagen

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten treffen
die erforderlichen Maßnahmen zur Anwendung dieses
Titels , insbesondere der Bestimmungen über die Zusam­
menstellung der statistischen Angaben und der Rech­
nungsunterlagen .

Gemeinsame Vorschriften für die Zahlung von
Geldleistungen

Artikel 106

Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaats teilen der
Verwaltungskommission innerhalb der von ihr festge­
setzten Fristen und nach den von ihr festgelegten Einzel­
heiten die Höhe der Geldleistungen mit , die von den
unter ihre Zuständigkeit fallenden Trägern Berechtigten
gezahlt wurden , die ihren Wohnort oder Aufenthalt im
Gebiet eines anderen Mitgliedstaats haben .

Artikel 104

Aufnahme in den Anhang 5 der Vereinbarungen zwischen
Mitgliedstaaten oder zwischen zuständigen Behörden von Mit­
gliedstaaten über Erstattungen

( 1 ) Bestimmungen , die am Tag vor dem Inkrafttreten
der Verordnungen gelten und den in Artikel 36 Ab­
satz 3 , Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der
Verordnung sowie Artikel 93 Absatz 6 , Artikel 94
Absatz 6 und Artikel 95 Absatz 6 der Durchführungs­
verordnung vorgesehenen Bestimmungen entsprechen ,
gelten weiter , soweit sie in Anhang 5 der Durchfüh­
rungsverordnung aufgeführt sind .

( 2 ) Bestimmungen , die zwischen zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten nach Inkrafttreten der Verordnung ange­
wendet werden und den in Absatz 1 genannten Bestim­
mungen entsprechen , sind in den Anhang 5 der Durch­
führungsverordnung aufzunehmen . Das gleiche gilt für
Bestimmungen , die nach Artikel 97 Absatz 2 und Arti­
kel 98 Absatz 2 der Durchführungsverordnung verein­
bart werden .

Artikel 107

Währungsumrechnung

( 1 ) Zur Durchführung der folgenden Vorschriften :

a ) Verordnung : Artikel 12 Absätze 2 , 3 und 4 , Artikel
19 Absatz 1 Buchstabe b ) letzter Satz , Artikel 22
Absatz 1 Ziffer ii ) letzter Satz , Artikel 25 Absatz 1
Buchstabe b ) vorletzter Satz , Artikel 41 Absatz 1
Buchstaben c ) und d ), Artikel 46 Absätze 3 und 4 ,
Artikel 50 , Artikel 52 Buchstabe b ) letzter Satz ,
Artikel 55 Absatz 1 Ziffer ii ) letzter Satz , Artikel 70
Absatz 1 Unterabsatz 1 , Artikel 71 Absatz 1 Buch­
stabe b ) Ziffer ii ) vorletzter Satz ,

b ) Durchführungsverordnung : Artikel 34 Absatz 1 ,
Artikel 120 Absatz 2 ,

wird für die Umrechnung auf eine Landeswährung
lautender Beträge in eine andere Landeswährung der
von der Kommission errechnete Kurs verwendet , der
sich auf das monatliche Mittel der der Kommission für
die Anwendung des Europäischen Währungssystems
mitgeteilten Wechselkurse dieser Währungen während
des in Absatz 2 bestimmten Bezugszeitraums stützt .

( 2 ) Bezugszeitraum ist

— der Monat Januar für die ab dem darauffolgenden
1 . April anzuwendenden Umrechnungskurse ,

— der Monat April für die ab dem darauffolgenden
1 . Juli anzuwendenden Umrechnungskurse ,

— der Monat Juli für die ab dem darauffolgenden
1 . Oktober anzuwendenden Umrechnungskurse ,

— der Monat Oktober für die ab dem darauffolgenden
1 . Januar anzuwendenden Umrechnungskurse .

Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen
Kontrolle

Artikel 105

( 1 ) Die Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrolle
sowie der ärztlichen Untersuchungen , Beobachtungen ,
Fahrten der Ärzte und Prüfungen aller Art , die für die
Gewährung oder Neufeststellung der Leistungen erfor­
derlich sind , werden dem Träger , der hiermit beauftragt
wurde, nach den für ihn geltenden Sätzen von dem
Träger erstattet , für dessen Rechnung sie durchgeführt
wurden .

( 2 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können jedoch
andere Erstattungsverfahren , insbesondere Pauschal­
erstattungen , vereinbaren oder auf jede Erstattung zwi­
schen Trägern verzichten .

Diese Vereinbarungen sind in den Anhang 5 der Durch­
führungsverordnung aufzunehmen . Die am Tag vor
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( 3 ) Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten die
Wechselkurse , die der Kommission zu ein und demsel­
ben Zeitpunkt von den Zentralbanken für die Berech­
nung der ECU im Rahmen des Europäischen Wäh­
rungssystems mitgeteilt werden .

(4 ) Die Verwaltungskommission setzt auf Vorschlag
des Rechnungsausschusses den Zeitpunkt fest , der bei
der Festlegung der in den Fällen nach Absatz 1 anzu­
wendenden Umrechnungskurse zu berücksichtigen ist .

( 5 ) Die in den von Absatz 1 erfaßten Fällen anzuwen­
denden Umrechnungskurse werden im vorletzten Monat
vor dem Monatsersten , ab dem sie anzuwenden sind , im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent­
licht .

( 6 ) In den von Absatz 1 nicht erfaßten Fällen erfolgt
die Umrechnung sowohl bei Leistungszahlung als auch
bei Erstattung zum am Tage der Zahlung geltenden
amtlichen Wechselkurs .

TITEL VI

VERSCHIEDENE VORSCHRIFTEN

Artikel 108

Nachweis der Eigenschaft des Saisonarbeiters

Der in Artikel 1 Buchstabe c) der Verordnung genannte
Arbeitnehmer hat zum Nachweis der Eigenschaft des
Saisonarbeiters seinen Arbeitsvertrag mit dem Sichtver­
merk der Arbeitsverwaltung des Mitgliedstaats vorzule­
gen , in dessen Gebiet er sich zur Ausübung seiner
Beschäftigung begibt oder in dessen Gebiet er seine
Beschäftigung ausgeübt hat . Werden in diesem Mit­
gliedstaat keine SaisonarbeitsVerträge abgeschlossen , so
stellt der Träger des Beschäftigungslandes gegebenen­
falls bei Beantragung von Leistungen eine Bescheinigung
aus , in der anhand der Angaben der betreffenden Person
der Saisoncharakter der Tätigkeit bescheinigt wird , die
diese ausübt oder ausgeübt hat .

Wohnorts dieser Person oder der von der zuständigen
Behörde bezeichnete Träger des Mitgliedstaats , in des­
sen Gebiet diese Person wohnt , dem erstgenannten
Träger Hilfe .

Artikel 111

Rückforderung nicht geschuldeter Zahlungen duch die Träger
der sozialen Sicherheit und Erstattungsanspruch der Fürsorge­
stellen

( 1 ) Hat der Träger eines Mitgliedstaats bei der Fest­
stellung oder der Neufeststellung von Leistungen bei
Invalidität , Alter oder Tod ( Renten ) in Anwendung des
Titels III Kapitel 3 der Verordnung einem Leistungs­
empfänger einen höheren Betrag gezahlt als den , auf den
dieser Anspruch hat , so kann dieser Träger vom Träger
jedes anderen Mitgliedstaats , der gegenüber dem Lei­
stungsempfänger zu entsprechenden Leistungen ver­
pflichtet ist , verlangen , den zuviel gezahlten Betrag von
den nachzuzahlenden Beträgen einzubehalten , die er
dem Leistungsempfänger zahlt . Dieser letztgenannte
Träger überweist den einbehaltenen Betrag dem forde­
rungsberechtigten Träger . Sowie der zuviel gezahlte
Betrag nicht von den nachzuzahlenden Beträgen einbe­
halten werden kann , ist Absatz 2 anzuwenden .

( 2 ) Hat der Träger eines Mitgliedstaats einem Lei­
stungsempfänger einen höheren Betrag gezahlt als den ,
auf den dieser Anspruch hat , so kann dieser Träger
unter den Bedingungen und in den Grenzen , die in den
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften vorgesehen
sind , vom Träger jedes anderen Mitgliedstaats , der
gegenüber dem Leistungsempfänger zu Leistungen ver­
pflichtet ist , verlangen , den zuviel gezahlten Betrag von
den Beträgen einzubehalten , die er dem Leistungsemp­
fänger zahlt . Dieser letztgenannte Träger behält den
entsprechenden Betrag unter den Bedingungen und in
den Grenzen ein , die nach den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften für einen solchen Ausgleich vorgese­
hen sind , als ob es sich um von ihm selbst zuviel
gezahlte Beträge handele ; er überweist den einbehalte­
nen Betrag dem forderungsberechtigten Träger .

Artikel 109

Vereinbarung über die Beitragszahlung

Der Arbeitgeber , der keine Niederlassung in dem Mit­
gliedstaat hat , in dessen Gebiet der Arbeitnehmer
beschäftigt ist , und der Arbeitnehmer können vereinba­
ren , daß dieser die Pflichten des Arbeitgebers zur Zah­
lung der Beiträge wahrnimmt.
Der Arbeitgeber hat eine solche Vereinbarung dem
zuständigen Träger oder gegebenenfalls dem Träger
mitzuteilen , den die zuständige Behörde des genannten
Mitgliedstaats bestimmt.

Artikel 110

Amtshilfe bei Rückforderung nicht geschuldeter Leistungen

Beabsichtigt der Träger eines Mitgliedstaats , der Lei­
stungen gewähn hat , einen Erstattungsanspruch gegen­
über einer Person geltend zu machen , die diese Leistun­
gen zu Unrecht bezogen hat , so leistet der Träger des
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wesen , der Sachleistungen auf Vorlage der Bescheini­
gung nach Artikel 20 Absatz 1 oder Artikel 62 Absatz 1
der Durchführungsverordnung bezogen hat, werden
auch dann von dem in der genannten Bescheinigung als
zuständig angegebenen Träger oder von einem zu die­
sem Zweck von der zuständigen Behörde des betreffen­
den Mitgliedstaats bezeichneten sonstigen Träger erstat­
tet , wenn der Arbeitnehmer sich nicht vorher an den
Träger des Aufenthaltsorts gewandt hat und keinen
Anspruch auf Sachleistungen hat .

( 3 ) Der zuständige Träger oder — in dem in Absatz 2
genannten Fall — der als zuständig angegebene Träger
oder der zu diesem Zweck bezeichnete Träger behält
gegenüber dem Leistungsempfänger eine Forderung in
Höhe des Wertes der zu Unrecht gewährten Sachleistun­
gen . Die genannten Träger teilen dem in Artikel 101
Absatz 3 der Durchführungsverordnung genannten
Rechnungsausschuß diese Forderungen mit , der hier­
über eine Übersicht erstellt .

( 3 ) Hat eine Person , für die die Verordnung gilt ,
während eines Zeitraums , in dem sie nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats Anspruch auf Leistun­
gen hatte , im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats Für­
sorgeleistungen erhalten , so kann die Stelle , die sie
gewährt hat , im Fall eines gesetzlich zulässigen Regreß­
anspruchs auf die der genannten Person geschuldeten
Leistungen , vom Träger jedes anderen Mitgliedstaats ,
der gegenüber dieser Person zu Leistungen verpflichtet
ist , verlangen , den für Fürsorgeleistungen verauslagten
Betrag von den Beträgen einzubehalten , die dieser Trä­
ger der genannten Person zahlt .

Hat ein Familienangehöriger einer Person , für die die
Verordnung gilt , während eines Zeitraums , in dem
diese Person für den betreffenden Familienangehörigen
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats An­
spruch auf Leistungen hatte , im Gebiet eines anderen
Mitgliedstaats Fürsorgeleistungen erhalten , so kann die
Stelle , die sie gewährt hat , im Fall eines gesetzlich
zulässigen Regreßanspruchs auf die der betreffenden
Person für den betreffenden Familienangehörigen
geschuldeten Leistungen vom Träger jedes anderen Mit­
gliedstaats , der gegenüber dieser Person zu solchen
Leistungen verpflichtet ist , verlangen , den für Fürsorge­
leistungen verauslagten Betrag von den Beträgen einzu­
behalten, die dieser Träger der genannten Person für
den betreffenden Familienangehörigen zahlt .

Der leistungspflichtige Träger behält den entsprechen­
den Betrag unter den Bedingungen und in den Grenzen
ein , die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor­
schriften für einen solchen Ausgleich vorgesehen sind ; er
überweist den einbehaltenen Betrag der forderungsbe­
rechtigten Stelle .

Artikel 114

Vorläufige Zahlung von Leistungen bei Streitigkeilen über die
anzuwendenden Rechtsvorschriften oder über den Träger, der
die Leistungen zu gewähren hat

Im Fall von Streitigkeiten zwischen den Trägern oder
den zuständigen Behörden von zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten über die nach Titel II der Verordnung
anzuwendenden Rechtsvorschriften oder über die
Bestimmung des Trägers , der Leistungen zu gewähren
hat , bezieht eine Person , die , wenn solche Streitigkeiten
nicht bestünden , Leistungen beanspruchen könnte , vor­
läufige Leistungen nach den vom Träger des Wohnorts
anzuwendenden Rechtsvorschriften oder , wenn die
betreffende Person nicht im Gebiet eines der beteiligten
Mitgliedstaaten wohnt , nach den Rechtsvorschriften des
Trägers , bei dem der Antrag zuerst gestellt wurde .

Artikel 112

Hat ein Träger unmittelbar oder über einen anderen
Träger nicht geschuldete Zahlungen geleistet und kön­
nen diese nicht wiedererlangt werden , so gehen die
entsprechenden Beträge endgültig zu Lasten des erstge­
nannten Trägers , es sei denn , daß die nicht geschuldete
Zahlung durch eine betrügerische Handlung zustande
kam .

Artikel IIS

Bestimmungen über ärztliche Gutachten , die in einem anderen
Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat erstellt werden

Der Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts , der gemäß
Artikel 87 der Verordnung ärztliche Gutachten anferti­
gen soll , verfährt in der Art und Weise , die die von ihm
anzuwendenden Rechtsvorschriften vorsehen .

Ist hierfür nichts bestimmt , so wendet er sich an den
zuständigen Träger mit dem Verlangen um Auskunft ,
wie zu verfahren ist .

Artikel 116

Vereinbarungen über die Einziehung von Beiträgen

( 1 ) Die nach Artikel 92 Absatz 2 der Verordnung
getroffenen Vereinbarungen sind in Anhang 5 der
Durchführungsverordnung aufzunehmen .

Artikel 113

Einziehung zu Unrecht gewährter Sachleistungen an Arbeitneh­
mer im internationalen Verkehrswesen

( 1 ) Erkennt der zuständige Träger den Anspruch auf
Sachleistungen nicht an , so werden die Sachleistungen ,
die einem Arbeitnehmer im internationalen Verkehrs­
wesen vom Träger des Aufenthaltsorts aufgrund des
Artikels 20 Absatz 1 oder des Artikels 62 Absatz 1 der
Durchführungsverordnung gewährt wurden , vom zu­
ständigen Träger erstattet .

(2 ) Die Aufwendungen des Trägers des Aufenthaltsorts
für einen Arbeitnehmer im internationalen Verkehrs­
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( 2 ) Die zur Durchführung des Artikels 51 der Verord­
nung Nr. 3 getroffenen Vereinbarungen gelten weiter ,
sofern sie in Anhang 5 aufgeführt sind .

rungsverordnung vorgesehenen Formblätter für Beschei­
nigungen , Erklärungen , Anträge und sonstige Unterla­
gen sowie die für die Anwendung der Verordnung und
der Durchführungsverordnung vorgesehenen Daten­
übermittlungsvorgänge und -verfahren der elektroni­
schen Datenverarbeitung anpassen .

( 2 ) Die Verwaltungskommission wird die erforder­
lichen Untersuchungen im Hinblick auf eine allgemeine
und einheitliche Gestaltung der sich aus Absatz 1 erge­
benden Anpassungsmöglichkeiten durchführen , sobald
die Entwicklung der elektronischen Datenverarbeitung
in den Mitgliedstaaten dies zuläßt .

Artikel 117

Elektronische Datenverarbeitung

( 1 ) Ein Mitgliedstaat oder mehrere Mitgliedstaaten
oder dessen bzw. deren zuständige Behörden können
nach Stellungnahme der Verwaltungskommission die
für die Anwendung der Verordnung und der Durchfüh­

T1TEL Vll

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN

den Rentenantrag eine Feststellung erfolgt ist , und sind
aufgrund dieses Versicherungsfalls Leistungen für eine
Zeit vor diesem Zeitpunkt zu gewähren , so hat dieser
Antrag eine doppelte Feststellung zur Folge , und zwar

a ) für die Zeit vor dem 1 . Juli 1982 gemäß der
Verordnung bzw . gemäß Vereinbarungen zwischen
den betreffenden Mitgliedstaaten sowie

b ) für die Zeit ab dem 1 . Juli 1982 gemäß der Verord­
nung.

Ergibt sich jedoch bei der Berechnung nach Buch­
stabe a ) ein höherer Betrag als bei der Berechnung nach
Buchstabe b ), so erhält die betreffende Person weiterhin
den Betrag , der sich bei der Berechnung nach Buchstabe
a ) ergibt .

( 2 ) Wird ab dem 1 . Juli 1982 ein Antrag auf Leistun­
gen bei Invalidität , bei Alter oder an Hinterbliebene
beim Träger eines Mitgliedstaats gestellt , so werden die
Leistungen , die vor diesem Tag für denselben Versiche­
rungsfall durch den oder die Träger eines oder mehrerer
anderer Mitgliedstaaten bereits festgestellt wurden, von
Amts wegen gemäß der Verordnung neu festgestellt ; die
Neufeststellung darf nicht zu einem geringeren Lei­
stungsbetrag führen .

Artikel 118

Übergangsvorschriften für Renten für die Arbeitnehmer

( 1 ) Ist der Versicherungsfall vor dem 1 . Oktober 1972
eingetreten, ohne daß vor diesem Zeitpunkt für den
Rentenantrag eine Feststellung erfolgt ist , und sind
aufgrund dieses Versicherungsfalls Leistungen für die
Zeit vor diesem Zeitpunkt zu gewähren , so hat dieser
Antrag eine doppelte Feststellung zur Folge , und zwar

a) für die Zeit vor dem 1 . Oktober 1972 gemäß der
Verordnung Nr. 3 bzw. gemäß Vereinbarungen
zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten sowie

b) für die Zeit ab dem 1 . Oktober 1972 gemäß der
Verordnung.

Ergibt sich jedoch bei der Berechnung nach Buch­
stabe a ) ein höherer Betrag als bei der Berechnung nach
Buchstabe b), so erhält der Betreffende weiterhin den
Betrag, der sich bei der Berechnung nach Buchstabe a)
ergibt .

(2 ) Wird ab dem 1 . Oktober 1972 ein Antrag auf
Leistungen bei Invalidität , bei Alter oder an Hinterblie­
bene bei einem Träger eines Mitgliedstaats gestellt , so
werden die Leistungen , die vor Inkrafttreten der Ver­
ordnung für denselben Versicherungsfall durch den oder
die Träger eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten
festgestellt wurden , von Amts wegen gemäß der Verord­
nung neu festgestellt . Artikel 120

Übergangsvorschriften für Familienleistungen

( 1 ) Bei den Ansprüchen nach Artikel 94 Absatz 9 der
Verordnung handelt es sich um Ansprüche , die Arbeit­
nehmer für Familienangehörige hatten , die den
Anspruch auf Familienleistungen zu den Sätzen und
innerhalb der Grenzen begründeten , die am Tag vor

Artikel 119

Übergangsvorschriften für Renten für die Selbständigen

( 1 ) Ist der Versicherungsfall vor dem 1 . Juli 1982
eingetreten , ohne daß bereits vor diesem Zeitpunkt für
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dem 1 . Oktober 1972 entweder aufgrund des Arti­
kels 41 oder des Anhangs D der Verordnung Nr . 3 oder
aufgrund des Artikels 20 oder des Anhangs 1 der
Verordnung Nr. 36 /63 /EWG des Rates vom 2 . April
1963 über die soziale Sicherheit der Grenzgänger (*)
gelten .

(2) Solange der Betrag der in Absatz 1 genannten
Familienleistungen den Betrag der nach Artikel 73
Absatz 2 der Verordnung geschuldeten Familienbeihil­
fen übersteigt , hat der zuständige französische Träger
sicherzustellen , daß die Zahlungen für die Kinder , für
die Anspruch auf Familienleistungen besteht , an den
Arbeitnehmer oder unmittelbar an dessen Familienange­
hörige an deren Wohnort erfolgen .

Artikel 121

Zusätzliche Durchführungsvereinbarungen

( 1 ) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zuständi­
gen Behörden dieser Mitgliedstaaten können erforder­
lichenfalls zusätzliche Vereinbarungen über die verwal­
tungsmäßige Durchführung der Verordnung schließen .
Diese Vereinbarungen sind in Anhang 5 der Durchfüh­
rungsverordnung aufzunehmen .

(2 ) Vereinbarungen , die den in Absatz 1 genannten
Vereinbarungen entsprechen und am Tag vor dem
1 . Oktober 1972 in Kraft waren, gelten weiter , sofern
sie in Anhang 5 der Durchführungsverordnung aufge­
führt sind .

(3 ) Sind Familienleistungen nach Artikel 73 Absatz 2
der Verordnung zu zahlen , so zahlt der Träger des
Wohnorts der Familienangehörigen die Familienbeihil­
fen nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten ; sie sind ihm von dem zuständigen französischen
Träger zu erstatten .

(4) In den zweiseitigen Beziehungen legen die beteilig­
ten Mitgliedstaaten oder deren zuständige Behörden die
Einzelheiten der Durchführung dieses Artikels fest .

Artikel 122

Besondere Vorschriften für die Änderung bestimmter
Anhänge

Die Anhänge 1 , 4 , 5 , 6 , 7 und 8 der Durchführungs­
verordnung können auf Antrag des oder der betreffen­
den Mitgliedstaaten oder ihrer zuständigen Behörden
nach Stellungnahme der Verwaltungskommission durch
eine Verordnung der Kommission geändert werden .

(») ABl . Nr . 62 vom 20 . 4 . 1963 , S. 1314 / 63 .
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ANHANG 1

ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN

(Artikel 1 Buchstabe 1 ) der Verordnung, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 122 der Durchführungsverordnung)

A. BELGIEN : Ministre de la prévoyance sociale , Bruxelles
— Minister van Sociale Voorzorg, Brüssel
(Minister für Sozialordnung)

Ministre des classes moyennes , Bruxelles
— Minister van Middenstand , Brüssel
( Minister für den Mittelstand)

B. DANEMARK : 1 . Socialministeren (Minister für Sozialangelegenheiten ), Kebenhavn
2. Arbejdsministeren (Minister für Arbeit ), København
3 . Indenrigsministeren ( Minister des Inneren), København
4 . Ministeren for Grønland ( Minister für Grönland ), København

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, BonnC. DEUTSCHLAND :

D. FRANKREICH: 1 . Ministre des affaires sociales et de la solidarité nationale ( Minister für
Sozialangelegenheiten und nationale Solidarität), Paris

2 . Ministre de l'agriculture ( Minister für Landwirtschaft ), Paris

E. GRIECHENLAND: 1 . Υπουργός Κοινωνικών Υπηρεσιών, Αθήνα
(Minister für Sozialdienste), Athen

2 . Υπουργός Εργασίας, Αθήνα
(Minister für Arbeit ), Athen

3 . Υπουργός Εμπορικής Ναυτιλίας , Πειραιάς
(Minister für die Handelsmarine), Piräus

F. IRLAND: 1 . Minister for Social Weifare ( Minister für Sozialordnung), Dublin
2 . Minister for Health ( Minister für Gesundheitswesen), Dublin

G. ITALIEN: — Bei Renten :

1 . im allgemeinen : Ministro del lavoro e della previdenza sociale ( Minister
für Arbeit und Sozialordnung), Roma

2 . für Notare : Ministro di grazia e giustizia (Justizminister), Roma
3 . für Zollbedienstete : Ministro delle finanze ( Finanzminister), Roma

— Bei Sachleistungen :
Ministro della sanità (Gesundheitsminister), Roma

H. LUXEMBURG : 1 . Ministre du travail et de la sécurité sociale ( Minister für Arbeit und soziale
Sicherheit ), Luxembourg

2 . Ministre de la famille ( Minister für Familienfragen), Luxembourg
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I. NIEDERLANDE : 1 . Minister van Sociale Zaken en Werkgelegenheid ( Minister für Sozialangele­
genheiten und Beschäftigungsfragen), Den Haag

2 . Minister van Welzijn , Volksgezondheid en Cultuur ( Minister für Gemein­
wohl , Gesundheit und Kultur), Rijswijk

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH : 1 . Secretary of State for Social Services ( Minister für soziale Dienste ), Lon­
don

2 . Secretary of State for Scotland ( Minister für Schottland ), Edinburgh
3 . Secretary of State for Wales (Minister für Wales), Cardiff
4 . Department of Health and Social Services for Northern Ireland ( Ministe­

rium für Gesundheitswesen und soziale Dienste für Nordirland ), Belfast

5 . Director of the Department of Labour and Social Security ( Direktor des
Ministeriums für Arbeit und soziale Sicherheit ), Gibraltar

6 . Director of the Medical and Public Health Department ( Direktor des
Gesundheitsministeriums), Gibraltar
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ANHANG 2

ZUSTÄNDIGE TRÄGER

( Artikel 1 Buchstabe o) der Verordnung und Artikel 4 Absatz 2 der Durchführungsverordnung)

A. BELGIEN

1 . Krankheit, Mutterschaft :

a ) Bei Anwendung der Artikel 16 bis 29 der Durch­
führungsverordnung:

i ) im allgemeinen :

ii ) für Seeleute :

Versicherungseinrichtung , bei der der Arbeitnehmer
oder Selbständige versichert ist

Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon beige — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag — ( Hilfs- und
Vorsorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute), Antwerpen

b) Bei Anwendung des Titels V der Durchführungs­
verordnung : Institut national d'assurance maladie-invalidité ,

Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brüssel — ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung) für Rechnung der Versi­
cherungseinrichtungen bzw . der Hilfs- und Vorsorge­
kasse für die unter belgischer Flagge fahrenden See­
leute

2 . Invalidität:

a ) Allgemeine Invalidität ( Arbeiter, Angestellte und
Bergarbeiter) und Invalidität der Selbständigen : Institut national d'assurance maladie-invalidité ,

Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering , Brüssel — ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung) zusammen mit der Versi­
cherungseinrichtung, bei der der Arbeitnehmer oder
Selbständige versichert ist oder war

b) Besondere Invalidität der Bergarbeiter : Fonds national de retraite des ouvriers-mineurs , Bruxel­
les — Nationaal pensioenfonds voor mijnwerkers , Brus­
sel — ( Staatliche Kasse für die Altersversorgung der
Bergarbeiter )
Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon beige — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag — ( Hilfs- und
Vorsorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute ), Antwerpen

c ) Invalidität der Seeleute :

3 . Alter, Tod (Renten): Office national des pensions pour travailleurs salaries ,
Bruxelles — Rijksdienst voor werknemerspensioenen ,
Brüssel — ( Staatliches Amt für Arbeitnehmerrenten )
Institut national d'assurances sociales pour travailleurs
indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor de so­
ciale verzekeringen der zelfstandigen , Brüssel ( Staatliche
Sozialversicherungsanstalt für Selbständige)
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4. Arbeitsunfälle

a) bis zum Ablauf der Revisionsfrist nach dem Gesetz
vom 10. April 1971 (Artikel 72):

i) Sachleistungen :

— Ersatz und Instandhaltung von Körperer­
satzstücken:

— andere Leistungen als vorstehend:
ii ) Geldleistungen :

— Beihilfe:

— Zulagen nach der Königlichen Verordnung
vom 21 . Dezember 1971 :

Fonds des accidents du travail , Bruxelles — Fonds voor
arbeidsongevallen , Brussel — ( Kasse für Arbeitsun­
fälle)

Versicherer, bei dem der Arbeitgeber versichert ist

Versicherer , bei dem der Arbeitgeber versichert ist

Fonds des accidents du travail , Bruxelles — Fonds voor
arbeidsongevallen , Brussel — ( Kasse für Arbeitsun­
fälle)

Fonds des accidents du travail , Bruxelles — Fonds voor
arbeidsongevallen , Brusssel — (Kasse für Arbeitsun­
fälle )

b ) nach Ablauf der Revisionsfristen nach dem Gesetz
vom 10. April 1971 (Artikel 72):

i ) Sachleistungen:

ii ) Geldleistungen :
— Rente:

— Zulage :

c) System für die Seeleute und Fischer:

d ) bei NichtVersicherung:

Zugelassene Einrichtung für die Rentenzahlung
Fonds des accidents du travail , Bruxelles — Fonds voor
arbeidsongevallen , Brussel — ( Kasse für Arbeitsun­
fälle )

Fonds des accidents du travail , Bruxelles — Fonds voor
arbeidsongevallen , Brussel — ( Kasse für Arbeitsun­
fälle )

Fonds des accidents du travail , Bruxelles , — Fonds voor
arbeidsongevallen , Brussel — ( Kasse für Arbeitsun­
fälle )

5 . Berufskrankheiten: Fonds des maladies professionnelles . Bruxelles — Fonds
voor beroepsziekten , Brussel — ( Kasse für Berufskrank­
heiten )

6 . Sterbegeld:
a) Kranken- und Invaliditätsversicherung:

i) im allgemeinen : Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel — ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung), zusammen mit der Versi­
cherungseinrichtung, bei der der Arbeitnehmer versi­
chert war

ii ) für Seeleute: Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon belge — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag — ( Hilfs- und
Vorsorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute), Antwerpen
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Versicherer

b) Arbeitsunfall :

i ) im allgemeinen :
ii ) für Seeleute :

c) Berufskrankheit :

Fonds des accidents du travail , Bruxelles — Fonds voor
arbeidsongevallen , Brussel — ( Kasse für Arbeitsun­
fälle)

Fonds des maladies professionnelles , Bruxelles — Fonds
voor beroepsziekten , Brussel — ( Kasse für Berufskrank­
heiten)

7 . Arbeitslosigkeit:
i ) im allgemeinen: Office national de l'emploi , Bruxelles — Rijksdienst

voor arbeidsvoorziening, Brussel — ( Staatliches Arbeits­
amt)

Pool des marins de la marine marchande — Pool van de
zeelieden ter koopvaardij — (Seemännische Heuerstelle
der Handelsmarine), Antwerpen

ii ) für Seeleute:

8 . Familienleistungen:
a ) Arbeitnehmer: Caisse de compensation pour allocations familiales pour

travailleurs salariés , Bruxelles — Compensatiekas der
gezinsvergoedingen voor werknemers , Brussel — ( Fami­
lienausgleichskasse für Arbeitnehmer), der der Arbeit­
geber angeschlossen ist

b) Selbständige: Institut national d'assurances sociales pour travailleurs
indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor de so­
ciale verzekeringen der zelfstandigen , Brussel — ( Staatli­
che Sozialversicherungsanstalt für Selbständige)

B. DÄNEMARK

1 . DÄNEMARK, AUSGENOMMEN GRÖNLAND

a) Krankheit und Mutterschaft :

i ) Krankheit:

— Sachleistungen: Zuständige amtskommune ( Landkreisamt ). In der
Gemeinde København : Magistraten (Gemeindeverwal­
tung); in der Gemeinde Frederiksberg: Gemeindeverwal­
tung

Sozialausschuß der Gemeinde , in der der Berechtigte
wohnt . In den Gemeinden København , Odense, Ålborg
und Arhus : Magistraten (Gemeindeverwaltung)

— Geldleistungen:

ii ) Mutterschaft :

— Sachleistungen : Zuständige amtskommune ( Landkreisamt). In der
Gemeinde København : Magistraten (Gemeindeverwal­
tung); in der Gemeinde Frederiksberg : Gemeindeverwal­
tung

Sozialausschuß der Gemeinde, in der der Berechtigte
wohnt . In den Gemeinden København , Odense , Ålborg
und Århus : Magistraten (Gemeindeverwaltung)

Geldleistungen :
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b) Invalidität:

i ) Leistungen nach dem Invalidenrentengesetz :

ii ) Leistungen bei Rehabilitation :

Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ), Kobenhavn

Sozialausschuß der Wohngemeinde . In den Gemeinden
Kobenhavn , Odense , Ålborg und Arhus : Magistraten
(Gemeindeverwaltung)

c) Alter und Tod (Renten ):
i ) Renten nach den Rechtsvorschriften für Alters­

und Witwenrenten : Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ), Kobenhavn

Arbejdsmarkedets Tillaegspension ( Amt für die Arbeits­
markt-Zusatzrente), Hillerod

ii ) Gesetz über die Arbeitsmarkt-Zusatzrente („lo­
ven om Arbejdsmarkedets Tillægspension"):

d) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten :

i ) Sachleistungen und Renten :

ii ) Tagegeld :

Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ), Kobenhavn

Sozialausschuß der Gemeinde, in der der Berechtigte
wohnt . In den Gemeinden Kobenhavn , Odense , Ålborg
und Arhus : Magistraten ( Gemeindeverwaltung)

e) Sterbegeld: Sozialausschuß der Wohngemeinde . In den Gemeinden
Kobenhavn , Odense , Ålborg und Arhus : Magistraten
( Gemeindeverwaltung)

f) Arbeitslosigkeit : Arbejdsdirektoratet ( Staatliches Arbeitsamt ), Køben­
havn

g) Familienleistungen (Familienbeihilfen ): Sozialausschuß der Gemeinde , in der der Berechtigte
wohnt . In den Gemeinden Kobenhavn , Odense , Ålborg
und Arhus : Magistraten (Gemeindeverwaltung)

2. GRÖNLAND

a ) Krankheit und Mutterschaft :

Sachleistungen :

b ) Alter:

Renten nach der Regelung des Landesrates über
Altersrenten in Grönland :

c) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten:

d ) Familienleistungen (Familienbeihilfen ):

Bestyrelsen for sundhedsvæsenet i Grønland ( Amt für
das Gesundheitswesen in Grönland), Godthåb

Arbejds- og socialdirektoratet ( Regionales Arbeits- und
Sozialamt ), Godthåb

Det grønlandske nævn for ulykkesforsikring ( Grönlän­
discher Ausschuß für Unfallversicherung), Godthåb

Arbejds- og socialdirektoratet ( Regionales Arbeits- und
Sozialamt), Godthåb
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C. DEUTSCHLAND

Die Zuständigkeit der deutschen Träger richtet sich nach den deutschen Rechtsvorschriften , soweit nachstehend nichts
anderes bestimmt ist .

1 . Krankenversicherung:

Bei Anwendung des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe e)
der Verordnung:

a ) Wohnt die betreffende Person im Gebiet der Bun­
desrepublik Deutschland : für den Wohnort der betreffenden Person zuständige

Allgemeine Ortskrankenkasse

b) Wohnt die betreffende Person im Gebiet eines ande­
ren Mitgliedstaats: Allgemeine Ortskrankenkasse Bonn , Bonn

c) Waren die Familienangehörigen der betreffenden
Person vor deren Einberufung zum Wehrdienst , zu
einer Wehrübung oder zum Zivildienst bei einem
deutschen Träger gemäß Artikel 17 Absatz 1 der
Durchführungsverordnung versichert : Träger der Krankenversicherung , bei dem diese Fami­

lienangehörigen versichert sind

Bei Anwendung des Artikels 25 Absatz 1 der Verord­
nung: Träger der Krankenversicherung , bei dem der Arbeits­

lose zu dem Zeitpunkt versichert war , zu dem er das
Gebiet der Bundesrepublik verließ

Für die Krankenversicherung der Rentenantragsteller
und der Rentner sowie von deren Familienangehörigen
nach Titel III Kapitel 1 Abschnitte 4 und 5 der Verord­
nung:

i ) Ist die betreffende Person bei einer Allgemeinen
Ortskrankenkasse versichert oder ist sie bei keinem
Träger der Krankenversicherung versichert :

ii ) In allen übrigen Fällen :

Allgemeine Ortskrankenkasse Bonn , Bonn

Träger der Krankenversicherung , bei dem der Renten­
antragsteller oder der Rentner versichert ist

2 . Rentenversicherung der Arbeiter , Rentenversicherung
der Angestellten und knappschaftliche Rentenversiche­
rung:

Für die Entscheidung über Leistungsanträge sowie für
die Zulassung zur freiwilligen Versicherung innerhalb
dieses Verfahrens und für die Gewährung der Leistun­
gen nach der Verordnung:

a ) Bei Personen , die ausschließlich nach den deutschen
Rechtsvorschriften oder die nach den deutschen
Rechtsvorschriften und den Rechtsvorschriften eines
oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten versichert
waren oder als versichert galten , sowie bei deren
Hinterbliebenen , wenn die betreffende Person

— im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnt
oder
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als Staatsangehörige eines anderen Mitglied­
staats im Gebiet eines Nichtmitgliedstaats
wohnt:

i ) Wenn der letzte Beitrag zur Rentenversiche­
rung der Arbeiter entrichtet worden ist :

— falls die betreffende Person in den Nie­
derlanden oder als niederländischer
Staatsangehöriger im Gebiet eines Nicht­
mitgliedstaats wohnt : Landesversicherungsanstalt Westfalen , Münster

— falls die betreffende Person in Belgien
oder als belgischer Staatsangehöriger im
Gebiet eines Nichtmitgliedstaats wohnt : Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz , Düsseldorf

— falls die betreffende Person in Italien
oder als italienischer Staatsangehöriger
im Gebiet eines Nichtmitgliedstaats
wohnt : Landesversicherungsanstalt Schwaben , Augsburg

— falls die betreffende Person in Frankreich
oder Luxemburg oder als französischer
oder luxemburgischer Staatsangehöriger
im Gebiet eines Nichtmitgliedstaats
wohnt: Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz , Speyer

— falls die betreffende Person in Dänemark
oder als dänischer Staatsangehöriger im
Gebiet eines Nichtmitgliedstaats wohnt : Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein , Lübeck

— falls die betreffende Person in Irland
oder im Vereinigten Königreich oder als
irischer Staatsangehöriger oder Staatsan­
gehöriger des Vereinigten Königreichs im
Gebiet eines Nichtmitgliedstaats wohnt : Landesversicherungsanstalt Freie und Hansestadt Ham­

burg, Hamburg

— falls die betreffende Person in Griechen­
land oder als griechischer Staatsangehö­
riger im Gebiet eines Nichtmitgliedstaats
wohnt : Landesversicherungsanstalt Württemberg, Stuttgart

Wenn jedoch der letzte Beitrag

— an die Landesversicherungsanstalt für
das Saarland, Saarbrücken , oder an die
Bundesbahnversicherungsanstalt , Frank­
furt am Main , entrichtet worden ist : der Träger , an den der letzte Beitrag entrichtet worden

ist

— an die Seekasse , Hamburg, entrichtet
worden ist oder wenn Beiträge für min­
destens 60 Monate an die Seekasse ( Ren­
tenversicherung der Arbeiter oder der
Angestellten ), Hamburg, entrichtet wor­
den sind : Seekasse , Hamburg
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ii ) Wenn der letzte Beitrag zur Rentenversiche­
rung der Angestellten entrichtet worden ist ,

— falls kein Beitrag an die Seekasse Ham­
burg, entrichtet worden ist : Bundesversicherungsanstalt für Angestellte , Berlin

— falls ein Beitrag an die Seekasse ( Renten­
versicherung der Arbeiter oder der Ange­
stellten), Hamburg, entrichtet worden
ist : Seekasse , Hamburg

iii ) Wenn der letzte Beitrag zur knappschaft­
lichen Rentenversicherung entrichtet worden
ist oder die Wartezeit für die Bergmannsren­
te wegen verminderter bergmännischer Be­
rufsfähigkeit erfüllt ist oder als erfüllt gilt : Bundesknappschaft , Bochum

b) Bei Personen , die nach den deutschen Rechtsvor­
schriften und nach den Rechtsvorschriften eines
oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten versichert
waren oder als versichert galten , sowie bei deren
Hinterbliebenen , wenn die betreffende Person

— im Gebiet Deutschlands, außerhalb des Saarlan­
des , wohnt oder

— als deutscher Staatsangehöriger im Gebiet eines
Nichtmitgliedstaats wohnt :

i ) Wenn der letzte Beitrag nach den deutschen
Rechtsvorschriften zur Rentenversicherung
der Arbeiter entrichtet worden ist ,

— falls der letzte nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats entrich­
tete Beitrag an einen niederländischen
Rentenversicherungsträger entrichtet
worden ist : Landesversicherungsanstalt Westfalen , Münster

— falls der letzte nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats entrich­
tete Beitrag an einen belgischen Renten­
versicherungsträger entrichtet worden
ist : Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz , Düsseldorf

— falls der letzte nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats entrich­
tete Beitrag an einen italienischen Ren­
tenversicherungsträger entrichtet worden
ist : Landesversicherungsanstalt Schwaben , Augsburg

— falls der letzte nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats entrich­
tete Beitrag an einen französischen oder
luxemburgischen Rentenversicherungs­
träger entrichtet worden ist : Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz , Speyer

— falls der letzte nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats entrich­
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Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein , Lübeck

tete Beitrag an einen dänischen Renten­
versicherungsträger entrichtet worden
ist :

— falls der letzte nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats entrich­
tete Beitrag an einen irischen Rentenver­
sicherungsträger oder einen Rentenversi­
cherungsträger des Vereinigten König­
reichs entrichtet worden ist :

— falls der letzte nach den Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats entrich­
tete Beitrag an einen griechischen Ren­
tenversicherungsträger entrichtet worden
ist :

Landesversicherungsanstalt Freie und Hansestadt Harn
bürg , Hamburg

Landesversicherungsanstalt Württemberg , Stuttgart

Wenn jedoch die betreffende Person im
Gebiet Deutschlands im Saarland oder als
deutscher Staatsangehöriger im Gebiet eines
Nichtmitgliedstaats wohnt und wenn der
letzte nach den deutschen Rechtsvorschriften
entrichtete Beitrag an einen Rentenversiche­
rungsträger im Saarland entrichtet worden
ist : Landesversicherungsanstalt für das Saarland , Saarbrük

ken

Wenn jedoch der letzte nach den deutschen
Rechtsvorschriften entrichtete Beitrag

— an die Seekasse , Hamburg, entrichtet
worden ist oder mindestens für 60
Monate Beiträge aufgrund einer Beschäf­
tigung in der deutschen oder ausländi­
schen Seeschiffahrt entrichtet worden
sind :

— an die Bundesbahnversicherungsanstalt ,
Frankfurt am Main , entrichtet worden
ist :

Seekasse , Hamburg

Bundesbahnversicherungsanstalt , Frankfurt am Main

ii ) Wenn der letzte Beitrag nach den deutschen
Rechtsvorschriften zur Rentenversicherung
der Angestellten entrichtet worden ist ,

— falls kein Beitrag an die Seekasse , Ham­
burg , entrichtet worden ist : Bundesversicherungsanstalt für Angestellte , Berlin

Seekasse , Hamburg

— falls ein Beitrag an die Seekasse ( Renten­
versicherung der Arbeiter oder der Ange­
stellten ), Hamburg, entrichtet worden
ist :

iii ) Wenn der letzte Beitrag nach den deutschen
Rechtsvorschriften zur knappschaftlichen
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Bundesknappschaft , Bochum

Rentenversicherung entrichtet worden ist
oder die Wartezeit für die Bergmannsrente
wegen verminderter bergmännischer Berufs­
fähigkeit erfüllt ist oder als erfüllt gilt :

c) Wird in den unter Buchstabe a ) Ziffer i ) und Buch­
stabe b) Ziffer i) genannten Fällen nach der Lei­
stungsfeststellung das Wohnland gewechselt , so
wechselt demgemäß auch der zuständige Träger

3 . Altershilfe für Landwirte : Landwirtschaftliche Alterskasse Rheinhessen-Pfalz ,
Speyer

4 . Hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung: Landesversicherungsanstalt für das Saarland , Saarbrük­
ken

5 . Unfallversicherung (Arbeitsunfälle und Berufskrank­
heiten ): Versicherungsträger , der im jeweiligen Fall die gesetz­

liche Unfallversicherung durchzuführen hat

6 . Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Familienleistun­
gcn: Bundesanstalt für Arbeit , Nürnberg

D. FRANKREICH

1 . Bei Anwendung des Artikels 93 Absatz 1 und der
Artikel 94 und 95 der Durchführungsverordnung:

Caisse nationale de l'assurance-maladie ( Staatliche
Krankenkasse ), Paris

A. System für Arbeitnehmer:

a ) Allgemeines System :

b) System für die Landwirtschaft :

c) System für den Bergbau :

d ) System für die Seeleute :

Caisse centrale de secours mutuels agricoles (Zentral­
kasse der Gegenseitigkeitshilfe in der Landwirtschaft ),
Paris

Caisse autonome nationale de sécurité sociale dans les
mines ( Staatliche autonome Knappschaft ), Paris

Établissement national des invalides de la marine ( Staat­
liche Anstalt für invalide Seeleute ), Paris

B. System für Selbständige:
a ) System für nicht in der Landwirtschaft tätige

Selbständige:

b ) System für die Landwirtschaft :

Caisse nationale d'assurance-maladie et maternité des
travailleurs non salariés des professions non agricoles
( Staatliche Kranken- und Mutterschaftskasse für nicht
in der Landwirtschaft tätige Selbständige), Saint-Denis

Caisse centrale de secours mutuels agricoles (Zentral­
kasse der Gegenseitigkeitshilfe in der Landwirtschaft ),
Paris

Caisse centrale des mutuelles agricoles ( Zentralkasse der
Versicherungen auf Gegenseitigkeit in der Landwirt­
schaft )
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Fédération française des sociétés d'assurances ( RAMEX
und GAMEX) ( Französischer Verband der Versiche­
rungsgesellschaften )

Fédération nationale de la mutualité française (Landes­
verband der französischen Versicherung auf Gegensei­
tigkeit )

Caisse nationale de l'assurance-maladie ( Staatliche
Krankenkasse ), Paris

2 . Bei Anwendung des Artikels 96 der Durchführungs­
verordnung:

a ) Allgemeines System :

b) System für die Landwirtschaft :

c) System für den Bergbau:

d) System für die Seeleute:

Caisse de mutualité sociale agricole ( Gegenseitigkeits­
kasse der Sozialversicherung in der Landwirtschaft )
Caisse autonome nationale de sécurité sociale dans les
mines ( Staatliche autonome Knappschaft ), Paris
Établissement national des invalides de la marine ( Staat­
liche Anstalt für invalide Seeleute), Paris

Caisse nationale d'allocations familiales (Staatliche
Familienbeihiifenkasse), Paris

3 . Bei Anwendung des Artikels 98 der Durchführungs­
verordnung:

a ) Allgemeines System :

b) System für die Landwirtschaft :

c) System für den Bergbau :

d ) System für die Seeleute :

Caisse centrale d'allocations familiales mutuelles agri­
coles (Zentrale Familienbeihilfenkasse auf Gegenseitig­
keit in der Landwirtschaft), Paris

Caisse autonome nationale de sécurité sociale dans les
mines (Staatliche autonome Knappschaft), Paris
Caisse nationale d'allocations familiales des marins du
commerce (Zentralkasse für Familienbeihilfen der See­
leute der Handelsschiffahrt) bzw. Caisse nationale
d'allocations familiales de la pêche maritime ( Staatliche
Kasse für Familienbeihilfen der Seefischerei )

4 . Die sonstigen zuständigen Träger sind die in den frar
zösischen Rechtsvorschriften benannten Träger , näir
lieh :

I. MUTTERLAND

A. System für Arbeitnehmer:

a ) Allgemeines System :
i ) Krankheit , Mutterschaft , Tod ( Sterbe

geld):

ii ) Invalidität :

aa ) im allgemeinen , ohne Paris und dei
Raum Paris:

für Paris und den Raum Paris :

Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken­
kasse )

Caisse primaire d'assurance-maladie ( örtliche Kranken­
kasse )

Caisse régionale d'assurance-maladie ( Regionalkranken­
kasse ). Paris
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bb) Sonderregelung nach den Artikeln
L 365 bis L 382 des Code de la
Sécurité sociale ( Sozialversiche­
rungsordnung): Caisse régionale d'assurance-maladie ( Regionalkranken­

kasse), Strasbourg
iii ) Alter :

aa ) im allgemeinen , ohne Paris und den
Raum Paris : Caisse régionale d'assurance-maladie ( branche vieillesse)

( Regionalkrankenkasse — Abteilung Altersversiche­
rung)

für Paris und den Raum Paris : Caisse nationale d'assurance-vieillesse des travailleurs
salariés ( Staatliche Kasse der Altersversicherung der
Arbeitnehmer ), Paris

bb) Sonderregelung nach den Artikeln
L 365 bis L 382 des Code de la
Sécurité sociale ( Sozialversiche­
rungsordnung): Caisse régionale d'assurance-vieillesse ( Regionalkasse

der Altersversicherung), Strasbourg, oder Caisse régio­
nale d'assurance-maladie ( Regionalkrankenkasse),
Strasbourg

iv ) Arbeitsunfall :

aa ) vorübergehende Erwerbsunfähig­
keit : Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken­

kasse )

bb) dauernde Erwerbsunfähigkeit :
— Renten :

— Unfälle nach dem 31 . De­
zember 1946 : Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken­

kasse )

Arbeitgeber oder dessen Versicherer
— Unfälle vor dem 1 . Januar

1947 :

Rentenzuschläge :
— Unfälle nach dem 31 . De­

zember 1946 : Caisse primaire d'assurance-maladie (örtliche Kranken­
kasse)

Caisse des dépôts et consignations (Depositenkasse)
Caisse d'allocations familiales (Familienbeihilfekasse)

— Unfälle vor dem 1 . Januar
1947 :

v ) Familienleistungen :

vi ) Arbeitslosigkeit :

— Bei Eintragung als Arbeitsuchender:

— für die Ausstellung der Formulare
E 301 , E 302 , E 303 :

örtliches Arbeitsamt des Wohnorts der betreffenden
Person

Groupement des ASSEDIC de la région parisienne
(GARP) (Verband „Vereinigungen für Beschäftigung in
Industrie und Handel" für den Raum Paris), 90 , rue
Baudin , 92537 Levallois-Perret

b) System für die Landwirtschaft :

i ) Krankheit , Mutterschaft , Tod (Kapital­
abfindung), Familienleistungen : Caisse de mutualité sociale agricole (Gegenseitigkeits­

kasse der Sozialversicherung ' in der Landwirtschaft)
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H ) Invaliditäts- und Altersversicherung so­
wie Leistungen an den überlebenden
Ehegatten : Caisse centrale de secours mutuels agricoles ( Zentral­

kasse der Gegenseitigkeitshilfe in der Landwirtschaft ),
Paris

iii ) Arbeitsunfall :

aa ) im allgemeinen : — Arbeitgeber oder dessen Versicherer für Unfälle vor
dem 1 . Juli 1973

— Caisse de mutualité sociale agricole ( Gegenseitig­
keitskasse der Sozialversicherung in der Landwirt­
schaft ) für Unfälle nach dem 30. Juni 1973

bb ) bei Rentenzuschlägen : — Caisse des dépôts et consignations ( Depositenkasse),
Arcueil ( 94 ), für Unfälle vor dem 1 . Juli 1973

- Caisse de mutualité sociale agricole (Gegenseitig­
keitskasse der Sozialversicherung in der Landwirt­
schaft ) für Unfälle nach dem 30 . Juni 1973

iv ) Arbeitslosigkeit :
— Bei Eintragung als Arbeitsuchender : Örtliches Arbeitsamt des Wohnorts der betreffenden

Person

— für die Ausstellung der Formulare
E 301 , E 302 , E 303 : Groupement des ASSEDIC de la région parisienne

( GARP) ( Verband „Vereinigungen für Beschäftigung in
Industrie und Handel" für den Raum Paris), 90 , rue
Baudin , 92537 Levallois-Perret

c ) System für den Bergbau :

i ) Krankheit , Mutterschaft , Tod (Sterbe­
geld):

ii ) Invalidität , Alter, Tod ( Renten ):

Société de secours minière ( Knappschaft )

Caisse autonome nationale de sécurité sociale dans les
mines ( Staatliche autonome Knappschaft), Paris

Société de secours minière ( Knappschaftsverein )

iii ) Arbeitsunfall :

aa ) vorübergehende Erwerbsunfähig­
keit :

bb ) dauernde Erwerbsunfähigkeit :
— Renten :

— Unfälle nach dem 31 . De­
zember 1946 : Union régionale des sociétés de secours minières ( Regio­

nalverband der Knappschaftsvereine)

Arbeitgeber oder dessen Versicherer
— Unfälle vor dem 1 . Januar

1947 :

— Rentenzuschläge:
— Unfälle nach dem 31 . De­

zember 1946 : Union régionale des sociétés de secours minières ( Regio­
nalverband der Knappschaftsvereine)

Caisse des dépôts et consignations ( Depositenkasse)
— Unfälle vor dem 1 . Januar

1947 :
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Union régionale des sociétés de secours minières (Regio­
nalverband der Knappschaftsvereine)

iv ) Familienleistungen :

v) Arbeitslosigkeit :
— Bei Eintragung als Arbeitsuchender: Örtliches Arbeitsamt des Wohnorts der betreffenden

Person

— für die Ausstellung der Formulare
E 301 , E 302, E 303 : Agence nationale pour l'emploi (service spécialisé pour

la sécurité sociale des travailleurs migrants ) [ natiônales
Arbeitsamt ( Sonderabteilung für die soziale Sicherheit
der Wanderarbeitnehmer)], 9 , rue Sextius Michel ,
75015 Paris

d) System für die Seeleute :

i ) Krankheit , Mutterschaft , Invalidität , Ar­
beitsunfall , Tod (Sterbegeld ) und Hinter­
bliebenenrenten bei Invalidität oder Ar­
beitsunfall : Section „Caisse générale de prévoyance des marins" du

quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion )

Section „Caisse de retraite des marins" du quartier des
affaires maritimes ( Abteilung „Rentenkasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion )

li ) Alter, Tod ( Renten):

lii ) Familienleistungen : Caisse nationale d'allocations familiales des marins du
commerce ( Staatliche Kasse für Familienbeihilfen der
Seeleute der Handelsschiffahrt ) bzw . Caisse nationale
d'allocations familiales de la pêche maritime ( Staatliche
Kasse für Familienbeihilfen der Seefischerei )

iv ) Arbeitslosigkeit :

— Bei Eintragung als Arbeitsuchender :

— für die Ausstellung der Formulare
E 301 , E 302 , E 303 :

Für den Wohnort oder den Heimathafen zuständiges
örtliches Arbeitsamt oder Bureau central de la
main-d'œuvre maritime ( Zentralstelle für Seeleute )

Groupement des ASSEDIC de la région parisienne
(GARP) ( Verband „Vereinigungen für Beschäftigung in
Industrie und Handel" für den Raum Paris ), 90, rue
Baudin , 92537 Levallois-Perret

B. System für Selbständige :

a ) System für nicht in der Landwirtschaft tätige
Selbständige:
i ) Krankheit , Mutterschaft :

ii ) Alter:

aa) System für Handwerker :

Caisse mutuelle régionale ( Regionale Kasse auf Gegen­
seitigkeit )

Caisse nationale de l'organisation autonome d'assu­
rance vieillesse des travailleurs non salariés des profes­
sions artisanales ( CANCAVA ) ( Staatliche Kasse der
autonomen Altersversicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen )

caisses de base professionnelles ou interprofessionnelles
( Örtliche berufsständische oder gemischtgewerbliche
Kassen )
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bb) System für Handel- und Gewerbe­
treibende: Caisse nationale de l'organisation autonome d'assu­

rance vieillesse des travailleurs non salariés des profes­
sions industrielles et commerciales ( Organic) ( Staatliche
Kasse der autonomen Altersversicherung der Selbständi­
gen der gewerblichen und kaufmännischen Berufe )
caisses de base professionnelles ou interprofessionnelles
( örtliche berufsständische oder gemischtgewerbliche
Kassen)

Caisse nationale d'assurance vieillesse des professions
libérales ( CNAVPL ) — Sections professionnelles ( Staat­
liche Kasse für die Altersversicherung der freien Berufe
— Berufsständische Abteilungen )

Caisse nationale des barreaux français ( CNBF) ( Staat­
liche Kasse der französischen Anwälte )

cc) System für die freien Berufe :

dd) System für Anwälte :

b ) System für die Landwirtschaft :

i ) Krankheit , Mutterschaft , Invalidität : Befugter Versicherungsträger , bei dem der in der Land­
wirtschaft tätige Selbständige versichert ist

ii ) Altersversicherung und Leistungen an
den überlebenden Ehegatten :

Iii ) Unfälle, Arbeitsunfälle und Berufskrank­
heiten :

Caisse de mutualité sociale agricole ( Sozialversiche­
rungskasse auf Gegenseitigkeit in der Landwirtschaft )

— Zugelassener Träger , bei dem der in der Landwirt­
schaft tätige Selbständige versichert ist

— Für die Departements Moselle , Bas-Rhin ,
Haut-Rhin : Caisse d'assurance accidents agricoles
( Landwirtschaftliche Unfallversicherungskasse)

II . ÜBERSEEISCHE DEPARTEMENTS

a) Arbeitnehmer
(alle Systeme, außer dem System für Seeleute ,
und alle Versicherungsfälle , ausgenommen Fa­
milienleistungen ):

i ) im allgemeinen : Caisse générale de sécurité sociale ( Allgemeine Kasse für
soziale Sicherheit )

ii ) bei Rentenzulagen aufgrund von Arbeitsun­
fällen , die sich vor dem 1 . Januar 1952 in
den überseeischen Departements ereignet
haben: Direction départementale de l'enregistrement ( Departe­

mentsdirektion für Registrierung)

Caisse mutuelle régionale ( Regionale Kasse auf Gegen­
seitigkeit )

b) Selbständige :

i ) Krankheit, Mutterschaft:

ii ) Alter :

— System für Handwerker : Caisse nationale de l'organisation autonome d'assu­
rance vieillesse des travailleurs non salariés des profes­
sions artisanales (CANCAVA) ( Staatliche Kasse der
autonomen Altersversicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen )
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— System für Handel- und Gewerbetrei­
bende:

— System für die freien Berufe :

Caisse interprofessionnelle d'assurance vieillesse des
industriels et commerçants d'Algérie et d'outre-mer
( CAVICORG ) (Gemischtgewerbliche Altersversiche­
rungskasse für Handel- und Gewerbetreibende in Alge­
rien unci Übersee)

Caisse nationale d'assurance vieillesse des professions
libérales (CNAVPL ) — Sections professionnelles ( Staat­
liche Kasse für die Altersversicherung der freien Berufe
— Berufsständische Abteilungen)
Caisse nationale des barreaux français ( CNBF) (Staatli­
che Kasse der französischen Anwälte )

Caisse d'allocations familiales (Familienbeihilfenkasse)

—- System für Anwälte:

c) Familienleistungen:
d) System für die Seeleute:

i ) Alle Fälle, ausgenommen Alter und Fami­
lienleistungen :

ii ) Alter :

Section „Caisse générale de prévoyance des marins" du
quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion)
Section „Caisse de retraite des marins" du quartier des
affaires maritimes ( Abteilung „Rentenkasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion )

Caisse .d'allocations familiales (Familienbeihilfenkasse )iii ) Familienleistungen:

E. GRIECHENLAND

1 . Krankheit, Mutterschaft:

i ) im allgemeinen: Ιδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
( Institut für Sozialversicherung) oder die Versicherungs­
einrichtung, der der Arbeitnehmer angehört oder ange­
hörte , Athen

ii ) für Seeleute: Οίκος Ναυτου, Πειραιάς
(Haus der Seeleute), Piräus

iii ) für die Landwirtschaft: Οργανισμός Γεωργικών Ασφαλίσεων (ΟΓΑ), Αθήνα
(Nationales Versicherungsinstitut für die Landwirt­
schaft), Athen

2 . Invalidität, Alter, Tod (Renten):

i ) im allgemeinen: Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
( Institut für Sozialversicherung) oder die Versicherungs­
einrichtung, der der Arbeitnehmer angehört oder ange­
hörte , Athen

ii ) für Seeleute : Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο ( NAT), Πειραιάς
( Pensionskasse für Seeleute), Piräus

iii ) für die Landwirtschaft : Οργανισμός Γεωργικών Ασφαλίσεων (ΟΓΑ), Αθήνα
(Nationales Versicherungsinstitut für die Landwirt­
schaft), Athen
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3 . Arbeitsunfall, Berufskrankheit :

i ) im allgemeinen : Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
( Institut für Sozialversicherung) oder die Versicherungs­
einrichtung , der der Arbeitnehmer angehört oder ange­
hörte , Athen

ii ) für Seeleute : Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο ( NAT), Πειραιάς
( Pensionskasse für Seeleute ). Piräus

iii ) für die Landwirtschaft : Οργανισμός Γεωργικών Ασφαλίσεων (ΟΓΑ), Αθήνα
( Nationales Versicherungsinstitut für die Landwirt­
schaft ), Athen

4*. Sterbegeld (Begräbniskosten):
i ) im allgemeinen : Ιδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα

( Institut für Sozialversicherung) oder die Versicherungs­
einrichtung, der der Arbeitnehmer angehört oder ange­
hörte , Athen

ii ) für Seeleute: Οίκος Ναύτου , Πειραιάς
( Haus der Seeleute), Piräus

iii ) für die Landwirtschaft : Οργανισμός Γεωργικών Ασφαλίσεων (ΟΓΑ), Αθήνα
( Nationales Versicherungsinstitut für die Landwirt­
schaft), Athen

5 . Familienbeihilfen :

i ) Systeme für Arbeitnehmer im Lohn- oder Gehalts­
verhältnis einschließlich Systeme auf betrieblicher
Basis : Οργανισμός Απασχολήσεως· Εργατικού Δυναμικου

(ΟΑΕΔ), Αθήνα

ii ) allgemeines System :

( Amt für Beschäftigung der Arbeitskräfte), Athen
Οργανισμός Γεωργικών Ασφαλίσεων (ΟΓΑ), Αθήνα
( Nationales Versicherungssystem für die Landwirt­
schaft ), Athen

Οργανισμός Απασχολήσεως Εργατικού Δυναμικού
(ΟΑΕΔ), Αθήνα
(Amt für Beschäftigung der Arbeitskräfte), Athen

6 . Arbeitslosigkeit :
i ) im allgemeinen:

ii ) für Seeleute :

iii ) für die Arbeitnehmer im Pressebereich , für die
zuständig sind:

Οίκος Ναυτου , Πειραιάς
( Haus der Seeleute ), Piräus

1 . Ταμείο Ασφαλίσεως Εργατών Τύπου, Αθήνα
( Versicherungskasse der Arbeitnehmer des Pressebe­
reichs), Athen

2 . Ταμείο Συντάξεως Προσωπικού Εφημερίδων
Αθηνών — Θεσσαλονίκης, Αθήνα
( Pensionskasse des Personals der Presse von Athen
und Saloniki ), Athen
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F. IRLAND

1 . Sachleistungen : — The Eastern Health Board (Gesundheitsamt für die
Region Ost ), Dublin 8

— The Midland Health Board ( Gesundheitsamt für die
Region Mitte), Tullamore, Co . Offaly

— The Mid Western Health Board (Gesundheitsamt
für die Region Mittelwest), Limerick

— The North Eastern Health Board ( Gesundheitsamt
für die Region Nord-Ost ), Ceannanus Mor ., Co .
Meath

— The North Western Health Board ( Gesundheitsamt
für die Region Nord-West ), Manorhamilton , Co .
Leitrim

— The South Eastern Health Board ( Gesundheitsamt
für die Region Süd -Ost ), Kilkenny

— The Southern Health Board ( Gesundheitsamt für die
Region Süd), Cork

— The Western Health Board ( Gesundheitsamt für die
Region West ), Galway

2 . Geldleistungen:

a ) Leistungen bei Arbeitslosigkeit :

b ) Übrige Geldleistungen:

Department of Social Weifare ( Ministerium für Sozial­
ordnung), Dublin , einschließlich der Provinzialstellen ,
die für die Gewährung von Leistungen bei Arbeitslosig­
keit zuständig sind

Department of Social Weifare ( Ministerium für Sozial­
ordnung), Dublin

G. ITALIEN

1 . Krankheit (einschließlich Tuberkulose), Mutterschaft:

A. Arbeitnehmer:

a ) Sachleistungen:

i ) im allgemeinen : Unità sanitaria locale ( Lokale Verwaltungsstelle für
Gesundheitswesen , bei der die betreffende Person ver­
sichert ist )

ii ) für bestimmte Gruppen öffentlicher Bedien­
steter , in der Privatwirtschaft Beschäftigter
und Gleichgestellter , für Rentner und deren
Familienangehörige:

ii ) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt :

Ministero della sanitä ( Gesundheitsministerium ), Rom

Ministero della sanitä (Gesundheitsministerium ) —
gebietsmäßig zuständiges Gesundheitsamt der Marine
oder der Luftfahrt
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b) Geldleistungen:
0 im allgemeinen:

ii ) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt :

c) Bescheinigung über die Versicherungszeit­
räume:

i ) im allgemeinen :

ii ) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt:

B. Selbständige:

Sachleistungen :

l . Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten:

A. Arbeitnehmer:

a ) Sachleistungen:

i ) im allgemeinen :

ii) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluffahrt :

b) Körperersatzstücke und größere Hilfsmittel ,
rechtsmedizinische Leistungen und diesbezüg­
liche Untersuchungen und Bescheinigungen :
i ) im allgemeinen :

ii ) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt :

c) Geldleistungen :

i ) im allgemeinen :

ii ) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt :

iii ) gegebenenfalls auch für qualifizierte Arbeits­
kräfte in der Land- und Forstwirtschaft :

Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Cassa marittima ( Seekasse , bei der die betreffende Per­
son versichert ist )

Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Cassa marittima ( Seekasse , bei der die betreffende Per­
son versichert ist )

Unità sanitaria locale ( Lokale Verwaltungsstelle des
Gesundheitswesens, bei der die betreffende Person ver­
sichert ist )

Unità sanitaria locale ( Lokale Verwaltungsstelle des
Gesundheitswesens , bei der die betreffende Person versi­
chert ist )

Ministero della sanità (Gesundheitsministerium ) —
gebietsmäßig zuständiges Gesundheitsamt der Marine
oder der Luftfahrt

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt ), Pro­
vinzialstellen

Cassa marittima ( Seekasse , bei der die betreffende Per­
son versichert ist )

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro ( Staatliche Unfallversicherungsanstalt ),
Provinzialstellen

Cassa marittima ( Seekasse , bei der die betreffende Per­
son versichert ist )

Ente nazionale di previdenza e assistenza per gli impie­
gati agricoli ( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrich­
tune der landwirtschaftlichen Angestellten)
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Unità sanitaria locale ( Lokale Verwaltungsstelle des
Gesundheitswesens , bei der die betreffende Person ver­
sichert ist )

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro ( Staatliche Unfallversicherungsanstalt ), Pro­
vinzialstellen

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro ( Staatliche Unfallversicherungsanstalt), Pro­
vinzialstellen

Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Ente nazionale di previdenza e assistenza per i lavora­
tori dello spettacolo ( Staatliche Vorsorge- und Fürsor­
geeinrichtung für Bühnenarbeitnehmer), Roma

B. Selbständige ( auf Röntgenärzte beschränkt):
a ) Sachleistungen:

b) Körperersatzstücke und größere Hilfsmittel ,
rechtsmedizinische Leistungen und entsprechen­
de Untersuchungen und Bescheinigungen:

c) Geldleistungen:

3 . Invalidität, Alter, Hinterbliebene ( Renten ):

A. Arbeitnehmer:

a ) im allgemeinen:

b) bei Bühnenarbeitnehmern:

c) bei leitenden Angestellten der gewerblichen
Unternehmen :

d) bei Journalisten:

B. Selbständige:

a) für Ärzte :

b) für Apotheker:

c) für Tierärzte :

d ) für Hebammen:

e) für Ingenieure und Architekten :

f) für Vermesser:

g) für Anwälte und Rechtsbeistände :

Istituto nazionate di previdenza per i dirigenti di aziende
industriali ( Staatliche Vorsorgeanstalt für leitende Ange­
stellte der gewerblichen Unternehmen), Roma

Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani
„G. Amendola" ( Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Jounalisten „G. Amendola"), Roma

Ente nazionale di previdenza ed assistenza medici
( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Ärzte )

Ente nazionale di previdenza ed assistenza farmacisti
( Staaatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtungen für
Apotheker)

Ente nazionale di previdenza ed assistenza veterinari
( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für Tier­
ärzte)

Ente nazionale di previdenza ed assistenza per le oste­
triche ( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Hebammen )

Cassa nazionale di previdenza per gli ingegneri ed
architetti (Staatliche Vorsorgekasse für Ingenieure und
Architekten )

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
geometri ( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgekasse für
Vermesser )

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore
degli avvocati e dei procuratori ( Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Anwälte und Rechtsbeistände)
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Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
dottori commercialisti ( Staatliche Vorsorge- und Für­
sorgekasse für Diplomkaufleute)

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
ragionieri e periti commerciali ( Staatliche Vorsorge- und
Fürsorgekasse für Buch- und Wirtschaftsprüfer )

h ) für Diplomkaufleute :

i ) für Buch- und Wirtschaftsprüfer:

j ) für Sozialrechtsberater :

k ) für Notare :

1 ) für Zollagenten :

Ente nazionale di previdenza ed assistenza per i consu­
lenti del lavoro ( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeein­
richtung für Sozialrechtsberater )

Cassa nazionale notariato (Staatliche Kasse für Nota­
re )

Fondo di previdenza a favore degli spedizionieri doga­
nali ( Vorsorgefonds für Zollagenten )

4 . Sterbegeld: Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge ), Provinzialstellen

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro ( Staatliche Unfallversicherungsanstalt ),
Provinzialstellen

Cassa marittima ( Seekasse , bei der die betreffende Per­
son versichert ist )

5 . Arbeitslosigkeit (bei Arbeitnehmern):

a ) im allgemeinen:

b ) bei Journalisten :

Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani
„G. Amendola" ( Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Journalisten „G. Amendola"), Roma

6 . Familienbeihilfen (für Arbeitnehmer):

a ) im allgemeinen :

b ) bei Journalisten :

Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani
„G. Amendola" ( Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Journalisten „G. Amendola"), Roma

H. LUXEMBURG

1 . Krankheit , Mutterschaft :

a ) bei Anwendung des Artikels 28 Absatz 2 der Ver­
ordnung: Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers

( Staatliche Arbeiterkrankenkasse ), Luxembourg

b ) in den übrigen Fällen : Krankenkasse , bei der der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige aufgrund seiner beruflichen Tätigkeit versichert ist
oder bei der er zuletzt versichert war
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2 . Invalidität, Alter, Tod (Renten):
a ) für Arbeiter: Etablissement d'assurance contre la vieillesse et l'inva­

lidité ( Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt ),
Luxembourg

Caisse de pension des employés privés ( Rentenkasse für
Privatangestellte ), Luxembourg

b) für Angestellte und selbständige Angehörige der
freien Berufe :

c) für Selbständige in Handwerk , Handel und Indu­
strie: Caisse de pension des artisans , des commerçants et

industriels ( Rentenkasse für Handwerker , Kaufleute
und Gewerbetreibende), Luxembourg
Caisse de pension agricole ( Landwirtschaftliche Renten­
kasse), Luxembourg

d) für Selbständige in der Landwirtschaft :

3 . Arbeitsunfall und Berufskrankheit:

a ) für Arbeitnehmer und Selbständige in der Land- und
Forstwirtschaft : Association d'assurance contre les accidents , section

agricole et forestière ( Unfallversicherungsanstalt , land­
und forstwirtschaftliche Abteilung), Luxembourg

b) in allen anderen Fällen von Pflicht- oder freiwilliger
Versicherung: Association d'assurance contre les accidents , section

industrielle ( Unfallversicherungsanstalt , gewerbliche
Abteilung), Luxembourg

4 . Arbeitslosigkeit Administration de l'emploi ( Amt für Beschäftigungs­
fragen), Luxembourg

5 . Familienleistungen:
a ) für Arbeiter: Caisse d'allocations familiales des ouvriers près l'Éta­

blissement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidité
(Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters­
und Invaliditätsversicherungsanstalt ), Luxembourg
Caisse d'allocations familiales des employés près la
Caisse de pension des employés privés ( Kasse für Fami­
lienbeihilfen an Angestellte bei der Rentenkasse der
Privatangesteliten ), Luxembourg

b) für Angestellte :

6 . Sterbegeld :

bei Anwendung des Artikels 66 der Verordnung: Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers
(Staatliche Arbeiterkrankenkasse ), Luxembourg

I. NIEDERLANDE

1 . Krankheit , Mutterschaft:

a ) Sachleistungen :

b ) Geldleistungen :

Ziekenfonds ( Krankenkasse), bei dem der Arbeitnehmer
versichert ist

Bedrijfsvereniging ( Berufsgenossenschaft), der der Ar­
beitgeber des Versicherten angeschlossen ist
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Bedrijfsvereniging ( Berufsgenossenschaft), der der Ar­
beitgeber des Versicherten angeschlossen ist

Bedrijfsvereniging (Berufsgenossenschaft ), der der Ver­
sicherte angeschlossen wäre , wenn er Arbeitnehmer
beschäftigte

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine
Berufsgenossenschaft), Amsterdam

Sociale Verzekeringsbank ( Sozialversicherungsanstalt ),
Amsterdam

Algemeen Mijnwerkersfonds ( Allgemeine Knappschafts­
kasse), Heerlen

2 . Invalidität:

a ) wenn auch ohne Anwendung der Verordnung und
allein schon nach den niederländischen Rechtsvor­
schriften ein Leistungsanspruch besteht :
— für Arbeitnehmer:

— für Selbständige :

b) in den übrigen Fällen :
— für Arbeitnehmer und Selbständige :

3 . Alter, Tod (Renten):

a ) im allgemeinen:

b) Bergbausystem:

4 . Arbeitslosigkeit:

a ) Leistungen der Arbeitslosenversicherung:

b ) Leistungen der staatlichen Fürsorge:
i ) wenn der Versicherte in den Niederlanden

wohnt :

ii ) bei der Anwendung des Artikels 71 der Verord­
nung, wenn der Berechtigte außerhalb der Nie­
derlande wohnt:

5 . Familienleistungen:
a ) wenn der Berechtigte in den Niederlanden wohnt :

b ) wenn der Berechtigte außerhalb der Niederlande
wohnt , sein Arbeitgeber aber in den Niederlanden
wohnt oder dort niedergelassen ist :

c) in den übrigen Fällen :

Bedrijfsvereniging ( Berufsgenossenschaft), der der Ar­
beitgeber des Versicherten angeschlossen ist

Gemeindeverwaltung des Wohnorts

Verwaltung der Gemeinde , in der das Unternehmen
seinen Sitz hat oder der Arbeitgeber wohnt

Raad van Arbeid ( Rat für Arbeit ), in dessen Bezirk er
wohnt

Raad van Arbeid ( Rat für Arbeit ), in dessen Bezirk der
Arbeitgeber wohnt oder niedergelassen ist
Sociale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt ),
Amsterdam

6 . Berufskrankheiten, für die Artikel 57 Absatz 3 der
Verordnung gilt:
bei Anwendung des Artikels 57 Absatz 3 Buchstabe c)
der Verordnung:
a ) wenn die Leistung von einem vor dem 1 . Juli 1967

liegenden Zeitpunkt an gewährt wird :

b ) wenn die Leistung von einem nach dem 30 . Juni
1967 liegenden Zeitpunkt an gewährt wird :

Sociale Verzekeringsbank ( Sozialversicherungsanstalt ),
Amsterdam

Bedrijfsvereniging voor Mijnindustrie ( Bergbauberufsge­
nossenschaft ), Heerlen
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J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

1 . Sachleistungen:
Großbritannien und Nordirland :

Gibraltar:

Die Behörden , die die Leistungen des nationalen
Gesundheitsdienstes gewähren

Medical and Public Health Department (Gesundheitsmi­
nisterium), Gibraltar

Department of Health and Social Security (Ministerium
für Gesundheitswesen und soziale Sicherheit ), London

2. Geldleistungen:
Großbritannien :

Nordirland :

Gibraltar:

Department of Health and Social Services for Northern
Ireland (Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Dienste für Nordirland), Belfast

Department of Labour and Social Security (Ministerium
für Arbeit und soziale Sicherheit ), Gibraltar
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ANHANG 3

TRÄGER DES WOHNORTS UND TRÄGER DES AUFENTHALTSORTS

(Artikel 1 Buchstabe p) der Verordnung und Artikel 4 Absatz 3 der Durchführungsverordnung)

A. BELGIEN

I. TRAGER DES WOHNORTS

1 . Krankheit, Mutterschaft :

a) bei Anwendung der Artikel 17 , 18 , 22 , 25 , 28 ,
29 , 30 und 32 der Durchführungsverordnung: die Versicherungseinrichtungen

b) bei Anwendung des Artikels 31 der Durchfüh­
rungsverordnung:

i ) im allgemeinen :

ii ) für Seeleute :

die Versicherungseinrichtungen

Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon belge — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag ( Hilfs- und Vor­
sorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute), Antwerpen , oder die Versicherungseinrich­
tungen

Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung) zusammen mit den Versi­
cherungseinrichtungen

2 . Invalidität :

a ) allgemeine Invalidität ( Arbeiter, Angestellte und
Bergarbeiter) und Invalidität bei Selbständigen :

bei Anwendung des Artikels 105 der Durchfüh­
rungsverordnung:

b) besondere Invalidität der Bergarbeiter:

c) Invalidität der Seeleute :

Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel (Staatliche Anstalt für Krankeo­
und Invaliditätsversicherung)

Fonds national de retraite des ouvriers-mineurs ,
Bruxelles — Nationaal Pensioenfonds voor mijnwer­
kers , Brussel ( Staatliche Kasse für die Altersversorgung
der Bergarbeiter )

Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon belge — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag ( Hilfs- und Vor­
sorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute), Antwerpen
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3 . Alter, Tod ( Renten): — Office national des pensions pour travailleurs sala­
riés , Bruxelles — Rijkdienst voor de werkene­
merspensioenen , Brussel ( Staatliches Amt für Arbeit­
nehmerrenten )

— Institut national d'assurances sociales pour travail­
leurs indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor
de sociale verzekeringen der zelfstandigen , Brussel
( Staatliche Sozialversicherungsanstalt für Selbständi­
ge)

die Versicherungseinrichtungen4 . Arbeitsunfall (Sachleistungen):

5 . Berufskrankheit: Fonds des maladies professionnelles , Bruxelles — Fonds
voor beroepsziekten , Brussel ( Kasse für Berufskrankhei­
ten )

6 . Sterbegeld: die Versicherungseinrichtungen zusammen mit dem
Institut national d'assurance maladie-invalidité , Bruxel­
les — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeitsverzeke­
ring , Brussel (Staatliche Anstalt für Kranken- und Inva­
liditätsversicherung)

7. Arbeitslosigkeit:
a ) im allgemeinen:

b) für Seeleute :

Office national de l'emploi , Bruxelles — Rijkdienst voor
arbeidsvoorziening, Brussel ( Staatliches Arbeitsamt)
Pool des marins de la marine marchande — Pool van de
zeelieden ter koopvaardij ( Seemännische Heuerstelle der
Handelsmarine ), Antwerpen

— Office national des allocations familiales pour tra­
vailleurs salariés , Bruxelles — Rijksdienst voor kin­
derbijslag voor werknemers , Brussel ( Staatliches
Amt für Familienbeihilfen an Arbeitnehmer )

8 . Familienleistungen :

— Institut national d'assurance sociales pour travail­
leurs indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor
de sociale verzekeringen der zelfstandigen , Brussel
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt für Selbständi­
ge)

II . TRÄGER DES AUFENTHALTSORTS

1 . Krankheit, Mutterschaft: Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung) über die Versicherungs­
einrichtungen

Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung) über die Versicherungs­
einrichtungen

2 . Arbeitsunfall:

3 . Berufskrankheit : Fonds des maladies professionnelles , Bruxelles — Fonds
voor beroepsziekten , Brussel ( Kasse für Berufskrankhei­
ten )
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B. DÄNEMARK

I. DÄNEMARK, AUSGENOMMEN GRÖNLAND

1 . Träger des Wohnorts

a) Krankheit und Mutterschaft :

i ) bei Anwendung der Artikel 17, 22 , 28 , 29
und 30 der Durchführungsverordnung:

ii ) bei der Anwendung der Artikel 18 und 25
der Durchfuhrungsverordnung:

Zuständige amtskommune (Landkreisamt). In dei
Gemeinde Kobenhavn : Magistraten (Gemeindeverwal­
tung); in der Gemeinde Frederiksberg : Gemeindeverwal­
tung

Sozialausschuß der Gemeinde, in der der Berechtigte
wohnt . In den Gemeinden Kobenhavn , Odense , Ålborg
und Arhus : Magistraten ( Gemeindeverwaltung)

b) Invalidität (Renten):

c) Alter und Tod (Renten):
i ) Renten nach den Rechtsvorschriften für

Volks- und Witwenrenten :

ii ) Gesetz über die Arbeitsmarkt-Zusatzrente
(„loven om Arbejdsmarkedets tillaegspen­
sion"):

d) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten :

i ) bei Anwendung von Titel IV Kapitel 4 der
Durchführungsverordnung, ausgenommen
Artikel 61 :

ii ) bei Anwendung des Artikles 61 der Durch­
führungsverordnung:

e) Sterbegeld:

bei Anwendung des Artikels 78 der Durchfüh­
rungsverordnung

Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ) Kobenhavn

Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit) Kebenhavn

Arbejdsmarkedets Tillaegspension (Amt für die Arbeits­
markt-Zusatzrente), Hillerod

Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit) Kobenhavn

Sozialausschuß der Gemeinde, in der der Berechtigte
wohnt . In den Gemeinden Kobenhavn , Odense , Ålborg
und Arhus: Magistraten (Gemeindeverwaltung)

Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ) Kobenhavn

2 . Träger des Aufenthaltsorts

a ) Krankheit und Mutterschaft :

i ) bei Anwendung der Artikel 20 , 21 und 31
der Durchführungsverordnung: Zuständige amtskommune (Landkreisamt). In der

Gemeinde Kobenhavn : Magistraten (Gemeindeverwal­
tung); in der Gemeinde Frederiksberg: Gemeindeverwal­
tung
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ii ) bei Anwendung des Artikels 24 der Durch­
führungsverordnung: Sozialausschuß der Gemeinde , in der sich der Berechtig­

te aufhält . In den Gemeinden Kobenhavn , Odense ,
Ålborg und Arhus : Magistraten ( Gemeindeverwaltung)

b ) Arbeitsunfälle und Berufkrankheiten:

i ) bei Anwendung von Titel IV Kapitel 4 der
Durchführungsverordnung, ausgenommen
Artikel 64: Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für soziale Sicher­

heit ) Kobenhavn

ii) bei Anwendung des Artikels 64 der Durch­
führungsverordnung: Sozialausschuß der Gemeinde , in der sich der Berechtig­

te aufhält . In den Gemeinden Kebenhavn , Odense ,
Ålborg und Arhus : Magistraten ( Gemeindeverwaltung)

c) Arbeitslosigkeit:

Zuständige Arbeitslosenkasse

i ) bei Anwendung von Titel IV Kapitel 6 der
Durchführungsverordnung, ausgenommen
Artikel 83 :

ii) bei Anwendung des Artikels 83 der Durch­
führungsverordnung: Örtliches Arbeitsamt

II . GRÖNLAND

1 . Träger des Wohnorts

a ) Krankheit und Mutterschaft:

Sachleistungen : Bestyrelsen for sundhedsvæsenet i Grønland (Amt für
Gesundheitswesen in Grönland), Godthåb

b) Alter:

Renten nach der Regelung des Landesrates über
Altersrenten in Grönland : Arbejds- og socialdirektoratet ( Regionales Arbeits- und

Sozialamt ), Godthåb

c) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten : Det gronlandske nævn for ulykkesforsikring (Grönlän­
discher Ausschuß für Unfallversicherung), Godthåb

2. Träger des Aufenthaltsorts

a) Krankheit und Mutterschaft:

Sachleistungen: Bestyrelsen for sundhedsvæsenet i Grønland (Amt für
Gesundheitswesen in Grönland), Godthåb

b) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten : Det gronlandske nævn for ulykkesforsikring (Grönlän­
discher Ausschuß für Unfallversicherung), Godthåb
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C. DEUTSCHLAND

1 . Krankenversicherung:

a ) in allen Fällen ( außer bei Anwendung des Arti­
kels 19 Absatz 2 der Verordnung und des Artikels
17 der Durchführungsverordnung):

Für knappschaftliche Versicherte und deren Fami­
lienangehörige :

für den Wohnort oder den Aufenthaltsort der betreffen­
den Person zuständige Allgemeine Ortskrankenkasse

Bundesknappschaft , Bochum

b) bei Anwendung des Artikels 19 Absatz 2 der Ver­
ordnung und des Artikels 17 der Durchführungs­
verordnung: Träger , bei dem die betreffende Person zuletzt versichert

war

Wenn ein solcher Träger nicht besteht oder wenn der
Versicherte zuletzt bei der Allgemeinen Ortskranken­
kasse , bei einer landwirtschaftlichen Krankenkasse oder
bei der Bundesknappschaft versichert war :

für den Wohnort oder den Aufenthaltsort der betreffen­
den Person zuständiger Träger im Sinne des Buchsta­
ben a ),

c) für die Fälle der stationären Tuberkulosebehand­
lung: für den Wohnort oder den Aufenthaltsort der betreffen­

den Person zuständiger Träger der Rentenversicherung
der Arbeiter

2 . Unfallversicherung:

a ) Sachleistungen (außer Heilbehandlung durch die
Unfallversicherung, Körperersatzstücke und Hilfs­
mittel ) und Geldleistungen ( außer Renten , Pflege­
geld und Sterbegeld ): für den Wohnort oder den Aufenthaltsort der betreffen­

den Person zuständige Allgemeine Ortskrankenkasse

Für knappschaftliche Versicherte und deren Fami­
lienangehörige :

b ) Sach- oder Geldleistungen , die unter Buchstabe a )
ausgenommen sind, sowie bei Anwendung des Arti­
kels 76 der Durchführungsverordnung:

Bundesknappschaft , Bochum

Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf­
ten , Bonn

3 . Rentenversicherung:

a ) Rentenversicherung der Arbeiter:

i ) im Verhältnis zu Belgien : Landesversichjerungsanstalt Rheinprovinz , Düsseldorf
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Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz , Speyer ,
oder im Rahmen der in Anhang 2 vorgesehenen Zustän­
digkeit Landesversicherungsanstalt Saarland , Saarbrük­
ken

Landesversicherungsanstalt Schwaben , Augsburg

Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz , Speyer

Landesversicherungsanstalt Westfalen , Münster

Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein , Lübeck

u) im Verhältnis zu Frankreich :

iii) im Verhältnis zu Italien :

iv) im Verhältnis zu Luxemburg:

v) im Verhältnis zu den Niederlanden :

vi ) im Verhältnis zu Dänemark :

vii) im Verhältnis zu Irland und zum Vereinigten
Königreich:

viii ) im Verhältnis zu Griechenland :

b ) Rentenversicherung der Angestellten :

c) Knappschaftliche Rentenversicherung:

4 . Altershilfe für Landwirte:

5 . Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Familienleistun­
gen:

Landesversicherungsanstalt Freie und Hansestadt Ham­
burg, Hamburg

Landesversicherungsanstalt Württemberg, Stuttgart

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte , Berlin

Bundesknappschaft , Bochum

Landwirtschaftliche Alterskasse Rheinhessen-Pfalz ,
Speyer

für den Wohnort oder den Aufenthaltsort der betreffen­
den Person zuständiges Arbeitsamt

D. FRANKREICH

I. MUTTERLAND

A. System für Arbeitnehmer:

1 . Andere Fälle als Arbeitslosigkeit und Familien­
leistungen :

a ) im allgemeinen: Caisse primaire d'assurance maladie (örtliche Kranken­
kasse) des Wohnorts oder des Aufenthaltsorts

b) bei Anwendung des Artikels 19 Absätze 1
und 2 in Verbindung mit Artikel 35 Ab­
satz 1 der Verordnung hinsichtlich der Sach­
leistungen der Versicherung des Bergbau­
systems bei Krankheit , Mutterschaft , Invali­
dität , Tod (Beihilfen): Société de secours minière ( Knappschaftsverein ) des

Wohnorts der betreffenden Person
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c) bei Anwendung des Artikel 35 der Durch­
führungsverordnung:

i ) allgemeines System:
aa) im allgemeinen , ohne Paris und den

Raum Paris :

ftir Paris und den Raum Paris :

Caisse primaire d'assurance maladie (örtliche Kranken­
kasse)
Caisse régionale d'assurance maladie ( Regionalkranken­
kasse), Paris

bb) Sonderregelung nach den Artikeln
L 365 bis L 382 des Code de la
s6curit6 sociale (Sozialversiche­
rungsordnung): Caisse régionale d'assurance maladie (Regionalkranken­

kasse), Strasbourg

ii ) landwirtschaftliches System : Caisse de mutualité sociale agricole (Gegenseitigkeits­
kasse der Sozialversicherung in der Landwirtschaft )

iii ) Bergbausystem : Caisse autonome nationale de sécurité sociale dans les
mines ( Staatliche autonome Knappschaft), Paris

d) bei Anwendung des Artikels 36 der Durch­
fuhrungsverordnung, wenn es sich um Inva­
liditätsrenten handelt :

i ) im allgemeinen , ohne Paris und den
Raum Paris: Caisse primaire d'assurance maladie (örtliche Kranken­

kasse )

Caisse régionale d'assurance maladie ( Regionalkranken­
kasse), Paris

für Paris und den Raum Paris

ii ) Sonderregelung nach den Artikeln L 365
bis L 382 des Code de la sécurité sociale
(Sozialversicherungsordnung): Caisse régionale d'assurance maladie ( Regionalkranken­

kasse), Strasbourg

e) bei Anwendung des Artikels 36 der Durch­
führungsverordnung, wenn es sich um
Altersrenten handelt :

i ) allgemeines System :

aa) im allgemeinen , ohne Paris und den
Raum Paris :

für Paris und den Raum Paris :

Caisse régionale d'assurance maladie , branche vieillesse
( Regionalkrankenkasse, Abteilung Altersversicherung)
Caisse nationale d'assurance vieillesse des travailleurs
salariés (Staatliche Kasse für Altersversicherung der
Arbeitnehmer, Paris

bb) Sonderregelung nach den Artikeln
L 365 bis L 382 des Code de la
sécurité sociale (Sozialversiche­
rungsordnung): Caisse régionale d'assurance vieillesse ( Regionalkasse

für Altersversicherung), Strasbourg

ii ) landwirtschaftliches System : Caisse centrale de secours mutuels agricoles (Zentral­
kasse der Gegenseitigkeitshilfe in der Landwirtschaft ),
Paris
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iii ) Bergbausystem: Caisse autonome nationale de sécurité sociale dans les
mines ( Staatliche autonome Knappschaft), Paris

f) bei Anwendung des Artikels 75 der Durch­
führungsverordnung: Caisse primaire d'assurance maladie (örtliche Kranken­

kasse )

2 . Arbeitslosigkeit :

a ) bei Anwendung der Artikel 80 und 81 sowie
des Artikels 82 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung: Direction départementale du travail et de la main­

d'œuvre ( Departementsdirektion für Arbeit und Arbeits­
kräfte) des Ortes an dem die Beschäftigung ausgeübt
wurde , für die die Bescheinigung beantragt wird
örtliche Abteilung des staatlichen Arbeitsamts
Gemeindeverwaltung des Wohnorts der Familienange­
hörigen

b) bei Anwendung des Artikels 83 Absätze 1
und 2 sowie des Artikels 97 der Durchfüh­
rungsverordnung: Association pour "emploi dans l'industrie et le com­

merce (ASSÈD1C ) ( Verband für Beschäftigung in
Handel und Gewerbe) des Wohnorts der betreffenden
Person

c) bei Anwendung des Artikels 84 der Durch­
führungsverordnung:

i) Vollarbeitslosigkeit : Association pour l'emploi dans l'industrie et le com­
merce (ASSED1C) ( Verband für Beschäftigung in Han­
del und Gewerbe) des Wohnorts der betreffenden Per­
son

Association pour l'emploi dans l'industrie et le com­
merce ( ASSED1C) ( Verband für Beschäftigung in Han­
del und Gewerbe) des Wohnorts der betreffenden Per­
son

ii ) Kurzarbeit

d) bei Anwendung des Artikels 89 der Durch­
führungsverordnung: Direction départementale du travail et de la main­

d'œuvre (Departementsdirektion für Arbeit und Arbeits­
kräfte)

B. System für Selbständige:

1 . Krankheit , Mutterschaft:

im allgemeinen : Mit den regionalen Gegenseitigkeitskassen vertraglich
verbundene Träger

2 . bei Anwendung des Artikels 35 der Durchfüh­
rungsverordnung, wenn es sich um das System
der Landwirtschaft handelt : Caisse de mutualité sociale agricole (Gegenseitigkeits­

kasse der Sozialversicherung in der Landwirtschaft ) und
jeder andere entsprechend befugte Versicherungsträger

3 . Bei Anwendung des Artikels 36 der Durchfüh­
rungsverordnung, wenn es sich um Altersrenten
handelt:

a ) System für Handwerker: Caisse nationale de l'organisation autonome d'assu­
rance vieillesse des travailleurs non salariés des profes­
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b) System für Handel- und Gewerbetreibende :

sions artisanales ( CANCAVA) (Staatliche Kasse der
autonomen Altersversicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen ), Paris

Caisses de base professionelles ( Örtliche berufsständi­
sche Kassen )

Caisse nationale de l'organisation autonome d'assu­
rance vieillesse des travailleurs non salariés des profes­
sions industrielles et commerciales ( ORGANIC) (Staatli­
che Kasse der autonomen Altersversicherung der Selb­
ständigen der gewerblichen und kaufmännischen Beru­
fe )

Caisses de base professionnelles ou interprofessionnelles
( Örtliche berufsständische oder gemischtgewerbliche
Kassen )

c) System für die freien Berufe : Caisse nationale d'assurance vieillesse des professions
libérales ( CNAVPL ) — Sections professionnelles ( Staat­
liche Kasse für die Altersversicherung der freien Berufe
— Berufsständische Abteilungen )

d ) System für Anwälte : Caisses de base professionnelles on interprofessionnelles
(Örtliche berufsständische oder gemischtgewerbliche
Kassen )

Caisse nationale d'assurance vieillesse mutuelle agrìcole
(Staatliche Kasse für die Altersversicherung auf Gegen­
seitigkeit in der Landwirtschaft )

e) landwirtschaftliches System :

C. System der Seeleute :

a ) bei Anwendung des Artikels 27 der Verord­
nung, wenn es sich um das System der Seeleute
handelt : Section „Caisse générale de prévoyance des marins" du

quartier des affaires maritimes (Abteilung „Allgemeine
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion)

Section „Caisse générale de prévoyance des marins" du
quartier des affaires maritimes ( Abteilung „Allgemeine
Vorsorgekasse für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion )

b) bei Anwendung des Artikels 35 der Durchfüh­
rungsverordnung:

D. Familienleistungen : Caisse d'allocations familiales (Familienbeihilfenkasse )
des Wohnorts der betreffenden Person

D. UBERSEEISCHE DEPARTEMENTS

A. System für Arbeitnehmer:
Andere Fälle als Familienleistungen :

— im allgemeinen: Caisse générale de sécurité sociale ( Allgemeine Kasse für
soziale Sicherheit )

Mit den regionalen Gegenseitigkeitskassen vertraglich
verbundene Träger

B. System für Selbständige :
a ) Krankheit , Mutterschaft :

b) Alter:

— System für Handwerker : Caisse nationale de l'organisation autonome d'assu­
rance vieillesse des travailleurs non salariés des profes­
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System für Handel- und Gewerbetreibende :

sions artisanales ( CANCAVA ) ( Staatliche Kasse der
autonomen Altersversicherung der Selbständigen in den
handwerklichen Berufen )

Caisse interprofessionnelle d'assurance vieillesse des
industriels et commerçants d'Algérie et d'outre-mer
( CAVICORG ) (Gemischtgewerbliche Altersversiche­
rung für Handel- und Gewerbetreibende in Algerien und
Übersee)
Sections professionnelles ( Berufsständische Abteilun­
gen)

Caisse nationale des barreaux français ( CNBF) ( Staatli­
che Kasse der französischen Anwälte )

— System für die freien Berufe :

— System für Anwälte :

C. Seeleute:

i ) Invaliditätsrenten :

ii ) Altersrenten :

Section „Caisse générale de prévoyance des marins" du
quartier des affaires maritimes ( Abteilung „Allgemeine
Vorsorgekasse für Seeleute" dèr Schiffahrtsdirektion )

Section „Caisse de retraite des marins" du quartier des
affaires maritimes (Abteilung „Rentenkasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion )

D. Familienleistungen : Caisse d'allocations familiales ( Familienbeihilfenkasse)
des Wohnorts der betreffenden Person

E. GRIECHENLAND

1 . Arbeitslosigkeit, Familienbeihilfen: Οργανισμός Απασχολήσεως Εργατικού Δυναμικού
(ΟΑΕΔ), Αθήνα
(Amt für Beschäftigung der Arbeitskräfte ) Athen

2 . Sonstige Leistungen:

3 . Leistungen für Seeleute:

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
( Institut für Sozialversicherung) Athen

Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT) ή Οίκος Ναύτου,
κατά περίπτωση , Πειραιάς
( Pensionskasse für Seeleute oder Haus der Seeleute , je
nach Fall ) Piräus

F. IRLAND

1 . Sachleistungen: The Eastern Health Board (Gesundheitsamt für die
Region Ost ), Dublin 8
The Midland Health Board ( Gesundheitsamt für die
Region Mitte ) Tullamore , Co . Offaly
The Mid Western Health Board ( Gesundheitsamt für
die Region Mittelwest ) , Limerick
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The North Eastern Health Board ( Gesundheitsamt für
die Region Nord-Ost), Ceannanus Mor. , Co . Meath
The North Western Health Board (Gesundheitsamt für
die Region Nord-West), Manorhamilton, Co. Leitrim
The South Eastern Health Board (Gesundheitsamt für
die Region Süd-Ost), Kilkenny
The Southern Health Board (Gesundheitsamt für die
Region Süd ) Cork

The Western Health Board (Gesundheitsamt für die
Region West), Galway

Department of Social Weifare (Ministerium für Sozial­
ordnung), Dublin , einschließlich der Provinzialstellen ,
die für die Gewährung von Leistungen bei Arbeitslosig­
keit zuständig sind

Department of Social Weifare ( Ministerium für Sozial­
ordnung), Dublin

2 . Geldleistungen:

a ) Leistungen bei Arbeitslosigkeit :

b) Übrige Geldleistungen:

G. ITALIEN

die für das Gebiet zuständige lokale Verwaltungsstelle
für Gesundheitswesen

Ministero della sanità — gebietsmäßig zuständiges
Gesundheitsamt der Marine oder der Luftfahrt

1 . Krankheit (einschließlich Tuberkulose), Mutterschaft:

A. Arbeitnehmer:

a) Sachleistungen:
i) im allgemeinen:

ii) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt :

b) Geldleistungen :
i ) im allgemeinen:

ii) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt

B. Leistungen für Selbständige:
Sachleistungen :

2 . Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten:

Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Cassa marittima ( die für das Gebiet zuständige See­
kasse )

Zuständige Unità sanitaria locale (örtlicher Gesund­
heitsdienst)

A. Arbeitnehmer:

a ) Sachleistungen:

i ) im allgemeinen : Zuständige Unità sanitaria locale (örtlicher Gesund­
heitsdienst )
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Ministero della sanità (Gesundheitsminsiterium ) —
gebietsmäßig zuständiges Gesundheitsamt der Marine
oder der Luftfahrt

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt ), Pro­
vinzialstellen

ii ) für Seeleute und fliegendes Personal der
Zivilluftfahrt :

b) Körperersatzstücke und größere Hilfsmittel ,
rechtsmedizinische Leistungen und diesbezüg­
liche Untersuchungen und Bescheinigungen so­
wie Sachleistungen :

B. Selbständige (auf Röntgenärzte beschränkt):
a) Sachleistungen:

b) Körperersatzstücke und größere Hilfsmittel ,
rechtsmedizinische Leistungen und entspre­
chende Untersuchungen und Bescheinigungen :

c) Geldleistungen:

Zuständige Unità sanitaria locale ( örtlicher Gesund­
heitsdienst )

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro ( Staatliche Unfallversicherungsanstalt), Pro­
vinzialstellen

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro ( Staatliche Unfallversicherungsanstalt ), Pro­
vinzialstellen

Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Ente nazionale di previdenza e assistenza per i lavora­
tori dello spettacolo ( Staatliche Vorsorge- und Für­
sorgeeinrichtung für Bühnenarbeitnehmer), Roma

Istituto nazionale di previdenza per i dirigenti di aziende
industriali ( Staatliche Vorsorgeanstalt für leitende Ange­
stellte der gewerblichen Unternehmen), Roma

3 . Invalidität, Alter, Hinterbliebene (Renten):

A. Arbeitnehmer:

a ) im allgemeinen :

b) bei Bühnenarbeitnehmern:

c) bei leitenden Angestellten der gewerblichen
Unternehmen:

d) bei Journalisten :

B. Selbständige

a) für Ärzte:

b ) für Apotheker:

c) für Tieräzte:

d) für Hebammen:

Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani
„G. Amendola" (Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Journalisten „G. Amendola"), Roma

Ente nazionale di previdenza ed assistenza medici
( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Ärzte)
Ente nazionale di previdenza ed assistenza farmacisti
(Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für Apo­
theker )

Ente nazionale di previdenza ed assistenza veterinari
( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für Tier­
ärzte)

Ente nazionale di previdenza ed assistenza per le ostetri­
che (Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Hebammen )
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Cassa nazionale di previdenza per gli ingegneri ed
architetti (Staatliche Vorsorgekasse für Ingenieure und
Architekten )

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
geometri (Staatliche Vorsorge- und Fürsorgekasse für
Vermesser)

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore
degli avvocati e dei procuratori (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Anwälte und Rechtsbeistände)
Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
dottori commercialisti (Staatliche Vorsorge- und Fürsor­
gekasse für Diplomkaufleute)

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
ragionieri e periti commerciali ( Staatliche Vorsorge- und
Fürsorgekasse für Buch- und Wirtschaftsprüfer)

e ) für Ingenieure und Architekten :

f) für Vermesser:

g) für Anwälte und Rechtsbeistände:

h ) für Diplomkaufleute :

i ) für Buch- und Wirtschaftsprüfer:

j ) für Sozialrechtsberater :

k) für Notare:

1 ) für Zollagenten :

Ente nazionale di previdenza ed assistenza per i consu­
lenti del lavoro ( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeein­
richtung für Sozialrechtsberater)

Cassa nazionale notariato (Staatliche Kasse für Nota­
re )

Fondo di previdenza a favore degli spedizionieri doga­
nali ( Vorsorgefonds für Zollagenten )

4 . Sterbegeld: Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen
Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt ), Pro­
vinzialstellen

Cassa marittima (die für das Gebiet zuständige See­
kasse )

5 . Arbeitslosigkeit (bei Arbeitnehmern):

a ) im allgemeinen: Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

b) bei Journalisten : Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani
„G. Amendola" ( Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Journalisten „G. Amendola44 ), Roma

6 . Familienbeihilfen (für Arbeitnehmer):

a) im allgemeinen: Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatlich«
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

b) bei Journalisten : Istituto nazionale di previdenza per i giornalisti italiani
„G. Amendola44 ( Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Journalisten „G. Amendola44 ), Roma
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H. LUXEMBURG

1 . Krankheit, Mutterschaft:

a) bei Anwendung der Artikel 19 , 22 , 28 Absatz 1 , des
Artikels 29 Absatz 1 und des Artikels 31 der
Verordnung sowie der Artikel 17 , 18 , 20, 21 , 22 ,
24 , 29 , 30 und 31 der Durchführungsverordnung:

b) bei Anwendung des Artikels 27 der Verordnung:

Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers
( Staatliche Arbeiterkrankenkasse ), Luxembourg

die nach den luxemburgischen Rechtsvorschriften für
die luxemburgische Teilrente zuständige Krankenkasse

Établissement d'assurance contre la vieillesse et l'invali­
dité (Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt),
Luxembourg

Caisse de pension des employés privés ( Rentenkasse der
Privatangestellten ), Luxembourg

2 . Invalidität, Alter, Tod (Renten ):
a ) für Arbeiter:

b ) für Angestellte und selbständige Angehörige freier
Berufe :

c ) für Selbständige in Handwerk, Handel und Indu­
strie :

d ) für Selbständige in der Landwirtschaft :

Caisse de pension des artisans , des commerçants et
industriels ( Rentenkasse für Handwerker , Kaufleute
und Gewerbetreibende), Luxembourg

Caisse de pension agricole ( Landwirtschaftliche Renten­
kasse), Luxembourg

3 . Arbeitsunfall und Berufskrankheit:

a ) für Arbeitnehmer und Selbständige in Land- und
Forstwirtschaft:

b ) in allen anderen Fällen von Pflicht- oder freiwilliger
Versicherung:

Association d'assurance contre les accidents , section
agricole et forestière ( UnfallVersicherungsanstalt , land­
und forstwirtschaftliche Abteilung), Luxembourg

Association d'assurance contre les accidents , section
industrielle ( Unfallversicherungsanstalt , gewerbliche
Abteilung), Luxembourg

Administration de l'emploi ( Amt für Beschäftigungsfra­
gen), Luxembourg

4 . Arbeitslosigkeit:

5 . Familienleistungen:
a ) für Arbeiter :

b) für Angestellte:

Caisse d'allocations familiales des ouvriers près l'Éta­
blissement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidité
( Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters­
und Invaliditätsversicherungsanstalt ), Luxembourg

Caisse d'allocations familiales des employés près la
Caisse de pension des employés privés ( Kasse für Fami­
lienbeihilfen an Angestellte bei der Rentenkasse der
Privatangestellten ), Luxembourg
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I. NIEDERLANDE

nach freier Wahl eine der für den Wohnort zuständigen
Krankenkassen

Algemeen Nederlands Onderling Ziekenfonds (Allge­
meine niederländische Krankenkasse auf Gegenseitig­
keit), Utrecht

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine
Berufsgenossenschaft), Amsterdam

die zuständige Bedrijfsvereniging ( Berufsgenossen­
schaft )

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine
Berufsgenossenschaft), Amsterdam

1 . Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall , Berufskrank­
heit:

a ) Sachleistungen :
i ) Träger des Wohnorts :

ii ) Träger des Aufenthaltsorts :

b) Geldleistungen:

2 . Invalidität:

a ) wenn ohne Anwendung der Verordnung allein
schon nach den niederländischen Rechtsvorschriften
ein Leistungsanspruch besteht :

b ) in allen anderen Fällen :

3 . Alter, Tod (Renten):

bei Anwendung des Artikels 36 der Durchführungs­
verordnung:

a ) im allgemeinen:

b ) im Verhältnis zu Belgien :

c) im Verhältnis zu Deutschland:

4 . Arbeitslosigkeit:

a ) Leistungen der Arbeitslosenversicherung:

b ) Leistungen der staatlichen Fürsorge :

5 . Familienbeihilfen:

bei Anwendung des Artikels 73 Absatz 2 und des
Artikels 74 Absatz 2 der Verordnung:

Sociale Verzekeringsbank ( Sozialversicherungsanstalt ),
Amsterdam

Bureau voor Belgische Zaken de sociale verzekering
betreffende (Amt für Sozialversicherungsangelegenhei­
ten mit Belgien ), Breda

Bureau voor Duitse Zaken van de Vereniging van
Raden van Arbeid (Amt für Angelegenheiten mit
Deutschland beim Verband der Räte für Arbeit ), Nijme­
gen

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine
Berufsgenossenschaft), Amsterdam
Gemeindeverwaltung des Wohn- oder Aufenthaltsorts

Raad van Arbeid ( Rat für Arbeit ), in dessen Bezirk die
Familienangehörigen wohnen

I. VEREINIGTES KÖNIGREICH

1 . Sachleistungen:
Großbritannien und Nordirland :

Gibraltar:

Die Behörden , die Leistungen des nationalen Gesund­
heitsdienstes gewähren
Medical and Public Health Department (Gesundheitsmi­
nisreriutni . Gibraltar
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2 . Geldleistungen (außer Familienbeihilfen):
Großbritannien: Department of Health and Social Security — Overseas

Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit — Internationaler Dienst )
Newcastle upon Tyne
NE98 ÎYX

Nordirland : Department of Health and Social Services — Overseas
Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Dienste — Internationaler Dienst )
Belfast
BT4 3HH

Department of Labour and Social Security (Ministerium
für Arbeit und soziale Sicherheit ), Gibraltar

Gibraltar :

3 . Familienleistungen:
Bei Anwendung der Artikel 73 und 74 der Verord­
nung

Großbritannien: Department of Health and Social Security — Child
Benefit Centre (Washington) ( Ministerium für Gesund­
heitswesen und soziale Sicherheit — Kindergeldstelle ,
Washington )
Newcastle upon Tyne
NE88 IAA

Nordirland: Department of Health and Social Services — Overseas
Branch (Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Dienste — Internationaler Dienst )

Gibraltar:

Belfast
BT4 3HH

Department of Labour and Social Security — (Ministe­
rium für Arbeit und soziale Sicherheit ), Gibraltar
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ANHANG 4

VERBINDUNGSSTELLEN

(Artikel 3 Absatz 1 , Artikel 4 Absatz 4 und Artikel 122 der Durchführungsverordnung)

A. BELGIEN

1 . Krankheit, Mutterschaft:

a ) im allgemeinen: Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel — ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung)

Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon belge — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag — ( Hilfs- und
Vorsorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute ), Antwerpen

b) für Seeleute :

2 . Invalidität

a ) Allgemeine Invalidität: Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering , Brussel — ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung)

b) Besondere Invalidität der Bergarbeiter : Fonds national de retraite des ouvriers-mineurs ,
Bruxelles — Nationaal pensioenfonds voor mijnwer­
kers , Brussel — ( Staatliche Kasse für die Altersversor­
gung der Bergarbeiter )
Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon belge — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag — (Hilfs- und
Vorsorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute ), Antwerpen

c) Invalidität der Seeleute :

3 . Alter, Tod ( Renten):

a ) bei Anwendung der Artikel 41 bis 43 und 45 bis 50
der Durchführungsverordnung: Office national des pensions pour travailleurs salariés ,

Bruxelles — Rijksdienst voor werknemerpensioenen ,
Brussel — ( Staatliches Amt für Arbeitnehmerrenten )
Institut national d'assurances sociales pour travailleurs
indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor de socia­
le verzekeringen der zelfstandigen , Brussel — ( Landes­
anstalt für die Sozialversicherungen der Selbständigen ,
Brüssel )

b ) bei Anwendung des Artikels 45 ( zahlender Träger),
des Artikels 53 Absatz 1 , des Artikels 110 und des
Artikels 111 Absätze 1 und 2 der Durchführungs­
verordnung: Caisse nationale des pensions de retraite et de survie ,

Bruxelles — Rijkskas voor rust- en overlevingspen­
sioenen , Brussel — ( Staatliche Kasse für Alters- und
Hinterbliebenenversicherung)
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Ministère de la prévoyance sociale , Bruxelles — Minis­
terie van Sociale Voorzorg, Brussel — ( Ministerium für
Sozialordnung)

4 . Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten :

5 . Sterbegeld:

a) im allgemeinen:

b) für Seeleute :

Institut national d'assurance maladie-invalidité ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel — ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung)
Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins
naviguant sous pavillon belge — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag — ( Hilfs- und
Vorsorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute), Antwerpen

6 . Arbeitslosigkeit:
a ) im allgemeinen :

b) für Seeleute :

Office national de l'emploi , Bruxelles — Rijksdienst
voor Arbeidsvoorziening, Brussel (Staatliches Arbeits­
amt)

Pool des marins de la marine marchande — Pool van de
zeelieden ter koopvaardij ( Seemännische Heuerstelle der
Handelsmarine ), Antwerpen

7. Familienleistungen: Office national d'allocations familiales pour travailleurs
salariés , Bruxelles — Rijksdienst voor kinderbijslag
voor werknemers , Brussel ( Staatliches Amt für Fami­
lienbeihilfen an Arbeitnehmer)

Institut national d'assurances sociales pour travailleurs
indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor de socia­
le verzekeringen der zelfstandigen , Brussel — ( Landes­
anstalt für die Sozialversicherungen der Selbständigen )

B. DANEMARK

[. DÄNEMARK, AUSGENOMMEN GRÖNLAND

1 . Leistungen bei Krankheit sowie Schwangerschaft
und Geburt:

2 . Renten nach den Rechtsvorschriften für Volks- und
Witwenrenten sowie Leistungen nach dem Invalidi­
tätsrentengesetz:

3 . Leistungen bei Rehabilitation :

4 . Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankhei­
ten :

Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ), København

5 . Familienleistungen (Familienbeihilfen):

6 . Sterbegeld :

7 . Renten nach dem Gesetz über Arbeitsmarkt-Zusatz­
rente („Lov om Arbejdsmarkedets Tillægspen­
sion"):
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8 . Leistungen bei Arbeitslosigkeit: Arbejdsdirektoratet ( Staatliches Arbeitsamt), Køben­
havn

II . GRÖNLAND

1 . Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft: Bestyrelsen for sundhedsvæsenet i Grønland (Amt für
das Gesundheitswesen in Grönland), Godthåb

2 . Renten nach der Regelung des Landesrates über
Altersrenten in Grönland:

Arbejds- og socialdirektorated ( Regionales Arbeits- und
Sozialamt), Godthåb

3 . Familienleistungen (Familienbeihilfen):

4 . Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankhei­
ten:

Det grønlandske nævn for ulykkesforsikring ( Grönlän­
discher Ausschuß für Unfallversicherung), Godthåb

C. DEUTSCHLAND

1 . Krankenversicherung: Bundesverband der Ortskrankenkassen , Bonn 2*

2 . Unfallversicherung: Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf­
ten , Bonn

3 . Rentenversicherung der Arbeiter:

a ) bei Anwendung des Artikels 3 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung: Verband Deutscher Rentenversicherungsträger , Frank­

furt am Main

b) bei Anwendung des Artikels 51 und des Artikels 53
Absatz 1 der Durchführungsverordnung und als
„Zahlstelle* nach Artikel 55 der Durchführungs­
verordnung:

i) im Verhältnis zu Belgien :
ii ) im Verhältnis zu Dänemark:

iii ) im Verhältnis zu Frankreich :

Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz , Düsseldorf
Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein , Lübeck
Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz , Speyer ,
oder im Rahmen der in Anhang 2 vorgesehenen Zustän­
digkeit Landesversicherungsanstalt Saarland, Saarbrük­
ken
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Landesversicherungsanstalt Württemberg, Stuttgart

Landesversicherungsanstalt Schwaben , Augsburg

Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz , Speyer

Landesversicherungsanstalt Westfalen , Münster

Landesversicherungsanstalt Freie und Hansestadt Ham­
burg, Hamburg

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte , Berlin

iv) im Verhältnis zu Griechenland :

v ) im Verhältnis zu Italien :

vi ) im Verhältnis zu Luxemburg:

vii) im Verhältnis zu den Niederlanden:

viii) im Verhältnis zu Irland und zum Vereinigten
Königreich :

4 . Rentenversicherung der Angestellten :

5 . Knappschaftliche Rentenversicherung:

6 . Altershilfe für Landwirte :

7 . Hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung:

8 . Leistungen bei Arbeitslosigkeit und
Familienleistungen:

Bundesknappschaft , Bochum

Landwirtschaftliche Alterskasse Rheinhessen-Pfalz ,
Speyer

Landesversicherungsanstalt Saarland , Abteilung Hüt­
tenknappschaftliche Pensionsversicherung , Saarbrücken

Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit ,' Nürnberg

D. FRANKREICH

1 . Im allgemeinen: Centre de sécurité sociale des travailleurs migrants
(Zentralstelle für die soziale Sicherheit der Wanderar­
beitnehmer ), Paris

2 . Für das Bergbausystem (Invalidität , Alter und Tod
(Renten)): Caisse autonome nationale de sécurité sociale dans les

mines (Staatliche autonome Knappschaft ), Paris

E. GRIECHENLAND

1 . Im allgemeinen: Ίρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
(Sozialversicherungsanstalt ), Athen
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2 . Arbeitslosigkeit, Familienbeihilfen : Οργανισμός Απασχολήσεως Εργατικού Δυναμικού
(ΟΑΕΔ), Αθήνα
(Landesanstalt für Arbeit), Athen

3 . Für Seeleute: Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT), Πειραιάς
( Rentenkasse für Seeleute), Piräus

F. IRLAND

1 . Sachleistungen:

2 . Geldleistungen:

Department of Health (Ministerium für Gesundheitswe­
sen), Dublin

Department of Social Weifare ( Ministerium für Sozial­
ordnung), Dublin

G. ITALIEN

Ministero della sanità (Gesundheitsministerium),
Roma

istituto nazionale della previdenza sociale , direzione
generale (Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge, Gene­
raldirektion ), Roma

Ministero della sanità (Gesundheitsministerium),
Roma

1 . Krankheit (einschließlich Tuberkulose), Mutterschaft:
A. Arbeitnehmer

a) Sachleistungen :

'b ) Geldleistungen :

B. Selbständige

Sachleistungen:

2 . Arbeitsunfall und Berufskrankheit :

A. Arbeitnehmer

a) Sachleistungen :

b ) Körperersatzstücke , Hilfsmittel von erheblicher
Bedeutung, rechtsmedizinische Leistungen , Un­
tersuchungen und entsprechende Bescheinigun­
gen sowie Geldleistungen :

B. Selbständige (nur für Röntgenärzte)
a ) Sachleistungen :

b) Körperersatzstücke und größere Hilfsmittel ,
rechtsmedizinische Leistungen und entsprechen­
de Untersuchungen und Bescheinigungen :

Ministero della sanità ( Gesundheitsministerium),
Roma

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro , direzione generale (Staatliche UnfallVersiche­
rungsanstalt , Generaldirektion), Roma

Ministero della sanità (Gesundheitsministerium),
Roma

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro, direzione generale (Staatliche Unfallversiche­
rungsanstalt , Generaldirektion ), Roma
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c) Geldleistungen : Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro, direzione generale ( Staatliche Unfallversiche­
rungsanstalt , Generaldirektion), Roma

3 . Invalidität, Alter, Hinterbliebene, Arbeitslosigkeit ,
Familienbeihilfe: Istituto nazionale della previdenza sociale , direzione

generale ( Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge , Gene­
raldirektion ), Roma

H. LUXEMBURG

I. FÜR DIE LEISTUNGSGEWÄHRUNG:

1 . Krankheit , Mutterschaft: Caisse nationale d'assurance-maladie des ouvriers
( Staatliche Arbeiterkrankenkasse), Luxembourg . Die
über den eigenen Anteil hinaus benötigten Mittel wer­
den von den übrigen Krankenkassen mit Hilfe eines
Betriebskapitals aufgebracht , das aus den von der Gene­
ralinspektion für soziale Sicherheit festgelegten zweck­
gebundenen Vorschüssen gebildet wird .

2 . Invalidität, Alter, Tod (Renten):
a ) für Arbeiter :

b) für Angestellte und freie Berufe :

c) für selbständige Gewerbetreibenden :

d) für Selbständige in der Landwirtschaft :

Etablissement d'assurance contre la vieillesse et Pinvali­
dité (Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt ),
Luxembourg

Caisse de pension des employés privés ( Rentenkasse der
Privatangestellten ), Luxembourg
Caisse de pension des artisans , des commerçants et
industriels ( Rentenkasse für Handwerker , Kaufleute
und Industrielle), Luxembourg

Caisse de pension agricole (Landwirtschaftliche Renten­
kasse), Luxembourg

3 . Arbeitsunfall und Berufskrankheit:

a ) für Arbeitnehmer und Selbständige in der Land­
und Forstwirtschaft : Association d'assurance contre les accidents , section

agricole et forestière ( Unfallversicherungsanstalt , land­
und forstwirtschaftliche Abteilung), Luxembourg

b) in allen anderen Fällen von Pflicht- oder freiwil­
liger Versicherung: Association d'assurance contre les accidents , section

industrielle ( Unfallversicherungsanstalt , gewerbliche
Abteilung), Luxembourg

Administration de l'emploi ( Arbeitsverwaltung),
Luxembourg

4 . Arbeitslosigkeit:

5 . Familienleistungen:
a ) für Arbeiter: Caisse d'allocations familiales des ouvriers près l'Éta­

blissement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidité
( Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters­
und Invaliditätsversicherungsanstalt ), Luxembourg
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b) für Angestellte : Caisse d'allocations familiales des employés près la
caisse de pension des employés privés ( Kasse für Fami­
lienbeihilfen an Angestellte bei der Rentenkasse der
Privatangestellten ), Luxembourg

6 . Sterbegeld :

a) bei Anwendung des Artikels 66 der Verord­
nung:

b ) in den übrigen Fällen :

Caisse nationale d'assurance-maladie des ouvriers
(Staatliche Arbeiterkrankenkasse), Luxembourg
je nach Versicherungszweig, zu dessen Lasten die Lei­
stung geht, die unter Nummer 1 , 2 oder 3 genannten
Träger

II . IN DEN ÜBRIGEN FÄLLEN: Inspection générale de la sécurité sociale ( Generalin­
spektion für soziale Sicherheit), Luxembourg

I. NIEDERLANDE

1 . Krankheit, Mutterschaft , Invalidität, Arbeitsunfall ,
Berufskrankheit und Arbeitslosigkeit :
a) Sachleistungen:
b) Geldleistungen:

Ziekenfondsraad ( Krankenkassenrat), Amstelveen

Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue Allgemeine
Berufsgenossenschaft ), Amsterdam

2. Alter, Tod (Renten), Familienleistungen :
a) im allgemeinen :

b ) im Verhältnis zu Belgien :

c) im Verhältnis zu Deutschland:

Sociale Verzekeringsbank ( Sozialversicherungsanstalt ),
Amsterdam

Bureau voor Belgische Zaken de sociale verzekering
betreffende (Amt für Sozialversicherungsangelegenhei­
ten mit Belgien ), Breda
Bureau voor Duitse Zaken van de Vereniging van
Raden van Arbeid (Amt für Angelegenheiten mit
Deutschland beim Verband der Räte für Arbeit), Nij­
megen

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Großbritannien: Department of Health and Social Security — Overseas
Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit — Internationaler Dienst), Newcastle upon
Tyne .

Nordirland: Department of Helath and Social Services for Northern
Ireland — Overseas Branch ( Ministerium für Gesund­
heitswesen und soziale Dienste für Nordirland — Inter­
nationaler Dienst), Belfast

Department of Health and Social Security — Overseas
Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit — Internationaler Dienst), Newcastle upon
Tyne

Gibraltar:
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ANHANG S

WEITERGELTENDE DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN ZU ZWEISEITIGEN ABKOMMEN
(Artikel 4 Absatz 5 , Artikel 5 , Artikel 53 Absatz 3 , Artikel 104 , Artikel 105 Absatz 2 , Artikel 116 , Artikel 121 und

Artikel 122 der Durchführungsverordnung)

Allgemeine Bemerkungen

I. Wird in den Bestimmungen , die in diesem Anhang aufgeführt sind , auf Bestimmungen von Abkommen oder der
erordmingen Nr. 3 , Nr . 4 oder Nr. 36 / 63 / EWG Bezug genommen , so werden diese Bezugnahmen jeweils durch

Bezugnahmen auf die entsprechenden Bestimmungen der Verordnung oder der Durchführungsverordnung ersetzt ,
soweit die betreffenden Bestimmungen dieser Abkommen nicht durch Aufnahme in den Anhang II der Verordnung
aufrechterhalten werden.

II . Die Kündigungsklausel in einem Abkommen , von dem einzelne Bestimmungen in diesen Anhang aufgenommen
sind , bleibt für diese Bestimmungen gültig .

1 . BELGIEN - DANEMARK

Vereinbarung vom 23 . November 1978 über den gegenseitigen Erstattungsverzicht nach Artikel 36 Absatz 3
(Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft) der Verordnung und Artikel 105 Absatz 2 ( Kosten für verwaltungs­
mäßige und ärztliche Kontrolle ) der Durchführungsverordnung .

2 . BELGIEN — DEUTSCHLAND

a) Zweite Verwaltungsvereinbarung vom 20 . Juli 1965 zur Durchführung der Dritten Zusatzvereinbarung zum
Allgemeinen Abkommen vom 7. Dezember 1957 (Zahlung von Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des
Abkommens).

b ) Artikel 9 Absatz 1 der Vereinbarung vom 20 . Juli 1965 über die Durchführung der Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer .

c) Vereinbarung vom 6 . Oktober 1964 über die Erstattung der an Rentner , die ehemalige Grenzgänger sind ,
gewährten Sachleistungen aufgrund des Artikels 14 Absatz 3 der Verordnung Nr. 36 / 63 / EWG und des Artikels 73
Absatz 4 der Verordnung Nr. 4 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft .

d ) Vereinbarung vom 29 . Januar 1969 über die Einziehung und Beitreibung von Beiträgen der sozialen Sicherheit .
e) Vereinbarung vom 4 . Dezember 1975 über den Verzicht auf Erstattung der an Arbeitslose gewährten

Leistungen .

3 . BELGIEN — FRANKREICH

a) Vereinbarung vom 22 . Dezember 1951 zur Durchführung des Artikels 23 der Zusatzvereinbarung vom 17 . Januar
1948 (Arbeitnehmer im Bergbau und in gleichgestellten Betrieben).

b ) Verwaltungsvereinbarung vom 21 . Dezember 1959 zur Ergänzung der gemäß Artikel 23 der Zusatzvereinbarung
vom 17 . Januar 1948 getroffenen Verwaltungsvereinbarung vom 22 . Dezember 1951 (Arbeitnehmer im Bergbau
und in gleichgestellten Betrieben ).

c) Vereinbarung vom 8 . Juli 1964 über die Erstattung der an Rentner , die ehemalige Grenzgänger sind , gewähnen
Sachleistungen aufgrund des Artikels 14 Absatz 3 der Verordnung Nr. 36 / 63 / EWG und des Artikels 73 Absatz 4
der Verordnung Nr. 4 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft .
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d) Abschnitte 1 , II und III der Vereinbarung vom 5 . Juli 1967 über die ärztliche und verwaltungsmäßige Kontrolle de.Grenzganger , die in Belgien wohnen und in Frankreich beschäftigt sind ärztliche und verwaltungsmäßige Kontrolle dei
e) Vereinbarung vom 14 . Mai 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen und

arztlichen Kontrolle nach Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung .
^ Vereinbarung V°m 3 ' 0ktober 1977 zur Durchführung des Artikels 92 der Verordnung ( EWG ) Nr. 1408 / 71

(Einziehung vom Beiträgen der sozialen Sicherheit ).
g) Abkommen vom 29 Juni 1979 über den gegenseitigen Erstattungsverzicht nach Artikel 70 Absatz 3 der

Verordnung (Kosten für Leistungen bei Arbeitslosigkeit ).
Verwaltungsvereinbarung vom 6 - März 1979 über die Verfahren zur Durchführung des Zusatzabkommens vom
12 . Oktober 1978 zum Abkommen über soziale Sicherheit zwischen Belgien und Frankreich in bezug auf dessen
Bestimmungen für Selbständige .

4 . BELGIEN — GRIECHENLAND

Keine

5 . BELGIEN - IRLAND

Briefwechsel vom 19 . Mai 1981 und 28 . Juli 1981 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung
(gegenseitiger Erstattungsverzicht bei den Kosten für Sachleistungen und Leistungen für Arbeitslosigkeit im Rahmen
des Titels III Kapitel 1 und 6 der Verordnung) und zu Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung
(gegenseitiger Erstattungsverzicht bei den Kosten für verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrollen ).

6 . BELGIEN — ITALIEN

a) Artikel 7 , 8 , 9 , 10 , 12 , 13 , 14 , 15 , 17 , 18 , 19 , Artikel 24 Absätze 2 und 3 und Artikel 28 Absatz 4 der durch die
Nachträge Nr. 1 vom 10 . April 1952 , Nr . 2 vom 9 . Dezember 1957 und Nr. 3 vom 21 . Februar 1963 geänderten
Verwaltungsvereinbarung vom 20 . Oktober 1950 .

b ) Artikel 6 , 7 , 8 und 9 der Vereinbarung vom 21 . Februar 1963 im Rahmen der Anwendung der Verordnungen
Nr. 3 und Nr. 4 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die soziale Sicherheit der Wanderarbeit­
nehmer.

c) Vereinbarung vom 12 . Januar 1974 in Anwendung des Artikels 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung.
d) Vereinbarung vom 31 . Oktober 1979 gemäß Artikel 18 Absatz 9 der Durchführungsverordnung .

7 . BELGIEN — LUXEMBURG

a) Verwaltungsvereinbarung vom 16 . November 1959 zur Durchführung des Abkommens vom 16 . November 1959 ,
geändert am 12 . Februar 1964 und am 10 . Februar 1966 , außer den Artikeln 5 bis 9 .

b ) Vereinbarung vom 24 . Juli 1964 über die Erstattung der an Rentner , die ehemalige Grenzgänger sind , gewährten
Sachleistungen aufgrund des Artikels 14 Absatz 3 der Verordnung Nr . 36 / 63 / EWG und des Artikels 73 Absatz 4
der Verordnung Nr . 4 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft .

c) Vereinbarung vom 28 . Januar 1961 über die Einziehung und Beitreibung von Beiträgen der sozialen Sicherheit .
d ) Vereinbarung vom 1 . August 1975 über den in Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung ( EWG ) Nr . 1408 / 71 des Rates

vom 14 . Juni 1971 vorgesehenen Verzicht auf die Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen aus der
Versicherung Krankheit-Mutterschaft an Familienangehörige eines Arbeitnehmers , die nicht im gleichen Land wie
dieser ihren Wohnsitz haben .
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e) Vereinbarung vom 16 . April 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrolle
und der ärztlichen Untersuchungen nach Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung .

f) Briefwechsel vom 10. und 12. Juli 1968 zu den Verfahren zur Bestimmung der für die Selbständigen geltenden
Rechtsvorschriften .

8 . BELGIEN — NIEDERLANDE

a ) Artikel 6 , 9 bis 15 und Artikel 17 Absatz 4 der Vereinbarung vom 7 . Februar 1964 über Familien- und
Geburtsbeihilfen .

b ) Vereinbarung vom 21 . März 1968 über die Einziehung und Beitreibung von Beiträgen der sozialen Sicherheit sowie
Verwaltungsvereinbarung vom 25 . November 1970 zu der genannten Vereinbarung.

c) Vereinbarung vom 24 . Dezember 1980 über Krankenversicherung ( Gesundheitsvorsorge).
d ) Vereinbarung vom 12 . August 1982 über Versicherung bei Krankheit , Mutterschaft und Invalidität .

9 . BELGIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

,a ) Briefwechsel vom 4 . Mai 1976 und vom 14 . Juni 1976 zu Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung
(Verzicht auf Erstattung der Kosten der ärztlichen und verwaltungsmäßigen Kontrolle).

b ) Briefwechsel vom 18 . Januar 1977 und vom 14 . März 1977 zu Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung ( Vereinbarung
über die Erstattung oder den Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 der
Verordnung gewährte Sachleistungen ) in der Fassung des Schriftwechsels vom 4 . Mai und 23 . Juli 1982
(Vereinbarung über die Erstattung der Aufwendungen nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a ) der Verordnung).

10. DANEMARK — DEUTSCHLAND

a ) Artikel 8 bis 14 der Vereinbarung vom 4 . Juni 1954 über die Durchführung des Abkommens vom 14 . August
1953 .

b ) Abkommen vom 27 . April 1979 über:
i ) den teilweisen gegenseitigen Erstattungsverzicht nach Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der

Verordnung und den gegenseitigen Erstattungsverzicht nach Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung und Artikel
105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (teilweiser Erstattungsverzicht bei Sachleistungen wegen Krank­
heit , Mutterschaft, Arbeitsunfall und Berufskrankheit und Erstattungsverzieht bei Leistungen wegen Arbeits­
losigkeit sowie verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen ).

ii ) Artikel 93 Absatz 6 der Durchführungsverordnung ( Verfahrensweise bei der Ermittlung des Erstattungsbetrags
bei Sachleistungen wegen Krankheit und Mutterschaft ).

11 . DANEMARK — FRANKREICH

Vereinbarung vom 29 . Juni 1979 und Zusatzvereinbarung vom 10 . Juli 1980 über den gegenseitigen Erstattungsver­
zicht nach Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 ( Sachleistungen bei Krankheit , Mutterschaft , Arbeitsunfall und
Berufskrankheit ) und Vereinbarung vom 29 . Juni 1979 über den gegenseitigen Erstattungsverzicht nach Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung ( Leistungen bei Arbeitslosigkeit ) und Artikel 105 Absatz 2 ( Kosten für verwaltungsmäßige
und ärztliche Kontrolle) der Durchführungsverordnung.

12 . DANEMARK — GRIECHENLAND

Gegenstandslos
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13 . DANEMARK — IRLAND

Briefwechsel vom 22 . Dezember 1980 und 11 . Februar 1981 über den gegenseitigen Verzicht auf Erstattung der
Sachleistungen der Kranken-, Mutterschafts-, Arbeitsunfall- und Berufskrankheitenversicherung sowie der Leistungen
bei Arbeitslosigkeit und der Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen (Artikel 36 Absatz 3 , Artikel 63
Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung sowie Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung).

14 . DANEMARK — ITALIEN

Briefwechsel vom 12 . November 1982 und 12 . Januar 1983 zu Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung ( gegenseitiger
Verzicht auf Erstattung der Kosten für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft nach Titel III Kapitel 1 der
Verordnung (gegenseitiger Verzicht auf Erstattung der Kosten für Sachleistungen bei Krankheiten und Mutterschaft
nach Titel III Kapitel 1 der Verordnung mit Ausnahme des Artikels 22 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung).

15 . DANEMARK — LUXEMBURG

Abkommen vom 19 . Juni 1978 über den gegenseitigen Verzicht auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3 , Artikel 63
Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung
(Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit , Mutterschaft , Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten , Aufwendun­
gen für Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle).

16 . DANEMARK — NIEDERLANDE

Briefwechsel vom 30. März 1979 und 25 . April 1979 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung
(teilweiser gegenseitiger Erstattungsverzicht bei Sachleistungen wegen Krankheit , Mutterschaft , Arbeitsunfall und
Berufskrankheit).

17 . DÄNEMARK — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Briefwechsel vom 30 . März 1977 und vom 19 . April 1977 zu Artikel 36 Absatz 3 , Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Verzicht auf Erstattung der
a) Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 oder 4 der Verordnung gewährte Sachleistungen ,
b) Aufwendungen für nach Artikel 69 der Verordnung gewährte Leistungen und

» c) Kosten der ärztlichen und verwaltungsmäßigen Kontrolle nach Artikel 105 der Durchführungsverordnung).

18 . DEUTSCHLAND — FRANKREICH

a) Artikel 2 bis 4 und 22 bis 28 der Zweiten Verwaltungsvereinbarung vom 31 . Januar 1952 zur Durchführung des
Allgemeinen Abkommens vom 10. Juli 1950.

b) Artikel 1 der Vereinbarung vom 27. Juni 1963 über die Durchführung des Artikels 74 Absatz 5 der Verordnung
Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen für Familienangehörige der Versicherten).

c) Abkommen vom 14 . Oktober 1977 über den Verzicht auf Erstattung nach Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung
(Aufwendungen für Leistungen bei Arbeitslosigkeit ).

d) Vereinbarung vom 26 . Mai 1981 zu Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung (gegenseitiger Erstattungsverzicht bei den
Kosten für Sachleistungen im Krankheitsfall , die nach Artikel 32 der Verordnung an Rentner , die ehemalige
Grenzgänger waren, deren Familienangehörigen oder Hinterbliebenen gewährt werden ).
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e) Abkommen vom 26 . Mai 1981 nach Artikel 92 der Verordnung ( Einziehung und Beitreibung von Sozialversiche­
rungsbeiträgen).

f) Abkommen vom 26 . Mai 1981 über die Durchführung des Artikels 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung
(gegenseitiger Erstattungsverzicht bei den Kosten für verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrollen ).

19 . DEUTSCHLAND — GRIECHENLAND

a ) Artikel 1 und 3 bis 6 der Verwaltungsvereinbarung vom 19 . Oktober 1962 und zweite Verwaltungsvereinbarung
vom 23 . Oktober 1972 zum Abkommen über Arbeitslosenversicherung vom 31 . Mai 1961 .

b) Vereinbarung vom 11 . Mai 1981 über die Erstattung von Familienbeihilfen .
c) Abkommen vom 11 . März 1982 über die Erstattungen von Aufwendungen für Sachleistungen der Krankenversi­

cherung.

20 . DEUTSCHLAND — IRLAND

Abkommen vom 20. März 1981 nach Artikel 36 Absatz 3 , Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der
Verordnung (gegenseitiger Erstattungsverzicht bei den Kosten für Sachleistungen im Falle von Krankheit , Mutter­
schaft , Arbeitsunfall und Berufskrankheit sowie Leistungen wegen Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchfuhrungsverordnung (gegenseitiger Erstattungsverzicht bei den Kosten für verwaltungsmäßige und ärztliche
Kontrolle .

21 . DEUTSCHLAND — ITALIEN

a) Artikel 14 , Artikel 17 Absatz 1 , Artikel 18 und 35 , Artikel 38 Absatz 1 , Artikel 39 und 42 , Artikel 45 Absatz 1
und Artikel 46 der Verwaltungsvereinbarung vom 6 . Dezember 1953 zur Durchführung des Abkommens vom 5 .
Mai 1953 (Rentenzahlung).

b) Artikel 1 und 2 der Vereinbarung vom 27 . Juni 1963 über die Durchführung des Artikels 73 Absatz 4 und des
Artikels 74 Absatz 5 der Verordnung Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen für Familienangehörige der Ver­
sicherten).

c) Vereinbarung vom 5 . November 1968 über die Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen , welche von den
italienischen Trägern der Krankenversicherung in Italien an Familienangehörige in der Bundesrepublik Deutschland
versicherter italienischer Arbeitnehmer gewährt wurden , durch die deutschen zuständigen Träger der Krankenver­
sicherung. '

22 . DEUTSCHLAND — LUXEMBURG

a ) Artikel 1 und 2 der Vereinbarung vom 27 . Juni 1963 über die Durchführung des Artikels 73 Absatz 4 und des
Artikels 74 Absatz 5 der Verordnung Nr. 4 ( Erstattung der Sachleistungen für Familienangehörige der Versicher­
ten).

b ) Vereinbarung vom 9 . Dezember 1969 über den Verzicht auf die in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung
Nr. 36 / 63 /EWG vorgesehene Erstattung von Aufwendungen für Sachleistungen , welche bei Krankheit , Renten­
berechtigten , die ehemalige Grenzgänger oder Hinterbliebene eines Grenzgängers sind , sowie deren Familienange­
hörigen gewährt wurden .

c) Abkommen vom 14 . Oktober 1975 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen und
ärztlichen Kontrolle nach Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung.

d ) Abkommen vom 14 . Oktober 1975 über die Einziehung und Beitreibung der Beiträge der sozialen Sicherheit .
e ) Abkommen vom 20 . Juli 1978 über gegenseitigen Erstattungsverzicht nach Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung

(gegenseitiger Erstattungsverzicht bei Sachleistungen wegen Arbeitsunfall und Berufskrankheit).
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23 . DEUTSCHLAND — NIEDERLANDE

a) Artikel 9 , Artikel 10 Absätze 2 bis 5 , Artikel 17 , 18 , 19 und 21 der Ersten Verwaltungsvereinbarung vom 18 . Juni
1954 zum Abkommen vom 29 . März 1951 (Krankenversicherung und Rentenzahlung).

b) Vereinbarung vom 27. Mai 1964 über den Verzicht auf Erstattung von Kosten der verwaltungsmäßigen und
ärztlichen Kontrolle in den Rentenversicherungen .

c) Artikel 1 bis 4 der Vereinbarung vom 27 . Juni 1963 zur Durchführung des Artikels 73 Absatz 4 , des Artikels 74
Absatz 5 und des Artikels 75 Absatz 3 der Verordnung Nr. 4 ( Erstattung der Sachleistungen für Familienangehö­
rige der Versicherten ).

d ) Vertrag vom 21 . Januar 1969 über die Einziehung und Beitreibung von Beiträgen der sozialen Sicherheit .
e) Vereinbarung vom 3 . September 1969 über den Verzicht auf die in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung

Nr. 36 /63 / EWG vorgesehene Erstattung von Aufwendungen für Sachleistungen , welche bei Krankheit Rentenbe­
rechtigten , die ehemalige Grenzgänger oder Hinterbliebene eines Grenzgängers sind , sowie deren Familienangehö­
rigen gewährt wurden .

f) Vereinbarung vom 22 . Juli 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit .
g) Abkommen vom 11 . Oktober 1979 über die Durchführung des Artikels 92 der Verordnung ( Mindestbetrag für die

Eintreibung von Sozialversicherungsbeiträgen ).
h ) Abkommen vom 15 . Februar 1982 über die Durchführung des Artikels 20 der Verordnung bei Familienangehöri­

gen von Grenzgängern .

24 . DEUTSCHLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

a ) Artikel 8 , 9 , 25 bis 27 und 29 bis 32 der Vereinbarung vom 10 . Dezember 1964 über die Durchführung des
Abkommens vom 20. April 1960 .

b ) Abkommen vom 29 . April 1977 über den Verzicht auf die Erstattung von Aufwendungen für Sachleistungen bei
Krankheit , Mutterschaft , Arbeitsunfall und Berufskrankheit , der Leistungen an Arbeitslose sowie der Kosten für
verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrollen .

25 . FRANKREICH — GRIECHENLAND

Keine

26 . FRANKREICH— IRLAND

Briefwechsel vom 30 . Juli 1980 und 26 . September 1980 über den gegenseitigen Verzicht auf Erstattung der
Sachleistungen der Kranken-, Mutterschafts-, Arbeitsunfall- und Berufskrankenversicherung sowie der Leistungen bei
Arbeitslosigkeit und der Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle (Artikel 36 Absatz 3 , Artikel 63
Absatz 3 und Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung sowie Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung).

27 . FRANKREICH — ITALIEN

Artikel 2 bis 4 der Verwaltungsvereinbarung vom 12 . April 1950 zur Durchführung des Allgemeinen Abkommens vom
31 . März 1948 (Zulage zu französischen Arbeitsunfallrenten ).
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28 . FRANKREICH — LUXEMBURG

a ) Vereinbarung vom 24 . Februar 1969 nach Artikel 51 der Verordnung Nr. 3 und die zur Durchführung dieser
Vereinbarung getroffene Verwaltungsvereinbarung vom gleichen Tag.

b) Vereinbarung vom 2. Juli 1976 über den Verzicht auf die in Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung ( EWG)
Nr. 1408 / 71 des Rates vom 14 . Juni 1971 vorgesehene Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen der
Kranken- /Mutterschaftsversicherung, die den Familienangehörigen eines Arbeitnehmers gewährt werden , die nicht
in demselben Land wie dieser wohnen .

c) Vereinbarung vom 2. Juli 1976 über den Verzicht auf die in Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung ( EWG )
Nr. 1408 / 71 des Rates vom 14 . Juni 1971 vorgesehene Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen der
Kranken- /Mutterschaftsversicherung, die ehemaligen Grenzgängern , deren Familienangehörigen oder deren Hin­
terbliebenen gewährt werden .

d ) Vereinbarung vom 2 . Juli 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen und
ärztlichen Kontrolle nach Artikel 105 Absatz 2 der Verordnung (EWG ) Nr . 574 / 72 des Rates vom 21 . März
1972.

29 . FRANKREICH — NIEDERLANDE

a) Briefwechsel vom 5 . Mai 1960 und vom 21 . Juni 1960 zu Artikel 23 Absatz 5 der Verordnung Nr. 3 ( Verzicht auf
Erstattung der Sachleistungen für Familienangehörige der Versicherten , für Rentenberechtigte und für Familienan­
gehörige der Rentenberechtigten ).

b) Vereinbarung vom 28 . April 1977 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten für die ärztliche Behandlung von
Rentenantragstellern und deren Familienangehörigen sowie von Familienangehörigen von Rentenberechtigten im
Rahmen der Verordnung.

c) Vereinbarung vom 28 . April 1977 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen und
ärztlichen Kontrolle aufgrund des Artikels 105 der Durchführungsverordnung.

30 . FRANKREICH — VEREINIGTES KÖNIGREICH

a ) Briefwechsel vom 25 . März 1977 und vom 28 . April 1977 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der
Verordnung (Vereinbarung über die Erstattung oder den Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für nach
Titel III Kapitel 1 oder 4 der Verordnung gewährte Sachleistungen ).

b ) Briefwechsel vom 25 . September 1980 und 27 . Januar 1981 zu Artikel 36 Absatz 3 der Verordnung ( gegenseitiger
unbefristeter Verzicht auf Erstattung der nach Artikel 28 , Artikel 28a und Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe a ) der
Verordnung gewährten Sachleistungen ).

c) Briefwechsel vom 25 . März 1977 und vom 28 . April 1977 zu Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung
(Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle).

31 . GRIECHENLAND — IRLAND

Gegenstandslos

32 . GRIECHENLAND — ITALIEN

Gegenstandslos

33 . GRIECHENLAND — LUXEMBURG

Gegenstandslos
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34 . GRIECHENLAND — NIEDERLANDE

Gegenstandslos

35 . GRIECHENLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Gegenstandslos

36 . IRLAND - ITALIEN

Gegenstandslos

37 . IRLAND — LUXEMBURG

Briefwechsel vom 26. September 1975 und vom 5 . August 1976 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der
Verordnung und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für
nach Titel III Kapitel 1 oder 4 der Verordnung gewährte Sachleistungen und der Kosten der verwaltungsmäßigen und
ärztlichen Kontrollen nach Artikel 105 der Durchführungsverordnung).

38 . IRLAND — NIEDERLANDE

Briefwechsel vom 28 . Juli 1978 und 10. Oktober 1978 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung
(teilweise gegenseitiger Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit , Mutterschaft ,
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten ).

39 . IRLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Briefwechsel vom 9 . Juli 1975 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung ( Vereinbarung über die
Erstattung oder den Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 oder 4 der Verordnung
gewährte Sachleistungen) und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Verzicht auf Erstattung der Kosten
der verwaltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle).

40 . ITALIEN — LUXEMBURG

Artikel 4 Absätze 5 und 6 der Verwaltungsvereinbarung vom 19 . Januar 1955 über die Einzelheiten der Durchführung
des Allgemeinen Abkommens über die soziale Sicherheit (Krankenversicherung der Arbeitnehmer in der Landwirt­
schaft).

41 . ITALIEN — NIEDERLANDE

a) Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 11 Absatz 3 der Verwaltungsvereinbarung vom 11 . Februar 1955 zur Durchführung
des Allgemeinen Abkommens vom 28 . Oktober 1952 (Krankenversicherung).

b) Vereinbarung vom 27 . Juni 1963 zur Durchführung des Artikels 75 Absatz 3 der Verordnung Nr. 4 ( Erstattung der
Sachleistungen für Rentenberechtigte und für ihre Familienangehörigen ).

42 . ITALIEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine
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43 . LUXEMBURG - NIEDERLANDE

a) Vereinbarung vom 1 . November 1976 über den Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßigen und
ärztlichen Kontrolle nach Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung.

b) Vereinbarung vom 3 . Februar 1977 über den Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für nach Artikel 19
Absatz 2 , Artikel 26 , Artikel 28 und Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 des Rates vom
14. Juni 1971 gewährte Sachleistungen der Kranken- /Mutterschaftsversicherung.

44 . LUXEMBURG - VEREINIGTES KÖNIGREICH

a) Briefwechsel vom 28 . November 1975 und vom 18 . Dezember 1975 zu Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung
(Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für aufgrund von Artikel 69 der Verordnung erbrachte Leistungen ).

b) Briefwechsel vom 18 . Dezember 1975 und vom 20. Januar 1976 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3
der Verordnung und Artikel 105 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (Verzicht auf Erstattung der Aufwendun­
gen für aufgrund der Kapitel 1 oder 4 des Titels III der Verordnung erbrachte Sachleistungen sowie in Artikel 105
der Durchfuhrungsverordnung genannte Kosten für die verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle).

45 . NIEDERLANDE - VEREINIGTES KÖNIGREICH

a) Artikel 3 Satz 2 der Verwaltungsvereinbarung vom 12 . Juni 1956 über die Durchführung des Abkommens vom
11 . August 1954 .

b) Briefwechsel vom 8 . Januar 1976 und vom 28 . Januar 1976 zu Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung ( Verzicht auf
Erstattung der Aufwendungen für nach Artikel 69 der Verordnung gewährte Leistungen ).

c) Briefwechsel vom 24. Februar 1976 und vom 5 . März 1976 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der
Verordnung (Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für nach Titel III Kapitel 1 oder 4 der Verordnung
gewährte Sachleistungen ).
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ANHANG 6

LEISTUNGSZAHLUNGSVERFAHREN

(Artikel 4 Absatz 6 , Artikel 53 Absatz 1 und Artikel 122 der Durchführungsverordnung)

Allgemeine Bemerkungen

Die Nachzahlungen und sonstigen einmaligen Zahlungen werden grundsätzlich über die Verbindungsstellen geleistet .
Die laufenden und andere Zahlungen werden nach den in diesem Anhang jeweils bezeichneten Verfahren vorgenom­
men .

A. BELGIEN

Unmittelbare Zahlung

B. DANEMARK

Unmittelbare Zahlung

C. DEUTSCHLAND

1 . Rentenversicherung der Arbeiter (Invalidität , Alter,
Tod):

a) im Verhältnis zu Belgien , Dänemark , Frankreich ,
Griechenland , Irland , Luxemburg und dem Ver­
einigten Königreich :

b ) im Verhältnis zu Italien :

unmittelbare Zahlung

Zahlung über die Verbindungsstellen ( nach Artikel 53
bis 58 der Durchführungsverordnung in Verbindung
mit den in Anhang 5 genannten Bestimmungen), sofern
der Empfänger nicht die unmittelbare Zahlung' der
Leistungen beantragt
Zahlung über die Verbindungsstellen ( nach Artikel 53
bis 58 der Durchführungsverordnung in Verbindung
mit den in Anhang 5 genannten Bestimmungen )

c) im Verhältnis zu den Niederlanden :

2 . Rentenversicherung der Angestellten und knappschaft­
liche Rentenversicherung (Invalidität, Alter , Tod):
a ) im Verhältnis zu Belgien , Dänemark , Frankreich ,

Griechenland , Irland, Italien , Luxemburg und dem
Vereinigten Königreich :

b ) im Verhältnis zu den Niederlanden:

unmittelbare Zahlung

Zahlung über die Verbindungsstellen ( nach Artikel 53
bis 58 der Durchführungsverordnung in Verbindung
mit den in Anhang 5 genannten Bestimmungen )
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unmittelbare Zahlung3 . Altershilfe für Landwirte :

4 . Unfallversicherung:
im Verhältnis zu allen Mitgliedstaaten : Zahlung über die Verbindungsstellen (nach Artikel 53

bis 58 der Durchführungsverordnung in Verbindung
mit den in Anhang 5 genannten Bestimmungen)

D. FRANKREICH

1 . Alle Systeme, außer dem System der Seeleute:

l . System der Seeleute:

unmittelbare Zahlung

Zahlung durch die hierzu bestimmte Stelle in dem
Mitgliedstaat , in dem der Berechtigte wohnt

E. GRIECHENLAND

Rentenversicherung der Arbeitnehmer (Invalidität, Alter,
Tod):

a ) im Verhältnis zu Frankreich :

b ) im Verhältnis zu Belgien , Dänemark , Deutschland,
Irland, Italien , Luxemburg, den Niederlanden und dem
Vereinigten Königreich :

Zahlung über die Verbindungsstellen

unmittelbare Zahlung

F. IRLAND

Unmittelbare Zahlung

G. ITALIEN

a ) ARBEITNEHMER

1 . Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenenrenten:

a ) im Verhältnis zu Belgien , Dänemark , Frank­
reich ( ausgenommen die französischen Berg­
arbeiterkassen), Griechenland , Irland , Luxem­
burg , den Niederlanden und dem Vereinigten
Königreich :

b ) im Verhältnis zu Deutschland und den französi­
schen Bergarbeiterkassen :

2 . Renten bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit :

b) SELBSTÄNDIGE:

unmittelbare Zahlung

Zahlung über die Verbindungsstellen

unmittelbare Zahlung

unmittelbare Zahlung

H. LUXEMBURG

Unmittelbare Zahlung
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I. NIEDERLANDE

1 . Im Verhältnis zu Belgien, Dänemark, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg und dem
Vereinigten Königreich:

2 . Im Verhältnis zu Deutschland:

unmittelbare Zahlung

Zahlung über die Verbindungsstellen ( Anwendung der
in Anhang 5 genannten Bestimmungen )

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Unmittelbare Zahlung
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ANHANG 7

BANKEN

(Artikel 4 Absatz 7, Artikel 55 Absatz 3 und Artikel 122 der Durchführungsverordnung)

A. BELGIEN: keine

B. DÄNEMARK : Danmarks Nationalbank (Dänische Nationalbank), Kebenhavn

C. DEUTSCHLAND: Deutsche Bundesbank, Frankfurt am Main

D. FRANKREICH: Banque de France ( Bank von Frankreich ), Paris

E. GRIECHENLAND : Τράπεζα της 'Ελλάδος, 'A0f|va ( Bank von Griechenland), Athen

F. IRLAND: Central Bank of Ireland (Irische Zentralbank), Dublin

G. ITALIEN : Banca Nazionale del Lavoro ( Staatliche Bank der Arbeit ), Roma

H. LUXEMBURG : Caisse d'Épargne (Sparkasse ), Luxembourg

I. NIEDERLANDE : keine

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH : Großbritannien : Bank of England ( Bank von England), London
Nordirland : Northern Bank Limited ( Nordbank Ltd ), Belfast

Gibraltar: Barclays Bank , Gibraltar



192 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 22 . 8 . 83

ANHANG 8

GEWAHRUNG DER FAMILIENLEISTUNGEN

(Artikel 4 Absatz 8 , Artikel 10a Absatz 1 Buchstabe d ) und Artikel 122 der Durchführungsverordnung)

Artikel 10a Absatz 1 Buchstabe d ) der Durchfuhrungs­
verordnung gilt

1 . Arbeitnehmer und Selbständige :
z ) mit einem Kalendermonat als Bezugszeitraum in

den Beziehungen zwischen — Deutschland und Frankreich

— Deutschland und Griechenland

— Deutschland und Irland

— Deutschland und Luxemburg

— Deutschland und dem Vereinigten Königreich
— Frankreich und Luxemburg

b ) mit einem Kalendervierteljahr als Bezugszeitraum in
den Beziehungen zwischen — Dänemark und Deutschland

— den Niederlanden und Deutschland , Dänemark ,
Frankreich , Luxemburg

2 . Selbständige:

mit drei Kalendermonaten als Bezugszeitraum in den
Beziehungen zwischen — Belgien und den Niederlanden
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ANHANG 9

BERECHNUNG DER JAHRESDURCHSCHNITTSKOSTEN FÜR SACHLEISTUNGEN

(Artikel 4 Absatz 9 , Artikel 94 Absatz 3 Buchstabe a ) und Artikel 95 Absatz 3 Buchstabe a ) der Durchführungs­
• Verordnung)

A. BELGIEN

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung des allgemeinen Systems der sozialen
Sicherheit berechnet .

B. DANEMARK

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der Systeme berechnet , die aufgrund
des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst , des Gesetzes über die Krankenhauspflege und — im Zusammen­
hang mit Rehabilitation — des Gesetzes über die Sozialhilfe eingeführt worden sind .

C. DEUTSCHLAND

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung folgender Versicherungsträger
berechnet :

1 . Für die Anwendung des Artikels 94 Absatz 3 Buch­
stabe a) der Durchführungsverordnung:

2 . Für die Anwendung des Artikels 95 Absatz 3 Buch­
stabe a ) der Durchführungsverordnung:

a ) Ortskrankenkassen

b ) Betriebskrankenkassen

c ) Innungskrankenkassen

d ) die Bundesknappschaft

e ) die Seekasse

f) Ersatzkassen für Arbeiter

g ) Ersatzkassen für Angestellte

h ) Landwirtschaftliche Krankenkassen

je nachdem , welche Kasse die Leistungen gewährt hat

a ) Ortskrankenkassen

b ) die Bundesknappschaft

ie nachdem , welche Kasse die Leistungen gewährt hat
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D. FRANKREICH

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung des allgemeinen Systems der sozialen
Sicherheit berechnet .

E. GRIECHENLAND

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung des von dem ' Ιδρυμα
Κοινωνικών Ασφαλίσεων ( IKA ) ( Institut für Sozialversicherung) verwalteten allgemeinen Systems der sozialen
Sicherheit berechnet .

F. IRLAND

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der Sachleistungen ( health services )
berechnet , welche die in Anhang 2 genannten Gesundheitsämter gemäß den „Health Acts* ( Gesundheitsgesetzen ) von
1947 bis 1970 gewähren .

G. ITALIEN

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der vom italienischen Staatlichen
Gesundheitsdienst erbrachten Leistungen berechnet .

H. LUXEMBURG

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der dem Code des assurances sociales
( Sozialversicherungsordnung) unterliegenden Krankenkassen berechnet .

I. NIEDERLANDE

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung des allgemeinen Systems der sozialen
Sicherheit berechnet .

Zur Berücksichtigung der Auswirkungen der neben­
stehenden Versicherungen wird jedoch eine Kürzung vor­
genommen : 1 . Invaliditätsversicherung ( Arbeidsongeschiktheids­

verzekering , WAO )

2 . Versicherung für besondere Krankheitskosten ( Ver­
zekering tegen bijzondere ziektekosten , AWBZ )

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleistungen werden unter Berücksichtigung der Sachleistungen berechnet , die der
Nationale Gesundheitsdienst im Vereinigten Königreich gewährt .
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ANHANG 10

TRAGER UND STELLEN, DIE VON DEN ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN BEZEICHNET WORDEN SIND

(Artikel 4 Absatz 10 der Durchführungsverordnung)

A. BELGIEN

1 . Bei Anwendung des Artikels 14 der Verordnung und
des Artikels 1 1 Absatz 1 Buchstabe a ) und Absatz 2 und
der Artikel 12a , 13 und 14 der Durchführungsverord­
nung: Office national de sécurité sociale , Bruxelles — Rijks­

dienst voor maatschappelijke zekerheid , Brussel ( Staatli­
che Anstalt für soziale Sicherheit )

2 . Bei Anwendung des Artikels 14b Absatz 1 der
Verordnung und des Artikels 11 der Durchführungsver­
ordnung : Caisse de secours et de prévoyance en faveur des marins

naviguant sous pavilion belge — Hulp- en voorzorgskas
voor zeevarenden onder Belgische vlag ( Hilfs- und Vor­
sorgekasse für die unter belgischer Flagge fahrenden
Seeleute), Antwerpen

3 . Bei Anwendung des Artikels 14a der Verordnung und
des Artikels IIa Absatz 1 Buchstabe a ) und des Arti­
kels 12a der Durchführungsverordnung : Institut national d'assurances sociales pour travailleurs

indépendants , Bruxelles — Rijksinstituut voor de socia­
le verzekeringen der zelfstandigen , Brussel ( Staatliche
Sozialversicherungsanstalt für Selbständige)

4 . Bei Anwendung des Artikels 17 der Verordnung und
— des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe b ) der Durch­

führungsverordnung: ministère de la prévoyance sociale , secrétariat général ,
service des relations internationales , Bruxelles — Mini­
sterie van Sociale Voorzorg , Secretariaat-generaal ,
Dienst Internationale Betrekkingen , Brussel ( Ministe­
rium für soziale Vorsorge , Generalsekretariat , Dienst
für internationale Beziehungen )

des Artikels IIa Absatz 1 Buchstabe b ) der Durch­
führungsverordnung: ministère des classes moyennes , administration des

affaires sociales , Bruxelles — Ministerie van Midden­
stand , Administratie Sociale Zaken , Brussel ( Ministe­
rium für den Mittelstand , Verwaltung für Soziale Ange­
legenheiten )

5 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2 , des Arti­
kels 81 , des Artikels 82 Absatz 2 , des Artikels 85
Absatz 2 und des Artikels 88 der Durchführungsverord­
nung

a ) im allgemeinen : Office national de l'emploi , Bruxelles — Rijksdienst
voor arbeidsvoorziening , Brussel ( Staatliche Anstalt für
Arbeit )

Pool des marins de la marine marchande — Pool van de
zeelieden ter koopvaardij ( Seemännische Heuerstelle der
Handelsmarine ), Antwerpen

b) für Seeleute :
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6 . Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung:
a ) Krankheit — Mutterschaft und Arbeitsunfall : Institut national d'assurance maladie-invalidité ,

Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering, Brussel ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung)

Fonds des maladies professionnelles , Bruxelles — Fonds
voor beroepsziekten , Brussel ( Kasse für Berufskrank­
heiten )

b ) Berufskrankheiten :

c ) Arbeitslosigkeit :
i ) im allgemeinen :

ii ) für Seeleute:

Office national de l'emploi , Bruxelles — Rijksdienst
voor arbeidsvoorziening , Brussel ( Staatliches Arbeits­
amt)

Pool des marins de la marine marchande — Pool van de
zeelieden ter koopvaardij ( Seemännische Heuerstelle der
Handelsmarine ), Antwerpen

Office national des allocations familiales pour travail­
leurs salariés , Bruxelles — Rijksdienst voor kinderbij­
slag voor werknemers , Brussel ( Staatliches Amt für
Familienbeihiifen an Arbeitnehmer)

d) Familienleistungen :

7 . Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung: Institut national d'assurance maladie-invalidité ,

Bruxelles — Rijksinstituut voor ziekte- en invaliditeits­
verzekering , Brussel ( Staatliche Anstalt für Kranken­
und Invaliditätsversicherung)

B. DÄNEMARK

I. DÄNEMARK, MIT AUSNAHME GRÖNLANDS

1 . Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 , des
Artikels IIa Absatz 1 , des Artikels 12a , des Arti­
kels 13 Absätze 2 und 3 , des Artikels 14 Absätze 1
bis 3 und des Artikels 113 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­

heit ), København

2 . Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 Buch­
stabe b), des Artikels 14a Absatz 1 Buchstabe b )
und des Artikels 14b Absätze 1 und 2 der Verord­
nung: Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­

heit ), København

Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ), København

3 . Bei Anwendung des Artikels 17 der Verordnung

4 . Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 , des
Artikels 70 Absatz 1 und des Artikels 82 Absatz 2
der Durchführungsverordnung: Sozialausschuß der Gemeinde , in der der Berechtigte

wohnt . In den Gemeinden København , Odense , Ålborg
und Arhus : Magistraten (Gemeindeverwaltung)
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5 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2 , des
Artikels 81 und des Artikels 85 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung: Arbejdsdirektoratet (Staatliches Arbeitsamt), Køben­

havn

6 . Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der
Durchfuhrungsverordnung:
a ) Erstattungen gemäß Artikel 36 , Artikel 63 und

Artikel 75 Absatz 2 der Verordnung: Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit ), København

b) Erstattungen gemäß Artikel 70 Absatz 2 der
Verordnung: Arbejdsdirektoratet (Staatliches Arbeitsamt), Køben­

havn

7. Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung:
a ) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 1 bis 5 sowie

Kapitel 7 und 8 der Verordnung: Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit^. Kahenhavn

b) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 6 der Verord­
nung: Arbejdsdirektoratet ( Staatliches Arbeitsamt), Køben­

havn

II . GRÖNLAND

1 . Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 und des
Artikels 113 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung:

2 . Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 , des
Artikels 70 Absatz 1 und des Artikels 82 Absatz 2
der Durchführungsverordnung:

3 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2 , des
Artikels 81 und des Artikels 85 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung:

>

4 . Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung:

Ministeriet for Grønland (Ministerium für Grönland),
København

Zuständige Gemeindeverwaltung

Arbejds- og socialdirektoratet ( Regionales Arbeits- und
Sozialamt), Godthåb

Erstattungen gemäß Artikel 36 , Artikel 63 und Arti­
kel 75 Absatz 2 der Verordnung: Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicher­

heit ), København

5 . Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung: Arbejds- og socialdirektoratet ( Regionales Arbeits- und

Sozialamt), Godthåb

C. DEUTSCHLAND

l . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der Durch­
führungsverordnung:
a ) je nach der Art der zuletzt ausgeübten Tätigkeit : die in Anhang 2 im Verhältnis zu den einzelnen Mit­

gliedstaaten genannten Träger der Rentenversicherung
der Arbeiter und der Angestellten
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b) läßt sich die Art dieser letzten Tätigkeit nicht
feststellen :

c) bei Personen , die nach den niederländischen
Rechtsvorschriften über die allgemeine Versiche­
rung für den Fall des Alters (Algemene Ouder­
domswet) während einer Tätigkeit versichert
waren, die nach den deutschen Rechtsvorschriften
nicht versicherungspflichtig gewesen wären:

die in Anhang 2 im Verhältnis zu den einzelnen Mit­
gliedstaaten genannten Träger der Rentenversicherung
der Arbeiter

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte , Berlin

2 . Bei Anwendung

a) des Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe a ), des Arti­
kels 14b Absatz 1 und bei Vereinbarungen nach
Artikel 17 der Verordnung, in Verbindung mit
Artikel 11 der Durchführungsverordnung,

b) des Artikels 14a Absatz 1 Buchstabe a), des Arti­
kels 14b Absatz 2 und bei Vereinbarungen nach
Artikel 17 der Verordnung, in Verbindung mit
Artikel IIa der Durchführungsverordnung,

c) des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe b), des Arti­
kels 14 Absatz 3 , des Artikels 14a Absätze 2 bis 4 ,
des Artikels 14c Absatz 1 Buchstabe a) und bei
Vereinbarungen nach Artikel 17 der Verordnung,
in Verbindung mit Artikel 12a der Durchführungs­
verordnung:

i) krankenversicherte Person:

ii ) nicht krankenversicherte Person :

Träger, bei dem sie krankenversichert ist

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte , Berlin

3 . Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 Buch­
stäbe b), des Artikels 14a Absatz 1 Buchstabe b), des
Artikels 14b Absatz 1 (in Verbindung mit Artikel 14
Absatz 1 Buchstabe b)), des Artikels 14b Absatz 2 ( in
Verbindung mit Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b)]
und des Artikels 17 der Verordnung: Bundesverband der Ortskrankenkassen, Bonn 2

4 . Bei Anwendung

a) des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und des Arti­
kels 14 Absätze 1 , 2 und 3 der Durchführungs­
verordnung:

b) des Artikels 13 Absatz 4 und des Artikels 14
Absatz 4 der Durchführungsverordnung:

Allgemeine Ortskrankenkasse Bonn , Bonn

Allgemeine Ortskrankenkasse Bonn , Bonn , außer im
Fall der Versicherung bei einer Ersatzkasse

5 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2 , des Arti­
kels 81 und des Artikels 82 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: das Arbeitsamt , in dessen Bezirk der letzte Wohn- oder

Aufenthaltsort des Arbeitnehmers in Deutschland liegt ,
oder , wenn der Arbeitnehmer während seiner Beschäfti­
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gung in Deutschland dort weder gewohnt noch sich
aufgehalten hat , das Arbeitsamt, in dessen Bezirk der
letzte Beschäftigungsort des Arbeitnehmers in Deutsch­
land liegt

6 . Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung: Arbeitsamt, in dessen Bezirk der letzte Beschäftigungs­

ort des Arbeitnehmers liegt

7 . Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der Durch­
fuhrungsverordnung:

a ) Familienbeihilfen (Kindergeld ), die einer Person
für eine Waise gewährt werden:

b) Kinderzuschüsse zu den Renten der gesetzlichen
Rentenversicherung:

Arbeitsamt Nürnberg

in Anhang 2 Teil C Nummer 2 als zuständige Träger
genannte Träger der Rentenversicherung der Arbeiter,
der Rentenversicherung der Angestellten und der knapp­
schaftlichen Rentenversicherung

8 . Bei Anwendung

a) der Artikel 36 und 63 der Verordnung und des
Artikels 102 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: Bundesverband der Ortskrankenkassen , Bonn 2 ; in den

in Anhang 3 der Durchführungsverordnung, Abschnitt
C Nummer 2 Buchstabe b) genannten Fällen : Hauptver­
band der gewerblichen Berufsgenossenschaften , Bonn

b) des Artikels 75 der Verordnung und des Arti­
kels 102 Absatz 2 der Durchführungsverordnung: Bundesanstalt für Arbeit , Nürnberg

9 . Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung:

a ) Erstattungen von Sachleistungen , die nicht lei­
stungsberechtigten Arbeitnehmern bei Vorlage der
Bescheinigung nach Artikel 20 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung gewährt wurden : Bundesverband der Ortskrankenkassen , Bonn 2 , aus

dem in Anhang VI der Verordnung, Abschnitt C Num­
mer 5 , genannten Ausgleichsfonds

b) Erstattungen von Sachleistungen , die nicht lei­
stungsberechtigten Arbeitnehmern bei Vorlage der
Bescheinigung nach Artikel 62 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung gewährt wurden :

i ) soweit bei Leistungsberechtigten ein Träger der
. Krankenversicherung zuständig gewesen wäre : Bundesverband der Ortskrankenkassen , Bonn 2 , aus

dem in Anhang VI der Verordnung , Abschnitt C Num­
mer 5 , genannten Ausgleichsfonds

ii) in den übrigen Fällen : Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf­
ten , Bonn
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10 . Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 2 der Verord­
nung: der Träger , an den die Rentenversicherungsbeiträge

abgeführt werden , oder , wenn der Antrag gleichzeitig
mit dem Rentenantrag oder nach diesem gestellt wird ,
der mit der Bearbeitung dieses Rentenantrags beauftrag­
te Träger

D. FRANKREICH

1 . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung: Direction regionale de la söcuritö sociale ( Regionaldirek­

tion für soziale Sicherheit )

Caisse primaire d'assurance maladie (örtliche Kranken­
kasse )

Caisse de mutualité sociale agricole ( Gegenseitigkeits­
kasse der Sozialversicherung in der Landwirtschaft )

2 . Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe a )
und des Artikels 12a der Durchfuhrungsverordnung:
a ) Mutterland

i ) allgemeines System :

ii ) landwirtschaftliches System:

iii ) Bergbausystem:

iv) System der Seeleute:

b ) Überseeische Departements
i ) im allgemeinen:

ii ) für Seeleute :

Société de secours minière ( Knappschaftsverein )
Section „Caisse de retraite des marins" du quartier des
affaires maritimes ( Abteilung „Rentenkasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion)

Caisse générale de sécurité sociale (Allgemeine Kasse für
soziale Sicherheit )

Section „Caisse de retraite des marins" du quartier des
affaires maritimes ( Abteilung „Rentenkasse für Seeleute"
der Schiffahrtsdirektion )

3 . Bei Anwendung der Artikel IIa Absatz 1 und 12a der
Durchführungsverordnung: Caisses mutuelles régionales ( Regionale Krankenkassen

auf Gegenseitigkeit )

4 . Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und
des Artikels 14 Absatz 3 der Durchführungsverord­
nung: Caisse primaire d'assurance maladie de la région pari­

sienne (örtliche Krankenkasse für den Raum Paris )

5 . Bei Anwendung des Artikels 17 in Verbindung mit
Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 14a Absatz 1 der
Verordnung:

i ) Systeme mit Ausnahme des landwirtschaftlichen
Systems:

ii ) landwirtschaftliches System :

Direction régionale des' affaires sanitaires et sociales
( Regionaldirektion für Gesundheits- und Sozialwesen )
Ministère de l'agriculture ( Landwirtschaftsministerium),
Paris
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6 . Bei Anwendung der Artikel 80, 81 , 82 Absatz 2 und
des Artikels 85 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: Direction départementale du travail et de la main­

d'oeuvre ( Departementsdirektion für Arbeit und Arbeits­
kräfte ) des Ortes , in dem die Beschäftigung ausgeübt
wurde, für die die Bescheinigung beantragt wird
örtliche Abteilung des staatlichen Arbeitsamts
Gemeindeverwaltung des Wohnorts der Familienange­
hörigen

7 . Bei Anwendung des Artikels 84 der Durchführungs­
verordnung:
a ) Vollarbeitslosigkeit : Association pour l'emploi dans l'industrie et le com­

merce (ASSEDIO ) ( Verband für Beschäftigung in Han­
del und Gewerbe) des Wohnorts der betreffenden Per­
son

Direction départementale du travail et de la
main-d'oeuvre ( Departementsdirektion für Arbeit und
Arbeitskräfte ) des Beschäftigungsorts der betreffenden
Person

b) Kurzarbeit :

8 . Bei Anwendung des Artikels 89 der Durchführungs­
verordnung: Direction départementale du travail et de la main­

d'œuvre ( Departementsdirektion für Arbeit und Arbeits­
kräfte)

9 . Bei Anwendung der Artikel 36 , 63 und 75 der Verord­
nung mit Artikel 102 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung: Centre de sécurité sociale des travailleur migrants

(Zentralstelle für die soziale Sicherheit der Wander­
arbeitnehmer), Paris

Association pour l'emploi dans l'industrie et le com­
merce (ASSEDIC ) (Verband für Beschäftigung in Han­
del und Gewerbe)

10 . Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung: Centre de sécurité sociale des travailleurs migrants

(Zentralstelle für die soziale Sicherheit der Wanderar­
beitnehmer), Paris

E. GRIECHENLAND

1 . Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 und des
Artikels 14b Absatz 1 der Verordnung in Verbindung
mit Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a ) der Durchfüh­
rungsverordnung:
a ) im allgemeinen :

b) für Seeleute:

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
(Sozialversicherungsanstalt ) , Athen
Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο, (NAT), Πειραιάς
( Rentenkasse für Seeleute ), Piräus

2 . Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe b )
Ziffer i ) der Verordnung und des Artikels 12a Ab­
satz 1 der Durchführungsverordnung: Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα

( Sozialversicherungsanstalt ( Athen )
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3 . Bei Anwendung des Artikels 14a Absatz 1 und des
Artikels 14b Absatz 2 der Verordnung in Verbindung
mit Artikel IIa Absatz 1 Buchstabe a) der Durchfüh­
rungsverordnung:
a ) im allgemeinen:

b ) für Seeleute:

4 . Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 2 der Verord­
nung:

a ) im allgemeinen :

b) für Seeleute:

5 . Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und
des Artikels 14 Absätze 1 und 2 der Durchführungs­
verordnung:

6 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2 und des
Artikels 85 Absatz 2 der Durchführungsverordnung:

7. Bei Anwendung des Artikels 81 der Durchführungs­
verordnung:

8 . Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 und des
Artikels 110 der Durchführungsverordnung
a) Familienbeihilfen, Arbeitslosigkeit :

b ) Leistungen für Seeleute :

c) sonstige Leistungen:

9 . Bei Anwendung des Artikels 82 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung:

10 . Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung

a) Leistungen für Seeleute :

b ) sonstige Leistungen:

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
(Sozialversicherungsanstalt ), Athen

Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT), Πειραιάς
( Rentenkasse für Seeleute), Piräus

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
(Sozialversicherungsanstalt), Athen

Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT), Πειραιάς ( Ren­
tenkasse für Seeleute), Piräus

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
(Sozialversicherungsanstalt ), Athen

Οργανισμός Απασχολήσεως Εργατικού Δυναμικού
(ΟΑΕΔ), Αθήνα (Amt für Beschäftigung der Arbeits­
kräfte), Athen

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα (So­
zialversicherungsanstalt ), Athen

Οργανισμός Απασχολήσεως Εργατικού Δυναμικού
(ΟΑΕΔ), Αθήνα ( Amt für Beschäftigung der Arbeits­
kräfte), Athen

Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT), Πειραιάς ( Pen­
sionskasse der Seeleute), Piräus

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
(SozialVersicherungsanstalt ) , Athen

Οργανισμός Απασχολήσεως Εργατικού Δυναμικού
(ΟΑΕΔ), Αθήνα (Amt für Beschäftigung der Arbeits­
kräfte), Athen

Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT), Πειραιάς ( Pen­
sionskasse der Seeleute ), Piräus

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα
(Sozialversicherungsanstalt ), Athen
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F. IRLAND

1 . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 , des Artikels 1 1
Absatz 1 , des Artikels IIa Absatz 1 , des Artikels 12a ,
des Artikels 13 Absätze 2 und 3 , des Artikels 14
Absätze 1 bis 3 , des Artikels 38 Absatz 1 , des Artikels
70 Absatz 1 , des Artikels 85 Absatz 2, des Artikels 86
Absatz 2 und des Artikels 91 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: Department of Social Weifare (Ministerium für Sozial­

ordnung), Dublin

2 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2 , des Arti­
kels 81 und des Artikels 82 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: Department of Social Weifare ( Ministerium für Sozial­

ordnung), Dublin , einschließlich der Provinzialstellen ,
die für die Gewährung von Leistungen bei Arbeitslosig­
keit zuständig sind

3 . a ) Bei Anwendung der Artikel 36 und 63 der Verord­
nung und des Artikels 102 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung:

b ) Bei Anwendung des Artikels 70 und des Artikels 75
Absatz 2 der Verordnung und des Artikels 102
Absatz 2 der Durchführungsverordnung:

Department of Health ( Ministerium für Gesundheitswe­
sen), Dublin

Department of Social Welfare (Ministerium für Sozial­
ordnung), Dublin

Department of Social Wei fare ( Ministerium für Sozial­
ordnung), Dublin

4 . a ) Bei Anwendung des Artikels 110 der Durchfuh­
rungsverordnung (bei Geldleistungen ):

b) Bei Anwendung des Artikels 110 (bei Sachleistun­
gen) und des Artikels 113 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: The Eastern Health Board (Gesundheitsamt für die

Region Ost ), Dublin 8

The Midland Health Board ( Gesundheitsamt für die
Region Mitte), Tullmore , Co . Offaly

The Mid Western Health Board (Gesundheitsamt für
die Region Mittelwest), Limerick

The North Eastern Health Board (Gesundheitsamt für
die Region Nord-Ost), Ceannanus Mor., Co . Meath

The North Western Health Board (Gesundheitsamt für
die Rpgion Nord-West), Manorhamilton , Co . Leitrim

The South Eastern Health Board (Gesundheitsamt für
die Region Süd-Ost), Kilkenny

The Southern Health Board (Gesundheitsamt für die
Region Süd), Cork

The Western Health Board ( Gesundheitsamt für die
Region West), Galway
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G. ITALIEN

1 . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung: Ministero del lavoro e della previdenza sociale (Arbeits­

Lind Sozialministerium), Roma

2 . Bei Anwendung des Artikels 1 1 Absatz 1 , des Artikels
13 Absätze 2 und 3 , des Artikels 14 Absätze 1 , 2 und 3
der Durchführungsverordnung: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche

Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Ente nazionale di previdenza ed assistenza medici
( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Ärzte )

Ente nazionale di previdenza ed assistenza farmacisti
( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für Apo­
theker )

Ente nazionale di previdenza ed assistenza veterinari
( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für Tier­
ärzte )

Ente nazionale di previdenza ed assistenza per le ostetri­
che (Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für
Hebammen)

Cassa nazionale di previdenza per gli ingegneri ed
architetti ( Staatliche Vorsorgekasse für Ingenieure und
Architekten )

3 . Bei Anwendung der Artikel IIa und 12a der Durchfüh­
rungsverordnung:

für Ärzte :

für Apotheker:

für Tierärzte:

für Hebammen :

für Ingenieure und Architekten :

für Vermessen

für Anwälte und Rechtsbeistände:

für Diplomkaufleute:

für Buch- und Wirtschaftsprüfer:

für Sozialrechtsberater:

für Notare :

für Zollagenten:

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
geometri ( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgekasse für
Vermesser )

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore
degli avvocati e dei procuratori ( Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Anwälte und Rechtsbeistände)

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
dottori commercialisti ( Staatliche Vorsorge- und Fürsor­
gekasse für Diplomkaufleute )

Cassa nazionale di previdenza ed assistenza a favore dei
ragionieri e periti commerciali ( Staatliche Vorsorge- und
Fürsorgekasse für Buch- und Wirtschaftsprüfer )

Ente nazionale di previdenza ed assistenza per i consu­
lenti del lavoro ( Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeein­
richtung für Sozialrechtsberater )

Cassa nazionale notariato ( Staatliche Kasse für
Notare)

Fondo di previdenza a favore degli spedizionieri doga­
nali ( Vorsorgefonds für Zollagenten )
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4. Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung:

5 . Bei Anwendung des Artikels 75 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung:

Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro (Staatliche Unfallversicherungsanstalt), Pro­
vinzialstellen

6 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, des Artikels
81 , des Artikels 82 Absatz 2, des Artikels 85 Absatz 2,
des Artikels 88 und des Artikels 91 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung: Istituto nazionale della previdenza sociale (Staatliche

Anstalt für soziale Vorsorge), Provinzialstellen

Ministero della sanità ( Gesundheitsministerium),
Roma

7. Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung:
a ) Erstattungen gemäß Artikel 36 der Verordnung:

b) Erstattungen gemäß Artikel 63 der Verordnung:
i) Sachleistungen :

ii ) Körperersatzstücke und größere Hilfsmittel :

c) Erstattungen gemäß den Artikeln 70 und 75 der
Verordnung:

Ministero della sanità (Gesundheitsministerium ),
Roma

Istituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro (Staatliche UnfallVersicherungsanstalt) ,
Roma

Istituto nazionale della previdenza sociale ( Staatliche
Anstalt für soziale Vorsorge) Roma

8 . Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung:
a) Krankheit (einschließlich Tuberkulose):

b ) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten :

i ) Sachleistungen :

ii ) Körperersatzstücke und größere Hilfsmittel :

Ministero della sanità (Gesundheitsministerium),
Roma

Ministero della sanità (Gesundheitsministerium),
Roma

Isituto nazionale per l'assicurazione contro gli infortuni
sul lavoro ( Staatliche Unfallversicherungsanstalt ),
Roma

H. LUXEMBURG

1 . Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 2 der Verord­
nung:

2 . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung:

Der je nach Art der ausgeübten beruflichen Tätigkeit
zuständige Träger

Das je nach Art der zuletzt im Großherzogtum ausgeüb­
ten Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit zuständi­
ge System
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3 . Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 , des Artikels
IIa Absatz 1 , des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und des
Artikels 14 Absätze 1 , 2 und 3 der Durchführungsver­
ordnung: Inspection générale de la sécurité sociale ( Generalin­

spektion für soziale Sicherheit ), Luxembourg

4 . Bei Anwendung des Artikels 12a der Durchführungs­
verordnung: Centre d'informatique, d'affiliation et de perception des

cotisations , commun aux institutions de sécurité sociale
(Gemeinsame Zentralstelle für Datenverarbeitung, Mit­
gliedschaft und Beitragseinzug für die Träger der sozia­
len Sicherheit ), Luxembourg

5 . Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2 , des Artikels
81 , des Artikels 82 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: Administration de l'emploi (Amt für Beschäftigungsfra­

gen), Luxembourg

6 . Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: Krankenkasse, bei der die betreffende Person zuletzt

versichert war

7 . Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung:

a ) Invalidität, Alter, Tod (Renten):
i ) für Arbeiter : Etablissement d'assurance contre la vieillesse et l'invali­

dité ( Alters- und Invaliditätsversicherungsanstalt ),
Luxembourg

Caisse de pension des employés privés ( Rentenkasse der
Privatangestellten ), Luxembourg

ii ) für Angestellte und selbständige Angehörige der
freien Berufe:

iii ) für Selbständige in Handwerk, Handel und
Industrie : Caisse de pension des artisans , des commerçants et

industriels ( Rentenkasse für Handwerker , Kaufleute
und Gewerbetreibende), Luxembourg

Caisse de pension agricole ( Landwirtschaftliche Renten­
kasse), Luxembourg

iv) für Selbständige in der Landwirtschaft :

b) Familienleistungen:
i ) für Arbeiter:

ii ) für Angestellte:

Caisse d'allocations familiales des ouvriers près l'Éta­
blissement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidité
(Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters­
und Invaliditätsversicherungsanstalt ), Luxembourg
Caisse d'allocations familiales des employés près la
Caisse de pension des employés privés , ( Kasse für
Familienbeihilfen an Angestellte bei der Rentenkasse der
Privatangestellten ), Luxembourg
Caisse d'allocation familiales des travailleurs non sala­
riés ( Kasse für Familienbeihilfen an Selbständige),
Luxembourg

iii) für Selbständige:
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Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers
(Staatliche Arbeiterkrankenkasse), Luxembourg
Association d'assurance contre les accidents , section
industrielle ( Unfallversicherungsanstalt , gewerbliche
Abteilung), Luxembourg

Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung:
a) Krankheit , Mutterschaft:

b ) Arbeitsunfälle :

c) Arbeitslosigkeit :

d ) Familienleistungen:

Administration de l'emploi ( Amt für Beschäftigungsfra­
gen), Luxembourg

Caisse d'allocation familiales des ouvriers près l'Établis­
sement d'assurance contre la vieillesse et l'invalidité
( Kasse für Familienbeihilfen an Arbeiter bei der Alters­
und Invaliditätsversicherungsanstalt), Luxembourg

9 . Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 der Durch­
fuhrungsverordnung:
a) Krankheit, Mutterschaft : Caisse nationale d'assurance maladie des ouvriers

(Staadiche Arbeiterkrankenkasse), Luxembourg
b) Arbeitsunfälle: Association d'assurance contre les accidents , section

industrielle ( Unfallversicherungsanstalt , gewerbliche
Abteilung), Luxembourg

I. NIEDERLANDE

1 . Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 , des Artikel 1 1
Absatz 1 , des Artikels Ha Absatz 1 , des Artikels 12a ,
des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und des Artikels 14
Absätze 1 und 2 der Durchführungsverordnung: Sociale Verzekeringsraad ( Sozialversicherungsrat), Zoe­

termeer

2 . Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 3 der Durchfüh­
rungsverordnung, für Hilfskräfte der Europäischen
Gemeinschaften , die nicht in den Niederlanden wohnen
(nur für Sachleistungen): Algemeen Nederlands Onderling Ziekenfonds (Allge­

meine niederländische Krankenkasse auf Gegenseitig­
keit ), Utrecht

3 . Bei Anwendung des Artikels 82 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging (Neue allgemeine

Berufsgenossenschaft), Amsterdam

4. Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung:
a ) Erstattungen gemäß den Artikeln 36 und 63 der

Verordnung:

b) Erstattungen gemäß Artikel 70 der Verordnung:

c) Erstattungen gemäß Artikel 75 der Verordnung:

Ziekenfondsraad ( Krankenkassenrat), Amstelveen

Algemeen Werkloosheidsfonds (Allgemeine Arbeitslo­
senkasse), Zoetermeer

Sociale Verzekeringsbank (Sozialversicherungsanstalt),
Amsterdam
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J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

1 . Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 , der Artikel
IIa Absatz 1 und 12a , des Artikels 13 Absätze 2 und 3 ,
des Artikels 14 Absätze 1 , 2 und 3 , des Artikels 38
Absatz 1 , des Artikels 70 Absatz 1 , des Artikels 80
Absatz 2 , des Artikels 81 , des Artikels 82 Absatz 2 , des
Artikels 91 Absatz 2 , des Artikels 102 Absatz 2 und des
Artikels 110 der Durchführungsverordnung:
Großbritannien: Department of Health and Social Security , Overseas

Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit — Internationaler Dienst), Newcastle upon
Tyne NE 98 ÎYX

Nordirland: Department of Health and Social Services , Overseas
Branch ( Ministerium für Gesundheitswesen und soziale
Dienste — Internationaler Dienst), Belfast BT4 3HH

2. Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 und des
Artikels 86 Absatz 2 der Durchführungsverordnung:
Großbritannien: Department of Health and Social Security , Child Benefit

Centre (Washington ) ( Ministerium für Gesundheitswe­
sen und soziale Sicherheit — Kindergeldstelle , Washing­
ton ), Newcastle upon Tyne NE88 IAA

Nordirland: Department of Health and Social Services , Overseas
Branch (Ministerium für Gesundheitswesen und Sozial­
dienste — Internationaler Dienst ), Belfast BT4 3HH
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ANHANG 11

SYSTEME NACH ARTIKEL 35 ABSATZ 2 DER VERORDNUNG

(Artikel 4 Absatz 11 der Durchführungsverordnung)

A. BELGIEN

System zur Ausweitung der Krankenversicherung ( Sachleistungen ) auf Selbständige

B. DÄNEMARK

Keine

C. DEUTSCHLAND

Keine

D. FRANKREICH

System für nicht in der Landwirtschaft tätige Selbständige
Gemäß Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung:
— Das System der Kranken- und Mutterschaftsversicherung für nichtlandwirtschaftliche

Beschäftigung gemäß dem Gesetz vom 12 . Juli 1966 in der geänderten Fassung .

E. GRIECHENLAND

1 . Versicherungskasse der Handwerker und Kleingewerbetreibenden (TEBE )
2 . Versicherungskasse für Kaufleute
3 . Krankenkassen für Rechtsanwälte :

a ) Vorsorgekasse Athen
b) Vorsorgekasse Piräus
c) Vorsorgekasse Saloniki
d) Krankenkasse für Provinzanwälte ( TYDE )

4 . Renten- und Versicherungskasse der im Gesundheitswesen tätigen Personen

F. IRLAND

Keine

G. ITALIEN

Keine
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H. LUXEMBURG

Keine

I. NIEDERLANDE

Keine

J. VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine
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